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Vorwort 11 


Vorwort 


Dieses Buch handelt von den Gefahren, die allen Völkern, ihren 
Kulturen und Traditionen von der Globalisierung drohen. Zunächst 
gilt es deshalb, den Begriff >Globalisierung< näher zu bestimmen: 

Das Wort an sich ist jüngeren Datums; in älteren Wörterbüchern 
und Enzyklopädien ist es nicht finden. Den meisten Zeitgenossen 
bedeutet der Begriff >Globalisierung< eine Art neuer Weltordnung, 
eine wahrscheinlich schicksalhaft vorherbestimmte und unentrinn- 
bare Entwicklungsstufe der Menschheit. Folgten bisher Entschei- 
dungsprozesse den Imperativen regionaler und partikularer Herr- 
schaftsstrukturen, so führt die >Globalisierung<s, vor allem im Rahmen 
der >westlichen Wertegemeinschaft<, offensichtlich und unaufhalt- 
sam zu einer Übereinstimmung und zu weitgehenden Absprachen 
in der Außen-, Finanz- und Wirtschaftspolitik, die mit der schritt- 
weisen Aufgabe der nationaler Souveränität einhergehen. Die >Glo- 
balisierung< wird von vielen Menschen als eine drohend schweben- 
de Gefahr empfunden, die keinem sichtbaren, regional faßbaren, 
persönlich erkennbaren Feindbild zugeordnet werden kann. In jüng- 
ster Zeit ist es Mode geworden, weltweit agierende, nirgendwo be- 
heimatete Kartelle, Konzerne und Monopole als >Globalisierungs- 
heuschrecken< zu bezeichnen, denen die Begriffe >nationale 
Verantwortung< und >sozial ausgewogenes Wirtschaftern Fremdwör- 
ter sind und die zu Gunsten ausschließlich an Profitmaximierung 
interessierter >share holders< bereit sind, ganze Betriebe auszusiedeln, 
Erzeugungsprozesse >outzusourcen<, Arbeitnehmer lediglich als Ko- 
stenfaktor anzusehen und als billige, jederzeit und überall austausch- 
bare Humanressourcen zu behandeln. 

In ihrer großen Mehrheit sind die Volksangehörigen der von Glo- 
balisierung bedrohten oder bereits vereinnahmten Länder überzeugt, 
daß weder ihnen persönlich und ihrem Familienverband noch dem 
Weiterbestehen ihrer ererbten Kulturen, Traditionen, religiösen Be- 
kenntnisse und sittlichen Wertvorstellungen Gefahr droht. Den we- 
nigsten ist bewußt, daß >Globalisierung< eine Kampfansage an jede 
Art nationalen, konfessionellen und kulturellen Bekenntnisses ist. 
Die wenigsten bemerken (oder wollen bemerken), daß die >Globali- 
sierung< längst in die Bereiche Politik, Kultur, Umwelt, Wissenschaft, 
Forschung, Wirtschaft, Landesverteidigung, Ernährung, Sport, ein- 
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gedrungen ist und die EntScheidungsprozesse dort zunehmend be- 
herrscht. 

Den >Globalisierern< geht es ganz einfach um die lückenlose Herr- 
schaft über die ganze Welt. Dieses Ziel können sie nur erreichen, 
wenn alle Völker durch Umerziehung und Vermischung gleichge- 
schaltet wereden, wenn ihre überkommenen Kulturen, Religionsbe- 
kenntnisse, Sitten, Wertvorstellungen und Traditionen in Vergessen- 
heit geraten. 

Kein neues Weltreich soll entstehen, sondern ein von keinerlei 
Grenzen behinderter erdumspannender Weltmarkt ohne Grenzen. 
Sind erst alle Grenzen abgeschafft, brauchen diese auch nicht mehr 
verteidigt zu werden, entfallen alle nationalen und territorialen Son- 
derinteressen, verschwinden alle über viele Jahrtausende natürlich 
gewachsenen kulturellen, religiösen und sittlichen Wertvorstellun- 
gen im großen Brei der gleichgeschalteten >Einen Welt<. Wo sämtli- 
che Werte abgeschafft sind, ist alles nur noch Ware; und jede Ware - 
ob Mensch, Tier, Natur, Kunstwerk, politische Überzeugung - hat 
ihren Preis. Und was einen Preis hat, ist stets käuflich, verkäuflich 
und auch verkaufbar. Angestrebter Endzweck der >Globalisierer< sind 
weder Ehrung noch Lorbeerkranz, weder göttlicher Lohn noch der 
Ritterschlag, sondern ausschließlich der erzielte fette Profit. 

Ist deshalb jeder kleine Kleinaktionär, Börsenspekulant, Chef ei- 
nes internationalen Konzerns oder Funktionär einer Lizenzpartei 
gleich ein Verräter an seinem Volk? Keineswegs, denn weder ist 
Gewinnstreben ehrenrührig, ein Aufstieg in der Karriereleiter ver- 
pönt, noch ist das Erstreben einer hohen Stellung in Politik und Wirt- 
schaft zu verurteilen. Als Gradmesser möge sich jeder Zeitgenosse 
nach dem kategorischen Imperativ richten, daß seine Entscheidun- 
gen stets sozial verträglich zu sein haben und nie entgegen den In- 
teressen seines Volkes gefällt werden dürfen. Internationale Abma- 
chungen und grenzüberschreitende Zusammenarbeit zum Wohle der 
an ihnen interessierten Völker hat es schon immer gegeben und sind 
nicht mit >Globalisierung< zu verwechseln. 

Haben wir im Laufe unseres Lebens nicht alle irgendwann die 
Sehnsucht nach Emanzipation, nach Selbstbefreiung durch >Globa- 
lisierung< verspürt? Bedeutet denn diese nicht die Verwirklichung 
unserer Träume, beengende Grenzen zu sprengen, über den Teller- 
rand der engeren Heimat zu schauen, die Befreiung von überholten 
Zwängen, von familiären, kulturellen und traditionsbedingten 
Schranken anzustreben? Besteht denn die Menschheit nicht aus vie 
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len, uns wesensgleichen Millionen von Brüdern und Schwestern, die 
nur darauf warten, von uns Selbstbefreiten eng umschlungen, ans 
Herz gedrückt und geküßt zu werden? Nein, denn in Wirklichkeit 
ist die Welt von Völkern und ihren Angehörigen bewohnt, deren 
Wesen und Seelen vorgeprägt, daher vorbestimmt sind und durch 
keinen menschlichen Willensakt abgeändert werden können. 

Die >Globalisierung< ist keineswegs eine unabwendbare Natur- 
katastrophe, die die Menschheit heimsucht, wie der Einschlag eines 
Meteors, ein Vulkanausbruch oder ein Erdbeben. Sie ist eine von 
ganz wenigen machtvollen Entscheidungsträgern geplante und mit 
allen ihnen zur Verfügung stehenden finanziellen, politischen und 
propagandistischen Mitteln angestrebte materialistische Weltherr- 
schaft, die den Interessen einer verschwindend kleinen Minderheit 
von Nutznießern dient und nur durch die vorherige Auslöschung 
jeglichen Eigenlebens der Völker umgesetzt werden kann. Sowohl 
ihre Strategie zur Erringung der Welteroberung als auch ihre Kriegs- 
erklärung an die Völker der Welt liegen nun mehr auch schriftlich 
vor. Davon wird dieses Buch berichten. 

Der Verfasser hat viele Jahrzehnte in einigen Ländern Europas, 
Nord- und Südamerikas sowie des Nahen Ostens gelebt und gear- 
beitet. Weil er in jedem einzelnen Land Gelegenheit hatte, das Wert- 
volle an der Eigenart und deshalb auch die Einzigartigkeit der ver- 
schiedenen Völker und Kulturen zu schätzen und zu achten gelernt 
hat, ist er selbst zu einem bekennenden Nationalen und deshalb zu 
einem guten Europäer geworden. Er ist von der Notwendigkeit der 
Schaffung eines Kerneuropas der Vaterländer überzeugt und for- 
dert, daß nur solche Staatsmänner in diesem Europa das Sagen ha- 
ben dürfen, die zuvor ihre nationale Pflicht und Gesinnung als gute 
Deutsche, Franzosen, Italiener, Spanier und andere im Dienste ihrer 
Völker unter Beweis gestellt haben. Dies ist das Gebot der Stunde, 
dies ist die Aufgabe der Jugend Europas, will sie den Herausforde- 
rungen des angehenden 21. Jahrhunderts erfolgreich begegnen und 
der angedrohten Vernichtung durch die >Globalisierer< siegreich 
widerstehen. 
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1. Kapitel 


Kriegserklärung der Globalisierer 
an alle Völker der Welt 


Der 11. September 2001: ein Schicksalstag der Menschheit 


Niemals zuvor hatte es - dank weltweiter und zeitgleich mit den 
Geschehnissen erfolgender Berichterstattung - ein Datum gegeben, 
an dem einer Nation aus allen Ländern der Welt eine solche Welle 
der Anteilnahme und Betroffenheit entgegenschlug, wie der ameri- 
kanischen am 11. September 2001, als Milliarden Menschen, ob in 
Großstädten oder abgelegenen Dörfern, ob in Zelten, Jurten, Pago- 
den oder in Elendsquartieren der Dritten Welt ihre Tätigkeiten jäh 
unterbrachen, um gebannt die Bilder zu betrachten, den Nachrich- 
ten zu lauschen, die von allen Fernseh- und Radiostationen im Er- 
denrund >live< von den Terrorangriffen auf New York und Washing- 
ton gesendet wurden. Mit größter Spannung warteten nun die Völker 
und ihre Regierungen, welche Entscheidungen der Große Mächtige 
Weise Vater im Weißen Haus zu Washington treffen, welche Maß- 
nahmen er ergreifen würde. 

Theoretisch standen den politischen Entscheidungsträgern in 
Washington und New York zwei Alternativen zur Wahl: Die erste 
hätte darin bestehen können, daß der US-Präsident zunächst die 
Regierenden und Völker in aller Welt aufruft, die USA bei der Suche 
nach den Tätern und ihren Hintermännern zu unterstützen. Kein 
einziger Staat, keine religiöse Sekte, keine noch so radikale Organi- 
sation, ja nicht einmal die Taliban hätten sich verweigert. Sie hätten 
sich nicht verweigert, sofern - und das ist das Entscheidende - der 
US-Präsident diese einmalige Gelegenheit, die ihm Clio, die Muse 
der Geschichte, an diesem Schicksalstag auf einem goldenen Tablett 
darbrachte, ergriffen hätte, um als unbestrittener Führer der größ- 
ten Militärmacht aller Zeiten, als >arbiter mundi, als unangefochte- 
ner Oberschiedsrichter auf Erden, die Regierungschefs und religiö- 
sen Oberhäupter aus aller Welt als Gleichberechtigte zu einer 
Friedenskonferenz unter seiner Schirmherrschaft ohne Vorbedingun- 
gen einzuladen. Ziel dieser Konferenz wäre es gewesen, die seit Jahr- 
zehnten in allen fünf Kontinenten schwelenden Konflikte gerecht zu 
lösen - vor allem den alle anderen Krisenherde überschattenden Kon- 
flikt um das Pulverfaß Nahost, an dem Tausende brennende Lunten 
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gelegt sind und bei dem es schon lange nicht mehr um die Frage 
geht, ob, sondern nur noch wann es allen Erdbewohnern um die 
Ohren fliegen wird. 

Wie ein zweiter ALEXANDER DER GROSSE hätte er dastehen können, 
der George W. BUSH, als ein Aniketos, ein Unbesiegter und Unbe- 
siegbarer, und noch zu seinen Lebzeiten seine Apotheose als Pacifex 
(Friedensmacher) erleben können. Jede Regierung, Religionsgemein- 
schaft, politische Organisation wäre im Falle ihrer Weigerung, an 
dieser Weltfriedenskonferenz teilzunehmen, mit Acht und Bann be- 
legt worden. Doch diese Alternative blieb ein Wunschtraum, denn 
in Folge der in den USA alle Politik beherrschenden normativen Kraft 
des Faktischen hatte der US-Präsident in Wirklichkeit keine Optio- 
nen, also mußte er sich für die zweite Alternative entscheiden: für 
den Krieg! Einen Krieg gegen die >Achse des Bösem, gegen willkür- 
lich zu >Schurkenstaaten< erklärte Länder. Für einen >Kreuzzug< im 
Namen der >Universal }ustice< (der universellen Gerechtigkeit), denn 
die USA seien von der islamisch fundamentalistischen Terrororga- 
nisation Al Qaida angegriffen worden. Als seien sie allesamt gekauft, 
verkündeten die gleichgeschalteten Medien Horrorgeschichten über 
Osama den Leibhaftigen, der von einem geheimen Hauptquartier 
im fernen Hindukusch aus wie ein Doktor No die Fäden ziehe, um 
Amerika, ja, die ganze >westliche Wertegemeinschaft< mit Terror zu 
überziehen. Die gefundenen Beweise seien unwiderlegbar: In den 
brennenden Trümmern des World Trade Center sei der Reisepaß 
des als Oberterroristen und Flugzeugentführer entlarvten Mohamed 
ATTA, in seinem zurückgelassenen Wagen gar ein Bekennerbrief ge- 
funden worden. 


Kriegserklärung an die >Terroristen< 


Jetzt konnten sie jubeln, die übermächtigen Hintermänner aus Lo- 
gen und Lobbies der Hochfinanz, des Big Business, der Öl- und Rü- 
stungskartelle, die Interessensvertreter politischer und ethnischer 
Sonderinteressen! Jetzt würden sie die Milliarden Dollar, die sie in 
den Wahlkampf ihres Kandidaten George W. BUSH investiert hatten, 
mit vielfachem Gewinn wieder herausholen. Endlich wieder Krieg, 
und das bedeutete - man kennt das schon von zwei Weltkriegen 
und dem Kalten Krieg her - das allerbeste und sicherste Geschäft. 
Denn schon am Abend des 11. September wandte sich der amerika- 
nische Präsident vom Oval Office im Weißen Haus aus über alle Fern- 
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Unmittelbar nach dem 11. 
September steckte George W. 
BusH die Front ab: »Wer nicht 

mit uns ist, ist gegen uns!« 
»Ich will sie tot oder leben- 
dig!« BusHs entscheidender 
Fehler war, die >Achse des 
Bösen< therapieren zu wollen. 
BusHs Therapie: » Das Überle- 
ben der Freiheit in unserem 
Land hängt zusehends vom 

Erfolg der Freiheit in ihren 

Ländern.« Zu dem im Septem- 
ber 2001 vom Zaun gebro- 
chenen Krieg meint Alain DE 
BENOIST: »Der Krieg gegen den 
Terrorismus ist der erste 
postmoderne und >heimliche< 

Krieg, der erste Krieg der 

Globalisierung. « 


seh- und Radiostationen des Landes an sein Volk und erklärte: »Das 
ist nicht nur eine terroristische, sondern eine kriegerische Handlung, 
keiner von uns wird diesen Tag vergessen, doch wollen wir voran- 
schreiten, um die Freiheit und all das, was gut und gerecht ist in der 
Welt, zu verteidigen.« Den Mitgliedern seines Nationalen Sicherheits- 
rates teilte er gleich anschließend mit: »Wir haben beschlossen, nicht 
nur alle zu bestrafen, die den Attentätern, sondern auch Terroristen 
Unterschlupf gewähren.« 

Im September 2002, ein Jahr nach den Anschlägen zu New York 
und Washington, verkündete der amerikanische Präsident urbi et orbi 
die neue >National Security Strategy of the USA<. Diesem selbstherr- 
lichen Dekret zufolge würden es die US-Streitkräfte niemals zulas- 
sen, daß potentielle Gegner militärisch aufrüsteten, mit der Absicht, 
die USA zu überholen oder auch nur mit ihnen gleichzuziehen. Fort- 
an würden die USA das Recht beanspruchen, in »vorweggenomme- 
ner Notwehr« (anticipatory self defence) und zwecks Zwangsbefrei- 
ung und Zwangsdemokratisierung militärische Präventivschläge 
gegen Länder zu führen, die willkürlich zu >Schurkenstaaten< (>rogue 
states<) erklärt werden. Wie immer man die Hintergründe und Ursa- 


18 Richard Melisch - Der letzte Akt 


chen der Anschläge des 11. September 2001 beurteilen und welche 
Folgerungen man aus ihnen ziehen mag, in einem Punkt sind sich 
alle einig: Für die in Washington am Ruder befindliche Clique von 
Neokonservativen und Globalisierern bedeuteten sie wahrlich ein 
Geschenk des Himmels, ähnlich, wie einst der japanische Überfall 
am 7. Dezember 1941 auf Pearl Harbor US-Präsident Franklin D. 
ROOSEVELT und seinen zum Krieg entschlossenen Hintermännern 
höchst gelegen kam, waren doch beide Ereignisse das ersehnte Er- 
gebnis einer >self fulfilling prophecy<, das heißt einer sich in wunder- 
barer Weise selbst erfüllenden Prophezeiung. 

War denn diese Drohung aus Washington auch gegen uns brave 
europäische Lämmchen gerichtet? Nie und nimmer! Konnte sich auch 
nur ein einziges der 15 gleichgeschalteten EU-Mitglieder von BUSHS 
Kriegserklärung an alle >Schurkenstaaten< betroffen fühlen? Völlig 
ausgeschlossen! War es überhaupt denkbar, daß der amerikanische 
Bannfluch jemals einen seiner europäischen Vasallen treffen könn- 
te? Das wäre unvorstellbar! Würden die 15 EU-Länder in ihrer Mitte 
einen Judas dulden, der die Ideale der westlich demokratischen 
Wertegemeinschaft und die seit Jalta und Potsdam gültige Neue 
Weltordnung verriete? Geradezu lächerlich! Gab es ein einziges Land 
in EU-ropa, das finsteren Selbstmordattentätern Asyl gewähren 
würde? 

Doch wen meinte denn George W. BUSH mit »Terroristen«? Aus- 
schließlich die finsteren Taliban im fernen Hindukusch und andere 
grimmige Islamisten? Oder fielen nach seiner Überzeugung unter 
diesen Begriff nicht auch weltweit alle Resistancebewegungen ge- 
gen Fremdherrschaft und Besatzer, alle Widerstandskämpfer gegen 
jede Art von Ausbeutung durch Raubkapitalismus, Globalisierungs- 
heuschrecken und Spekulanten, alle sich gegen den Abbau und das 
Verleugnen von nationalen Traditionen, Kulturen und Bekenntnis- 
sen entgegenstemmenden Parteien und Konfessionen, die sich nicht 
der Neuen Weltordnung >made in the USA< unterworfen haben? Ja, 
war denn letztendlich nicht jeder Einzelne von uns auf Gottes wei- 
ter Erde, der gern der Art verbunden bleiben mochte, als dessen Glied 
in einer sehr langen Kette von Altvorderen ihn Gott gestellt, jeder 
Einzelne, der stets dem Lande treu dienen wollte, in dessen Volks- 
gemeinschaft ihn Gott das Licht der Welt hatte erblicken lassen, nicht 
schon ein potentieller Terrorist? 
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Jeder ein >Terrorist<, 
der sich den Globalisierern in den Weg stellt 


War denn nicht gerade erst ein Jahr zuvor das brave, angepaßte und 
längst nicht mehr souveräne kleine Österreich vom Bannstrahl der 
Internationalen Völkergemeinschaft getroffen worden? War es nicht 
von den 14 anderen US-Vasallen als >Judas< entlarvt worden, als 
Verräter an den weltweit anerkannten Nachkriegsdogmen? Was hatte 
Österreich sich zuschulden kommen lassen? Es hatte zugelassen, daß 
ein gewisser Jörg HAIDER, der Chef der >Freiheitlichen<, der zweit- 
stärksten Partei im Lande, mit der >Volkpartei<, der drittstärksten, 
die neue Regierung bilden durfte. HAIDER galt als >Populist<, der auf 
Grund einiger politisch unkorrekter Bemerkungen zu Ereignissen 
aus der Zeit zwischen 1933 und 1945 unangenehm aufgefallen war. 
Er kritisierte die EU und hatte gegenüber dem Wiener Wochenma- 
gazin News behauptet, die EU sei genauso unmoralisch und deka- 
dent wie das alte Rom und leide unter einer ausufernden Struktur 
und Bürokratie. Dies habe ihm die Stimmen von hunderttausend 
>Ewiggestrigen< und braunen Nostalgikern in Österreich eingebracht. 
Er hatte sich erdreistet, ein »Europa für die Bürger« in einem - horri- 
bile dictu - »Europa der Völker« zu fordern, und hatte sich mit sol- 
chen und ähnlichen Aussagen bald zum Gottseibeiuns der Brüsseler 
Spitzen und anderen EU-Regierungen emporstilisiert. Diese zöger- 
ten deshalb keinen Augenblick, am 31. Januar 2000 Österreich nicht 
nur im politischen, sondern auch im kulturellen, wissenschaftlichen, 
gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Bereich mit Sanktionen und 
Boykottmaßnahmen zu belegen. 

Fortan wurde in den Hauptstädten EU-ropas weder auf dem di- 
plomatischen Parkett noch auf internationalen Konferenzen öster- 
reichischen Delegierten die Hand gereicht. In Paris wurden die Wie- 
ner Philharmoniker vor einem Konzert zur Abgabe einer gegen die 
eigene Regierung gerichteten Erklärung genötigt, in Brüssel verwei- 
gerte die Gewerkschaft der Taxifahrer den Transport von Fahrgä- 
sten aus Österreich, in allen Ländern der EU wurden die völkerver- 
bindenden Schüleraustauschprogramme mit Österreich eingestellt, 
in Holland kursierte ein Liedtext mit dem Refrain »Kauft nicht bei 
Österreichern«, der deutsche Finanzminister Hans EICHEL stellte fest, 
Österreich sei nicht mehr »gemeinschaftsfähig«, und mehrere deut- 
sche Organisationen riefen zu einem Österreichboykott auf. Ein 
Schuß, der allerdings nach hinten losging, denn im Jahre 2000 be- 
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suchten mehr deutsche Touristen die Alpenrepublik als jemals zu- 
vor. Doch von Lissabon bis Helsinki, von Athen bis Washington 
warnten die Regierungen und die systemkonformen Medien, Ge- 
fahr sei in Verzug, und so machte sich die westliche Wertegemein- 
schaft daran, mit der braunen Gefahr im >Mekka der Neonazis< ein 
für allemal aufzuräumen. 

»Auch HITLER hat klein angefangen«, warnten Paul SPIEGEL, der 
damalige Präsident des Zentralrates der Juden in Deutschland, und 
der belgische Außenminister Louis MICHEL. CNN brachte eine Re- 
portage über Österreich: In die Bilder des wahlredenden HAIDER 
wurden Hakenkreuzfahnen und im Stechschritt marschierende SA 
eingeblendet. Im Simon Wiesenthal-Zentrum von Los Angeles wur- 
de HAIDERS Bild zwischen Idi AMIN und anderen Massenmördern 
ausgestellt. Auch deutsche Medien beteiligten sich an der Hetze ge- 
gen Österreich: Als »heilsame Zurückweisung« beschrieb Michael 
FRANK, Österreichkorrespondent der Süddeutschen Zeitung, die deut- 
sche Mitwirkung an den Sanktionen, diese würden »Österreich bei 
seiner Emanzipation helfen«, während Der Spiegel (5/2000) wohltu- 
end objektiv einräumte: »Fest steht: Weder hat HAIDER den Holo- 
caust geleugnet, noch Juden geschmäht oder östlichen Lebensraum 
gefordert. ..« 

Worum ging es also? »Das Problem ist, daß es zum ersten Mal 
eine rechtsextreme Partei in der Regierung eines EU-Landes gibt«, 
so Louis MICHEL in einem Interview für die Wiener Presse am 25. 
März 2000. Bei einer Pressekonferenz bezeichnete Günter VERHEU- 
GEN, deutscher EU-Kommissar für die Erweiterung, die Lage »von 
meiner Verantwortung her für besonders besorgniserregend«, und 
im österreichischen Politmagazin Profil (8/2000) legte er nach: »Es 
wird sehr lange dauern, bis sich das Verhältnis der 14 EU-Staaten zu 
Österreich wieder normalisiert.« Der erste Preis für Österreichhetze 
und Panikmache gebührte eindeutig der Deutschen Beate WINKLER, 
ihres Zeichens Leiterin der in Wien ansässigen Beobachtungsstelle 
für Rassismus und Fremdenfeindlichkeit<. In einer Rede vor dem 
Innen- und Justizausschuß des Europäischen Parlaments behaupte- 
te sie, daß sie in ihrem Wiener Büro von der österreichischen Polizei 
unzureichend geschützt werde und »jederzeit an ihrem Arbeitsplatz 
durch das Fenster abgeknallt werden« könnte. Auf Grund verschie- 
dener Drohungen sei sie ihres Lebens nicht mehr sicher. Nun ging 
die Angst um, in den EU-ropäischen Hauptstädten und den Brüsse- 
ler Glaspalästen. Nun galt es, den Anfängen zu wehren. 
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Sieben Monate lang stand sie einträchtig da, die weltweite Front 
der Sanktionierer und Boykottierer Österreichs: Regierungschefs und 
Außenminister aus fünf Kontinenten, ja sogar der eigene Bundes- 
präsident und die österreichische Opposition standen in vorderster 
Reihe! Doch ging es in Wirklichkeit nur um Österreich? »Man sagt 
Österreich und meint Deutschland«, schrieb Josef FELDNER in seinem 
Buch Freispruch für Österreich, und weiter: »Man prügelt den Sack, 
nämlich Österreich, um den Esel, nämlich die Deutschen, zu treffen.« 
Das wußte auch Bundeskanzler Gerhard SCHRÖDER, der am 9. Mai 2000 
in einem RTL-Interview bekannte: »Die Welt hat nicht Angst vor HAI- 
DER, sondern Angst, daß das alles ein deutsches Problem werden könn- 
te. ..« Und der deutsche Außenminister Joschka FISCHER betonte, man 
werde nicht zulassen, daß Jörg HAIDER ein deutsches Problem werde. 
In seltener Offenheit stellte ein namentlich nicht genannter deutscher 
Regierungsvertreter in einem Interview für die Wiener Presse am 7. 
April fest, daß nicht Österreich, sondern Deutschland Anlaß zur Sor- 
ge in Europa sei. Den im Januar 2000 auf der Stockholmer Holocaust- 
Konferenz versammelten sozialdemokratischen Regierungschefs sei 
es gar nicht um Österreich und Jörg HAIDER gegangen. Die einzige 
Frage, die dort große Besorgnis erregt habe, sei gewesen: »Wie geht 
das wiedervereinte Deutschland mit diesem Problem um?« Lager- 
ten die braunen Marschkolonnen nicht schon ante portas? 

Gestern hatte die Internationale Wertegemeinschaft Österreich ge- 
prügelt. Und wer kommt morgen als nächstes dran? Was können 
national gesinnte Europäer, vor allem Deutsche, die nicht vergessen 
sollten, daß die >westliche Wertegemeinschaft< auch sechzig Jahre 
nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs an den ausschließlich gegen 
Deutschland gerichteten UNO-Feindstaatenklauseln Nr. 53 und 107 
festhält, aus dieser Episode lernen? Daß auch demokratisch gewählte 
Regierungen, Parteien oder einzelne Politiker, die sich gegen die 
schleichende Entmachtung durch die Globalisierung in allen Berei- 
chen zur Wehr setzen, von der Internationalen der von niemandem 
gewählten Globalmafia bedroht, angegriffen und in Acht und Bann 
gesetzt werden können. Mußten dies, abgesehen von den irakischen, 
palästinensischen, iranischen, kubanischen >Dauerschurken<, nicht 
jüngst erst 2006 auch die Slowaken, Venezolaner, Bolivianer, Weiß- 
russen mit Verwunderung zur Kenntnis nehmen, weil die von ih- 
nen demokratisch gewählten Parteien den USA und ihren Vasallen 
in der EU nicht paßten? Welche nationalen Parteien werden in unse- 
ren Breiten die nächsten Opfer der Globalisierer sein? 
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Seit Monaten bemüht sich die US-Regierung um das Einverständ- 
nis des Kongresses zu neuen Gesetzen, die amerikanischen Exekutiv- 
organen erlauben würden, weltweit gegen jede Art von >Terroristen< 
vorzugehen, diese nötigenfalls zu verschleppen und außerhalb je- 
der amerikanischen und internationalen Rechtsnorm zu >behandeln«. 
Im Grunde genommen, würde jeder Einzelne unter diese Cowboy- 
Gerichtsbarkeit fallen, der sich, nach Auffassung Washingtons, 
»Handlungen gegen die USA oder ihre Koalitionspartner unter Ver- 
letzung des Kriegsrechts und moralischer Regeln schuldig macht«. 

Nur, wer bestimmt nach Ansicht der Globalisierer, was gültiges 
Kriegsrecht und was moralisches Recht ist? Allein die USA. 


Seit wann planen die USA die Eroberung der Welt? 


Ist es nicht eine arge Heuchelei, wenn ausgerechnet wir europäische 
Graeculi, die zwar auf Jahrhunderte geschichtlicher Größe, eine un- 
ermeßliche Vielfalt von geistigen und technischen Errungenschaf- 
ten, eine überlegene Kultur, einen Reichtum künstlerischen Schaf- 
fens, freilich auch auf zahllose Eroberungskriege in der ganzen Welt 
zurückblicken können, heute als bedeutungslose Besserwisser und 
Bauernfiguren auf dem Schachbrett des Weltgeschehens über die 
allmächtig scheinenden Amerikaner meckern und ihren imperialen 
Ehrgeiz herziehen? 

Seien wir doch ehrlich! Wie hätten sich ein NAPOLEON BONAPARTE, 
ein Adolf HITLER, ein Josef STALIN verhalten, wären sie in dieselbe 
Lage versetzt worden wie die USA anfangs der neunziger Jahre nach 
der Implosion der Sowjetunion? Denn erstmals in der Geschichte 
stand nun eine Weltmacht allein da, ohne einen einzigen Gegner 
fürchten zu müssen, vor einem totalen Machtvakuum. Hätten der 
Korse, der Braunauer, der Georgier diesem machtpolitischen Impe- 
rativ vor der sich bietenden einmaligen Gelegenheit widerstehen 
können und wollen? Nein, auch sie hätten im Falle ihres Endsieges 
an strategischen Punkten des Erdballs Stützpunkte angelegt und sich 
bemüht, in möglichst vielen Ländern ihnen politisch genehme und 
weltanschaulich wohlgesonnene Regierungen einzusetzen, genau, 
wie es die USA und die Sowjetunion nach dem Ende des Zweiten 
Weltkriegs vielerorts bereits vorexerziert hatten. 

Doch den heutigen Planern des US-amerikanischen Machtkartells 
schwebt eine ganz andere Art von Imperium vor. Die ganze Erde 
soll in einen einzigen und grenzenlosen Markt umgewandelt wer- 
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den, in dem sich zwangläufig alle Völker, Kulturen, Religionen, Welt- 
anschauungen, Traditionen, Sitten und Gebräuche, Sprachen, poli- 
tische Parteien, künstlerische Auffassungen bis hin zu den regiona- 
len Eßgewohnheiten zu einem gleichgeschalteten Einheitsgemenge 
vermischen sollen. Dieses >Global Empire< soll von den USA aus re- 
giert werden, doch zur Globalisierung bekennen sich freilich auch 
zahllose Nichtamerikaner, die in ihren Ländern höchste Stellen er- 
klommen haben und - zumeist im stillen - im Sinne ihrer transatlan- 
tischen Auftraggeber am Wirken sind. Das Glaubensbekenntnis der 
Globalisierer ist der reine Materialismus, ihre Doktrin lautet: Alles 
in der Welt ist käuflich und verkaufbar, also auch der Mensch als 
>Humanressource< und die Natur als >Rohstofflieferant< Der Profit 
gilt ihnen als das Maß aller Dinge. 


Amerikanische Vordenker der Globalisierung 


Nun soll niemand behaupten, wir seien vor den Plänen dieser Welt- 
beglücker nicht rechtzeitig gewarnt worden: etwa vom Oberfalken 
und weiland Präsidentenberater in Sicherheitsfragen Zbigniew BRZE- 
ZINSKI, Mitglied des CFR (Council on Foreign Relations) und der Trila- 
teralen Kommission, der im Vorwort zu seinem 1997 erschienenen 
Buch The Grand Chessboard (das Große Schachbrett) schrieb: » Das 
Endziel der US-Politik sollte zum Wohle und in Übereinstimmung 
mit den fundamentalen Interessen der ganzen Menschheit die Zu- 
sammenarbeit der globalen Weltgemeinschaft anstreben.« Außerdem 
behauptete er, auf dem weltpolitischen Schachbrett gebe es - neben 
den USA - nur noch fünf geostrategische Mitspieler (darunter 
Deutschland, was für ein unverdientes Kompliment!), ferner einige 
strategisch und wirtschaftlich wichtige Staaten, die von den USA 
kontrolliert werden sollten, der Rest seien Vasallenstaaten. 

In seinem Buch The Geostrategic Triad (die geostrategische Triade) 
forderte BRZEZINSKI 2001 die Einteilung der Welt in zwei machtpoliti- 
sche »Triaden« unter der Schirmherrschaft der USA. Als erstes be- 
handelt er die Triade USA, China und Japan. Er stellt zunächst fest, 
daß China zu groß ist, um übergangen, zu alt, um mißachtet, zu 
schwach, um beschwichtigt, und zu ehrgeizig, um unterschützt zu 
werden. China und Japan würden sich stets argwöhnisch beobach- 
ten, es sei die Aufgabe der USA, dafür zu sorgen, daß beide Staaten 
in einer von Amerika angeführten Triade ihren politischen und vor 
allem wirtschaftlichen Vorteil erblickten. 
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Die Chinesen seien der Überzeugung, so die in Hong Kong er- 
scheinende Zeitung Ta Kung Pao im September 1999, daß die Unver- 
einbarkeit der amerikanischen und der chinesischen Zivilisationen 
kulturelle Gründe habe. In der chinesischen Zivilisation sei immer 
die Einheit des Menschen mit dem Himmlischen betont worden, wäh- 
rend die amerikanische Zivilisation materialistisch, hedonistisch und 
rein konsumorientiert sei. Es sei eben Amerikas Aufgabe, so BRZE- 
ZINSKI, die Chinesen davon zu überzeugen, daß die USA nicht im 
entferntesten daran dächten, sich als Hegemonialmacht in chinesi- 
sche Angelegenheiten wie Taiwan, Tibet, Xingjiang und die »Men- 
schenrechte« einzumischen, sondern es in ihrem eigenen Interesse 
sei, aus ihrer Nabelschau eines »Himmlischen Reichs der Mitte« her- 
auszutreten, um sich als »Partner« in ein von den USA beherrschtes 
eurasisches Sicherheitssystem einzubringen. 

Die zweite von den USA angeführte Triade soll den westlichen 
Teil des eurasischen Doppelkontinents, Europa und Rußland, kon- 
trollieren. Zunächst wendet sich BRZEZINSKIEuropa zu: Rückblickend 
auf das vergangene Jahrhundert, meint er, die USA hätten keine 
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Zbigniew BRZEZINSKI sieht (in: Die einzige Weltmacht, 1999) für die Zeit nach 
2010 eine kritische Zone für die Sicherheit Europas voraus und befürwortet 
daher »eine Verschmelzung des transatlantischen Sicherheitssystems mit 

einem transkontinentalen eurasischen«. 
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andere Wahl gehabt, als sich in die europäische Politik einzumischen, 
um zu verhindern, daß »eine feindliche europäische Weltmacht ent- 
stehen würde«, und er läßt keinen Zweifel daran aufkommen, daß 
sich die USA diesem Dogma weiterhin verpflichtet fühlen. Das ideale 
Ziel Amerikas sei es, ein politisch vereintes und in der NATO inte- 
griertes Europa zu schaffen, das die gleichen Verteidigungsausga- 
ben wie die USA aufbringt, diese ausschließlich für die Aufstockung 
der NATO ausgibt, sich an Einsätzen >out of area< beteiligt, den ame- 
rikanischen geopolitischen Interessen, vor allem in bezug auf Ruß- 
land und den Nahen Osten, unterordnet und auch sonst den USA 
bei der Festlegung globaler, finanz- und wirtschaftspolitischer Ent- 
scheidungen den Vortritt läßt. Man solle den Europäern ruhig ihre 
ESVP (Europäisches Sicherheits- und Verteidigungspolitik) als Spiel- 
zeug belassen. 

Weil die Europäer nicht gewillt sind, die für ihre Aufrüstung be- 
nötigten finanziellen Mittel aufzubringen, sei Europa »defacto a mili- 
tary protectorate of the United States«, und dies würde zumindest für 
die Dauer einer weiteren Generation auch so bleiben, so >Big Zbig<. 

Seit dem Erscheinen von BRZEZINSKIS Triadenträumereien sind sie- 
ben Jahre vergangen. Während China in dieser Zeit einen großen 
Sprung nach vorn tat und jetzt zu den fünf führenden Wirtschafts- 
mächten der Welt gehört, hat sich PUTINS Rußland vom >kranken 
Mann an der Moskwa< in einen geopolitischen, militärischen und 
wirtschaftlichen >Global Player< und Konkurrenten der USA verwan- 
delt. Und die EU-ropäischen Völker? Sie dämmern dahin und sind 
auf dem geopolitischen, weltwirtschaftlichen, militärischen Schach- 
brett, auf dem die wahren >Global Players< ihre entscheidenden Züge 
machen, längst nicht mehr wahrnehmbar. 

»Es wäre tölpelhaft zu glauben, ein wehrloses Volk habe nur noch 
Freunde, und eine krapulose Berechnung, der Feind könnte vielleicht 
durch Widerstandslosigkeit gerührt werden. .. Dadurch, daß ein 
Volk nicht mehr die Kraft oder den Willen hat, sich in der Sphäre 
des Politischen zu halten, verschwindet das Politische nicht aus der 
Welt. Es verschwindet nur ein schwaches Volk (Carl SCHMITT, Staats- 
rechtler, in: Der Begriff des Politischen, 1963) 


Die Neokonservativen 


Present Dangers. Crisis and Opportunity in American Foreign and Defen- 
se Policy (Gegenwärtige Gefahren. Krisen und Möglichkeiten der 
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amerikanischen Außen- und Verteidigungspolitik), so lautet der Ti- 
tel des Buches, das 2000 von Robert KAGAN und William KRISTOL her- 
ausgegeben wurde. Diese beiden führenden >Neocons< leiten auch 
das >Project for the New American Century< und leitartikeln für die 
Washington Post und den Weekly Standard. In diesem Buch kommen 
Reuel GERECHT, William BENNETT, Richard PERLE, Paul WOLFOWITZ, 
Aaron FRIEDBERG, Elliott ABRAMS, Jeffrey GEDMIN (inzwischen Berater 
von Bundeskanzlerin MERKEL) und einige weitere bekannte prozio- 
nistische Neokonservative zu Wort. Im Vorwort heißt es: ». .. alle 
Autoren der hier enthaltenen Beiträge sind konservative Internatio- 
nalisten, treten für die kraftvolle globale Führungsrolle der USA als 
>benevolent empire< [mildtätige Oberherrschaft] ein, sowie für die 
Ausbreitung der >American democratic and free-market principles< in aller 
Welt. Zu diesen Prinzipien gehören die universell anerkannten Dog- 
men des liberalen Kapitalismus und globalen Freihandels, die sich 
als erfolgreiches Modell zur Vermögensbildung erwiesen haben.« 
Es gelte, so Ex-Bildungsminister BENNETT, eines der amerikanischen 
Grundprinzipien weltweit umzusetzen, dem sich die >Neocons< ge- 
nannten liberalen Internationalisten (sprich: Globalisierer) verpflich- 
tet fühlten: nämlich das auf ewig gültigen Moralprinzipien, dem 
Naturrecht und den auf die universellen Menschenrechte gegrün- 
dete amerikanische Bekenntnis, dem freilich das überholte europäi- 
sche Konzept von Nationalstaaten entgegenstünde, das auf Bindun- 
gen zu einem bestimmten Land, zu Menschen gleicher Rasse, zur 
eigenen Geschichte, Religion, Sprache, zu eigenen Traditionen und 
Mythen beruhe. 

Als dieses Buch erschien, also noch vor dem Amtsantritt George 
W. BusHs, wurde der Inhalt wohl von einigen wenigen Wissenden 
und Eingeweihten als Doktrin einer mit allen Mitteln an die Macht 
drängenden kleinen Clique neokonservativer Internationalisten er- 
kannt, von der überwältigenden Mehrheit sowie der außen- und 
wehrpolitisch interessierten Gemeinde in Washington jedoch als 
krankhafte Ausgeburt spätimperialistischer Phantasien einiger 
Kreuzkriegtreiber abgetan, die die Errichtung und Aufrechterhal- 
tung einer von Gott (von welchem Gott?) gewollten globalen Welt 
ordnung durch die USA anstreben. 

Allesamt sind die Beitragsautoren stramme Zionisten und unter- 
stützen bedingungslos die Interessen Israels. In einer gleichsam sich 
selbst erfüllenden Prophezeiung (self fulfilling prophecy) benannten 
diese Gründerväter der >Neocons< schon im Jahre 2000 die ausge- 
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machten Gegner: China, den Irak, den Iran, Serbien, Rußland sowie 
den (noch) nicht näher identifizierten »Terrorismus«. Im Nahen Osten 
gelte es, die Sicherheit Israels, der Türkei sowie »of our good friends in 
the Arab World« zu gewährleisten. Zu diesem Zweck müßten die USA 
dringend auf- und nachrüsten und mit aller Entschlossenheit daran 
gehen, ihr militärisches Potential zu vervielfachen. Die neuen US- 
Streitkräfte sollten nicht der passiven Abschreckung potentieller Fein- 
de dienen, sondern müßten aktiv »ein Instrument der Außenpoli- 
tik« werden, nämlich zur Durchsetzung amerikanischer Interessen, 
»um eine stabile Weltordnung zu formen und grundlegende ameri- 
kanische Prinzipien zu fördern«. Da haben wir im Ansatz schon das 
amerikanische >Kreuzzug<-Programm, das, wie oben erwähnt, Ge- 
orge W. BUSH im September 2002 in seiner »National Security Strate- 
gy ofthe USA« verkünden sollte. 

In diesem Buch kommt auch Jeffrey GEDMIN ZU Wort, der im Jahre 
2006 - wohl als Geschenk von George W. an Angie - >Berater< der 
deutschen Bundeskanzlerin wurde. In seinem Beitrag fordert er die 
Stärkung und Erweiterung der NATO. Obwohl die Führung und 
die Kontrolle über die NATO ausschließlich in amerikanischen Hän- 
den verbleiben müßten, hätten die Europäer höhere Beiträge zu lei- 
sten und innerhalb des NATO-Rahmens größere Verantwortung zu 
übernehmen. Alle Anregungen und Vorschläge seitens der Europäer, 
eigene Streitkräfte mit eigener Identität und außerhalb der NATO 
aufzustellen, seien unbedingt abzulehnen. Die Europäer sollten an 
der Schaffung der Transatlantischen Freihandelszone teilnehmen. 
Jeden Tag können aufmerksame Zeitungsleser seither bewundern, 
wie brav Frau Bundeskanzlerin MERKEL den Einflüsterungen >of Her 
Master's Voice< aus Washington erliegt. »Timeo Danaos et dona feren- 
tes« (ich fürchte die Griechen, wenn sie Geschenke bringen): Mit die- 
sen Worten soll nach Virgil der Priester LAOKOON die Trojaner vor 
den Griechen gewarnt haben, als sie mit ihrem »geschenkten Troja- 
nischen Gaul« daherkamen. Umsonst, wie man weiß... 


Die faulen Orangen des Herrn Soros 


In diesem illustren Reigen darf auch George SOROS nicht fehlen, auch 
er ein Vorkämpfer für die Eine Welt. Sein Buch erschien in deut- 
scher Fassung 2004 unter dem Titel Die Vorherrschaft der USA - eine 
Seifenblase. »1930 in Budapest geboren, überlebte er den Holocaust, 
ging 1947 nach London, wo er Volkswirtschaft an der berühmten 
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George SOROS 
(Jahrgang 1930, 
eigentlich György 
SCHWARTZ) ist wegen 
seiner Spekulations- 
geschäfte sehr 
umstritten. Sein 
Vermögen wird auf 5 
Milliarden Dollar 
geschätzt. Er 
spendete 25,5 
Millionen Dollar, um 
BusHs Wiederwahl 
zu verhindern. 2007 
erklärte er öffentlich, 
daß die engen 
Beziehungen der 
Bush-Administration 
zu Israel das Haupt- 
hindernis für einen 
Friedensvertrag 
zwischen Israel und 
den Palästinensern 
seien. 
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London School of Economics studierte. Er ist einer der 
erfolgreichsten Börsenmakler unserer Zeit und der be- 
deutendste Wohltäter der Welt. Er unterhält mehr als 
zwei Dutzend Stiftungen, die die Entwicklung offener 
| demokratischer Gesellschaften vorantreiben«, so steht 


| es wortwörtlich im Klappentext, und so schnell und 


steil hinauf läßt sich die Leiter zum Olymp der Milli- 
ardäre erklimmen, wenn man richtig vernetzt ist. 

Etwas differenzierter sehen ihn freilich jene, die von 
seinen menschenverachtenden und profitgierigen Spe- 
kulationen Kenntnis erlangt haben. So schreibt Zeev 
BARTH in der zionistischen Wiener Illustrierten Neuen 
Welt (Januar 2004): »Die Republikaner beschuldigten 
ihn, die Demokratische Partei gekauft zu haben, und 
stellten die Frage in den Raum, welche Ziele damit ver- 
folgt werden sollen.. . er wird bezeichnet als ein mise- 
rables, antiamerikanisches und antisemitisches 
Schwein, als ein machthungriger, arroganter, von 
Selbsthaß geplagter Jude. .. 1956 begann SOROS seine 
Karriere an der Wall Street und machte sein Vermö- 
gen mit Währungsspekulationen gegen das britische 
Pfund Sterling. Damit versetzte er der konservativen 
Regierung des John MAJOR einen Schlag, von dem sich 
die Tory Partei bis heute nicht erholt hat. Ähnliches 
hoffte er im Jahre 2004 gegen die Republikaner und 
BUSH zustande zu bringen. 1997 wurden SOROS finanzi- 
elle Machenschaften vorgeworfen, zum wirtschaftli- 
chen Kollaps in Südostasien beigetragen haben, und 
russische Antisemiten werfen ihm bis heute vor, 1998 
eine 50prozentige Abwertung des Rubels herbeigeführt 
zu haben. Im Jahre 2002 wurde er von einem französi- 
schen Gericht des Insider- Tradings für schuldig befun- 
den und zu einer Geldstrafe von 2,2 Millionen Euro 
verurteilt.« 

Ein wahrer Gutmensch, unser SOROS, der ganze 
Volkswirtschaften und die Ersparnisse von vielen Mil- 
lionen Menschen vernichtet hat, das leuchtende Bei- 
spiel eines Kreuzzüglers in Sachen Demokratie und 
Globalisierung, und Finanzier aller > orangem Schein- 
oppositionen von Kiew über Wien bis Kairo, sowie von 


1. Kriegserklärung der Globalisierer 29 


Parteien in Tschechien, Polen, Ungarn, Kroatien, Georgien, die für 
Globalisierung und eine EU-Erweiterung von Marokko bis nach Zen- 
tralasien eintreten. 

Für welche >gerechte Weltordnung< kämpft SOROS? Er empfiehlt 
die Umsetzung der »Warschauer Deklaration«, die im Jahre 2000 
anläßlich einer vom US-Außenministerium organisierten Konferenz 
zu Warschau von den Regierungen aus 107 Staaten verabschiedet 
wurde. Darin verpflichteten sich diese zur Förderung und zum 
Schutz demokratischer Werte, globaler politischer und wirtschaftli- 
cher Übereinkommen sowie des Internationalen Währungsfonds und 
der Weltbank, die ein ungehindertes, unkontrolliertes und unbesteuer- 
tes Strömen globalen Finanzkapitals und von Profiten gewährleiste- 
ten. »Diese Gemeinschaft der Demokratien«, so SOROS weiter, »könnte 
sich zu einem Legitimationsorgan entwickeln für Eingriffe in die 
inneren Angelegenheiten nichtdemokratischer Staaten, insbesonde- 
re, wenn eine Intervention in konstruktiver Form [siehe Irak!] er- 
folgt.« 

Vorsitzende dieser Konferenz war Madeleine ALBRIGHT, Außen- 
ministerin im demokratischen Kabinett des Bill CLINTON, der kurz 
darauf vom Republikaner George W. BUSH abgelöst wurde. Das näch- 
ste Treffen dieser 107 demokratischem Regierungen, von denen wohl 
keine den Mut gehabt hätte, ein solches Abkommen ihrem Volke 
zur Abstimmung vorzulegen, war übrigens für den März 2005 in 
Santiago de Chile geplant. Doch dann kam die Regierung George 
W. BUSHS mit den Neokonservativen dazwischen. Auf eines kann 
man sich bestimmt verlassen: Welcher Kandidat auch immer die 
kommende US-Präsidentschaftswahl für sich entscheiden mag, die 
bekannten und unbekannten Drahtzieher und Hintermänner wer- 
den uns gewiß erhalten bleiben, und somit ganz sicher auch George 
SOROS. 


Warnungen aus dem nationalen und konservativen Lager 


Aus den Reihen der Feinde einer globalen Weltordnung unter mate- 
rialistischem Vorzeichen haben sich zahlreiche Ankläger und Auf- 
klärer zu Wort gemeldet, um ihre warnenden Stimmen zu erheben. 
Sie haben die leise und schleichende Unterwanderung nicht nur von 
Nationalstaaten und Kirchen, sondern auch von sämtlichen interna- 
tionalen Organisationen und Verbänden frühzeitig erkannt, die in 
den Bereichen Außenpolitik, Volkswirtschaft, Finanzwesen, Vertei- 
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digung, Kultur- und Sozialpolitik aller Nationen erfolgt, um im Na- 
men der Neuen Weltordnung alle bisher gültigen Wertvorstellun- 
gen und völkischen Traditionen abzuschaffen, damit der neue, stets 
mobile und gefügige, gleichgeschaltete und austauschbare Einheits- 
mensch des 21. Jahrhunderts entstehen möge. Hier können wir nur 
auf einige Autoren und ihre Werke hinweisen, die zum Teil schon 
seit den sechziger Jahren vor den einzelnen Aspekten und Gefahren 
der Globalisierung gewarnt haben: 


Georg KNÜPFFER, The Struggle for World Power, 1963; Maurice PINAY, 
Verschwörung gegen die Kirche, 1963; Nesta WEBSTER, Secret Societies 
and Subversive Movements, 1964; Francis P. YOCKEY, Chaos oder Impe- 
rium, 1967; Juan MALER, Die Große Rebellion, 1969; Gary ALLEN, Die 
Insider, 1971; Leon DE PONCINS, La Franc-Magonnerie, 1972; Jacques 
BORDIOT, Le Parlement Europeen, 1978; Caspar VON SCHRENCK-NOTZING, 
Charakterwäsche, 1981; Revilo OLIVER, America's Decline, 1981, und 
Populism and Elitism, 1982; Julius EVOLA, Revolution gegen die moder- 
ne Welt, 1982; Henry COSTON, Les financiers qui mönent le monde, 1989; 
Paul FINDLEY, Deliberate Deceptions, 1995; Christopher LASCH, Die blin- 
de Elite, 1995; Hans-Peter MARTIN u. Harald SCHUMANN, Die Globali- 
sierungsfalle, 1996; Johann ROTHKRANZ, Der Vertrag von Maastricht und 
Endlösung für Europa, 1997; Gerald BOXBERGER U. Harald KLIMENTA, 
10 Globalisierungslügen, 1998; Rudolf CZERNIN, Das Ende der Tabus, 
1998, und Vom Liberalismus zur Anarchie, 2002; Alexander LEBED, 
Rußlands Weg, 1998; Patrick BUCHANAN, A Republic, not an Empire, 
1999; Hans SCHMIDT, End Times, End Games, 1999; Paul FINDLEY, Die 
Israel Lobby; Chalmers JOHNSON, Ein Imperium verfällt, 2000; Rolf 
KOSIEK, Die Frankfurter Schule, 2001; Benjamin BARBER, Coca Cola und 
Heiliger Krieg, 2001; Otto SCRINZI (Hg.), Nationale Zukunft und Ver- 
antwortung, 2001; Alexander SOLSCHENIZYN, Zweihundert Jahre zusam- 
men (2 Bände), 2001; Wjatscheslaw DASCHITSCHEW, Moskaus Griff nach 
der Weltmacht, 2002; Hans Werner WOLTERSDORF, Hinter den Kulissen 
der Neuen Weltordnung, 2002; Peter SCHOLL-LATOUR, Der Fluch des 
neuen Jahrtausends, 2002; Patrick BUCHANAN, The Death of the West, 
2002, und Where the Right went Wrong, 2004; Michael RUPPERT, Cros- 
sing the Rubicon, 2004; Helmut SCHMIDT, Die Mächte der Zukunft, 2004; 
Karl RICHTER, Tödliche Bedrohung USA, 2004; Michael F. SCHEUER, 
Imperial Hubris, 2004; Michael Collins PIPER, The High Priests of War, 
2004, und The New Jerusalem, 2005. 
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Sind sich auch alle angeführten Autoren einig über die Ablehnung 
der Endziele der Globalisierer und Einweltler, so fehlt ihnen doch 
ein gemeinsames klares Feindbild, und deshalb gehen ihre Meinun- 
gen über die zu ergreifenden Abwehrmaßnahmen und anzuwen- 
denden Gesetze oftmals auseinander. 

Als ausgemachte Feindbilder und Alleinverursacher gelten ihnen 
mal die Weltfreimaurerei, das Weltjudentum, der Weltkommunis- 
mus, der Antichrist, dann wieder die Hochfinanz, der Liberalismus 
oder eine beliebige Kombination aus all diesen >Weltverschwörun- 
gen<. Es gibt eine Fülle von Zeugnissen, Protokollen, Dokumenten 
darüber, daß alle genannten Geheimgesellschaften, Interessensver- 
bände und Internationalen im Laufe der vergangenen drei Jahrhun- 
derte ihr Scherflein zum Ein- und Umsturz der seit eintausend Jah- 
ren bestehenden Ordnungsprinzipien des Abendlandes beigetragen 
haben. Weil die über alle Geheimnisse der Weltpolitik Bescheid wis- 
senden hochgradigen Meister vom Stuhle, die von keinem Volk ge- 
wählten Präsidenten internationaler Stiftungen und Organisationen, 
die global vernetzten Hohen Würdenträger der Goldenen Interna- 
tionale ihre Weltherrschaftspläne auf geheimen Konferenzen aus- 
hecken, hinter den Kulissen im Verborgenen wirken, selten in das 
Rampenlicht der politischen Weltbühne treten, nur selten eine sicht- 
bare Einheitsfront bilden und am selben Strang ziehen, sondern vor- 
zugsweise getrennt marschieren, um dann gemeinsam um so gna- 
denloser und heftiger zuzuschlagen, oder besser gesägt: andere für 
sie dreinschlagen zu lassen, wird ihre langfristige Strategie nur sel- 
ten durchschaut. 

Weil die ausführenden Organe der Globalisierer längst die Fun- 
damente unserer traditionellen Strukturen unterminiert, angesägt 
und ausgehöhlt haben, werden die unterwanderten Völker von >ih- 
ren< Politikern und Medien weder informiert noch aufgeklärt über 
das, was >man< mit ihnen vorhat. Die Menschen erkennen nur nach 
und nach, meist nur im nachhinein, durch eigene Beobachtungen 
oder beim Austauschen von Erfahrungen mit wissenden Freunden 
und Bekannten, daß sie belogen und betrogen werden. In seinem 
Buch Im Kampf um das Wesen (1997) erinnert Pierre KREBS daran, daß 
es an öffentlichen Ankündigungen seitens im Rampenlicht stehen- 
der Globalisierer nie gemangelt hat. So des Franzosen Jean MONNET: 
»Auch die Europäische Gemeinschaft ist nur eine Etappe auf dem 
Wege zu den Organisationsformen der Welt von morgen« (Memoires, 
1989), oder des Deutschen Heiner GEISSLER: »Menschenrechte sind 
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>natürliches Recht< und daher universale Rechtsgrundlagen, die von 
allen Völkern und Kulturen dieser Erde gleichermaßen wahrgenom- 
men und aufgefaßt werden. Kulturelle Identitäten sind daher zu be- 
grenzen, universales Recht ist zu beachten und zu fördern.« 

Wir, das Stimmvieh, sind also durchaus vorgewarnt, und trotz- 
dem fallen wir immer wieder auf die Wahlversprechen und Regie- 
rungsprogramme derselben Rattenfänger und Kahlscherer herein. 
In den ganz seltenen Fällen, wo der Betrug der Globalisierer an den 
Völkern so offensichtlich und unverschämt ausfällt, wie bei dem 
Entscheidungsprozeß zur Aufnahme der Türkei in die EU oder bei 
der geplanten Einführung einer Europäischen Verfassung, daß es 
auch der Dümmste merken muß, dann streuen sich die Eurokraten 
Asche aufs Haupt und geloben, mehr >Volksnähe< zu üben, doch in 
Wirklichkeit wird auf Geheimtagungen und Gipfeltreffen still weiter- 
gebrüsselt. 

Wie das so abläuft, hat Jean Claude JUNCKER, ein >Wissender< und 
Luxemburgs ehemaliger Ministerpräsident, im April 2004 dem Spie- 
gel anvertraut: »Wir beschließen etwas, stellen das dann in den Raum 
und warten einige Zeit ab, was passiert. Wenn es dann kein großes 
Geschrei gibt, weil die meisten [hier meint er uns, das dumme Volk!] 
gar nicht begreifen, was da beschlossen wurde, dann machen wir 
weiter, Schritt für Schritt, bis es kein Zurück mehr gibt.« 

In den USA läuft es nicht anders. Man erinnere sich an die Art 
und Weise, wie Präsident WILSON seine Politik gegenüber Mexiko 
mit den Worten erklärte: »Laßt sie dort ruhig wählen. Und wenn sie 
nicht wählen, wie wir wollen, dann gehen wir dorthin und zwingen 
sie, noch einmal zu wählen. Wenn nötig, zweihundert Jahre lang. 
Die Vereinigten Staaten können dort in dieser Zeitspanne so viele 
Menschen erschießen, bis die Leute dort gelernt haben, richtig zu 
wählen.« 

Genau nach dieser Methode wurden und werden die Völker Eu- 
ropas in die EU, die Völker Nordamerikas in die NAFTA hineinma- 
nipuliert, zumeist, ohne sie vorher zu befragen. Und genau nach die- 
ser Methode hat >man< Zug um Zug die Europäer ihrer Währungen, 
ihrer politischen und wirtschaftlichen Souveränität entkleidet und 
geht jetzt daran, ihre soziale Bindungen, kulturellen Identitäten und 
Traditionen gleichzuschalten. Wohl dürfen sie alle vier Jahre an ei- 
nem Spektakel, genannt >demokratische Wahlen<, teilnehmen, die 
gewählten Regierungen haben jedoch immer weniger zu bestimmen, 
denn entschieden wird Nebensächliches in Brüssel, Entscheidendes 
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Die Karikatur von W. A. ROGERS aus dem Jahre 1 904 in Harper's Weekly 
veranschaulicht die Machtergreifung der >Firma Pentagon & Wall Street<. 
Sie wurde im Frühjahr 2007 in der American Free Press abgedruckt - 
zu einem Leitartikel, der sich mit der wohlbekannten, wenn auch meist 
verschwiegenen Tatsache befaßte, daß die Kandidaten beider amerikanischer 
Großparteien schon immer von der Wall Street (Hochfinanz und der hinter 
ihr stehenden Hintermänner) finanziert wurden und es auch im Wahlkampf 
des Jahres 2008 sein werden. 
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in Fragen der Außen- und Sicherheitspolitik freilich schon längst in 
Washington. 

Wie kommt es, daß >unsere< Politiker, denen ja diese Welterobe- 
rungs- und Globalisierungspläne bekannt sein müssen, wider bes- 
seres Wissen geschehen lassen? Weil sie entweder selbst zur >Elite 
der Erleuchtetem gehören, von den Segnungen der Weltverbrüde 
rung überzeugt sind, genau wissen, daß ihre Völker ihnen niemals 
auf dem Weg zur Selbstauflösung und Selbstverleugnung freiwillig 
folgen werden und sie deshalb gezwungen sind, ihre wahren Ziele 
vor den gleichgeschalteten Humanressourcen - damit sind wir ge- 
meint - geheimzuhalten. Oder sie gehören zu jenen gesinnungslo- 
sen Politprofis, die jederzeit bereit sind, ihr Volk und ihr Land an 
den Meistbietenden zu verraten, oder zu den Politlemmingen, die 
ihren Auftraggebern, solange der Dollar rollt, auf dem Weg in das 
Chaos nachrennen und nicht zögern werden, uns mit in den Ab- 
grund zu reißen. 


Die Globalisierung: Endziel der amerikanischen Welteroberung 


Wir stehen vor der Entscheidungsschlacht um das Überleben unse- 
rer Völker. Unsere Feinde sind siegesgewiß, weil sie die größte Mili- 
tärmacht aller Zeiten kontrollieren und weil sie felsenfest daran glau- 
ben, daß letztendlich materielle gegen geistige Werte stets obsiegt 
haben und auch in Zukunft obsiegen werden. Sie wissen aus den 
Erfahrungen von dreihundert Jahren Untergrundarbeit, daß wer 
entsprechend zahlt, widerspenstige Politiker, Generale, Kardinäle, 
Konzerne, gekrönte und ungekrönte Staatsoberhäupter, ja ganze 
Wirtschaftsimperien kaufen kann. Seit der weltweiten Anerkennung 
der Deklaration der Menschenrechte besitzen sie das juristische In- 
strument zur Durchsetzung ihrer Pläne. Natürlich kümmern sich die 
Globalisierer einen Dreck um die Rechte der Menschen, sie benüt- 
zen sie aber, um durch sie die Rechte der Völkergemeinschaften aus- 
zuhebein. Und seit dem Sieg der kapitalistischen Weltwirtschafts- 
ordnung durch die Einführung des amerikanischen Federal Reserve 
Systems - eines Perpetuum Mobile zur Schaffung von Papiergeld 
aus dem Nichts, das aber nur dank unaufhaltsamen Wirtschafts- 
wachstums und niemals endender Zins- und Zinseszinsverschuldung 
der Völker in Milliarden- und Abermilliardenhöhe funktioniert -, 
kontrolliert diese goldene Internationale ebenfalls die Währungen 
der meisten Länder im Erdenrund. 
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Noch in den siebziger Jahren des vergangenen Jahrhunderts gab 
es an die dreißig Staaten, die noch nicht verschuldet waren, darun- 
ter die USA, Kanada, Schweden, die Schweiz, einige westeuropäi- 
sche Staaten, Japan und eine Reihe ölexportierender Länder. Mitte 
der achtziger Jahre waren nur noch die Schweiz, Kuwait, Saudi-Ara- 
bien, die Vereinigten Emirate und Japan schuldenfrei; zehn Jahre 
später nur noch das ölexportierende Sultanat Brunei mit 100 000 Ein- 
wohnern. Wie das Weltverschuldungs- und Zinssystem so funktio- 
niert, schilderte Fritz LEUTWILER, ehemaliger Chef der Schweizerischen 
Nationalbank, in einem Spiegel-Interview (19/1984): 

»LEUTWILER: .. . der Gesamtbetrag der Schulden interessiert mich 
nicht. .. Sprechen wir nicht über diese 600 oder 700 Milliarden Schul- 
den. .. Es kommt nicht darauf an, ob und wann die mal zurückge- 
zahlt werden. 

Spiegel: Werden die zurückgezahlt? 

LEUTWILER: Die werden nicht zurückgezahlt. Ich wüßte nicht, wie. 
Sprechen wir über den Schuldendienst. Das ist ja alles, was die Banken 
wollen. Die Banken wollen ja auch nicht das Geld zurück. Sie kämen 
in größte Verlegenheit, wenn sie es rasch zurückerhielten. Was sol- 
len sie damit machen? Sie könnten es höchstens in US-Schatzanwei- 
sungen anlegen!« 


Sie sind so siegessicher, die Globalisierer, daß sie ihrem Vordenker 
und Planer Thomas BARNETT gestatteten, die Strategie für den End- 
kampf um die Errichtung der Großen Einen Welt offen darzulegen. 
Alles Verschwörungstheorien und Hirngespinste? Leider nein, denn 
2004 und 2005 erschienen in den USA zwei Bücher, in denen BAR- 
NETT seine Strategie in aller Klarheit und Deutlichkeit vorgestellt hat. 
Dieser angekündigte Welteroberungsplan bedeutet gleichzeitig eine 
Kriegserklärung an alle Völker der Welt, die sich der globalen Gleich- 
schaltung im Namen materialistischer Profitgier widersetzen wol 
len. Die Globalisierer haben uns den totalen Krieg erklärt, ihre mili- 
tärischen und weltanschaulichen Frontstellungen bezogen und - 
Thomas B ARNETT sei Dank -ihre Strategie verraten. 
Wie werden wir, die bedrohten Völker, uns verhalten? 
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2. Kapitel 


Thomas Barnett, 
der >Clausewitz< der Globalisierer 


Wer ist Thomas Barnett? 


Die Weltherrschaftsträumer und Globalisierungsfetischisten zu New 
York und Washington sind offensichtlich schon so siegessicher, daß 
sie ihrem bedeutendsten Strategieplaner gestatteten, die von ihm 
ausgearbeitete Kriegs- und Friedensstrategie zur Erringung der 
Weltherrschaft zu veröffentlichen. Die Rede ist von Thomas P. M. 
BARNETT, sein Buch trägt den Titel The Pentagon''s New Map: War And 
Peace In The Twentyfirst Century (Des Pentagon Neue Landkarte: Krieg 
und Frieden im 21. Jahrhundert) und erschien 2004 im New Yorker 
Verlag Berkley Books. 

BARNETT studierte politische Wissenschaften an der Harvard Uni- 
versität, galt in den USA Ende der neunziger Jahre als einer der be- 
deutendsten Strategieforscher, war Professor am U.S. Naval War 
College (Marine-Kriegsakademie) zu Newport, Rhode Island, und 
ist in allen EntScheidungsprozessen der höchsten Geheimhaltungs- 
stufe eingeweiht. 

Seinen weiteren Werdegang beschreibt er (S. 196) wie folgt: »Falls 
ich bei der Schöpfung einer neuen Weltordnung mitwirken wollte, 
mußte ich erst verstehen lernen, wie diese Welt im wirtschaftlichen 
Sinne funktionierte. Die eigentliche Dividende des Kalten Krieges 
war diese Welt, in der unser kapitalistisches Wirtschaftssystem, das 
von unserem Militär gegen die Bedrohung durch den Kommunis- 
mus verteidigt wurde, den Ton angab.« 

Anfang 2000 erhielt der Autor von der angesehenen Wall Street- 
Firma Cantor Fitzgerald - sie setzte im selben Jahr fünfzigtausend 
Millarden Dollar bei Wertpapier- und Währungsspekulationen um 
- das Angebot, ein Forschungsprojekt zur Ausarbeitung neuer Re- 
geln und Strategien zur weltweiten Umsetzung der globalen Wirt- 
schaftsordnung zu leiten, an dem Wissenschaftler, führende Mili- 
tärs, gewichtige Vertreter der Wall Street und von >Think Tanks< 
(Denkfabriken) teilnehmen sollten. 

»Unser Projekt«, erzählt der Strategieplaner, »das eine Reihe von 
zukunftsweisenden Kriegsspielen erzielte, bekam den Namen >New 
Rule Sets Project< (Projekt Neue Spielregeln).« Im 107. Stockwerk 
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des New Yorker World Trade Center bezog die erlese- 
ne Arbeitsgruppe ein Büro der Firma Cantor Fitzge- 
rald. Nur wenige Tage nach den Anschlägen des 11. 
September 2001 erfolgte BARNETTS Versetzung ins Pen- 
tagon, als Berater für Strategiefragen im Büro von Ver- 
teidigungsminister Donald RUMSFELD. 

Die Gründung dieser von einer amerikanischen Pri- 
vatbank vorgeschlagenen und geleiteten Interessens- 
gemeinschaft von Hochfinanz, Politik und des militä- 
risch-industriellen Komplexes ist als Bestätigung für 
die allen Eingeweihten ohnehin bekannte Tatsache an- 
zusehen, daß Amerika stets von der Wall Street geführt 
wurde und wird. Was bisher jedoch im Verborgenen 
geschah, ist jetzt für alle sichtbar: die Machtergreifung 
5 der >Firma Pentagon & Wall Street<! 

Thomas P. M. BARNETT ist nicht unumstritten. Landsleute bezeich- 


BARNETT, geboren nen ihn vielfach als geheimnisumwitterten Mitwisser 
1962, einer der i : AE AT , | 

near Gras -2S dem innersten Kreis der berüchtigsten Kriegstrei- 
gen in den USA. ber. Darüber klagt er (S. 278): »Ich sei eine Art >Agent 
Er war von 1998 bis Mulder< aus der Fernsehserie >X-Files<, hätte an der Uni 
2004 Forscher und keine Vorlesungen gehalten, sondern nur an superge- 
we n heimen >ivorkshops< mit Cantor Fitzgerald teilgenom- 
Newport, Rhode men. Ja! Genau DER Cantor Fitzgerald. Eine Firma, die 
Island. von einem Haufen Juden geleitet wird und fast den 


gesamten Schuldschein- und Währungshandel des 
Universums kontrolliert. .. Ich soll daran mitgearbei- 
tet haben, die Machtergreifung der ZOG (Zionist Oc- 
cupation Government) in Washington vorzubereiten. 
Die ZOG-Verschwörer, die Juden Paul WOLFOWITZ und 
Douglas FEITH, hätten das Pentagon fest im Griff... 
Angeblich hätte ich mit Cantor Fitzgerald unter einer 
Decke gesteckt, um die Anschläge des 11. September 
auszuhecken. Wohl um unsere Spuren zu verwischen, 
hätten wir als eines der Ziele ausgerechnet unser eige- 
nes Büro im World Trade Center ausgewählt, und wie 
wir es ja aus dem Internet erfahren haben, hätten sich 
an jenem Morgen keine Juden im Gebäude befunden. .. 
Eine Verschwörung also, mit dem Ziel, ein jüdisch- 
amerikanisches Imperium im Nahen Osten einzurich- 
ten.« 


2. Thomas Barnett, der >Clausewitz< der Globalisierer 39 


Es ist schon imponierend, mit welcher Offenheit oder gar Dreist- 
heit der führende Strategieplaner der USA die Welt in die imperiali- 
stischen Pläne Amerikas einweiht. Aus diesem Grund werden wir 
uns in diesem und im folgenden Kapitel ausführlich mit BARNETTS 
Visionen befassen und vielfach aus seinen beiden Büchern zitieren. 

Seine Sicht über den Ablauf der jüngeren Zeitgeschichte verrät er 
uns auf Seite 29: »Die beiden Weltkriege, im Zusammenwirken mit 
dem selbstzerstörerischen wirtschaftlichen Nationalismus der drei- 
figer Jahre, machten alle Erfolge zunichte, die bereits seit 1870 auf 
dem Wege zur ersten Globalisierung der Welt erreicht worden wa- 
ren. Nach 1945 beschlossen die USA die Errichtung einer neuen glo- 
balen Weltordnung und schritten deshalb zur Umsetzung der Glo- 
balisierungsphase IL .. Darunter verstehe ich die Einführung des 
Marshall-Planes, die grundlegende Umorganisierung der US-Regie- 
rung, die Gründung des Ministeriums für Verteidigung (Defense 
Department) und der CIA (Central Intelligence Agency), die Schaf- 
fung einer ganzen Reihe internationaler Organisationen wie UNO, 
Internationaler Währungsfonds, Weltbank, die Einführung neuer 
ökonomischer Spielregeln wie das GATT (General Agreement on 
Trade and Tariffs) und das Abkommen von Bretton Woods zur Kon- 
trolle westlicher Währungen, sowie das Schmieden neuer Militär- 
allianzen (NATO, SEATO, usw.). .. Die weisen Männer jener Zeit, 
wie George KENNAN, sahen es als ihre vorrangige Aufgabe an, die 
Gefahr für die Globalisierung, die im Laufe der vorangegangenen 
25 Jahre vom militaristischen Deutschland, dem imperialistischen 
Japan, der expansionistischen Sowjetunion [den >Schurkenstaaten< 
jener Zeit also! d.V.] ausgegangen waren, ein für allemal auszuschal- 
ten. Sie beschlossen deshalb, die beiden Verlierer des Zweiten Krie- 
ges aufzukaufen (to buy off) und die Sowjetunion auszusitzen (to wait 
oud).« 


Barnetts Weltkarte für die Allianz von Wall Street und Pentagon 


»Als Leiter des New Rule Set Project«, so BARNETT, » hatte ich regel- 
mäßig im Pentagon und im World Trade Center zu tun und erkann- 
te dabei den engen Zusammenhang, der zwischen unseren nationa- 
len Sicherheitsbedürfnissen und der weltweiten Verbreitung der 
Globalisierung besteht. Pentagon, die Geheimdienste und Wall Street 
sollten deshalb regelmäßige Gespräche zwecks Abstimmung ihrer 
Pläne und Ziel vor Stellungen führen. « 


40 


ThE 


PENTALON S 
ANEW MIR 


WAR AND PEACE IN THE 
TWENTY- FIRST CENTURY 


THOMAS RM. BARNETT 


Thomas P. M. 


BARNETTS erstes Buch: 


The Pentagon's New 
Map: War and Peace 
in the Twenty-First 
Century, erschienen 
2004. BARNETTS Buch 
ist die Ausarbeitung 
und Vertiefung eines 
ein Jahr zuvor im 
Esquire Magazine 
erschienenen Aufsat- 
zes: »The Pentagon's 
New Map«. 


Richard Melisch - Der letzte Akt 


Als erstes geht der Autor daran, eine Weltkarte mit 
den Zonen zu zeichnen, in denen die Globalisierung 
bereits festen Fuß gefaßt habe, und andere, wo sie erst 
eingeführt werden müsse. Seinen großen Auftritt (S. 
154) hatte er im März 2002, als er vor den engsten Mit- 
arbeitern des Verteidigungsministers Donald RUMSFELD 
und dessen Stellvertreter Paul WOLFOWITZ seine Welt- 
karte ausbreitete und auf die noch nicht globalisier- 
ten Staaten hinwies: »Was Sie hier sehen, ist die Haupt 
kampflinie im Krieg gegen den Terrorismus, und dort 
sehen Sie das Aufmarschgebiet der USSStreitkräfte für 
die Kriege des 21. Jahrhunderts.« BARNETT behauptet, 
»dafß überall, wohin die Globalisierung sich ausgebrei- 
tet hat, zuverlässige Regierungen am Ruder sind, die 
weder unsere militärische noch politische Einmi- 
schung brauchen. Doch blickt man über deren Gren- 
zen hinaus, so findet man jene Versagerstaaten (fai- 
ling states), denen wir unsere ganze Aufmerksamkeit 
schenken müssen, die Schurkenstaaten (rogue states), 
die unsere Wachsamkeit erfordern, und die Konflikt- 
zonen, aus denen sich der Terror ernährt, der die größ- 
te Gefahr nicht nur für die Sicherheit Amerikas, son- 
dern auch für das Fortschreiten der Globalisierung in 
aller Welt darstellt«. 

BARNETT wähnt (S. 45), die USA seien als Nation heu- 
te aufgerufen, die globalen Spielregeln für die neue 
Weltwirtschaftsordnung festzulegen: »Wir Amerika- 
ner halten uns zwar immer an geltende Regeln, soll- 
ten jedoch nicht vergessen, daß die Geschichte schon 
1776 (Unabhängigkeitserklärung), 1861 (Verbot der 
Sklaverei), 1945 (Verträge zu Jalta und Potsdam) von 
uns erwartet hat, daß wir der Welt neue Spielregeln 
vorgeben. Entweder stellt sich Amerika dieser Her- 
ausforderung, oder wir werden erleben, daß Gegner, 
die eine ganz andere Art von Weltordnung ersehnen, 
uns ihre Regeln aufzwingen werden.« Sollte die Glo- 
balisierung der ganzen Welt mißlingen, so BARNETT (S. 
50), »würde nicht nur die gesamte Menschheit in Hoff- 
nungslosigkeit versinken, sondern gerade für Ameri- 
ka -, die stärkste Wirtschafsmacht in der Welt, dessen 


2. Thomas Barnett, der >Clausewitz< der Globalisierer 41 


A grand strategy’s three tenets 
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politischen Ideale am engsten mit den Zielen der Globalisierung ver- 
knüpft sind - die größte Gefahr entstehen«. 

Die global vernetzten Staaten (S. 132) bezeichnet er als CORE 
(Kern), die unvernetzten als GAP (Lücke, Bresche). Zum CORE (Kern) 
zählt er die folgenden Regionen: Nordamerika, Europa, Rußland, 
China, Japan, Indien, Australien, Neuseeland, Südafrika, Argentini- 
en, Brasilien und Chile, mit einer Bevölkerung von etwa vier Milli- 
arden, bei einer Erdbevölkerung von über sechs Milliarden. Zu den 
Schurken und Versagern des GAP (der Lücke), die sich der Globali- 
sierung widersetzen, die »Connectedness« (Vernetzung) oder das 
»New Rule Set« (die neuen Spielregeln) ablehnen, zählt der Autor 
Staaten, die von autoritären Monarchen oder Diktatoren regiert wer- 
den: Saudi-Arabien und einige andere arabische sowie afrikanische 
Länder, Nordkorea, Kasachstan und Aserbaidschan; ferner Länder, 
deren Regierungen Förderung und Abbau ihrer Rohstoffe »im Na- 
men des Volkes« verstaatlichen (darunter fielen eine immer größere 
Zahl südamerikanischer und afrikanischer Staaten), und schließlich 
Länder, deren religiöse Führer über die Erhaltung der Reinheit des 
Glaubens und der Traditionen innerhalb ihrer Grenzen wachen - 
das ist die Mehrzahl der muslimischen Staaten. Nicht vernetzt zu 
sein in unserer Welt (S. 49) bedeute »Vereinsamung, Verarmung, 
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Unterdrückung, Unwissenheit. . . Für die Massen bedeutet dies so- 
wohl Mangel an Kapital als auch an Vergnügungen, weder wählen 
noch reisen zu können. Wenn die Nichtvernetzung der wahre Feind 
ist, dann müssen wir in diesem Krieg jene bekämpfen, die diese för- 
dern, durchsetzen wollen und alle terrorisieren, die ihre Hände nach 
der vernetzten freien Welt ausstrecken, um sich zu befreien«. 

Somit sei das strategische Ziel klar vorgegeben: Vernichtung aller 
Gegner, die sich der Globalisierung widersetzen und damit den Frei- 
heiten, die diese eröffnet. »Wenn wir Amerikaner in diesem Krieg 
Opfer bringen, leiden und fallen, können wir gewiß sein, sowohl 
kurz- als auch langfristig etwas Gutes getan und zum Fortschritt der 
Menschheit beigetragen zu haben. Wir müssen verstehen, was hier 
in Wirklichkeit auf dem Spiel steht: Nichts weniger als die Zukunft 
der Globalisierung überhaupt. . . Die Globalisierung ist ein histori 
scher Prozeß, dessen Endziele nur dann erreicht sind, wenn die ge- 
gebenen Versprechen eingelöst und alle noch nicht vernetzten Län- 
der befreit sind. Halten wir diese Versprechen nicht ein, dann wird 
die Bereitschaft vieler Länder des GAP erlahmen, sich der Globali- 
sierung zu öffnen, und ein großer Teil der Weltbevölkerung wird 
von den Segnungen der Globalisierung ausgeschlossen bleiben, was 
nicht nur bedauerlich und ungerecht wäre, sondern auch eine Ge- 
fahr für Amerika bedeuten und beträchtliche Schäden für seine Wirt- 
schaft nach sich ziehen würde.« 

BARNETT sieht in Amerika die personifizierte Vernetzung. Deshalb 
sei seinem Land bei dessen Gründung mit voller Absicht die Ideale 
des Fortschritts in Richtung auf die Eine (globale) Welt eingehaucht 
und mitgegeben worden. »Die Globalisierung ist Amerikas Geschenk 
an die Welt. Dieses Erbe zu leugnen hieße, die treibende Rolle unse- 
res Landes als Führungsmacht der Welt in der zweiten Hälfte des 
20. Jahrhunderts zu leugnen. Den Endsieg der Globalisierung zu ge- 
fährden, indem wir zulassen, daß gewaltbereite Kräfte des GAP sich 
ihr entgegenstellen, hieße, die ewige Wahrheit zu verleugnen, daß 
alle Menschen gleich geschaffen sind, daß alle Menschen das gleiche 
Verlangen nach einem Leben in Freiheit haben und nach ihrem Glück 
auf Erden streben. Aus: >We the people< [Wir, das Volk, wie es in der 
Verfassung der USA lautet, d.V] muß endlich werden: >We the pla- 
net< [Wir, die ganze Erde]!« 
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Endziel: die Globalisierung der ganzen Welt 


»Die Globalisierung«, so definiert sie BARNETT (S. 122), »ist ein Zu- 
stand gegenseitig gesicherter Abhängigkeit. Um seine Wirtschaft und 
Gesellschaft zu globalisieren, muß man in Kauf nehmen, daß fortan 
die eigene Zukunft vorrangig von der Außenwelt beeinflußt und 
umgestaltet wird, die eigenen Traditionen in Vergessenheit geraten. 
Man wird in Kauf nehmen müssen, daß importierte Waren und Er- 
zeugnisse den Inlandsmarkt überfluten und die eigenen Erzeuger in 
diesem Konkurrenzkampf sich entweder durchsetzen oder ver- 
schwinden werden. Wir Amerikaner leben in einer solchen multi- 
kulturellen Freihandelszone und genießen die absolute Freiheit, da- 
hin zu gehen, wohin wir wollen, dort zu leben, wo wir wollen, und 
unser Leben zu gestalten, wie es uns paßt.« 

»Die Neuen Spielregeln«, heißt es auf Seite 270, »werden nicht 
mehr von Staaten festgelegt, sondern von der Globalisierung vorge- 
geben«; und weiter auf Seite 198: »Nur die Globalisierung kann Frie- 
den und Ausgewogenheit in der Welt herbeiführen. Als Vorausset- 
zung für ihr reibungsloses Funktionieren müssen vier dauerhafte 
und ungehinderte >Flows< (Ströme, Flüsse) gewährleistet sein: 


1. Der ungehinderte Strom von Einwanderern: 

Dieser wird nötig sein, um die abnehmende Bevölkerung der CORE- 
Länder durch Zuwanderung aus dem GAP auszugleichen. Bis zum 
Jahre 2050 werden zwei Drittel der Neueinwanderer in die USA la- 
teinamerikanische Wurzeln besitzen. Schlimm schaut es in Japan und 
im ausländerfeindlichen Europa aus. Die Bereitschaft Japans, Ein- 
wanderer aufzunehmen, ist so gering, daß das Land der aufgehen- 
den Sonne sich bald in eines der untergehenden Sonne verwandeln 
wird, und in Europa tummeln sich zahlreiche rechtsgerichtete und 
einwanderungsfeindliche Politiker, die die schlimmsten Ängste der 
Bevölkerungen schüren. Anstatt nur 300 000 müßte Europa bis 2050 
jährlich 1,5 Millionen Immigranten hereinlassen, um seine Bevölke- 
rungsziffern konstant zu halten. 


2. Der ungehinderte Strom von Erdöl und Erdgas: 

Wir sollten uns klar darüber sein, daß sehr viele Länder rund um 
den Globus weit mehr als wir selbst von unseren militärischen Ein- 
sätzen im Persischen Golf profitieren. Oftmals verbergen sich hinter 
denjenigen, die ein Geschrei über >Blut für Öl< anstimmen, Anti- 
semiten, deren Forderung, die USA sollten vom Erdöl in der Golf- 
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region ablassen, auf die Forderung hinausläuft, wir sollten Israel im 
Stich lassen. Wenn gewisse Leute von profitsüchtigen Ölgesellschaf- 
ten reden, dann sollten sie daran erinnert werden, daß dieses Ol 
unsere gesamte Wirtschaft durchpulst und nicht nur den Tank ihrer 
benzinfressenden Straßenkreuzer füllt. Ich verstehe, wenn sich der 
Zorn gegen die sich bereichernde Ölmafia in Saudi-Arabien und Ku- 
wait richtet. Wir sollten diese Länder von ihren Herrschern befreien, 
damit sie selbst über ihre Zukunft bestimmen können. Aber dies ist 
nicht unser vorrangiges Ziel. 


3. Das Hereinströmen von Krediten und Investitionen, 
das Herausströmen von Profiten: 
Die amerikanischen und europäischen Investitionen in das asiati- 
sche Wirtschaftswunder der vergangenen zwanzig Jahre betrugen 
nur 25 Prozent der Gesamtsumme. Wenn, wie erwartet wird, der 
Energiebedarf Asiens sich in den nächsten zwanzig Jahren verdop- 
pelt, würde sich der asiatische Investitionsbedarf aus westlichen Län- 
dern ebenfalls verdoppeln. Dies wäre eine einmalige Gelegenheit, 
den Einfluß amerikanischer und europäischer Finanzhäuser in die- 
ser Region mittels FDI (Foreign Direct Investment) zu stärken und 
unsere neuen globalen Spielregeln dort einzuführen. Eine Einbin- 
dung des energiehungrigen China in unser Finanzsystem wäre von 
herausragender Bedeutung. FDI bedeutet, daß ausländische Inve- 
storen sich langfristig binden und wirklich Mit- oder Alleineigentü- 
mer an inländischen Unternehmen werden können. Es bedeutet aber 
auch, daß diese Investoren auf international gültige Normen und 
Regeln bestehen und sagen: >This is how we conduct business!< [Dies 
ist unsere Art, Geschäfte abzuwickeln!] Darum der Plan der Wall 
Street, China in sein System einzubinden, und nicht den Bedingun- 
gen des Pentagon auszuliefern. Immerhin geht es bei den Foreign 
Direct Investments um eine Summe von insgesamt 7000 Milliarden 
Dollar, die im Laufe der vergangenen 50 Jahre weltweit investiert 
wurden. Dieses Kapital wird von den drei Säulen der globalen Welt- 
wirtschaftsordnung aufgebracht: von den USA, der EU und von Ja- 
pan. Für diejenigen Staaten, die langfristige Kredite und Investitio- 
nen benötigen, gilt die Faustregel: >Willst du dem CORE beitreten, 
mußt Du in der Lage sein, an dieses Geld heranzukommen.< 
Jahrzehntelang haben fremde Staaten amerikanische Schuldpapie- 
re gekauft, nicht nur deshalb, weil Amerika ein sicheres Investieren 
garantiert, sondern weil sie sich den Zukunftsplänen der USA an- 
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schließen wollten, und damit der Weltordnung, die diese Zukunft 
verheifßst. Amerika hat somit alle Vorteile genossen, der Welt bevor- 
zugte Reservewährung zu besitzen. Es war deshalb nie schwer, un- 
sere Schulden an die ganze Welt zu verkaufen, denn die anderen 
Länder schätzen eben den Dollar, der nach der Abkoppelung vom 
alten Goldstandard zur neuen Währung der globalen Weltwirt- 
schaftsordnung wurde. [S. 244] 


4. Der ungehinderte Strom amerikanischer Sicherheitskräfte (ex- 
port of US-security Services to regional markets): 

Zur Aufrechterhaltung des Weltfriedens genügt es zumeist, daß 
unsere Streitkräfte, wie es unsere Polizisten zu Hause tun, auf Streife 
gehen und die Welt wissen lassen: >Hier sind wir, falls ihr uns 
brauchte Dies bedeutet Export von Sicherheit. Damit faßt die Welt 
Vertrauen in ihre Zukunft. Nur Amerika ist in der Lage und auch 
willens, diese Leistung zu erbringen. Es ist das schönste Geschenk, 
das wir unserem Planeten machen können, und es hat den Lauf der 
Menschheitsgeschichte zum Besseren gewendet. 

Phil GINSBERG, der Geschäftsführer von Cantor Fitzgerald, war in- 
teressiert an der Einführung weltweit geltender Regeln zur Absi- 
cherung seiner Geschäfte auf neuen Märkten, wo die globalen Spiel- 
regeln noch nicht galten. Dies konnte jedoch nur durch militärisches 
Eingreifen gewährleistet werden. Betrachtet man die militärischen 
Einsätze Amerikas aus diesem Blickwinkel, erscheinen sie von ge- 
nauso selbstlosen Motiven getragen wie zum Beispiel die Zahlung 
von Entwicklungshilfe an arme Länder. Anders ausgedrückt: Über- 
all, wo globale Spielregeln durchgesetzt werden müssen, um einem 
Unternehmen wie Cantor Fitzgerald einen neuen Markt zu erschlie- 
ßen, sollte amerikanisches Militär eingesetzt werden.« 

Und auf Seite 296 meint BARNETT: »AUS Erfahrungen haben wir 
gelernt, daß wir die Globalisierung vorantreiben müssen, denn nur 
sie allein führt zu unserem Ziel: >The individual pursuit of happi- 
ness within free markets protected by the rule of law.< [Zum Streben 
nach Glück eines jeden Einzelnen, innerhalb von gesetzlich geschütz- 
ten freien Märkten].« Und auf Seite 301: »Weil sich Amerika zu den 
universellen Idealen von Freiheit und Gleichheit, und zu keiner eth- 
nisch definierten Identität oder zu einem >geheiligten Vaterland< 
bekennt, entwickelte es sich zur ersten multinationalen Staatenunion 
der Welt. Wir sind deshalb der Born, die Leuchte der Globalisierung. 
Dies können wir genauso wenig verleugnen, wie wir uns selbst 
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verleugnen könnten. Unsere Interessen sind global, weil die Globa- 
lisierung global sein muß! [Wörtlich: Our interests are global becau- 
se globalization must be global].« 


Barnetts Zehn Gebote für die Globalisierung (S. 199) 


»Gut katholisch, habe ich sie als Dekalog, als die Zehn Gebote der 
Globalisierung zusammengefaßt«, so schreibt es BARNETT selbst!: 

»1. Suche nach Rohstoffen, und Du wirst fündig werden: Es ist 
einfach nicht wahr, daß die nicht erneuerbaren Energiequellen ver- 
siegen. Das US-Department of Energy [amerikanische Energiebehör- 
de] versichert, daß im Laufe der vergangenen zwanzig Jahre die be- 
stätigten Ölreserven um 60 Prozent, die Erdgasreserven um 100 
Prozent zugenommen haben. Unsere Kohlereserven werden für die 
nächsten zwei Jahrhunderte reichen. 

2. Kapitalismus funktioniert nach der Devise: >Für einen BigMac 
heute zahle ich erst kommenden Dienstag. < Kapitalismus beruht auf 
Vertrauen, und die Märkte funktionieren nur, wenn ein komplexer 
Kreditmechanismus von allen beteiligten Mitspielern eingehalten 
wird. Kredit wird dann gewährt, wenn alle Mitspieler daran glau- 
ben, daß sowohl die Gewinne eingestrichen, als auch die Schulden 
zurückbezahlt werden. 

3. Wirtschaftswachstum bedeutet in der Regel Glück und Reich- 
tum für eine Gesellschaft. Je reicher ein Land, um so wahrscheinli- 
cher ist es, daß es sich zu einer stabilen Demokratie entwickelt. 

4. Ohne Bodenschätze und Ressourcen, kein Wachstum. Solcher- 
art benachteiligten Ländern muß Energie zu erschwinglichen Prei- 
sen vermittelt werden. 

5. Ohne Infrastruktur, keine Ressourcen. Im Zuge der >Decarbo- 
nisation< (Ende der Abhängigkeit von Kohle zur Stromerzeugung, 
Hinwendung zum Erdgas) müssen unter anderem weltweit größere 
und längere Gasleitungen gebaut werden, um alle Länder und Städte 
nachhaltig versorgen zu können. 

6. Ohne Geld, keine Infrastruktur. Die meisten Länder sind außer- 
stande, teure Infrastrukturprojekte selbst zu finanzieren. Kreditge- 
ber, Ämter für Entwicklungshilfe, Investoren und Börsenberater 
werden gemeinsam dazu beitragen, daß die nötigen Mittel aufge- 
trieben werden. 

7. Ohne feste Regeln, kein Geld. Ausländische Investoren werden 
solchen Ländern den Vorzug geben, deren Gesetze transparent sind 
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und deren Finanzmanagement gewährleistet, daß Geld sicher ange- 
legt werden kann. 

8. Ohne Sicherheit, keine festen Regeln. In Ländern, in denen po- 
litische Gegner ihre Auseinandersetzungen mit Gewalt austragen, 
wo Unruhen an der Tagesordnung sind und Nachbarn mit Krieg 
bedroht werden, bekommen potentielle Investoren schnell kalte Füße. 
[BARNETT führt als abschreckendes Beispiel Madagaskar an und ver- 
weist auf den indisch-pakistanischen sowie auf den chinesisch-tai- 
wanesischen Konflikt.] 

9. Sicherheit und feste Regeln werden nur dort gewährleistet sein, 
wo ein Land bereit ist, zu ihrer Durchsetzung Gewalt anzuwenden. 
Im Verlauf der Geschichte tat dies jedes Land für sich. Während des 
Kalten Krieges verließen sich die meisten Staaten auf die Supermächte 
USA und die Sowjetunion. Heute stehen die USA in voller Rüstung 
da, als einziger potentieller Leviathan der globalen Weltsicherheit. 
Weder die zahnlose UNO, noch das geschwächte Rußland, geschwei- 
ge denn die EU wären in der Lage, diese Last zu schultern. Und was 
die Chinesen anbelangt, so taten sie sich erst vor kurzem schwer, 
nur 800 Soldaten für die Friedenstruppe in den Kongo zu entsen- 
den. Nur das Pentagon ist imstande, mit Hilfe einiger weniger Bri- 
ten, Australier, Inder und Kanadier die Rolle eines Leviathan zu 
übernehmen. 

10. Ohne festen Willen, kein Leviathan!. Amerikanisches Geld für 
die Erhaltung des Friedens in der Welt aufzubringen wäre die eine 
Sache, doch amerikanisches Blut für sie zu vergießen eine ganz an- 
dere. Im allgemeinen sind die Amerikaner nicht bereit, für Friedens- 
einsätze Todesopfer in Kauf zu nehmen, es sei denn, 1.) die Kriegs- 
ziele werden schlüssig dargelegt, 2.) die zu erwartenden Opfer stehen 
im vernünftigen Verhältnis zum angestrebten Ziel. Die entscheiden- 
de Frage für sie ist nicht, wie viele Gefallenen in >body bags< [schwar- 
zen Leichensäcken] heimkehren, sondern ob der militärische Ein- 
satz sinnvoll ist und erfolgreich abgeschlossen werden kann. 

Um den Sinn des gewaltigen und historischen Ringens zu verste- 
hen, den wir jetzt zu bestehen haben, müssen wir auch die entschei- 
dende Bedeutung der vier entscheidenden >Flows< für die Globali- 


1 »Leviathan: in der Bibel Name des Krokodils, spielt in der späteren jüdisch- 
christlichen Sage die Rolle eines dämonischen Ungethüms, Großer Brockhaus, 
1885. Thomas HOBBES, Leviathan, or the Matter, Forme & Power of a Common- 
wealth Ecclesiasticall and Civill, 1651. (Leviathan: Wesen, Form und Macht 
eines kirchlichen und säkularen Weltstaates). 
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sierung anerkennen und werden deshalb einsehen, warum unsere 
in der Armee dienenden Söhne und Töchter nicht so bald heimkeh- 
ren werden und Amerikas langfristige Einsätze als Leviathan in den 
Ländern des GAP notwendig sind. Nämlich nicht nur, um Terror 
und Gewalt dort drüben niederzuringen, sondern um die Globali- 
sierung in der ganzen Welt sicherzustellen. Falls ihr ein Happy End 
dieser Geschichte erwartet, hier ist es: Der Aufbau einer erschaffens- 
würdigen Zukunft!« 


Die politische und wirtschaftliche Strategie der Globalisierer 


BARNETT erklärt sodann, wie das infolge des Zusammenbruchs der 
Sowjetunion entstandene Vakuum gefüllt, sprich: wie die Suche nach 
einem postsowjetischen Feindbild geführt wurde. 

»Als Problem [S. 147] erwies sich zunächst, daß sich hinter der 
Antiglobalisierung kein greifbarer Bösewicht verbarg.« Auf Seite 109 
muß der Autor eingestehen: »Mangels Erkennens eines klar umris- 
senen Feindbildes beschloß ich einfach, die Rolle der größten Bedro- 
hung (main threat) dem radikalen Islam zuzuschieben.« 

»Galt für die NATO [S. 42] schon immer die Regel: >Halte die Ame- 
rikaner drinnen, die Deutschen nieder, die Russen draußen<‘), so lau- 
tete die amerikanische Regel für den Nahen Osten während der ver- 
gangenen dreißig Jahre: >Stärke Israel, schütze das Haus Al Saud 
und halte die radikalen Islamisten nieder<. .. Amerika muß einse- 
hen, daß es nicht genügt, den Schurkenstaat Irak in eine vorbildliche 
arabische Demokratie umzuwandeln, denn die größte Bedrohung 
sehen wir darin, daß sich in den Staaten Nordafrikas, des Nahen 
Ostens und Zentralasiens radikale islamische Bewegungen mit Ge- 
walt und >heiligem Terror< gegen eine Integration ihrer Länder in 
die global vernetzten Staaten des CORE sträuben.« Glaubt denn BAR- 
NETT jetzt gar selbst an seine dem Islam zugeschobene Rolle? Auf der 
Liste des US-Außenministeriums (S. 402) mit 36 der gefährlichsten 
»Terrororganisationen« befinden sich 26 islamische. 

Seine Ansichten zum Nahostkonflikt gibt uns BARNETT auf Seite 
214 bekannt. Er ist überzeugt, daß viele Araber Amerika deshalb 
hassen, weil sie glauben, daß es den US-Amerikanern im Nahen 
Osten ausschließlich um das Erdöl geht. Vielleicht sollten die USA 
am Beispiel des Irak vorzeigen, wie vielseitig ihre Interessen in Wirk- 
lichkeit seien, meint der Stratege. »Was motiviert denn die Selbst- 
mordattentäter?« fragt BARNETT. »Was bringt einen palästinensischen 
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Vater von zwei Kleinkindern dazu, sich einen Sprengstoffgürtel um- 
zuhängen, um sich dann in einem vollbesetzten Bus in Jerusalem in 
die Luft zu jagen? Seine Lebensbedingungen bieten ihm eben keine 
Alternative! Was zerstört jede Hoffnung auf ein besseres Leben? Der 
Mangel an Vernetzung! Ein global vernetzter Mensch besitzt stets 
die Freiheit der Entscheidung: Er kann den Wohnort, den Arbeits- 
platz, den Beruf wechseln und für sich und seine Familie bessere 
Lebensbedingungen schaffen. Man könnte entgegnen, es sei der Haß 
gegen die Israeli, der die Terroristen antreibt. Auf den ersten Blick 
mag das stimmen, doch in Wirklichkeit geht es doch darum, daß 
diesen Terroristen nichts geblieben ist als nur ihr Land und ihre kul- 
turelle Identität. Wäre die palästinensische oder irakische Gesellschaft 
global vernetzt, würde ihr überholtes Festhalten an ihrer Heimat nach 
wenigen Generationen nachlassen, denn Mobilität ersetzt bekannt- 
lich Traditionen! Bis dahin bleibt Israel der Sündenbock, die Ausrede, 
das Symbol für all das, was die arabische Bevölkerung eigentlich an- 
strebt, aber niemals erreichen kann, weil ihre geistlichen und politi- 
schen Führer ihr die individuellen Freiheiten verweigern, die ihr eine 
global vernetzte Welt bieten würde. Und so beharren Mullahs, Schei- 
che und Ölprinzen darauf, für alles Unglück Israel, dem am meisten 
vernetzten und entwickelten Land des Nahen Ostens, die Schuld zu 
geben und die Amerikaner für alles verantwortlich zu machen.« 

»Die USA haben sich für die Strategie der Vorbeugung entschie- 
den [S. 57], was nichts anderes besagt, als daß Großmächte das Recht 
haben, gegen >Schurkenstaaten< Präventivschläge zu führen, wann 
immer diese die Absicht bekunden, sich Massenvernichtungswaf- 
fen zuzulegen. Wir Amerikaner haben überhaupt kein Problem da- 
mit [S. 171], die Einhaltung von Regeln und Gesetzen durch vorbeu- 
genden Einsatz tödlicher Gewaltmittel (deadly force) durchzusetzen... 
Nehmen wir zwei Beispiele [S. 175], die Terroristen Osama BIN LA- 
DEN und KIM DSCHONG IL: Hier darf nicht gezögert werden, vorbeu- 
gend einzugreifen, denn beide sind oft genug gewarnt worden. Han- 
delt es sich jedoch um Staaten, stellt man diesen zunächst ein 
Ultimatum und erhöht dann den militärischen Druck. Falls sie nicht 
einlenken, folgt der Präventivschlag.« 

Und auf Seite 305 legt er nach, daß solche Unterdrücker ihrer Völ- 
ker wie CASTRO auf Kuba, CHAVEZ in Venezuela, MUGABE in Simbab- 
we, QADDAFI in Lybien schleunigst zu verschwinden hätten. 

»Wann immer Regelbrecher unsere Spielregeln nicht einhalten 
[S. 350], werden wir einschreiten, denn unsere Regeln fördern und 
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schützen die Vernetzung... Wir sind von der Geschichte ermächtigt 
[S. 356], alle Bedrohungen gegen unser Streben nach globaler Ver- 
netzung abzuwehren, denn wir wissen, welchen Preis unsere Nation, 
ja, die ganze Welt im Falle des Sieges unserer weltanschaulichen 
Gegner bezahlen müßten.« 

Die Anschläge des 11. September würden den USA die einmalige 
Gelegenheit bieten [S. 142], ihre bisher auf die Sicherung Westeuro- 
pas und Nordostasiens konzentrierte Militärstrategie auf neue Kri- 
senregionen auszuweiten. Mit anderen Worten, weg vom CORE (den 
Kernländern) und rein in den GAP (die >Schurkenstaaten<). Die BUSH- 
Regierung habe zwar auf die Terroranschläge des 11. September vor- 
bildlich reagiert, jedoch es versäumt, der Welt die US-Ziele und 
-Beweggründe hinreichend klar darzulegen, so daß die Amerikaner 
nun mit den Nachkriegsproblemen des befreiten Irak allein zurecht- 
kommen müßten. Die US-Regierung habe auch es versäumt, »die 
Welt darüber aufzuklären, warum wir einseitig beschlossen haben, 
Rechtsnormen und Verhaltensweisen, die ein Jahrhundert lang 
Grundlage für den diplomatischen und völkerrechtlichen Verkehr 
der internationalen Staatengemeinschaft waren, umzudeuten und 
neu auszulegen. So zum Beispiel unsere Absicht, Präventivkriege 
gegen >Schurkenstaaten< des GAP, wie den Iran, Syrien oder Nord- 
korea, zu führen. Eine Strategie, die von China oder Rußland dahin- 
gehend mißverstanden werden könnte, die USA nähmen sich das 
Recht, ihr Militär fallweise auch gegen mißliebige Staaten innerhalb 
des CORE einzusetzen«. 

Um allfälligen Gefahren vorzubeugen, ist vorgesehen [S. 372], daß 
»in Eurasien die NATO sämtliche Staaten der früheren Sowjetunion 
umfassen muß. Entlang den asiatischen Küsten des Pazifik werden 
wir ein System von Sicherheitsabkommen mit allen wirtschaftlich 
aufstrebenden Anrainerstaaten einrichten, vor allem mit China. Eine 
enge strategische Allianz mit Indien wird weitere Abkommen mit 
den Ländern Zentralasiens und entlang dem Persischen Golf nach 
sich ziehen. .. Im wirtschaftlichen Bereich werden wir die Einrich- 
tung von bilateralen und regionalen Freihandelszonen vorantreiben. 
Dank NAFTA [Nordamerikanische Freihandelszone] sind heute 
Kanada und Mexiko enger an die USA gebunden, als es im 19. Jahr- 
hundert die US-Bundesstaaten im Wilden Westen jemals gewesen 
sind... Vielversprechende Ansätze zeigen die westafrikanische Wirt- 
schaftsgemeinschaft ECOWAS sowie die Abkommen einzelner Staa- 
ten mit multinationalen Konzernen, wie zum Beispiel der Republik 
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Tschad mit Exxon-Mobil und der Weltbank zwecks Erschließung von 
Ölquellen. .. Zur stärkeren Einbindung früherer >Schurken<- und 
>Versagerstaaten< des GAP in die global vernetzte Weltordnung des 
CORE sollte Wirtschaftshilfe vornehmlich zur Einführung genbehan- 
delter (bio-engineered) Saaten und vernetzter Kommunikationssyste- 
me gewährt werden. . . Ferner müßte ein internationaler Wiederauf- 
baufonds gegründet werden, ähnlich dem Internationalen 
Währungsfonds, zur Koordinierung der fachlichen und materiellen 
Hilfe, sowie von Friedenseinsätzen und der Entsendung von Sicher- 
heitskräften«. 

Über die Zukunft Osteuropas und des Mittelmeerraums schreibt 
Thomas BARNETT: »Die globale Vernetzung, die sich von EU-ropa aus 
in die Staaten der früheren Sowjetunion und nach Nordafrika hin 
ausbreitet, ist für das Schrumpfen des GAP entscheidend. Auf Grund 
seiner schnell alternden Bevölkerung kann es sich Europa nicht mehr 
leisten, auf >Gastarbeiter< zurückzugreifen, sondern muß dem Bei- 
spiel der USA folgen und seine Schleusen für den ungehinderten 
Einwanderungsstrom öffnen. Rechtsgerichtete und einwanderungs- 
feindliche Politiker müssen zum Schweigen gebracht werden und 
haben von der Bühne zu verschwinden, und zwar schnell! Wir Glo- 
balisierer dürfen nicht zulassen, daß einer der neuen CORE-Staaten 
(Rußland, China, Indien, Südkorea, Südafrika, Brasilien, Chile, Ar- 
gentinien, Mexiko) aufgrund wirtschaftlichen Versagens wieder in 
den GAP abgleitet. Wir müssen diese deshalb besser einbinden und 
dafür sorgen, daß sie sich in unserer Gemeinschaft wohl fühlen.. . 
Niemand wäre besser geeignet als der IWF [Internationaler Wäh- 
rungsfonds]), um ein globales System zur Abwehr von Staatsbank- 
rotten einzurichten.. . Die CORE-Staaten müssen ihre Märkte für die 
Einfuhr landwirtschaftlicher Produkte aus den GAP-Ländern öff- 
nen, letztere unsere Gesetze zum Schutz von Patenten und Investi- 
tionen aus dem CORE einführen.« 

Wir erfahren auf Seite 307, daß die Amerikaner lediglich ein Zwan- 
zigstel der Weltbevölkerung darstellen [S. 307], jedoch je ein Viertel 
des weltweit anfallenden Mülls und der Umweltverschmutzung 
verursachen. Sie würden ein Viertel der Energie auf Erden verbrau- 
chen. Amerika habe sich darauf spezialisiert, seine Staatsschulden 
zu exportieren und fast alles andere zu importieren. »Wie schaffen 
wir es, derart über unsere Verhältnisse zu leben und dabei trotzdem 
riesige Defizite einzufahren? Wir bringen eben die Welt dazu, unse- 
re Schuldscheine zu kaufen, weil sie Uncle Sam vertraut und der 
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Dollar verhältnismäßig billig ist. Die Wall Street meint: >Es ist unser 
gutes Recht, auf großem Fuß zu leben, denn unser BIP [Bruttoinlands- 
produkt] übersteigt 25 Prozent des gesamten Weltvermögens. < Das 
Geschäft mit unseren Schuldscheinen (treasury bills) ist umwerfend 
einfach. Wißt ihr, was es kostet, diese kleinen Papierfetzen zu druk- 
ken? Fast nichts! Und wißt ihr, was wir als Gegenleistung bekom- 
men? Video Recorder, Autos, Computer, usw.! Hört auf zu jammern, 
denn sollte die Welt jemals darauf kommen, welch großartiges Luft- 
geschäft wir betreiben, könnten wir in arge Schwierigkeiten kommen!« 
BARNETT ist sich aber der Gefahr bewußt, daß die Welt eines Tages 
darauf kommt und das Geschäft mit den amerikanischen Schuld- 
scheinen nachläßt. »Weil Geld die Welt regiert, wäre eine solche Ent- 
wicklung der ausschlaggebende Gradmesser für unseren Erfolg im 
Krieg gegen den Terrorismus. Vor zehn Jahren befand sich etwa ein 
Fünftel der amerikanischen Schuldscheine in ausländischem Besitz, 
heute dürften es zwei Fünftel sein. Dies ist ein Beweis für das uner- 
schütterliche Vertrauen, das die Welt bisher in die US-Regierung 
setzte. Es ist nicht nur das Vertrauen in eine wirtschaftlich sichere 
Investition, sondern in jenen Staat, der das Bestehen und die Sicher- 
heit der Globalisierung garantiert. Als die USA Schuldscheine ver- 
kaufen mußten, um die Invasion des Irak finanzieren zu können, 
kauften Ausländer vier Fünftel von ihnen um einen Betrag von 100 
Milliarden Dollar! Eine letzte große Gefahr für die Umsetzung unse- 
rer globalen Strategie könnte im eigenen Lande entstehen, wenn die 
Amerikaner im Falle eines neuen schrecklichen Terrorangriffs oder 
eines militärischen Rückzugs aus dem Irak der Mut verlassen sollte. 
Es wäre die dringende Aufgabe der Regierung BUSH oder ihrer Nach- 
folgerin, dem amerikanischen Volk die sehr lange Dauer dieses glo- 
balen Weltkriegs gegen den Terrorismus richtig zu verkaufen [wört- 
lich: >to seil the American people on the long haul ahead in this global 
war on terrorism<]. Ich will es für meine amerikanischen Mitbürger 
ganz offen aussprechen [S. 178]: Wir werden niemals die Länder des 
GAP verlassen, wir werden niemals unsere Jungen heimbringen kön- 
nen.« 


Die Kriegsziele der Globalisierer 


Aus den Globalisierungsboten ergeben sich folgerichtig bestimmte 
Kriegsziele, deren tatkräftige Unterstützung im Interesse der Globa- 
lisierer liegt. BARNETT führt sie ab Seite 379 auf: 
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»1. Die Umwandlung des Irak in eine funktionierende Gesellschaft 
innerhalb der globalen Weltwirtschaftsordnung. Würde es sich am 
global integrierten Israel ein Beispiel nehmen, könnte der gesamte 
Nahe Osten nie wieder in seine selbst gewählte Isolation zurückglei- 
ten. 

2. KIM DSCHONG II muß vertrieben und Korea wiedervereint wer- 
den. Präsident George W. BUSH ist die beste Gewähr dafür, daß die- 
ser Verrückte verschwinden wird. 

3. Bis spätestens 2010 wird das Regime der Mullahs hinweggefegt 
werden, damit der Iran, diese einstmals tragende Säule eines umge- 
stalteten Nahen Ostens, sich zu einem wertvollen Mitglied der glo- 
balen Weltgemeinschaft entwickeln kann. Sollte sich der Iran nicht 
fügen, dann sollten wir den nötigen Druck ausüben, um die ge- 
wünschten Veränderungen herbeizuführen. 

4. Eine Transamerikanische Freihandelszone (von Alaska bis Feu- 
erland) wird bis zum Jahre 2015 Wirklichkeit geworden sein. Im 
Versagerstaat Kolumbien werden wir uns nicht mehr in Kleinkriege 
zwischen den verschiedenen Drogenbanden und Gruppen von Re- 
bellen einmischen, sondern in diesem Land ein für allemal aufräu- 
men. Falls es Schwierigkeiten gibt, müßte als Auslöser eine Art Über- 
fall wie am 11. September 2001 inszeniert werden, um die nötige 
Zustimmung und Unterstützung zu erhalten.« [A 9/11 trigger will 
have to occur to set the game in motion«, S. 380.] 

Der Nahe und Mittlere Osten mit seinen energetischen Ressour- 
cen nehmen zusammen mit Israel als Trojanischem Pferd nach wie 
vor eine entscheidende geostategische Bedeutung innerhalb der US- 
Vorstellung von der eingeebneten Einen Welt ein. In Kapitel 14 wer- 
den wir darlegen, ob die US-Pläne realistisch sind. 

5.Der Nahe Osten wird im Laufe der nächsten zwei Jahrzehnte 
umgewandelt. Als Auslöser und Beispiel wird der neue Irak herhal- 
ten. Noch wichtiger für die Ausbreitung der Globalisierung werden 
sich die Abwendung vom Erdöl und die Hinwendung zum Erdgas, 
Wasserstoff und zu anderen Energieformen auf Saudi Arabien und 
die übrigen Ölstaaten auswirken, die in ihrer Rückständigkeit ver- 
harren. Die USA werden auf das Haus AL SAUD und andere Regie- 
rungen einwirken müssen, damit sie ihre Zuwendungen an Koran- 
schulen einstellen, die nur fanatische Muslime heranzüchten, die 
voller Mißtrauen gegen die moderne Welt und gegen alle Nichtmus- 
lime erfüllt sind. 
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In seinem geopolitischen Buch Die einzige Weltmacht hatte Zbigniew 
BRZEZINSKI bereits eine privilegierte Beziehung zum damals bereits 
aufstrebenden China empfohlen: »Eine enge Beziehung zum japani- 
schen Inselstaat ist für Amerikas Weltpolitik unerläßlich und ein ko- 
operatives Verrhältnis zu China für seine eurasische Geostrategie 
dringend geboten.« Der stetig wachsenden Bedeutung Chinas trägt 
BARNETT in seiner Vision Rechnung: 

»6. China wird dank der nächsten Generation seiner Führungs- 
schicht als fast gleichberechtigter Partner der USA in allen diploma- 
tischen Fragen der Globalisierung aufsteigen, und zwar deshalb, weil 
ein großer Prozentsatz von ihr in Amerika ausgebildet wurde und 
daher Bescheid weiß, wie die Welt funktioniert. Nach Ausblendung 
peinlicher Themen, wie Taiwan und unserer engen Allianz mit Indi- 
en, sollten vorrangig besonders enge militärische Absprachen zwi- 
schen den USA und China angestrebt werden. Die größte Gefahr, 
die China droht, ist der Zusammenbruch seines finanziellen Systems. 
Um so wichtiger wäre es deshalb, China von der Angleichung sei- 
nes Systems an die Regeln der Welthandelsorganisation WTO zu 
überzeugen. 

7. Bis 2020 wird es ein asiatisches Gegenstück zur NATO geben. 
Als Kern dieser gewaltigen Organisation der pazifischen Anrainer- 
staaten wird innerhalb der nächsten zehn Jahre eine >China- 
zentrierte< 
Freihandelszone entstehen, der auch Indien, Australien und die 
NAFTA-Staaten (USA, Kanada und Mexiko) angehören werden. 

8. Dieses neue Pazifische Sicherheitssystem im aufstrebenden 
Asien wird sich gemeinsam mit einer weit nach Osten erweiterten 
NATO und einer den gesamten amerikanischen Kontinent umfas- 
senden NAFTA zu einer globalen Sicherheitsallianz entwickeln, der 
letztendlich sämtliche CORE-Staaten angehören werden. Es bliebe 
dann nur noch übrig, Zentral- und Südwestasien sowie die afrikani- 
schen Länder südlich der Sahara zu globalisieren. 

9. Die Vereinigten Staaten von Amerika werden in den nächsten 
Jahrzehnten neue Bundesstaaten aufnehmen, vor allem aus der west- 
lichen Hemisphäre, jedoch auch aus anderen Kontinenten. Bis 2050 
wird es wohl ein Dutzend sein. Der erste US-Präsident mexikani- 
scher Abstammung könnte von einem der mexikanischen US-Bun- 
desstaaten aus erwählt werden. 


10. Afrika kommt bei der Globalisierung als letztes dran, weil es 
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dem CORE am wenigsten zu bieten hat. Amerika wird sich mit dem 
subsaharischen Afrika nur dann ernsthaft befassen, wenn sich der 
Krieg gegen den Terrorismus auf diesen Teil der Welt ausweitet. Es 
könnte ja geschehen, daß radikale Muslime in ihrer Verzweiflung 
versuchen werden, nach Zentral- oder Ostafrika auszuweichen, um 
dort nach den strengen Gesetzen der Scharia zu leben « 

Die Aufzählung seiner zehn Kriegsziele beschließt BARNETT (S. 383) 
mit dem Bekenntnis: »Man mag mich als Träumer bezeichnen, doch 
glaube ich fest daran, daß alle bestehenden Grenzen niedergerissen, 
daß alle Unterschiede in den religiösen Auffassungen entschärft 
werden können, damit sie nie wieder Ursachen für die Anwendung 
von Gewalt und den Ausbruch von Kriegen sein werden... Amerika 
hat sich schon immer darum bemüht, die Welt zu verändern. Im 
Verlauf und nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs hat es Hunderte 
Millionen Menschen von Elend und Armut befreit. Nun ist die Zeit 
wieder gekommen, daß in Befolgung dieser langfristigen Strategie 
unsere Nation die Sicherheit in der Welt aufrechterhalten muß. Es 
ist deshalb unsere Pflicht, den Ländern des GAP den Frieden zu brin- 
gen.« 

Afghanistan und der Irak lassen grüßen! 
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3. Kapitel 
Mit Blue Print for Action 
legt Thomas Barnett noch eins drauf! 


Ein Jahr nach dem Erscheinen von The Pentagon"s New Map waren 
BARNETTS Strategie und Thesen zur globalen Gleichschaltung der gan- 
zen Welt nicht nur in Kreisen von politischen, militärischen und 
wirtschaftlichen Entscheidungsträgern allgemein bekannt, sondern 
auch Thema eins bei so manchen internationalen Konferenzen und 
eilig zusammengerufenen Work Shops, galt doch BARNETT als Sprach- 
rohr des neuen Weltkonzerns >Pentagon & Wall Street< und somit 
als das Orakel der künftigen amerikanischen Weltpolitik. Die Reak- 
tionen auf sein Elaborat reichten von heller Begeisterung auf seifen 
der Internationalisten bis radikaler Ablehnung seitens der Nationa- 
len. Weil viele seiner Behauptungen angezweifelt oder mißverstan- 
den, andere in Abrede gestellt wurden, sah sich BARNETT gezwun- 
gen, für nötige Klärung zu sorgen, und schrieb zu diesem Zweck ein 
zweites Buch: Blue Print for Action - A Future Worth Creating zum 
selben Thema, das 2005 bei Putnam's Sons, New York, erschien und 
dessen Titel wörtlich mit »Entwurf zum Handeln - die Erschaffung 
einer lebenswerten Zukunft« übersetzt, sinngemäß besser mit »Feld- 
zugsplan für eine bessere Zukunft« wiedergegeben werden kann, 
wobei freilich die Frage offen bleibt, wessen Zukunft verbessert wer- 
den soll. 

In seinem >Feldzugsplan< wiederholt BARNETT dieselben Forderun- 
gen und Ziele, zieht die gleichen Schlüsse wie in »Des Pentagon Neue 
Landkarte«: Der Endsieg der Globalisierer sei nur dann gesichert, 
wenn ausnahmslos alle Länder der Welt vernetzt und gleichgeschaltet 
sind. In dieser idealen Weltwirtschaftsordnung würde die einzige 
Aufgabe der Mitgliedsländer darin bestehen, das ungehinderte Strö- 
men der »Four Flows« zu gewährleisten. Zur Sicherung dieser Strö- 
me und zum Segen für die ganze Menschheit halte Amerikas schim- 
mernde Wehr ewige Friedenswacht. 

»Wir müssen lernen, nicht nur den Krieg, sondern auch den Frie- 
den zu gewinnen.« [S. 2] Die amerikanischen Streitkräfte besäßen 
zwar die nötige Übermacht, um jeden Krieg zu gewinnen, jeden Feind 
zu besiegen. Doch was dann? Es sei deshalb höchste Zeit, daß die 
Armee lerne, »Frieden zu führen« (to wage peace), anstatt nur »Krieg 
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zu führen« (to wage war), damit sie auch den Frieden 
gewinne. Der Neue Feldzugsplan sieht vor, neben dem 
klassischen Kriegsinstrument mit den vier Streitkräf- 
ten - der Armee, der Marine, der Luftwaffe und der 
Marineinfanterie - ein Instrument der Nachkriegsver- 
waltung (system administration) zu schaffen, eine Art 
Friedensministerium, dem alle nicht-militärischen 
Aufgaben zufallen würden. [S. 36] Diesen Gedanken 
habe Verteidigungsminister RUMSFELD aufgegriffen, so 
BARNETT [S. 23], und arbeite bereits an einer Umgestal- 
tung der US-Streitkräfte, die in Zukunft aus kleinen, 
mobilen Mehrzweckeinheiten bestehen sollen, die 
auch zu Verwaltungsaufgaben herangezogen werden 
könnten. Ihre Angehörigen sollen nicht mehr zwangs- 
rekrutiert oder zwangsversetzt werden, sondern sich, 
wie in der Privatwirtschaft, über das Internet um be- 
stimmte >jobs< auf den verschiedenen Kriegs- oder Frie- 
densschauplätzen bewerben [S. 23]. 

Am Beispiel des Irak habe man erlebt, wie dem 
schnellen militärischen Sieg ein politisches Debakel 
folgte. Die Frontkommandeure hatten 200 000 Mann 
Bodentruppen gefordert, um nach dem Einmarsch die 
Ordnung wiederherzustellen, doch RUMSFELD geneh- 
migte zunächst nur 30 000. Ferner hatten sie weder ei- 
nen Plan [S. 15], noch erhielten sie Befehle, nach wel- 
chen Gesichtspunkten sie den Irak verwalten sollten. 
»Wir erleben gerade die Wiederkehr des Vietnam-Syn- 
droms: Die stärkste Militärmacht der Welt beginnt, an 
sich zu zweifeln, weil sie trotz eines gewonnenen Krie- 
ges den Frieden nicht gewinnen kann [S. 30], und die 
Kräfte des GAP, die eine Vernetzung mit dem CORE 
bekämpfen, schöpfen neuen Mut. Die richtige Schluß- 
folgerung aus unserem Versagen im Irak muß deshalb 
darin bestehen, diesen Neuen Feldzugsplan mit aller 
Macht umzusetzen. Es ist die entscheidende und alle 
anderen Ziele überragende Aufgabe unserer Außen- 
politik in den nächsten Jahren, die Länder des GAP in 
den CORE hinüberzuleiten.« 

BARNETT wäre kein richtiger Amerikaner, würde er 
im Anschluß an sein feuriges Plädoyer für seinen Feld- 
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zugsplan nicht auch die materiellen Vorteile eines Friedensministe- 
riums anführen: »There's more money to be made in the peace than in the 
war« [S. 36]: Aus dem Frieden läßt sich mehr Geld herausschlagen 
als aus dem Krieg. Die Aufgabe der zukünftigen Kriegs- und Frie- 
densstreitkräfte seien somit klar definiert, denn »Investment follows 
the flag« (S. 43): der voranflatternden Fahne folgten die Investoren, 
weiß BARNETT und erinnert daran [S. 49], daß die GAP-Staaten für 
Kapitalanlagen, Partnerschaften und andere Vernetzungsmöglich- 
keiten wenig Anreiz bieten. 

»Hier die Neuen Spielregeln, die ich für die Behandlung von Feind- 
staaten des GAP aufstellen möchte [51]: 

1. Der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen, als Schwurgericht 
der globalen Weltgemeinschaft, erhebt Anklage gegen die Regierung 
eines GAP-Staates wegen politisch ungebührlichen Verhaltens (poli- 
tical dysfunctionality). [Den Deutschen zur Erinnerung: Die UNO- 
Feindstaatenklauseln Nr. 53 und 107 sind noch unverändert in Kraft!] 

2.Ein aus den wichtigsten Wirtschaftsmächten bestehender Exe- 
kutivausschuß stellt einen Haftbefehl (warrant) gegen die angeklagte 
Regierung aus. 
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3. Unter amerikanischem Oberbefehl erfolgt der mit variablen 
Mitteln ausgeführte Militärschlag einer Koalition aus CORE-Staaten 
und wird so lange fortgesetzt, bis die steckbrieflich gesuchten Ver- 
brecher gefaßt worden sind. 

4. Dem siegreichen Militär auf den Fersen folgt sofort das Heer 
der Friedensmacher (>System Administration Force<), das sich aus 
amerikanischen Einsatzgruppen für die Bekämpfung von Terrori- 
sten und gemischten Einheiten von Zivilexperten aus allen CORE- 
Staaten für den Wiederaufbau, die Umerziehung (nation building) und 
die Wirtschaftsentwicklung zusammensetzen wird. 

5.Sobald wie möglich wird ein den Strukturen und Funktionen 
der Weltbank und des Internationalen Währungsfonds entsprechen- 
der Internationaler Wiederaufbaufonds (IRF, International Reconstruc- 
tion Fund) zur Finanzierung der Neuausrichtung und Umerziehung 
der befreiten Nation eingerichtet. Dieser wird als Besatzungsbehör- 
de (wie die Mandatsmächte nach dem Ersten Weltkrieg) die Aufga- 
be haben, eine Übergangsregierung einzusetzen, bis die Zeit für die 
Abhaltung demokratischer Wahlen reif ist. 

6. Und zu guter Letzt werden die angeklagten Mitglieder der be- 
treffenden GAP-Regierung zur Aburteilung vor das Internationale 
Kriegsverbrechergericht von Den Haag geschleppt.« 


Als Präsident BUSH im Oktober 2004 ankündigte, er wolle 100000 
neue Planstellen für polizeiliche, geheimdienstliche, verwaltungs- 
technische und andere »stabilisierende« Besatzungsaufgaben schaf- 
fen, sei das - so BARNETT - ein Schritt in die richtige Richtung gewesen. 
Leider habe man den Fehler begangen, einen Teil dieser Besatzungs- 
aufgaben ohne vorherige Koordination Privatfirmen zu übertragen 
(to outsource), was zu rechtlichen und finanziellen Fehlentwicklun- 
gen bei den unkontrollierbaren und überbezahlten Söldnertruppen, 
Sicherheitsdiensten und Wachmannschaften in den Gefangenenlagern 
geführt habe. 


Barnetts Vorschläge zur Lösung des Nahostkonflikts 


BARNETT geht davon aus, daß der steigernde Energiebedarf in Japan 
und den aufstrebenden Industriestaaten China, Indien und Korea in 
den kommenden Jahren die USA zwingen wird, auch militärisch im 
Persischen Golf einzugreifen, ob es ihnen paßt oder nicht. »Bedeutet 
es eine Bedrohung amerikanischer Interessen, wenn China oder In- 
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dien mit dem Iran einen Vertrag zur Lieferung von Erdgas abschlie- 
ßen? Oder sollten wir uns über diese Zeichen wirtschaftlicher Ver- 
netzung freuen [S. 83]? Alles hängt davon ab, welche Rolle wir dem 
Iran, diesem 800 Pfund-Gorilla, im zukünftigen umgestalteten Na- 
hen Osten übertragen werden. Solange sich unsere Interessen in der 
Region lediglich auf das Erdöl beschränken, wird der Nahe Osten 
ein globales Ghetto für Terroristen bleiben.« Im globalen Krieg geht 
es den Terroristen doch darum, die Vernetzung des Nahen Ostens 
und anderer GAP-Regionen mit den übermächtigen und korrupten 
Ländern des CORE zu verhindern, auf daß sie die natürliche Einheit 
ihrer islamischen Welt wieder aufrichten können. Was radikal fun- 
damentalistische Islamisten wie Osama BIN LADEN anstreben, ist nicht 
nur das Herauswinden aus der Umarmung der Globalisierung, son- 
dern das Wiedererwecken einer früheren Gemeinschaft und vergan- 
gener Wertvorstellungen, die im schroffen Gegensatz zu denjenigen 
der westlichen Gesellschaft stehen. BARNETT ist deshalb der Überzeu- 
gung, daß jede Art von Vernetzung des Iran mit dem New CORE 
(China, Indien, Brasilien, Rußland) zu seiner Abkehr vom islami- 
schen Fundamentalismus führen wird. 

BARNETT sieht in der Tatsache, daß 2005 im Irak, in Palästina, in 
Ägypten, ja sogar in Kuwait und in Saudi-Arabien Wahlen stattfan- 
den [S. 94], ein positives Zeichen für den demokratischen Durch- 
bruch im Nahen Osten. Die arabischen Völker hätten jetzt die Wahl: 
Wollen sie dem Beispiel jener Iraker folgen, die demokratisch über 
ihre Zukunft abgestimmt, oder jener Landsleute, die sich für den 
Terror entschieden haben? Die Amerikaner wüßten, was sie erwar- 
tet, denn: »George W. BUSH hat sich klar und deutlich festgelegt: Wir 
werden erst dann den Nahen Osten verlassen, wenn dieser sich der 
westlichen Welt angeschlossen hat.« 

»Sie werden bemerkt haben, daß ich bisher kein Wort über den 
palästinensisch-israelischen Konflikt verloren habe«, schreibt BAR- 
NETT [S. 98], »denn ich glaube, daß dieser Konflikt uns nur vom Kern- 
problem ablenkt: Nicht Israel, nicht Saudi-Arabien werden für die 
Lösung der meisten Nahostprobleme ausschlaggebend sein, sondern 
der Iran!« Mit seinen 70 Millionen Einwohnern, seinen Industrien 
und Rohstoffreserven sei er die stärkste Wirtschafts- und Militär- 
macht der Region, und als nichtarabischer Staat mit einer mehrheit- 
lich schiitischen Bevölkerung immun gegen den Einfluß des arabisch- 
sunnitischen Widerstandes gegen eine globale Vernetzung. Er könne 
aber sehr wohl durch Unterstützung transnationaler Terroristen eine 
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globale Friedens- und Vernetzungsinitiative des CORE verhindern, 
vor allem dann, wenn er Terrorbanden, wie der Hisbollah und der 
Hamas, befiehlt, einen in Bagdad oder Jerusalem ausgehandelten 
Frieden zu stören. Nur der Iran könne die Erdöl- und Erdgasversor- 
gung aus dem Persischen Golf und dem Kaspischen Becken entwe- 
der gewährleisten oder unterbinden, glaubt BARNETT. »Weil Teheran 
so oder so eine Atommacht wird [S. 101], sollte die Frage nicht lau- 
ten: Was können wir dagegen tun, sondern: Was können wir dabei 
herausschlagen? Der Iran ist das einzige Land in der Region, dessen 
Führung uns haßt und dessen Bevölkerung uns liebt (sic!). .. Wir 
sollten dem Iran folgendes Geschäft vorschlagen: Er bekommt die 
Bombe, unsere diplomatische Anerkennung, die Aufhebung der 
Sanktionen und die Streichung von der Liste der Schurkenstaaten. 
Im Gegenzug stimmt er einer Zweistaatenlösung in Palästina, einem 
befriedeten Irak unter schiitischer Kontrolle, der Unterlassung sei- 
ner Unterstützung von Terrorbewegungen in der Region, der diplo- 
matischen Anerkennung Israels und der formellen Bestätigung sei- 
nes Lebensrechts zu.« 

BARNETT meint, daß dieses Szenario allen Beteiligten nur Vorteile 
bringen würde: »Die USA bekämen endlich einen starken islami- 
schen, nichtarabischen Partner in der Region, Israel würde die Zu- 
stimmung der islamischen Welt für seine Zweistaatentheorie bekom- 
men, der Iran hätte den ihm zustehenden Rang in der Region 
erklommen und würde dank wachsender wirtschaftlicher Vernet- 
zung mit der Außenwelt einen politischen Reformprozeß erleben, 
der zur Vertreibung des Mullah-Regimes führt.. . Der mehrheitlich 
von Schiiten bevölkerte Irak würde unter der Obhut des Iran auf- 
blühen, in Saudi Arabien die Nachbarschaft des schiitisch dominier- 
ten Irak und des atomar gerüsteten Iran zu der erwarteten politi- 
schen Umwälzung führen. Zur Lösung ihres Kurdenproblems müßte 
den Türken die Kontrolle über die Kurdengebiete des Irak übertra- 
gen werden... Letztendlich prophezeie ich das Entstehen eines neuen 
Nahen Ostens mit dem Iran als unserem wichtigsten und zuverläs- 
sigsten Partner bei der Globalisierung der Region. Dank der Vernet- 
zung mit dem CORE würde der Terrorismus aus den Ländern des 
Nahen Ostens endgültig verschwinden.« 

Zusammengefaßt, ein >brillantes< Szenario BARNETTS, das im Falle 
einer versuchten Umsetzung den USA mit Sicherheit an die zehn 
unversöhnlichen neuen Gegner bescheren würde! 
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Wie sollen >Terroristen< künftig bekämpft werden? 


BARNETT glaubt, die ständige Ausbreitung der Globalisierung werde 
dazu führen, daß Kriege der USA gegen >Schurkenstaaten< des GAP 
immer seltener, daß immer weniger Terrorbewegungen übrig blei- 
ben werden, die den CORE-Staaten bewaffneten Widerstand leisten 
können. 

Im Anschluß an seine Gespräche mit Verteidigungsminister RUMS- 
FELD und Besprechungen mit dem >Special Operations Command< 
(SOCOM) in Tampa (Florida), das ist die Truppe, die für verdeckte 
Einsätze hinter den feindlichen Linien zuständig ist, bekennt BAR- 
NETT (S. 113): »Ich stimme mit RUMSFELD überein, daß sich das SO- 
COM auf >direct actions<, das heißt: >killing the bad guys< (die bösen 
Kerle umlegen), konzentrieren muß. Heute kämpfen wir immer sel- 
tener gegen Armeen oder Regierungen, sondern müssen einzelne 
Terroristen jagen, die wir entweder liquidieren oder zu fassen be- 
kommen, um sie abzuurteilen. Denken wir an unsere Erfolge bei der 
Ermordung einzelner Führer der Al Qaida in Afghanistan, den Fang 
von MILOSEVIC in Serbien und von SADDAM im Irak. .. Die Veröffent- 
lichung von Steckbriefen durch die USA ist dabei von ausschlagge- 
bender Bedeutung: Anhand dieser >Hitlisten< weiß die ganze Welt, 
welche Globalgesetzesbrecher und Terroristen gejagt werden müs- 
sen. .. Wie einstmals Adolf HITLER, wird heute Osama BIN LADEN ge- 
sucht: tot oder lebendig!« 

Solange der Krieg gegen den Terrorismus andauert, werden ame- 
rikanische Spezialagenten in Ländern des GAP weiterhin Terrori- 
sten ermorden (S. 123). Doch für diese Art von Krieg sollten Penta- 
gon, CIA und unsere engsten Verbündeten gültige neue Regeln zur 
Behandlung, Verwahrung, Aburteilung und zum Verhören gefan- 
gener Terroristen auch außerhalb international gültiger Gesetzesnor- 
men gemeinsam ausarbeiten.« 


Die Ausdehnung des >CORE<, Gewinner und Verlierer 


»Eine der wichtigsten strategischen Aufgaben der nächsten Jahre 
wird die Schaffung des asiatischen Gegenstücks zur NATO sein, in 
das Amerika nicht nur mit Japan und einem wiedervereinten Korea, 
sondern auch mit China und Indien eingegliedert sein wird.« [S. 137] 
So wie die amerikanisch-britische Partnerschaft im 20. Jahrhundert, 
so wird die strategische Partnerschaft zwischen den USA und China 
im 21. Jahrhundert das globale Gleichgewicht in der Welt absichern.« 
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BARNETTS »Feldzugsplan für eine bessere Zukunft« wird ein ameri- 
kanisch-chinesisches Dokument sein, zu dem es keine Alternative 
gebe [S. 141]. Schon in der Tatsache, daß sich die chinesische Füh- 
rung für den »friedlichen Aufstieg Chinas« entschied und daß eine 
beträchtliche Zahl von jungen politischen und wirtschaftlichen Füh- 
rungskräften in den USA studierte, läßt BARNETT hoffen, daß die Ver- 
netzung beider Supermächte gelingen werde. 

Welchen Gewinn würden die Globalisierer aus China ziehen? BAR- 
NETT weiß es: »Günstige Bedingungen für Investoren, Millionen von 
Billiglohnarbeitern, eine Milliarde neuer Konsumenten!« Sicher hät- 
ten es die amerikanischen Arbeitnehmer leichter ohne die chinesi- 
sche Konkurrenz, tröstet sich BARNETT, doch die soziale und wirt- 
schaftliche Unsicherheit, die mit der Einführung der globalen 
Friedenssicherung einhergeht, ist eben der Preis, den die Arbeitneh- 
mer der ganzen Welt zu entrichten hätten [S. 151]. Amerikanischen 
Unternehmen freilich würde der chinesische Arbeitsmarkt ungeahnte 
Möglichkeiten bieten, so BARNETT, denn: »Was gut ist für China, ist 
gut für General Motors, und was gut ist für General Motors, ist gut 
für Amerikal« 

So wie zu China werden die USA auch zu den anderen Staaten 
des New CORE eine engere Bindung suchen: Viele Amerikaner wer- 
den lernen müssen, daß die USA mit Rußland, Indien, Brasilien und 
dem Iran mehr Gemeinsamkeiten haben als etwa mit Frankreich, 
Deutschland, Kanada und Japan [S. 178]. »Amerika sollte keine Zeit 
damit verlieren, mit Japan oder Europa strategische Konzepte zur 
Globalisierung des GAP auszuarbeiten. Das Alte Europa ist - histo- 
risch gesehen - längst tot und kann nicht wiedererweckt werden [S. 
179]. Während Japan und das Alte Europa den Prinzipien Osama 
BIN LADENS zur kulturellen Abschottung einiges abgewinnen kön- 
nen, wehrt sich Amerika als multinationale politisch-wirtschaftlich 
geprägte Union freier Bürger, instinktiv gegen eine kulturelle Auf- 
teilung der Welt. .. Nur mit Hilfe Chinas, Indiens, Brasiliens, Ruß- 
lands und des Iran wird es den USA deshalb gelingen, die Vernet- 
zung und Gleichschaltung der ganzen Welt schneller voranzutreiben. 
Das sprach auch Präsident BUSH aus, als er betonte, das im Schnell- 
gang in die Globalisierung vorwärtsstürmende Amerika könne nicht 
ewig auf das im Schleichgang folgende Alte Europa warten.« [S. 191] 

Die Vernetzung durch Globalisierung schaffe sowohl Gewinner 
als auch Verlierer. Doch während man in den USA die Vernetzung 
zu Ungunsten der Verlierer beschleunige, auf daß noch mehr Ge- 
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winner zu immer besseren Chancen kommen, bremse man im Alten 
Europa zu Ungunsten der Gewinner das Tempo der Konjunktur 
herab, damit die Masse der Verlierer durch ein ganzes System von 
sozialen Netzen aufgefangen werden könne [S. 197]. 

»Im allgemeinen«, fährt BARNETT fort, »geben die alten CORE-Staa- 
ten einer durch ökonomische und humanitäre Hilfsmaßnahmen her- 
beigeführten evolutionären Entwicklung der GAP-Staaten den Vor- 
zug vor einer durch Zwang aufgedrängten, wie sie von den USA 
gern betrieben wird. Auf dem Weg in die globale Gleichschaltung 
haben viele Europäer noch ein Problem damit, ihre christlichen und 
sozialen Traditionen, viele Japaner ihre Rassereinheit und sogar viele 
Amerikaner ihren typischen American Way of Life, ihre kennzeich- 
nende Lebensart, zu verlieren.« [S. 202] Das spiele aber keine Rolle, 
da Amerika und die New CORE-Staaten die Lokomotive seien, die 
die Neuen Spielregeln und das Tempo bestimmen sollen. 


Die Umsetzung des Feldzugsplanes 


»Als erstes müssen wir unsere Strategie zur Umwandlung des Na- 
hen Ostens weiterverfolgen«, schreibt BARNETT [S. 217]. Nach dem 
Irak käme der Schurkenstaat Syrien an die Reihe. Der Iran würde ja, 
wie schon erwähnt, als Gegenleistung für das Entgegenkommen in 
Sachen Kernwaffen sowohl Israel anerkennen, als sich zur Vernet- 
zung mit dem CORE bereit erklären. Folgte man BARNETTS nahöstli- 
chem Szenario, würde der Integration der gesamten islamischen Welt 
mit der global vernetzten nichts mehr im Wege stehen. Es bliebe dem 
SOCOM dann nur noch die Aufgabe, die Regierenden Nordkoreas 
und Venezuelas auszuschalten. 

Folgendes weitverbreitetes Mißverständnis gilt es aufzuklären, 
meint BARNETT [S. 227]: »Viele sind der Meinung, daß >Globalisie- 
rung< und > Amerikanisierung< ein und dasselbe sind. In einigen Jah- 
ren wird niemand mehr behaupten können, daß die Globalisierung 
eine amerikanische Verschwörung zur Erringung der Weltherrschaft 
ist.« Denn neben den USA werde sich die Europäische Union dank 
des Euro zu einer weiteren Wirtschaftsweltmacht entwickeln. Gemein- 
sam würden die Europäische Zentralbank und die US Federal Reser- 
ve die globale Währungspolitik kontrollieren, während Japan weiter- 
hin seine führende Rolle als asiatische Globalisierungsmacht spielen 
könne. Die nächste technische Revolution werde von China ausge- 
hen, das neue Lösungen für seine Milliarden Menschen suchen muß. 
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Dann überbringt Thomas BARNETT unserer Jugend eine Frohbot- 
schaft: In der global vermischten Welt werde die Jugend aller Län- 
der zwei Ideale anstreben: erstens eine bessere Zukunft, zweitens 
mehr Spaß. »Ob ihr die Aufnahme in den CORE geschafft habt«, 
ruft BARNETT der Jugend des künftig gleichgeschalteten GAP zu, 
»werdet ihr daran merken, daß der Sender MTV eigens für eure Län- 
der spezielle Programme entwickelt, daß auch eure Länder von Hol- 
lywood als Markt entdeckt werden, daß auch in euren Städten Dis- 
neyland-Erlebniswelten entstehen, daß berühmte internationale 
Pop-Stars in euren Shows auftreten.« [S. 234] 

Auf dem Weg in diese glücklichere Zukunft ist BARNETT mit gu- 
tem Beispiel vorangegangen, als er 2004 ein chinesisches Mädchen 
adoptierte (S. 137). »Meine Familie war blond, hellhäutig, dicknasig. 
Ihre Familie sah ganz anders aus. Es galt, alte Ängste und Vorurteile 
abzubauen, neue Hoffnungen zu erwecken: Als wir dieses Kind 
umarmten, adoptierten wir gleichzeitig seine Kultur, ja die Zukunft 
unserer globalen neuen Welt!... Wer sich gegen die Vermischung 
der Rassen sträubt, handelt unmoralisch und unzeitgemäß. Ich bin 
mir sicher, daß die ersten Menschen hellbrauner Farbe waren... War 
dies nicht auch Jesus Christus, als er auf Erden wandelte?« [S. 282] 


Was geschieht mit den Feinden der Globalisierung? 


Folgende Drohungen gelten ganz besonders solchen Schurken und 
Verbrechern, von denen es ja in Deutschland und Österreich gar nicht 
wenige geben soll. 

»Wogegen wehren sich unsere Gegner? Sie lehnen weder eine Ver- 
netzung an sich noch die durch sie erreichbaren wirtschaftlichen 
Vorteile ab, sondern befürchten den Verlust ihrer Identitäten inner- 
halb einer gleichgeschalteten, urbanisierten, aufgespalteten Masse, 
in der jeder seine Einzelinteressen vertritt [S. 280]. Nicht nur in Län- 
dern des GAP, sondern auch innerhalb des CORE erleben wir den 
heftigen Widerstand seitens religiös oder revolutionär motivierter 
Gemeinschaften, mit deren höheren Zielen und Moralbegriffen sich 
ihre Mitglieder identifizieren. Diese Revolutionäre und Terroristen 
werden einen mit Verdrehungen und Heucheleien angereicherten 
Vernichtungskrieg sowohl gegen uns als auch gegen ihre eigenen 
Völker führen, um unsere Irlehre auszurotten. Sie werden nicht 
davor zurückschrecken, Greueltaten zu begehen, die jenen eines HIT- 
LERoder POL POT in nichts nachstehen werden, nur um ihre funda- 
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mentalen Schlupfwinkel zu bewahren, in denen sie sich vor den 
Übeln der Außenwelt verstecken und verkriechen können. Sie wer- 
den versuchen, unsere Moral zu untergraben, indem sie Terroran- 
schläge der Marke Pearl Harbor und des 11. September 2001 ausfüh- 
ren.« 

BARNETT glaubt aus den Erfahrungen der Geschichte behaupten 
zu können, daß die Vernichtung der Globalisierungswidersacher 
bereits feststehe: »Alle finsteren Mächte, die den Menschen mit 
Zwang beherrschen wollen, werden vergehen, auf daß die Begabten 
und Geeigneten die Gewinne aus einer Welt ohne Mauern, ohne Krie- 
ge, ohne Grenzen einfahren können und ihre Früchte genießen dür- 
fen. . . Unser Planet steckt voller Spinner, die gegen die Vermischung 
von Rassen und Kulturen wettern und sich der Erkenntnis verschlie- 
ßen, daß die Logik der Ökonomie obsiegen wird und nur sie die 
Menschen überzeugen kann.« 

Diese Logik erfordere eine Globalisierung, die sowohl multikul- 
turell als auch multirassisch sein müsse. Sofern sie nicht von Kräften 
innerhalb des CORE sabotiert werde, sei ihr Siegeszug nicht mehr 
aufzuhalten. »Jawohll!«, bekennt BARNETT, »ich nehme die vernunft- 
widrigen Argumente unserer Geaner zur Kenntnis. Doch sollten sie 
Widerstand gegen die globale Weltordnung leisten, fordere ich: Tö- 
tet siel« [S. 282] 

Mit dieser Aufforderung, können sich Thomas BARNETT samt sei- 
nen Auftraggebern nahtlos in die Reihe berüchtigter Völkermörder 
eingliedern, die im Laufe der Geschichte mit ihrem >ceterum censeo< 
zur Vernichtung von Menschengruppen aufgerufen haben, nur weil 
diese anderen Glaubens, anderer Überzeugung, anderer Meinung 
waren oder ihrem Streben nach Weltmacht ganz einfach nur im Wege 
standen. 
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4. Kapitel 


Kommentare zu Barnetts neuer 
Globalisierungsstrategie 


Was BARNETT in seinem Buch zusammenträgt, ist ein Konglomerat 
von Plänen, die teilweise schon vor dreihundert Jahren bei gehei- 
men Treffen von Illuminaten und anderer Logenbrüder ausgeheckt, 
von Forderungen, die seit der amerikanischen Revolution von 1774 
von allen Umstürzlern der alten Ordnungen zwischen Paris und 
Sankt Petersburg, Wien und Madrid, Berlin und Budapest erhoben, 
und von Zielen, die seit dem Ende des 19. Jahrhunderts sowohl von 
der Roten Internationale als auch von der Goldenen Internationale 
angestrebt worden sind. All diesen Plänen, Forderungen und Zielen 
ist eines gemeinsam: Sie sind der Ausdruck einer rein materialisti- 
schen Weltanschauung, der zufolge alles Lebende oder Tote gewo- 
gen, alles mit menschlichen Sinnen Wahrnehmbare, in Gedanken 
Vorstellbare anhand von Formeln kalkuliert und gemessen werden 
könne. Sie leugnen das Bestehen eines übergeordneten sittlichen 
Gesetzes, ebenso die Existenz eines überirdischen Wesens, das den 
Menschen den Weg und die Wahrheit weisen kann. Die irdische Welt 
bestehe nur aus Dingen und Ideen, die keinen Wert hätten, wohl 
aber einen Preis und deshalb sowohl käuflich als auch verkäuflich 
seien. Weil die Auserwählten und Eingeweihten überzeugt sind, daß 
der einzige Sinn des Lebens nur darin bestehen könne, die Welt nach 
dem Gesetz von Angebot und Nachfrage eines von ihnen kontrol- 
lierten Weltmarktes zu regieren, anerkennen sie als einzige Meßlatte 
ihres Erfolges ausschließlich den materiellen Profit, den sie auf Grund 
ihres politischen und wirtschaftlichen Treibens einfahren können. 


Barnetts Thesen und Forderungen 


BARNETTS These lautet: Nur die Globalisierung der ganzen Welt ga- 
rantiere ein ewiges Wirtschaftswachstum, das dank Zins- und Zin- 
seszinsprogression das Überleben der kapitalistischen Weltwirt- 
schaftsordnung gewährleistee Wann und wo auch immer sich 
>Schurkenstaaten< (rogue states) und >Versagerstaaten< (failing states) 
dieser Weltvernetzung und Gleichschaltung widersetzen, müssen 
ihnen diese eben mit Gewalt aufgezwungen werden. 
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Um den Endsieg der Globalisierung herbeizuführen, fordert der 
US-Amerikaner den weltweiten Abbau aller politischen und natio- 
nalen Grenzen, konfessionellen und kulturellen Abgrenzungen, wirt- 
schaftlichen Ausgrenzungen, damit die vier >Flows< (Ströme) von 
Humanressourcen, von Rohstoffressourcen, von Investitionen und 
Profiten, von Interventionen des US-Militärs, von Grenzen unbehin- 
dert jederzeit und überall gewährleistet sind. 

Die neuen amerikanischen Spielregeln, die >New Rule Sets<, die 
von BARNETT gemeinsam mit Entscheidungsträgern der Wall Street, 
des Pentagons und der amerikanischen Geheimdienste aufgestellt 
wurden, sollen nach den Vorstellungen der Globalisierer für alle 
Völker der Welt Gültigkeit haben. Die Globalisierung wird nach fol- 
gendem Plan (>road map<) ablaufen: 

e Das Endziel der Globalisierer ist die Gleichschaltung (Vernet- 
zung) und gegenseitige Abhängigkeit von allen Ländern der Erde. 

e EU, NAFTA, CAFTA und die ostasiatischen Länder müssen zu 
einer Weltfreihandelszone von Vancouver bis Wladiwostok zusam- 
menwachsen. 

e Es darf nicht geduldet werden, daß auch nur ein Land im GAP 
unvernetzt bleibt oder ein bereits vernetztes Land aus dem CORE 
wieder aussteigt. 

e Nur die Weltmacht USA ist in der Lage und auch willens, poli- 
tisch, militärisch und finanziell die Führungsrolle in der Welt zu 
übernehmen. 

e Die von den USA aufgestellten neuen Spielregeln (>New Rule 
Sets<) werden von Vertretern der Wall Street, des Pentagons und 
von den Geheimdiensten aufgestellt. 

e Diese >New Rule Sets< sind für alle Länder der Welt verbind- 
lich. Für die USA gelten gelegentlich auch andere Regeln. 

e Der US-Dollar, als einzige anerkannte Weltwährung, muß von 
den bereits vernetzten Ländern zwecks Durchsetzung der weltwei- 
ten Globalisierung und zum Vorteil der USA gestützt werden. 

e BARNETT gibt zu, daß schon der Erste und der Zweite Weltkrieg 
von den USA zur Erringung der Weltmacht geführt wurden. 

e Die Globalisierung der Welt geschieht im Namen von Freiheit, 
Gleichheit und Fortschritt für die ganze Menschheit. 

e Ausgemachte Schurken und Terroristen sind jene Staaten und 
Organisationen, die sich gegen die Besetzung ihrer Länder und die 
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Ausbeutung ihrer Rohstoffe durch die USA und Israel zur Wehr set- 
zen. Sie dürfen auch >präventiv< überfallen werden. 

e Feinde der Globalisierung sind jene Staaten, die ihre Volkswirt- 
schaften, Währungen, nationalen Bodenschätze und Ressourcen vor 
Globalisierungsheuschrecken und gewissenlosen Spekulanten schüt- 
zen wollen. 

e Der >Krieg gegen den Terrorismus<, sprich: gegen die Feinde 
der Globalisierung, wird niemals enden. 

e Feinde sind letztendlich alle, ob Völker oder Einzelkämpfer, die 
sich von den Globalisierern weder >befreien<, noch >befrieden<, 
noch 
gleichschalten lassen wollen. 

e Und sollte sich im amerikanischen Volk, bei den Völkern des 
CORE oder des GAP Widerstand gegen den Dauerkriegskurs der 
Globalisierer regen, müßte, um das Spiel in Gang zu bringen, ein 
neuer 11. September inszeniert werden, »to trigger a 9/11«. 


Kommentar zu Barnetts zweitem Buch Blueprint vor Action 


Im Grundsätzlichen wiederholt der Autor seine schon in The 
Pentagon's New Map erhobenen Forderungen und erwähnt, daß so- 
wohl Präsident BUSH als auch Verteidigungsminister RUMSFELD be- 
gonnen haben, diese in der Praxis umzusetzen. Seinen Lesern legt er 
dar, anhand welcher Strategie die künftigen Armeen des CORE ihre 
»Feldzüge für eine bessere Zukunft« gegen die Terroristen des GAP 
siegreich beenden können. Es reiche nicht aus, einen siegreichen Krieg 
zu führen, man solle auch lernen, den Frieden zu gewinnen. Nach 
dem siegreichen Abschluß militärischer Operationen müßten zivile 
Besatzungsbehörden eingesetzt werden, die für die gewünschte po- 
litische, wirtschaftliche und ideologische Umgestaltung der besieg- 
ten Völker im Sinne der Globalisierung Sorge tragen. Wie kommen- 
de militärische Präventivschläge gegen >Schurkenstaaten< und deren 
anschließende Zwangsvernetzung ausgeführt werden, beschreibt er 
anhand eines konkreten Szenarios à la Hollywood. 

Zur Sicherstellung einer »besseren Zukunft« in einer globalisier- 
ten Welt müßten China, Indien und Japan in eine »ostasiatische 
NATO« eingespannt werden, in der freilich die USA das Sagen hät- 
ten, wie es schon Zbigniew BRZEZINSKI in seinem Buch The Geostrate- 
gical Triad gefordert hatte. Glaubt Thomas BARNETT im Ernst daran, 
die Völker der asiatischen Hochkulturen ließen sich in eine von ameri- 
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kanischen Globalisierungsheuschrecken gelenkte Weltwirtschafts- 
ordnung hineinpressen? 

Zur Lösung des Nahostkonfliktes entwirft BARNETT das folgende 
Szenario: Dank wirtschaftlicher Vernetzung mit den neuen Staaten 
des CORE werde sich der Iran, sofern man ihm in einigen Bereichen 
entgegenkomme, mit Freude von den USA auch politisch einspan- 
nen lassen. Man brauche vor den Mullahs nur einige Karotten bau- 
meln zu lassen, und schon würden sie sowohl den Koran und die 
Hisbollah fallenlassen als auch Israel anerkennen und zu Amerikas 
»bestfriend in the region« mutieren. Und sollten sich die Mullah und 
andere Terroristen nicht freiwillig unterwerfen, dann würde, so BAR- 
NETT, Szenario Nummer zwei eintreten: Einsatzgruppen der ameri- 
kanischen SOCOM (Special Operations Command) zur Liquidierung 
von »Terroristen« werden Jagd auf sie machen, bis sie tot oder le- 
bendig gefaßt sind. 

Für die Globalisierer wird es ein böses Erwachen bedeuten, wenn 
sie erkennen müssen, daß weder die Chinesen noch andere fern- oder 
mittelöstliche Staaten im Traum daran denken, sich als willige Werk- 
zeuge der Firma >Pentagon & Wall Street< einspannen zu lassen. 

Die bessere Zukunft, die BARNETT der Jugend unseres Planeten nach 
erfolgreich abgeschlossener Gleichschaltung der gesamten Mensch- 
heit ausmalt, würde sich in einer Disney world mit Dauerberieselung 
von MTV abspielen. BARNETT ist von tiefem Glauben erfüllt, die Glo- 
balisierung sei der Weg, die Wahrheit und das Leben der ganzen 
Menschheit. Als Mullah OMAR der Einweltler kennt er kein Erbar- 
men mit den Feinden der Gleichschaltung: Noch immer hingen sie 
an überholten Wertvorstellungen, althergebrachten Bindungen und 
Traditionen und stünden dem Fortschritt der ganzen Welt im Wege. 
Weil sich diese verbohrten Ewiggestrigen nur mit Greueltaten und 
Terroranschlägen wehren könnten, fordert er: »Bringt sie um!« 

Ist es für die niedrige Gesinnung der ganzen Globalisiererei nicht 
entlarvend, daß BARNETT den »Begabten« und »Geeigneten«, also den 
»Siegern« unter den gleichgeschalteten Einheitsmenschen des kom- 
menden globalisierten Weltzeitalters, als höchstes Streben und Le- 
bensziel nichts Besseres zu bieten hat als das Einstreichen von mate- 
riellen Gewinnen? 

BARNETT unterstellt allen Feinden, sie seien von derselben Habgier 
getrieben wie seine Globalisierungskumpane und man könne sie 
deshalb mit Aussichten auf gewaltige Profite jederzeit ködern. Es ist 
bewundernswert, wie BARNETT, der >Mac Clausewitz< der Firma >Pen- 
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tagon & Wall Street<, stets von sich auf andere schließend, immer 
davon ausgeht, daß seine Argumente und Schlußfolgerungen An- 
spruch auf Allgemeingültigkeit haben. Dies darf man ihm freilich 
nicht zum Vorwurf machen, gehört er doch zu jener amerikanischen 
Subspezies des Homo sapiens, die fest daran glaubt, daß Gott ein 
Amerikaner ist, der am 4. Juli 1776 einen verbesserten Menschen er- 
schuf und diesem, und nur diesem, Seine Schöpfung anvertraut hat, 
damit er sie verbessere und vervollkommne, auf daß sie höhere Pro- 
fite abwerfe. 

Werte und Begriffe, nach denen man in BARNETTS Buch vergeblich 
sucht: 

e Ein religiöses Glaubensbekenntnis, eine Sittenlehre, die zur Er- 
lösung oder Veredelung des Menschen führt, 

e geistige Werte, 

e jegliches Moralgesetz oder Streben nach höherer Sittlichkeit, 

e Pflichtbewußtsein, Berufsethos, freudiges Dienen um einer ed- 
len Sache willen, 

e sozialgerechtes, sparsames, natur- und umweltverträgliches 
Wirtschaften; Umweltschutz, Artenschutz, Verbot des Ausplünderns 
der Naturschätze, der Tier- und Pflanzenwelt, 

e Treue und Bekenntnis zum eigenen Volk und Erbgut, Pflege 
der eigenen Traditionen, Bewahrung der eigenen Kultur, Pflicht zur 
Verteidigung dieser Wertbeariffe, 

e Achtung vor der Geschichte und den Traditionen fremder Völ- 
ker und vor dem Bewahren-Wollen ihrer eigenen Art. Anerkennung 
und Gelten-Lassen der eigenen Wege, die sie zur Lösung ihrer poli- 
tischen und wirtschaftlichen Probleme beschreiten wollen. 
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5. Kapitel 
Die Antwort eines malaysischen Patrioten 
an Thomas Barnett 


Future Fast Forward, The Zinist Anglo-American Empire Meltdown, was 
sich mit »das zionistisch anglo-amerikanische Weltreich im Zeitraf- 
fer in den Untergang« übersetzen läßt, so lautet der Titel des 2006 
erschienenen Buches von Matthias CHANG, Rechtsanwalt und politi- 
scher Berater des ehemaligen Ministerpräsidenten von Malaysia, 
Mahathir MOHAMAD. Der Autor hat das Wort >Meltdown<, das auch 
mit dem apokalyptischen Begriff >Kernschmelzung< übersetzt wer- 
den kann, sicher mit Absicht gewählt. Er will damit andeuten, daß 
das genannte Imperium das sich abzeichnende militärische Debakel 
im Irak und in Afghanistan, die drohende Implosion seines Welt- 
währungssystems, die täglich abnehmende Zahl der Länder welt- 
weit, die sich den Drohungen des Imperiums nicht länger unterwer- 
fen wollen, sondern wirtschaftliche, politische, strategische und 
militärische Absprachen treffen, weder schicksalsergeben hinneh- 
men, noch tatenlos abwarten kann, sondern eher ein Armageddon, 
eine letzte Entscheidungsschlacht mit dem Einsatz seines gesamten 
Arsenals an atomaren, biologischen und chemischen Waffen wagen 
wird, als mit einer Verbeugung still und leise von der Bühne der 
Weltgeschichte abzutreten. 

Matthias CHANG ist ein aufmerksamer Beobachter der weltpoliti- 
schen und weltwirtschaftlichen Zusammenhänge, Vernetzungen und 
Entwicklungen, die, wenn es nach den Plänen und Absichten der 
von New York, Washington, Jerusalem und einigen anderen Haupt- 
quartieren aus wirkenden Globalisierer geht, demnächst die ganze 
Welt umspannen werden. Kapitel für Kapitel prangert er die Ziele 
der Globalisierer an und verurteilt ihre Methoden. 


Matthias Chang rechnet mit den Globalisiern ab 


CHANG zitiert hier aus BARNETTS Buch. Die von ihm besonders her- 
vorgehobenen Passagen sind fettgedruckt, seine Kommentare dazu 
stehen in eckigen Klammern: 

»Als der Kalte Krieg endete, dachten wir, die Welt hätte sich ver- 
ändert. Das hatte sie tatsächlich, doch nicht so, wie wir es erwartet 
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hatten. Die Vereinigten Staaten hatten in all diesen Jahren so viel 
Kraft verbraucht, um die Schrecken eines globalen Kriegs abzuwen- 
den, daß sie den Traum eines globalen Friedens aus den Augen ver- 
loren. Die meisten Strategen im Pentagon waren sich darüber einig, 
daß die Stellung Amerikas als der einzig übriggebliebenen Weltmacht 
aufrechterhalten werden sollte und nicht mißbraucht werden dürf- 
te. Weil niemand voraussehen konnte, wie sich die Welt entwickeln 
würde, beschlossen sie, Amerika gegen alle Möglichkeiten, alle Be- 
drohungen und für alle Zeiten abzusichern. Sie entschieden sich für 
die Strategie des >wait and see< (abwarten und beobachten) und gin- 
gen davon aus, daß sich in ferner Zukunft ein übermächtiger Feind 
erheben würde. 

Bis zum 11. September 2001 bezeichnete das Pentagon in seinen 
Prognosen den Zustand in der Welt mit den Worten >Chaos und 
Unsicherheit< was darauf hindeutete, daß dort niemand in die Zu- 
kunft blicken konnte. Doch seit dem 11. September können wir dem 
Chaos und der Unsicherheit jetzt immerhin ein feindliches Etikett 
anheften... Während der neunziger Jahre, unter Bill CLINTON, als 
die Globalisierung eilig voranschritt und niemand das Steuer ergriff, 
stand das US-Militär wie ein Babysitter abseits und beobachtete vom 
Rande des Spielfelds aus die sich entwickelnden chronischen Sicher- 
heitsprobleme. Doch heute ist die Rolle der US-Streitkräfte aufgrund 
der Aufgaben, die ihnen durch die neu entstandene Sicherheitslage 
in der Welt zugefallen ist, neu und radikal umdefiniert worden. Man 
wäre vielleicht geneigt zu glauben, diese neue Aufgabenstellung 
für das US-Militär rund um die Welt sei das Werk einiger führen- 
der Beamter der BUSH-Regierung, das hieße Ursache und Wirkung 
zu verwechseln. 

Mit dieser Aufgabenstellung jedenfalls habe ich mich seit dem 
Ende des Kalten Krieges befaßt. Was ich in den späten neunziger 
Jahren vorfand, waren nicht >Chaos< und >Unsicherheit<, sondern 
den grundlegenden Konflikt unseres Zeitalters, eine historische 
Auseinandersetzung, die nach einer amerikanischen Zukunftsvi- 
sion der neu zu gestaltenden Welt geradezu schrie. Die Wall Street 
Firma-Cantor Fitzgerald [die im Jahr 2000 fünfzig tausend Milliar- 
den Dollar bei Spekulationsgeschäften umsetzte] bat mich, ein For- 
schungsprojekt zu leiten, dessen Ergebnis eine Reihe von zukunfts- 
weisenden Kriegsspielen sein würden, an denen politische 
Entscheidungsträger, Wissenschaftler und Schwergewichte der 
Wall Street teilnehmen sollten. Unser gemeinsames Ziel war es, 
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festzustellen, wie dank Globalisierung neue Weltsicherheits-Stan- 
dards erreicht werden konnten - mit einem Wort: the Pentagon's 
New Map (des Pentagon Neue Landkarte). 

[Wer fragt, welches Interesse die Wall Street wohl an militärischen 
Kriegsspielen haben sollte, dem rufe ich zu: Willkommen in der rea- 
len Welt des militärisch-industriellen Komplexes! Dieser setzt die 
Pläne durch, überwacht die Durchführung und beaufsichtigt die 
Politiker. Der Präsident ist lediglich Befehlsempfänger, man sagt ihm, 
gegen wen er mit seiner Mannschaft marschieren soll, um die Drecks- 
arbeit auszuführen. ] 

Diese Kriegsspiele fanden auf dem Dach des World Trade Center, 
Gebäude Nr. 1 statt, die anschließende Befehlsausgabe erfolgte im 
Pentagon. Als die Doppeltürme des World Trade Center am 11. 
September angegriffen wurden, konnten wir mit unserem For- 
schungsprojekt sofort von der Großen Theorie auf die Große Stra- 
tegie umschalten. 

[Schön, wie hier offiziell zugegeben wird, daß sich hochrangiges 
Militär und andere Kriegsplaner in Bürogebäuden mitten unter Zi- 
vilisten versteckten. Erstaunlich, wie ferner zugegeben wird, wie 
schnell man den Anlaßfall, der sich in der Form eines neuen > Pearl 
Harbor< regelrecht anbot, aufgriff, um gleich von der Theorie zum 
Angriff zu schreiten. Doch wer ist nun eigentlich Professor BARNETT, 
dieser Kerl?] 

Unsere Aufgabe war nicht nur sehr ehrgeizig, sondern ergab sich 
von selbst: Wir sollten dem Pentagon für die künftigen Kriege neue 
Ziele setzen. Meine Arbeit als > Zukunftsdeuter < war es, sowohl ei- 
nen schlüssigen Kriegsplan auszuarbeiten, als auch einen solchen 
vorzulegen, der dem Verteidigungsministerium als Grundlage für 
die Schaffung einer künftigen Streitmacht dienen sollte, entsprechend 
den Erfordernissen der neuen strategischen Aufgaben im Anschluß 
an die Anschläge des 11. September. Sehr bald begannen führende 
Militärs meinen Kriegsplan als > Stein von Rosette < der neuen Na- 
tionalen Sicherheitsstrategie der BUSH-Regierung zu bezeichnen. 
(Rosette, arabisch Raschid, Stadt in Unterägypten, wo 1790 von Jean- 
Francois CHAMPOLLION die berühmte dreisprachige Stele gefunden 
wurde, die zur Entzifferung der ägyptischen Hieroglyphen führte). 

[Der Kerl hat also die Strategie für den Vierten Weltkrieg ausge- 
arbeitet und ihre Umsetzung überwacht. An die Öffentlichkeit ist 
diese Tatsache erst gedrungen, als das Unheil schon geschehen war. 
Denn schon längst hatte er das Pentagon zu seiner strategischen 
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Weltsicht bekehrt. Auch die Wall Street fand Gefallen an ihr, denn 
sie hatte Blut geleckt, roch schon das Geld, und jetzt erging der Be- 
fehl an BUSH, CHENEY und RUMSFELD: »Los, knallt sie ab, tretet sie in 
den Hintern und beschafft euch eure Halliburton-Aufträgel«] 

Ich wurde von einer Delegation aus Singapur gefragt, ob meine 
Zukunftsvision des Krieges von der traditionellen Sicht des Penta- 
gons abweicht. Ich antwortete, aus der Sicht des Pentagons stünde 
die Strategie ausschließlich im Zusammenhang mit dem Krieg, wäh- 
rend ich in die Strategie auch andere Bereiche einbeziehe.. . In mei- 
nem Buch geht es um den neuen Bestimmungsort des Militärs in der 
amerikanischen Gesellschaft, um die verschiedenen Aufgaben un- 
serer Streitkräfte in aller Welt und um die Beziehungen Amerikas 
zu der Welt. Alle diese Bindungen und Verträge würden gerade neu 
ausgehandelt. Uns, den Bürgern der Vereinigten Staaten, muß klar 
sein, was auf dem Spiel steht. Es geht nicht nur um die drohenden 
Gefahren, die wir unterschätzen, sondern um die Gelegenheiten, 
die sich uns aus diesen eröffnen: die Gelegenheit nämlich, die 
gesamte Welt zu globalisieren. 

[Im Kern hat also Professor BARNETT sowohl ein Strategiepapier 
für ein wahrlich globales Weltreich als auch eine Militärdoktrin zu 
seiner Verwirklichung ausgearbeitet.] 

Unser nächster Golfkrieg [geschrieben 2004, also meint BARNETT 
den Iran?] wird den historischen Wendepunkt herbeiführen, an dem 
Washington seine Sicherheitsbelange im Zeitalter der Globalisierung 
in die eigenen Hände nehmen wird. Ich glaube, daß als Gradmesser 
des gegen sie gerichteten Widerstandes die >Disconnectedness< (die 
Abkopplung) anzusehen ist. Diese bedeutet Gefahr. Saddam Hus- 
SEINS Terrorregime hatte sich von der globalisierten Welt völlig ab- 
gekoppelt: von ihren Regeln, ihren Normen und allen Bindungen, 
denen vernetzte Staaten unterworfen sind. .. Staaten sind fortan da- 
nach einzuteilen, ob die Globalisierung bei ihnen Fuß gefaßt oder 
noch keine Wurzeln geschlagen hat. 

Ich befürworte den Krieg gegen den Irak nicht deshalb, weil Sad- 
dam HUSSEIN ein Halsabschneider ist, der nachweislich die verschie- 
densten Terrornetzwerke unterstützt hat. Der wahre Grund für 
meine Unterstützung des Irakkrieges liegt darin, daß die notwen- 
dig gewordenen langfristigen, militärischen Verpflichtungen im 
Irak die USA nun zwingen werden, sich nach und nach alle GAP- 
Länder wegen der von ihnen ausgehenden Gefahr vorzunehmen. 
Seit dem 11. September ist es sogar für Fachleute viel schwieriger 
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geworden, mit Bestimmtheit darüber zu befinden, welche Gesetze 
im Krieg, welche im Frieden zu gelten haben. Es ist, als ob wir mal 
>American Football, dann wieder >Fußball< spielten. Beide Sei- 
ten spielen nach verschiedenen Regeln und rechnen anders ab. 

In diesem Buch will ich euch in das Spiel der US-Sicherheitspla- 
nung Einblick gewähren. Im Geschäft mit der globalen Sicherheit ist 
Amerika der bestimmende Regelausleger. Ich will euch in dieses Spiel 
einführen, damit ihr erkennt, wie sehr sich die Regeln seit dem >9/ 
11 < verändert haben. 

[Sie werden jetzt verstehen, warum ich dieses Buch Fastforward 
schreibe und warum ich diesen Stil gewählt habe. Hier geht es nicht 
um eine intellektuelle Herausforderung. BARNETT schreibt also dem 
Pentagon vor, wie es uns und unsere Familien im Auftrag der zioni- 
stischen anglo-amerikanischen Machtelite verprügeln soll. So wie er 
seinen Schlägerbanden die Spielregeln für seinen Krieg erklärt, schrei- 
be ich mein Buch, um den Widerstandsbewegungen in aller Welt zu 
sagen, sie mögen das Spiel NICHT nach seinen Regeln spielen. Er 
sagt, Amerika ist der größte Regelausleger, und deshalb darf er der 
Schiedsrichter, Linienrichter und Verbandspräsident sein. Lieber 
Herr Professor BARNETT, es tut mir leid, aber wir möchten uns nicht 
an einem Spiel beteiligen, dessen Regeln Sie festgelegt haben. ] 

Die Schaffung einer Gemeinschaft von Staaten gleicher politischer 
und wirtschaftlicher Ausrichtung bedeutet nichts anderes, als daß 
die Staaten mit guten Regierungen eng zusammenarbeiten müssen, 
um diejenigen mit schlechten Regierungen - wenn nötig auch mit 
militärischen Mitteln - zur Aufgabe ihres Systems zu zwingen. Die 
entsprechenden Regeln festzulegen ist die vordringlichste Aufgabe 
im Krieg gegen den Terrorismus, und sie mit Präventivschlägen 
weltweit gegen alle Herrschaftssysteme durchzusetzen, die diese 
Regeln nicht einhalten, unser wichtigstes langfristiges Ziel. 

[Demnach sollen anstatt Konventionen und Verträge, die seit Jahr- 
hunderten die Beziehungen zwischen den Staaten ordnen, von neu- 
en Regeln abgelöst werden, die der > Große Bruder< in den USA auf- 
gestellt hat: >Gehorche und füge dich, sonst wirst du von unserer 
militärischen Keule erschlagend] 

Auf dem Weg zur weltumspannenden Globalisierung unterschei- 
den wir zwischen den Staaten, die ihre Volkswirtschaften bereitwil- 
lig in das globale Wirtschaftssystem eingebracht haben, das ich den 
>funktionierenden Kern< (the Functioning Core) der Globalisierung 
bezeichnen möchte, und jenen >Versagerstaaten< (failing states), die 
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den Beitritt zur internationalen Wirtschaftsgemeinschaft verweigern 
und ihre Regeln ablehnen. Diese Staaten nenne ich die >Lücke der 
Verweigerer (the Non-integrating Gap). Für jeden Staat ist die Wahr- 
scheinlichkeit, einen militärischen Angriff durch die USA heraufzu- 
beschwören, umgekehrt proportional zu seiner Bereitschaft, sich der 
globalen Weltwirtschaftsordnung zu unterwerfen. .. Gefährdet sind 
Länder entlang den Nahtstellen zum GAP, unter anderem Mexiko, 
Brasilien, Südafrika, Marokko, Algerien, Griechenland, Türkei, Pa- 
kistan, Thailand, Malaysia, die Philippinen und Indonesien. 

[Nehmt Euch in Acht, ihr Mitglieder der ASEAN (Vereinigung 
Südostasiatischer Nationen)! Im Falle des Einsickerns von antiglo- 
balistischem Gedankengut aus sogenannten >Versagerstaaten< seid 
ihr von den USA als militärische Ziele geradezu ausersehen wor- 
den.] 

Laßt uns aus dieser neuen Landkarte die nötigen Folgerungen für 
die nationale Sicherheitspolitik der USA ziehen: 1.) Stärkung des 
Immunsystems in den >Kernstaaten< des CORE, um gegen Störun- 
gen ä la 11. September 2001 gewappnet zu sein, 2.) Überwachung 
der >Nahtstellenstaaten<, Aufrichtung von Brandmauern zum Schutz 
des CORE vor dem Export von Terror, Drogen und Seuchen aus den 
>Schurkenstaaten<, 3.) Einengung und Zurückdrängung der >Verwei- 
gererstaaten< des GAP. 

[Für die Überwachung der Nahtstellen, den Bau von Brandmau- 
ern und das Zurückdrängen der Verweigerer fordert Professor BAR- 
NETT statt einer einzigen übermächtigen Armee zwei verschiedene 
Arten von Streitkräften: Die erste, von ihm >Leviathan< genannt, 
würde mit Langstreckenbombern, raketenbestückten U-Booten, tech- 
nischer Hochrüstung und schnellen Eingreifstruppen wie bisher die 
Drecksarbeit verrichten, feindliche Kräfte vernichten und Feindes- 
land besetzen. Wie Cowboys - so Professor BARNETT - seien diese 
Soldaten »young, unmarried and pissed off. ..« (jung, ledig und stink- 
sauer). Die zweite, von ihm >System Administrator (Systemverwal- 
ter) benannt, hätte die Aufgabe, die eroberten, >befreiten<, sich bis- 
her verweigernden >Schurkenstaaten< zu zwingen, die von den USA 
aufgestellten Spielregeln zu übernehmen und einzuhalten. Anläß- 
lich eines Vortrages vor amerikanischen Offizieren sagte BARNETT 
kürzlich: >Ihr Leute wäret in der Lage, zwei oder drei Irakkriege pro 
Jahr zu führen, kein Problem! Ihr seid aber nicht in der Lage, eine 
einzige erfolgreiche Besetzung durchzuführen! <] 

Zeigt mir irgendeinen friedlichen Teil dieser Welt, und ich zeige 
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euch dort starke Bande zwischen dem lokalen und dem amerikani- 
schen Militär. Zeigt mir Regionen, wo Kriege unvorstellbar gewor- 
den sind, und ich zeige euch dort amerikanische Militärstützpunkte 
und langfristige Militärabkommen. Zeigt mir, wo die besten Bedin- 
gungen für Kapitalanlagen in der gesamten globalen Weltwirtschaft 
herrschen, und dann werde ich euch die Länder zeigen, die dank 
amerikanischer Besetzung und Militärstützpunkte nach dem Zwei- 
ten Weltkrieg neu erschaffen und umgestaltet wurden: Europa und 
Japan.« 


Der Appell von Dr. Mahathir bin Mohamad gegen den Krieg 
11. April 2007 


»Als Präsident der Perdana Global Peace Organisation, die sich der 
Verurteilung des Krieges widmet, bin ich sehr besorgt und beunru- 
higt über die Drohungen, die von den Vereinigten Staaten und Bri- 
tannien gegen den Iran ausgestoßen werden. 

Sie haben bereits den Irak vernichtet und den Tod von einer Mil- 
lion Irakern verschuldet, unter dem Vorwand, sie wollten das iraki- 
sche Volk und die gesamte Welt vor irakischen Massenvernichtungs- 
waffen bewahren. Jetzt müssen sie eingestehen, daß der Irak niemals 
Massenvernichtungswaffen besaß und ihre Anschuldigungen frei 
erfunden waren. Weder können die Toten wiedererweckt noch die 
unermeßlichen Zerstörungen beseitigt werden, die das Ergebnis ih- 
res brutalen Krieges sind. Was sie getan haben, ist ein Kriegsverbre- 
chen. 

Mit denselben Behauptungen drohen sie jetzt dem Iran, weil die- 
ser angeblich Atomwaffen erzeugen wolle. Auffgrund dieser unbe- 
wiesenen Anschuldigung bereiten sie einen Angriff auf ihn vor. Es 
heißt, sie wollten die iranischen Nuklearanlagen mit Bomben und 
Raketen zerstören. Viele halten dies für unwahrscheinlich, doch eben- 
so unwahrscheinlich erschien es vielen, sie würden den Irak angrei- 
fen! Doch sie taten es. Genau so sicher ist es jetzt, daß sie den Iran 
angreifen, unzählige Iraner töten und gewaltige Zerstörungen ver- 
ursachen werden. 

Wir von der PGPO betrachten Kriege als primitiv und überholt 
und jene, die Kriege planen, als Kriegsverbrecher und Massenmör- 
der der schlimmsten Art. 
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Die Welt muß vor einem neuen Völkermord durch die verbreche- 
rischen Anführer BUSH und BLAIR bewahrt werden. Saddam HUSSEIN 
mag schuldig gewesen sein, viele seiner Landsleute unterdrückt und 
getötet zu haben, doch die USA und Britannien haben weit mehr 
Tod und Zerstörungen über den Irak gebracht als SADDAM. Für die 
Toten macht es keinen Unterschied, ob sie von ihrer eigenen Füh- 
rung oder im Namen von Freiheit und Demokratie umgebracht 
wurden, auch wenn dies wirklich die Ziele der britisch-amerikani- 
schen Kriegsverbrecher gewesen sein sollten. Heute leben die Iraker 
unter primitivsten Umständen ohne Strom, Wasser und ärztliche 
Versorgung. Und jetzt beabsichtigen die anglo-amerikanischen An- 
führer, auch das iranische Volk mit Tod, Elend und Zerstörungen 
zu überziehen, abgereichertes Uran enthaltende Munition und wahr- 
scheinlich auch Atomwaffen einzusetzen. 

Ich rufe die Vereinten Nationen und alle Völker der Welt, auch 
das britische und das amerikanische Volk auf, dem Wahnsinn die- 
ser Anführer Einhalt zu gebieten. 


Dr. Mahathir bin MOHAMAD, Präsident der Perdana Global Peace 
Organisation, Putrajaya, Malaysien.« 


6. Kapitel 


Auswirkungen der Globalisierung 
auf die Politik 


Der von den Globalisierern geforderte Vorrang der Weltfinanz- und 
Wirtschaftsinteressen vor politischen und sozialen Belangen der 
gleichgeschalteten Nationen bedeutet, daß die im Bereich der Innen- 
und Außenpolitik längst angelaufene Entmachtung der nationalen 
Regierungsorgane zu Gunsten internationaler Institutionen und 
Kartelle beschleunigt vorangetrieben wird. Immer mehr Verfügun- 
gen globaler Instanzen aus New York, der Weltbank und des IWF 
setzen die nationalen Gesetze und Einrichtungen außer Kraft. Vier 
Fünftel aller Entscheidungen in den Parlamenten der EU-Mitglieds- 
staaten werden vorher in Brüssel getroffen. Statt einer Vielfalt an 
nationalen Parteien werden weltweit nur noch zwei oder drei Ein- 
heitsblöcke von international ausgerichteten Parteien übrig bleiben. 
Obwohl die Regierungen der einzelnen globalisierten Staaten über 
immer weniger Kompetenzen verfügen, ihre Mitglieder längst nicht 
mehr ihr Volk vertreten, sondern die Interessen internationaler Or- 
ganisationen, werden weiterhin regelmäßig Parlamentswahlen ver- 
anstaltet, um den >Bevölkerungen< vorzugaukeln, sie nahmen durch 
ihre Stimmabgabe >aktiv< am demokratischen Entscheidungsprozeß 
teil. Dem Verfasser liegt daran, festzustellen, daß sich seine Kritik 
gegen >die Amerikaner nicht auf das amerikanische Volk bezieht, 
das genauso ein Opfer der Globalisierer ist wie alle anderen Völker 
auch, sondern sich ausschließlich gegen die in den USA bestimmen- 
den Globalisierer richtet. 

Die Wirklichkeit sieht freilich anders aus: Die Amerikaner, die dem 
Aberglauben anhängen, ihre beiden Großparteien würden sich ei- 
nen harten Kampf um die Stimme jedes einzelnen Wählers liefern, 
wären erstaunt zu erfahren, daß sich nur 37 Prozent der wahlbe- 
rechtigten US-Bürger für die Präsidentschaftswahlen des Jahres 2004 
registrieren ließen. Von diesen 37 Prozent gaben nur 42 Prozent ihre 
Stimme ab. Das waren lediglich 16 Prozent aller Wahlberechtigten! 
Je 8 Prozent wählten demnach den demokratischen oder den repu- 
blikanischen Kandidaten, womit feststeht, daß 92 Prozent der wahl- 
berechtigten Amerikaner den Präsidenten George W. BUSH nicht ge- 
wählt, 84 Prozent sich der Stimme enthalten haben. 
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Dem amerikanisch >demokratischen< Beispiel folgend, werden den 
entmündigten EU-ropäischen Völkern fernsehgerecht nur noch Polit- 
theater in Technicolor geboten, händeschüttelnde, babyküssende, 
mechanisch grinsende, telegene >Politiker< präsentiert, deren Aus- 
sagen überall, zu jeder Zeit, zu allen Fragen und in allen Sprachen 
austauschbar sind. Jeder öffentliche Auftritt solcher auf Grund ihrer 
absoluten Prinzipienlosigkeit und Manipulierbarkeit selektierten 
> Auserwählten< wird von professionellen Politmanagern bis ins letzte 
Detail inszeniert. Dem sowjetisch volksdemokratischem Beispiel 
folgend, sorgen, wie zu Zeiten STALINS und ULBRICHTS, Berufssyko- 
phanten des Politapparates und herbeibefohlene Jubelmengen für 
den lang anhaltenden, nicht enden wollenden Beifall. 

Diese lächerliche und verlogene amerikanische Perversion der 
Demokratie wird uns Europäern als einzig gültige und erhabene 
Form der »Herrschaft durch das Volk, für das Volk« angepriesen 
und als Vorbild hingestellt. Sie gilt als der menschlichen Weisheit 
letzter Schluß und deshalb sowohl als Grundlage unserer restli- 
chen Wertegemeinschaft< als auch Voraussetzung für den Sieg der 
globalen Weltwirtschaftsordnung. 

Anscheinend haben wir vergessen, was einige unserer größten 


PLATONS Höhlengleichnis, nach einer Darstellung aus dem 16. Jahrhundert: In 
einer Höhle festgebundene Menschen, die nur auf eine schwach 
angeleuchtete Höhlenwand blicken können, halten Schattenbilder, 
die auf diese Wand geworfen werden, für die wirklichen Dinge. 
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Geister über die Demokratie schrieben: ARISTOTELES in seiner Politik: 
»In der Vollendung der Demokratie herrschen Frauen und die Groß- 
zügigkeit gegen Sklaven. Von den Volksführern wird man umschmei- 
chelt, ihre Freunde und Anhänger finden sie bei den Ausländern, nicht 
bei ihren eigenen Bürgern.« PLATON schildert in seinem Höhlengleich- 
nis (Politeia, 7. Buch), wie dem dummen Volk schöne Bilder vorge- 
gaukelt werden und jene getötet werden müssen, die die Wahrheit 
erkennen. Die Demokratie ginge an ihrem Streben nach Freiheit zu- 
grunde, und wenn endlich alle Sklaven und Weiber frei würden, ent- 
wickle sich aus der Demokratie eine Tyrannis. SENECA (in: Vom glückli- 
chen Leben): »Ein großer Haufe ist Beweis des Schlechtesten.« Johann 
Wolfgang VON GOETHE (siehe SCRINZI U. MARINOVIC, in: Goethe, 1999): 

»Alles Große ist in der Minorität. Nichts ist widerwärtiger als die 
Majorität, denn sie besteht aus wenigen kräftigen Vorgängern, aus 
Schelmen, die sich akkomodieren, aus Schwachen, die sich assimi- 
lieren und der Masse, die nachtrollt ohne nurim mindesten zu wis- 
sen, was sie will.« Fürst METTERNICH: »Die Korruption ist wahrhaft das 
bedeutsamste Element der heutigen Demokratie.« Friedrich SCHILLER 
meint in seinem Demetrius: »Mehrheit? Was ist Mehrheit? Mehrheit 
ist der Unsinn! Verstand ist stets bei wen'gen nur gewesen. Man soll 
die Stimmen wägen und nicht zählen. Der Staat muß untergehen früh' 
oder spät, wo Mehrheit siegt und Unvernunft entscheidet.« 


Welche Politiker vertreten noch Nationalinteressen? 


So mancher kritischer, nach sechzig Jahren Umerziehung noch im- 
mer national denkender Zeitgenosse mag sich im Laufe der letzten 
Jahrzehnte die Frage gestellt haben, in wessen Auftrag >unsere< Po- 
litiker und Verantwortlichen denn handelten und heute noch ent- 
scheiden. 

Sind denn nicht die meisten der gewählten und nichtgewählten 
Spitzenpolitiker EU-ropas Globalisierer, die nicht die Interessen ih- 
rer Völker in New York und Brüssel vertreten, sondern jene der In- 
ternationalisten gegenüber ihren Völkern? 

Einige Beispiele gefällig? 

e Zu welcher Sorte von >Deutschen< gehörten jene Verantwortli- 
chen, die 1955 ausgerechnet dem Kriegsverbrecher und Massenmör- 
der Winston S. CHURCHILL den angesehenen Aachener Karlspreis ver- 
liehen? Blickt man in die Liste der Preisträger seit 1950, weiß man 
nicht, ob man eine Gästeliste der Teilnehmer an den jährlichen Bil- 
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derberger-Treffen in den Händen hält oder ob es sich tatsächlich um 
die Namen der mit einer der höchsten deutschen Auszeichnungen 
Geehrten handelt. War KARL, der Große Frankenkaiser, etwa auch 
ein Freimaurer? 

e Welche Nation duldet es, wenn nicht eine tief gesunkene, um- 
erzogene, entehrte, daß einer ihrer führenden Publizisten im Jahre 
1983 öffentlich und ungestraft bekennen durfte, mit welcher Freude 
er im August 1943 den britischen Bombenangriff auf seine Heimat- 
stadt Hamburg und den Tod von 40 000 Menschen erlebt hatte? Die 
Rede ist vom Stern- und Zeit-Verleger Gert BUCERIUS. Hat sich dar- 
aufhin seine Partei, die CDU, von ihm distanziert? Seit damals scheint 
sich in der >deutschen< Ausrichtung der heimischen Medien kaum 
etwas geändert zu haben, konnte doch Mathias DÖPFNER, >deutscher< 
Chef des Axel Springer-Verlages, im Juni 2006 stolz bekennen, er sei 
ein nichtjüdischer Zionist und leidenschaftlicher Anhänger des ame- 
rikanischen Kapitalismus. 

e Wie viele charakterlose Speichellecker befanden sich unter den 
>deutschen< Stadtvätern von Triberg im Schwarzwald, die Ernest HE- 
MINGWAY die Ehrenbürgerschaft ihrer Stadt verliehen? Hatten sie nicht 
vorher gewußt, daß dieser Amerikaner in Zeitungsberichten stolz 
damit protzte, er habe 1944 auf dem Vormarsch in Frankreich wehrlo- 
se deutsche Kriegsgefangene eigenhändig abgeknallt? Sie mußten auch 
wissen, daß HEMINGWAY in seinem Buch Men at War bereits 1942 die 
»Endlösung Deutschlands« (ultimate settlement) durch Sterilisation ge- 
fordert hatte. Gab es einen Aufschrei im > deutschen< Blätterwald? 

e Zu welcher Sorte von Berufsmasochisten gehörten jene 80 >deut- 
schen< Bundestagsabgeordneten, die 1986 eine feierliche Petition für 
die Verleihung des Friedensnobelpreises an Elie WIESEL unterschrie- 
ben? Ausgerechnet jener WIESEL, der in seinem Buch Legends of our 
Time (Avon Books, New York, 1968) mahnte: »Jeder Jude sollte in 
seinem Herzen einen Platz für Haß freihalten. Für einen gesunden, 
kräftigen Haß gegen alles, was der Deutsche verkörpert und was im 
Deutschen fortlebt.« Bekam er gerade deshalb den Nobelpreis? 

e Im Interesse welcher Mächte besuchte der >österreichische< 
Bundeskanzler und Freimaurer Franz VRANITZKY im Dezember 1989 
den gerade angelobten allerletzten DDR-Ministerpräsidenten Hans 
MODROW, um ihn zur Aufrechterhaltung der deutschen Zweistaat- 
lichkeit und deshalb zur Bewahrung der Eigenstaatlichkeit der DDR 
zu ermuntern? 
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e Sollte es nicht selbstverständlich sein, daß sich Träger hoher 
Staats- und Regierungsfunktionen als Vertreter ihrer Völker der 
Würde ihres Amtes bewußt sind, sich nicht nur bei protokollarischen 
Anlässen entsprechend verhalten und daß ihre Loyalität zur Nati- 
on, die sie vertreten, stets außer Frage stehen muß? Das mag wohl 
für alle Länder der Welt gelten, doch anscheinend nicht für Öster- 
reich. Wie beschämend für die Alpenrepublik, als sich anläßlich der 
EU-Sanktionen des Jahres 2000 nach und nach herausstellte, daß - 
vom Bundespräsidenten abwärts - so mancher ihrer >EU-ropäisch< 
und daher antinational gesinnten Politiker, wie schon im 1. Kapitel 
berichtet, bei ausländischen Regierungen gegen das eigene Land in- 
trigierten. Als schönes Beispiel zeitgemäßer Würdelosigkeit soll auch 
das Beispiel des >österreichischem< Bundeskanzlers SCHÜSSEL ange- 
führt werden, der als turnusmäßiger Vorsitzender des EU-Rates Ende 
Mai 2006 zu Verhandlungen über russische Erdgaslieferungen zu 
Präsident PUTIN in das südrussische Sotschi reiste. Auf dem roten 
Teppich warteten Präsident PUTIN, Bundeskanzlerin MERKEL und an- 
dere Würdenträger auf das Vorfahren der Staatskarosse. Ein Proto- 
kollbeamter öffnete den Türschlag, doch was dann entstieg, war an 
Peinlichkeit nicht mehr zu überbieten: Ein grinsender Bundeskanz- 
ler SCHÜSSEL tänzelte, Twist-Verrenkungen vollführend, zu seiner 
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deutschen Kollegin und seinem russischen Gastgeber hin. Derselbe 
SCHÜSSEL fand es angebracht, sich während des Wahlkampfes im 
Herbst 2006 in Überlebensgröße auf einem Werbeplakat der ameri- 
kanischen Grillbudenkette >MacDonalds< abbilden zu lassen. Wahr- 
lich ein Symbol für das Amtsverständnis heutiger > Volks<-Vertreter! 


e Anläßlich der Feiern zum 60. Jahrestag der >Befreiung< im Mai 
1945 hielt das österreichische Bundesheer eine Parade auf der Wie- 
ner Ringstraße ab: Vorne weg marschierte eine Abordnung russi- 
scher und amerikanischer Soldaten, die man zu diesem Zweck ein- 
geladen hatte. Entlang den ehemaligen Grenzen zwischen den 
sowjetischen, amerikanischen, britischen und französischen Besat- 
zungszonen hatte das offizielle Österreich von Autobahnbrücken und 
Überführungen Transparente anbringen lassen, auf denen freudig 
und dankbar gedenkend zu lesen war: »Sie betreten jetzt die sowje- 
tische« oder »die amerikanische Zone«. 

« Jörg HAIDER, einstmals Hoffnungsträger der Neuen Rechten in 
Österreich, vielleicht auch in Deutschland, der sich inzwischen von 
einem Paulus in einen Saulus rückverwandelt hat, schrieb in seinem 
Buch Zu Gast bei Saddam (2003), er sei nach seiner Rückkehr aus dem 
Irak vom israelischen Geheimdienst kontaktiert worden: »Ich führte 
ein seltsames Gespräch mit zwei israelischen Geheimpolizisten, die 
Informationen erhalten wollten.. .« (S. 76) Auf dieses Eingeständnis 
folgte weder ein politischer noch ein medialer Aufschrei. Zu wel- 
cher Bananenrepublik ist Österreich herabgesunken, daß niemand 
etwas dabei findet, wenn ein hochrangiger Politiker sich im eigenen 
neutralen (?) Lande bereit erklärt, dem Geheimdienst einer krieg- 
führenden Nation Auskünfte über Gespräche mit dem Regierungs- 
chef eines mir ihr befeindeten Staates Auskünfte zu erteilen? Zu al- 
len früheren Zeiten wäre auf Grund einer solchen Handlungsweise 
ein Politiker untragbar geworden, wahrscheinlich wegen Landes- 
verrates angeklagt worden. Doch wenn ein Land keine Souveränität 
mehr besitzt, können es seine Politiker ja auch nicht mehr verraten! 


Die deutsche Wehr- und Außenpolitik 
wird in Washington >gemacht< 


Daß seit 1949 die bundesrepublikanische Außenpolitik genau so 
amerikanisch blieb wie die DDR-Außenpolitik sowjetisch und sich 
seither auf westdeutscher Seite diesbezüglich nichts geändert hat, 
haben inzwischen auch die dümmsten und naivsten Politzwerge der 
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Vereinten 193 >Nationen< auf Erden längst erfaßt. Der Staatsrechtler 
Carl SCHMITT brachte es auf den Punkt: »Deutschland ist die Organi- 
sationsform einer Modalität der Fremdherrschaft.« Von BRENTANO 
über GENSCHER, Joschka FISCHER bis STEINMEIER, alle folgten und fol- 
gen heute noch, stets verläßlich und treu ergeben,>their masters'voices< 
aus Amerika. 

Der französische Publizist Thierry MEYSSAN schreibt in Zeit Fragen 
(15.1. 2007) über die deutsche Bundeskanzlerin: »Frau Angela MER- 
KEL wird von zwei wichtigen Pressegruppen offen unterstützt. Sie 
kann auf Friede SPRINGER zählen, die Erbin der Axel-Springer-Grup- 
pe mit 180 Zeitungen, darunter Bild und Welt. Die Journalisten der 
Gruppe müssen eine Vertragsklausel unterschreiben, die festlegt, daß 
sie sich für die Entwicklung der transatlantischen Bindungen und 
für die Verteidigung Israels einsetzen. MERKEL kann auch auf ihre 
Freundin Liz MOHN zählen, Direktorin der Bertelsmann-Gruppe, 
Nummer eins der europäischen Medien, mit RTL, Prisma, Random 
House usw. Frau MOHN ist auch Vizepräsidentin der Bertelsmann- 
Stiftung, die den intellektuellen Stützpfeiler der euro-amerikanischen 
Verbindungen bildet. Angela MERKEL stützt sich auf die Ratschläge 
Jeffrey GEDMINS [eines prozionistischen Neokonservativen, siehe 1. 
Kapitel], der vom BusH-Clan speziell für sie nach Berlin delegiert 
wurde. Dieser neokonservative Lobbyist hat zuerst für das Ameri- 
can Enterprise Institute (AEI) unter der Leitung von Richard PERLE 
und der Frau des Vizepräsidenten Dick CHENEY gearbeitet. Er ermu- 
tigt sie sehr, den Euro dem Dollar anzupassen. Im AEI hat er zuvor 
die New Atlantic Initiative (NAI) geleitet, die alle wichtigen amerika- 
freundlichen Generale und Politiker Europas vereinte. Er hat am 
>Project for a New American Century< (PNAC) mitgewirkt und dort 
das Kapitel >Europa< für die Neokonservativen verfaßt. Darin schreibt 
er, daß die EU unter der Kontrolle der NATO bleiben müsse und 
daß dies nur möglich sein werde, wenn die europäische Forderung 
nach Emanzipation abgeschwächt werden könne. Gleichzeitig ist GE 
DMIN auch Verwalter des CCD (Council for a Community of Demo- 
cracies). Das Angebot, stellvertretender US-Botschafter bei der UNO 
zu werden, lehnte er ab, damit er sich ganz der Betreuung von An- 
gela MERKEL widmen kann... 

Seit dem 1. Januar 2007 steht Angela MERKEL der Europäischen 
Union vor. Sie macht aus ihrem Ansinnen keinen Hehl, Frankreich 
und die Niederlande zu zwingen, eine zweite Version des Entwurfs 
für eine europäische Verfassung anzunehmen, obwohl diese Länder 
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die erste in einem Referendum abgelehnt haben. Auch verbirgt sie 
ihre Absicht nicht, das Projekt des Zusammenschlusses der nord- 
amerikanischen Freihandelszone (NAFTA) mit der europäischen EU 
zur Bildung eines großen transatlantischen Marktes (TAFTA) wie- 
derzubeleben.« 

Die Bestrebungen zur Realisierung der TAFTA werden durch das 
>Transatlantic Policy Network< (TPN) seit seiner Gründung im Jahre 
1992 maßgeblich vorangetrieben. Es vereint eine mächtige Lobby aus 
Vertretern von Konzernen, staatlich geförderten Institutionen sowie 
Politikern aus den USA und der EU. Zur Zeit (17/2007) berichtet: 
»Im März 2007 verkündeten 13 transatlantische Organisationen ein 
>Joint Transatlantic Statement<, in welchem vor allem für den USA- 
EU-Gipfel am 20. April verbindliche Richtlinien zur Schaffung eines 
>Barrier-Free Transatlantic Market< (BFTM: eines schrankenlosen 
transatlantischen Marktes) gefordert werden. . . Der Handelsbilanz- 
überschuß der EU gegenüber den USA beläuft sich derzeit auf rund 
500 Milliarden Euro... Der entscheidende Schachzug der >Weltmacht 
mit den leeren Taschen< gebietet es daher, noch vor dem Zusam- 
menbruch des US-Finanzsystems ihre Hände auf das >old money< 
EU-ropas zu legen. Zugleich lockt die Versuchung, dann gänzlich 
befreit von störenden Regulativen, mit dem Geld der Gläubiger und 
auf deren eigenen Märkten einer zügellosen Spekulation nachzuge- 
hen. Der Weg zum Transatlantischen Markt (TAFTA) soll dazu den 
goldenen Schlüssel liefern.« 

Die einmalige Gelegenheit, diesen goldenen Schlüssel ohne Ge- 
genleistung ausgehändigt zu bekommen, bietet jetzt die deutsche 
EU-Präsidentschaft unter dem Vorsitz der verläßlichsten Globalisie- 
rungsförderin und »America's best friend«, Mrs. Angela MERKEL. 

Wer sind die Auftraggeber jener EU-rokraten und Verheugner, 
die den europäischen Völkern das Zwangskorsett einer euroglobal 
maßgeschneiderten Pseudoverfassung als Maulkorb verpassen wol- 
len, damit das Brüsseler Zentralkomitee - ungehindert durch Volks- 
abstimmungen - mit der Aufnahme der Türkei in die EU die West- 
erweiterung Asiens nach Europa durchsetzen kann? Wie lange 
wollen sich die Europäer die Bevormundung durch solche trojani- 
schen Esel gefallen lassen, die - von keinem Volk gewählt und nur 
ihren transatlantischen Drahtziehern gehorchend - jeden Widerstand 
gegen die Gleichschaltung EU-ropas ersticken wollen? Wir erfahren 
es von Thomas BARNETT: Es ist die Firma >Pentagon & Wall Street<! 

Matthias KOCH schreibt im Göttinger Tageblatt vom 2. Oktober 2006: 
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»Kanzlerin MERKEL denkt an eine riesige Freihandelszone - auch als 
Wertebündnis gegen Asien: In der Politik kommt es vor, daß Ge- 
danken, deren Zeit gekommen ist, zunächst noch nicht offen ausge- 
sprochen werden können. So wird in Berlin nur hinter vorgehalte- 
ner Hand über ein Thema gesprochen, das dereinst noch den Lauf 
der Geschichte beeinflussen könnte: Europäer und Amerikaner er- 
wägen, eine gemeinsame Freihandelszone zu schaffen... Hinter ver- 
schlossenen Türen, im EU-Ausschuß des Bundestages, nannte An- 
gela MERKEL eine solche Freihandelszone eine faszinierende Idee. 
Ihrem Berater für Wirtschaftsfragen, Bernd PFAFFENBACH, gab MER- 
KEL laut Spiegel den Auftrag, bei den Vorbereitungen zum G-8 Gipfel 
2007 in Heiligendamm die Möglichkeiten einer Freihandelszone 
zwischen USA und EU auszuloten. Öffentlich aber schweigt Berlin. 
MERKEL will, da ist sie sich mit US-Präsident BUSH einig, auf Dauer 
nicht hinnehmen, daß die Chinesen ihre Mischung aus Kapitalis- 
mus und Diktatur den Weltkonzernen als Standortvorteil verkau- 
fen. Daß ein Zusammenschluß von USA und EU geboten ist, predi- 
gen seit langem zwei Altmeister der Globalisierung: Henry KISSINGER 
und Hans-Dietrich GENSCHER: >Die Freihandelszone ist einer der 
Schwerpunkte für die deutsche EU-Ratspräsidentschaft im ersten 
Halbjahr 2007<, so Elmar BROK (CDU), Chef des Außenausschusses 
des Europarlaments.« 

Matthias WISSMANN (CDU), Vorsitzender des Ausschusses für EU- 
Angelegenheiten im Bundestag, bekennt in der Welt am Sonntag vom 
24. September 2006: »TAFTA (Transatlantic Free Trade Area), der 
europäisch-amerikanische Binnenmarkt, ist das wichtigste Projekt 
der EU... Kernelemente der TAFTA sollen zunächst eine gemeinsa- 
me Regulierungspolitik und die Förderung offener Kapitalmärkte, 
eine gemeinsame Regulierung von global agierenden Hedgefonds 
sein.. . Schritt für Schritt müßten fast alle Handels- und Zollschran- 
ken abgebaut werden. Bis 2015 sollte diese Vollendung des transat- 
lantischen Marktes gelungen sein.« Offensichtlich hat Jeffrey GED- 
MIN, der aus den USA importierte Kanzlerinflüsterer, schon ganze 
Arbeit geleistet! Solcherlei Bekenntnisse führender deutscher Politi- 
ker zu den Endzielen der Globalisierung erinnern an Thomas BAR- 
NETTS »New Rule Sets« im Originalton pur und sind Musik für sein 
Ohr! 

Welches Recht hat denn das Berliner Außenministerium, seine 
Außenpolitik noch als >deutsche< zu bezeichnen, als sein Informati- 
onsdienst > German Foreign Policy< im April 2005 meldete, der von 
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Deutschland finanziell geförderte und umworbene libanesische Po- 
litiker Walid DSCHUNBLAT habe nach seinem Treffen mit dem deut- 
schem Außenminister in Berlin erklärt, er schließe die Stationierung 
europäischer Truppen, unter Einschluß deutscher Kontingente, im 
Libanon nicht mehr aus? Federführend bei dieser >deutschen< Initia- 
tive sei das Beiruter Büro der aus Steuermitteln erhaltenen Heinrich 
Böll-Stiftung. Ziel der >deutschem< Libanonpolitik sei es, diesen anti- 
syrischen und proamerikanischen Drusen und Vorsitzenden des >Parti 
Socialiste Progressiste< in Beirut an die Macht zu bringen, auf dieselbe 
Weise wie schon zuvor JUSCHTSCHENKO in Kiew. Im September des- 
selben Jahres meldete >German Foreign Policy<, Berlin gehe daran, 
Druck auf die ölproduzierenden Golfstaaten auszuüben, um diese 
in eine gemeinsame Front gegen den Iran zu drängen und vertrag- 
lich an die EU zu binden. Hätten sie Bescheid gewußt, wären die 
deutschen Bürgerinnen und Bürger ob der Aussicht, für die erwei- 
terte Hegemonie der USA in der brisantesten Pulverfaßregion der 
Welt Handlangerdienste zu leisten, ganz sicher in einen Freuden- 
taumel verfallen! Auf Grund welcher >deutschen< Interessen drängt 
Berlin den Iran, auf sein Atomprogramm zu verzichten? Wurde bis 
Ende 2005 im Nahen Osten noch gefischerlt, so wird jetzt im Mor- 
genland fleißig auf amerikanisch weiter gemerkelt: 

Am 22. November 2005 war in der International Herald Tribüne zu 
lesen, daß der Rheinländer Christoph HEUSGEN, der in den USA Wirt- 
schaftswissenschaften studierte und dann Berater in außenpolitischen 
Fragen von Javier SOLANA, dem Chef der EU-Außenpolitik in Brüs- 
sel, war, von Angela MERKEL nach Berlin geholt wurde. »Weil MER- 
KEL für unabsehbare Zeit mit innenpolitischen Themen voll ausgela- 
stet sein wird, soll HEUSGEN sie als Krisenmanager in sicherheits- und 
außenpolitischen Fragen beraten«, so die International Herald Tribü- 
ne, »und er hat bereits klargestellt, daß er eine Rückkehr zur franzö- 
sisch-deutsch-russischen Koalition ausschließt.« Waren es HEUSGEN, 
GEDMIN und ihre amerikanischen Hintermänner, die im Sommer 2006 
die >deutsche< Außenpolitik in Sachen Iran- und Libanonkrise vor- 
gaben? 


Die deutsche Bundesmarine zum Schutz Israels 


Standen beim >deutschen< Verteidigungsminister JUNG irgendwel- 
che Sicherheitsinteressen Deutschlands im Vordergrund, als er in 
seinem Interview mit dem Spiegel (30/2006) auf die gezielte Frage: 
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»Wenn wir Sie richtig verstehen, würden Sie die Bundeswehr eher 
zur Verteidigung Israels schicken denn als Friedenstruppe, die neu- 
tral zwischen den Konfliktparteien steht?« antwortete: »Es bleibt 
dabei, wir haben eine geschichtliche Verpflichtung gegenüber Isra- 
el, und deshalb stehen wir an der Seite Israels!« 

Welche außenpolitischen deutschen Interessen verfolgte der >deut- 
sche< Außenminister STEINMEIER, der drei Wochen später dem Spiegel 
anvertraute: »Die israelische Regierung und auch größere Teile der 
israelischen Öffentlichkeit sehen offenbar in einer deutschen Beteili- 
gung (an der internationalen Friedenstruppe) kein Problem. Das 
haben wir bei einer möglichen Entscheidung im Kabinett und im 
Bundestag zu berücksichtigen.. . Unsere historische Verantwortung 
(für Israel) gebietet uns, einen Beitrag dazu zu leisten, daß dieser 
Konflikt zu Ende kommt, die Menschen in Israel nicht in Angst vor 
Raketenbeschuß leben müssen.« Nicht, ob das deutsche Volk ein 
Problem damit hat, daß seine Soldaten an Israels Grenzen die Drecks- 
arbeit leisten und die Suppe auslöffeln sollen, ist für STEINMEIER aus- 
schlaggebend, sondern ob es Israels Regierung und Öffentlichkeit 
paßt! 

In einem Radio-Interview des Senders DRS 1 am 13. September 
2006 versicherte Bundeskanzlerin MERKEL: »Wenn die Staatsräson 
Deutschlands heißt, das Existenzrecht Israels zu gewährleisten, dann 
können wir auch nicht einfach sagen, wenn in dieser Region das 
Existenzrecht Israels gefährdet ist - und das ist es -, dann halten wir 
uns dabei einfach heraus.« 

Am Freitag, dem 22. September 2006, sprach Hassan NASRALLAH, 
Generalsekretär der Hisbollah vor mehreren hunderttausend Anhän- 
gern am Beiruter Place des Martyrs und warnte Bundeskanzlerin 
MERKEL: »Sie sagt, ihr Ziel sei es, Israel zu schützen. Aber ich sage 
ihr, selbst wenn sie die See, den Luftraum und das Land überwa- 
chen läßt, unsere Bewegung wird dadurch nicht geschwächt. .. Ich 
kann Ihnen versichern, daß wir unsere militärische Infrastruktur er- 
neuert und jetzt mehr als 20000 Raketen haben.« 

In diesen beiden Aussagen wird bereits der kategorische Impera- 
tiv der >deutschen< Nachkriegsaußenpolitik mit aller Deutlichkeit 
zum Ausdruck gebracht. JUNG und STEINMEIER haben es dankenswer- 
terweise bestätigt: Im Kriegsfall kann und darf Deutschland niemals 
neutral sein, sondern muß an der Seite der USA und Israels stehen. 
Die arabischen Regierungen und Widerstandsbewegungen haben 
dies mit Bedauern zur Kenntnis genommen und werden ihre Folge- 
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rungen daraus ziehen. Wenn die >deutsche< Regierung - auf beson- 
deren Wunsch der israelischen Regierung - deutsche Soldaten als 
Hiwis in die Levante entsendet, darf sie sich nicht wundern, wenn 
diese als nicht-neutral gelten und deshalb mit >unfriendly fire< von 
Seiten der Feinde Israels rechnen müssen, so wahr Allah der Größte 
und Mohamed sein Prophet ist! Deutschland in diesen unlösbaren 
Dauerkonflikt hineinzuziehen, in dem es nichts, aber auch gar nichts 
verloren hat, ist geradezu ein Verbrechen. Doch, wie die Dinge nun 
einmal stehen, ist die Entscheidung in Washington ja längst gefal- 
len, und es bleibt der deutschen US-Filiale zu Berlin nichts anderes 
übrig, als diese baldigst umzusetzen. 


Wünscht das deutsche Volk 
denn eine deutsche Außenpolitik? 


Wenn ja, dann müßte es sich zuallererst eine deutsche Regierung 
zulegen, die es aufrufen würde, sich in freier Entscheidung endlich 
eine eigene Verfassung zu geben, so, wie es das Grundgesetz im Ar- 
tikel 146 vorsieht. Ein Aprilscherz? Ja, gewiß, denn eher geht ein 
Kamel durch ein Nadelöhr, als daß die Kontroll- und Siegermächte, 
denen wir die >Befreiung< des Jahres 1945 samt moralischer Umwer- 
tung und geistiger Umerziehung verdanken, es zuließen, daß 
Deutschland zu einer nationalen Politik zurückkehrt und die Deut- 
schen wieder anfingen, aufrecht zu gehen. 

Wenn es zutrifft, daß glückliche Sklaven die erbittertsten Feinde 
der Freiheit sind, dann wird es dank der in Deutschland seit Jahr- 
zehnten betriebenen antinationalen und antisozialen Politik nicht 
mehr lange dauern, bis auch die dümmsten der >glücklichem< deut- 
schen Sklaven aufwachen und merken, wie ihre >Volks<-Vertreter 
auch die letzten deutschen Arbeitsplätze exportieren und die von 
deutschen Werktätigen hart erarbeiteten und angesparten Milliar- 
den an Rücklagen für die >Integration< von Asylanten und für EU- 
Nettozahlungen verpulvern. Diese Sklaven werden lernen, wieder 
aufrecht zu gehen, und dafür Sorge tragen, daß aus ihrer Mitte Volks- 
vertreter erwählt werden, die nationale, und keine fremden Interes- 
sen mehr vertreten. 

Ein von der Globalisierung befreites Deutschland wäre nicht nur 
für seine global gleichgeschalteten europäischen Nachbarn, sondern 
für alle Völker nah und fern ein Beispiel, dem alle nacheifern wür- 
den. 
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Daß ein solches Ereignis im Innersten des CORE eintreten könnte, 
bezeichnet Thomas BARNETT als reelle Gefahr für den Endsieg der 
Globalisierung. Er fordert deshalb, daß jeder Widerstand, jede Re- 
aktion gegen die Globalisierung in einem Land des CORE mit allen 
Mitteln gebrochen, sein Ausstieg verhindert werden muß. Es ist ver- 
ständlich, daß gerade Deutschland, das von den Internationalisten 
seit über hundert Jahren zu Recht als der gefährlichste und unbe- 
lehrbarste Feind der Globalisierung angesehen wird, am meisten 
unterwandert, überwacht und niedergehalten werden muß. Man hat 
ja im Jahre 2000 erlebt, welche Panik unter den Internationalisten 
von Los Angeles bis Paris, von Brüssel bis Tel Aviv - und vor allem 
in Berlin! - einige forsche nationale Parolen des > Alpen-Terroristen< 
Jörg HAIDER auslösten! 

Die Welt vom 23. September 2006 berichtete, der EU-Chef und 
Oberglobalisierer Jose Manuel BARROSO erwarte von der deutschen 
EU-Ratspräsidentschaft ab Januar 2007, daß sie endlich den Durch- 
bruch in Sachen der festgefahrenen EU-Verfassung schafft. Im März 
2007 solle deshalb aus Anlaß des 50. Jahrestags der Römischen Ver- 
träge in Berlin eine Deklaration verabschiedet werden, um den Ver- 
fassungsprozeß voranzubringen - was auch geschah. Kanzlerin MER- 
KEL versprach, am Ende der deutschen Präsidentschaft »den Plan für 
einen EU-Verfassungsvertrag vorzulegen«. Dieser Verfassungsver- 
trag würde unter anderem vorsehen, daß die Brüsseler Spitzen, ohne 
Einspruchsrecht der einzelnen Mitglieder, im Namen der EU eine 
Kriegserklärung aussprechen können. Die Firma >Pentagon & Wall 
Street< darf sich jetzt schon freuen, denn auf die Berliner Vasallen 
kann sie sich erfahrungsgemäß völlig verlassen. Näheres darüber 
im 10. Kapitel. 

Wir Völker sind also gewarnt! Die Vertreter unserer wahren Inter- 
essen, die sich gegen die Globalisierung sträuben, ja alle Bürgerin- 
nen und Bürger, die für die Rechte unserer Nationen eintreten, gel- 
ten den Globalisierern der Firma >Pentagon & Wall Street< als 
vogelfreie >Terroristen<, die abgeknallt werden müssen. Nach der 
Lektüre der Strategien und Feldzugspläne des Thomas BARNETT ist 
an den Endzielen der Globalisierer nicht mehr zu zweifeln. Sie sind 
eine Kriegserklärung an uns alle, die Völker der Welt. Er hat sie uns 
dankenswerter schriftlich übermittelt. Wer daraufhin schweigt, macht 
sich mitschuldig. 
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Wer bestimmt in Österreich die Politik? 


Inzwischen haben auch die österreichischen Politiker gewaltige Fort- 
schritte in Richtung auf die totale Globalisierung gemacht. Hier ei- 
nige von Dr. Richard KERSCHHOFER gesammelte euronesische Wort- 
hülsen aus dem >österreichischen< Regierungsprogramm, die ein 
bezeichnendes Licht auf die Denkungsart seiner Verfasser werfen: 

»Antistalkinggesetz... Bachelorlehrgang... Battlegroundkonzept... 
Benchmarks... best practice Modelle... Bottom-up... Carrier... Case 
Management... Bildungscluster... Clusterbildung... Investorenclu- 
ster... Exzellenzcluster... Coachingmodell... Code of Conduct... Con- 
tentunternehmen... Corporate Governance... Corporate Social Re- 
sponsibility... Governancestrukturen... Director's Academy... 
disability flexicurity... e-government... e-learning... e-voting... e-Re- 
zept Energiecheck... Qualifikations-check... Jugendcheck... Fairness- 
regelungen... Verfahrensfairness... Gendermedicine... Transgender- 
personen... Headline goal.. Headquarterpolitik... F&E Headquarter... 
host cities... IKT Taskforce... Implacementstiftungen... InsiderInnen- 
handel... Jobrotation... Kriminalitätshotspots... leading competence 
units... Mentoringprogramme... Mobile-TV... Bildungsmonitoring... 
Native Speakers [Wer versteht die dann noch ? ]... onestopshop... one- 
stopshop-Prinzip... onestop security... Overheadzahlungen... Patch- 
workbeziehungen... Postdocs... Publichealth... Printmedien... 
Roadmap... Screeningprogramme...spin offs... Standard cost model... 
stand-by... start-ups... stock Option Pläne- tenure track... Vienna Bio- 
center... worklife balance management... zero vision.« 

Man sieht daran, an welchen Parteihochschulen der Elite >unse- 
ren< Volksvertretern und Volksvertreterinnen das politische und glo- 
balwirtschaftliche Einmaleins eingetrichtert wird. 

Der parlamentarische Untersuchungssausschuß, der Anfang 2007 
eingesetzt wurde, um den undurchdringlichen Sumpf von Unge- 
reimtheiten trockenzulegen und in dem Dunstkreis widersprüchli- 
cher Aussagen rund um den Beschaffungsvorgang von 18 Abfang- 
jägern des Typs >Eurofighter< für das österreichische Bundesheer 
etwas Klarheit zu bringen, hat einige Überraschungen zutage ge- 
bracht. Abgesehen von schweren Verdachtsmomenten gegen einige 
an diesem >Deal< beteiligte Beamte, Minister, Offiziere, Lobbyisten 
und Werbefirmen, ist jetzt auch eine politisch brisante Peinlichkeit 
bekannt geworden. So berichtete Der Standard vom 27. März 2007: 
»Der bisher geplante Landetermin des ersten Eurofighters - der 1. 
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Juni - rückt immer näher, und noch immer haben die USA die nöti- 
gen Software-Lizenzen nicht freigegeben. >Das kann sich auch noch 
länger als ein, zwei Monate hinziehen. Das entscheiden ja in den USA 
dieselben Leute im Foreign Military Sales Service, die in Österreich 
seinerzeit mies und unhöflich behandelt wurden, als uns die ameri- 
kanischen F-16 angeboten wurden<, sagt Eurofighter-Ausschußvor- 
sitzender Peter PILZ von den Grünen. Laut Verteidigungsministeri- 
um darf der Eurofighter ohne die Lizenzen in Österreich >nicht einmal 
gestartet werden<. Man steht in Verhandlungen mit den US-Stellen, 
über den Abschluß könne nur spekuliert werden. Alle weiteren Fra- 
gen über den Betrieb der Jets würden ohne die Lizenzen >ins Leere 
gehen<. Gemeint ist damit unter anderem die Frage, was an der 
Navigationssoftware so heikel und streng geheim ist, daß laut Un- 
tersuchungsausschuß für die gesamte Betriebsdauer der Eurofigh- 
ter, also 30 Jahre lang, amerikanische Luftwaffenoffiziere in Zeltweg 
[dem Militärflugplatz] stationiert werden müssen, um den Know- 
how-Transfer an das Bundesheer zu überwachen. Auf Kosten des 
Bundesheeres, versteht sich...« 

Den Österreichern, die sich mit überwältigender Mehrheit zu der 
im »Staatsvertrag« des Jahres 1955 festgeschriebenen immerwähren- 
den Neutralität bekennen, wurde somit von der eigenen Regierung 
verschwiegen, daß sie bei der Entscheidung für die >Eurofighter< 
gesetzwidrig, entgegen dem Willen des Volkes und bewußt in Kauf 
genommen hat, daß amerikanisches Militärpersonal im neutralen 
Österreich dauerhaft stationiert wird. Vom Büro des Verteidigungs- 
ministers heißt es dazu: »Kein Kommentar!« Ein solcher wäre auch 
vollkommen überflüssig. Es ist ein Zeichen für die Politikverdros- 
senheit, das Desinteresse und den Fatalismus der Österreicher, daß 
sie auf eine derartige Verletzung ihrer Verfassung und Mißachtung 
ihres Willens nicht etwa aufbegehren und demonstrieren, sondern 
nur mit »da kann man eh' nix machen«, Schulterzucken und Erge- 
benheit in ihr Schicksal reagieren. Es wird den Österreichern nach- 
gesagt, sie würden voller Vertrauen und Zuversicht stets nur in die 
Vergangenheit blicken, weil die Zukunft ja auch nicht mehr das ist, 
was sie einmal war. Mit solchen Politikern gesegnet, sind sie es nun 
tatsächlich, die jetzt vorneweg an der Spitze des Lemmingenzugs 
im Laufschritt dem Globalisierungsabgrund zueilen. 
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Eine warnende Stimme aus der Schweiz 


Über den >Sonderfall< Schweiz schickte Michael VONÄSCH, ein jun- 
ger, national gesinnter Eidgenosse aus Luzern, auf die Bitte des Ver- 
fassers hin im März 2007 folgenden Bericht: 

»Seit der denkwürdigen Abstimmung über den Beitritt der 
Schweiz zum EWR (zum Europäischen Wirtschaftsraum) sind über 
14 Jahre vergangen. Und die Schweiz hat überlebt, ohne EWR und 
ohne EU-Mitgliedschaft. Nach knappem Ausgang der Volksabstim- 
mungen ist sie mittlerweile jedoch leider UNO-Mitglied und näch- 
stens auch des Schengenabkommens. Als nächstes wollen die Volks- 
verräter in unserem Land wohl auch noch den Anschluß an die 
Europäische Zollunion. Ich hoffe, es wird ihnen nicht gelingen. 

Wie soll die Schweiz auf die europäische Integration reagieren? 
Wie soll sie in diesem Prozeß ihre Einheit und Unabhängigkeit be- 
wahren, ohne ihre wirtschaftlichen Interessen zu schädigen? Um 
diese Fragen zu beantworten, muß man historische, kulturelle, wirt- 
schaftliche und verfassungspolitische Aspekte betrachten. Aber es 
sind eben nicht nur die ökonomischen Aspekte, die entscheidend 
sind, denn eine Integration so unterschiedlicher Völker mit einer so 
unterschiedlichen Geschichte muß zwangsweise auch kulturelle Fol- 
gen haben. Die Schweiz beherbergt vier Sprachen, drei davon in 
Verbindung zu den jeweils viel größeren benachbarten Nationen 
Deutschland, Frankreich und Italien. Und trotzdem, als bisher ein- 
zige europäische Nation hat es die Schweiz verstanden, eine zusam- 
menhaltende Balance zu bewahren, so daß die regionalen Verschie- 
denheiten in der Schweiz keine Stolpersteine für die nationale Einheit 
geworden sind. 

Unabhängigkeit darf jedoch nicht als Isolation mißverstanden 
werden. Denn es ist der Schweiz nicht nur gelungen, sich seit 350 
Jahren durch einen konsequenten Neutralitätskurs aus den kriegeri- 
schen Auseinandersetzungen der großen Nachbarn herauszuhalten; 
die Schweiz wurde ja auch das Geburtsland der größten internatio- 
nalen Organisation, nämlich des Roten Kreuzes. Eine entscheidende 
Ursache dieses in der Geschichte einmaligen Erfolges einer Nation 
liegt im politischen Aufbau des Landes. Die Schweiz schuf sich nach 
langen Kämpfen um Bürgerfreiheit und bürgerliche Rechte die erste 
freiheitlich-demokratische Verfassung in Europa. Diese beruht auf 
dem Prinzip der Bürgernähe, der Eigenverantwortung von Gemein- 
den und Kantonen sowie auf der Bereitschaft der Bürger zu Vernunft- 
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gesteuertem nationalem Konsens. Diese Verfassung der Schweiz ist 
politisch einzigartig. 

Besonders intensiv vollzieht sich heute die grenzüberschreitende 
Integration in der Europäischen Union. Man könnte sagen, die EU 
sei nichts anderes als eine auf Europa bezogene, vertiefte Globalisie- 
rung. Leider wird auch die Schweiz immer tiefer in den Strudel der 
Globalisierung hineingezogen, da die kapitalistischen Wirtschafts- 
bosse es nicht anderes wollen. Je schneller die Globalisierung fort- 
schreitet, um so mehr finden die Menschen in der regionalen Identi- 
tät ihre Geborgenheit. Diese Identität wird heute überall und von 
immer mehr Menschen gesucht, weil die Globalisierung so viele Pro- 
bleme aufwirft. 

Neben ihren politischen Vorteilen könnte die Schweiz mit dem 
Beitritt zur EU auch ihre ökonomischen Vorteile verlieren, das darf 
man nicht übersehen. Die dezentrale föderalistische Struktur der 
Schweiz ist nämlich: Realismus und Eigenverantwortung. Das hat 
maßgeblich zum Schweizer Erfolg beigetragen. Große Zentralstaa- 
ten oder falsch organisierte Föderalstaaten, wie zum Beispiel die 
Bundesrepublik Deutschland als >Organisationsform einer Modali- 
tät der Fremdherrschaft< wo nur ideologisch entschieden wird, nei- 
gen mehr zu lebensfremdem Pragmatismus, anders als in der 
Schweiz, wo auch bei weniger wichtigen Sachabstimmungen oftmals 
der Bürger das letzte Wort hat. 

Ein weiteres Thema ist der Euro: Die Schweiz wäre mit dem Bei- 
tritt zur EU auch gezwungen, den Euro einzuführen. Diese Befürch- 
tung mag zunächst übertrieben erscheinen. Großbritannien, Däne- 
mark und Schweden sind Mitglieder der EU, aber nicht Mitglieder 
des Euroraums. Aber für die Schweiz wäre das viel schwieriger. Sie 
hängt mit ihrem Franken auch an diesen komplexen dezentralen 
Organisationsstrukturen, die eben regionale Wirtschaft fördern und 
möglich machen. Deshalb liegt es nahe, daß wir bei einem Beitritt 
auch den Franken auf Dauer verlieren würden. Bei einem Beitritt 
würde die Schweiz auch finanziell stark überbelastet. Nachdem wir 
nach der Österweiterung schon eine Milliarde Franken in die zehn 
neuen EU-Mitgliedsstaaten haben hineinpumpen müssen und nun 
wohl auch Rumänien und Bulgarien Forderungen stellen werden 
(ca. 350 Millionen Franken!), würde die Schweiz zum absoluten Net- 
tozahler-Spitzenreiter der EU aufsteigen. Deutschland zahlt pro Jahr 
ca. 13 Milliarden Euro an die EU, was pro Kopf etwas über 160 Euro 
ausmacht. Die Schweiz müßte über 2 Milliarden Euro pro Jahr be- 
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zahlen, was pro Kopf dann fast 300 Euro ergibt, im Vergleich zu 
Italien, das etwa 20 Euro pro Kopf bezahlt, ein absoluter Wahnsinn! 
Die Staatsschulden würden plötzlich ins Unermessene laufen. Hat- 
ten wir 1980 noch 77,1 Milliarden Franken Schulden, so waren es 
1990 bereits 98 Milliarden, 1998 sagenhafte 206,8 Milliarden, und 
heute dürften sie bei 220 Mrd. Franken liegen! Ein weiterer Punkt ist 
die Erhöhung der Mehrwertsteuer. Die EU verlangt einen Mindest- 
Mehrwertsteuersatz von 15 %. Der EU-Beitritt erfordert also prak- 
tisch eine Verdoppelung der heutigen Mehrwertsteuer der Schweiz 
von 7,6 %. Bis heute entscheidet bei jeder Steuererhöhung das Schwei- 
zer Volk, das Parlament kann von sich aus die Mehrwertsteuer nicht 
erhöhen. Die Mehrwertsteuer belastet die Verbraucher, den kleinen 
Mann. Umgekehrt müßte der Bund bei den Stempel- und Verrech- 
nungssteuern teils die Sätze senken, teils die Abgaben streichen. Das 
entlastet die Großen. Auch bei den direkten Steuern werden gewisse, 
wenn auch nicht so weitgehende Vorschriften erlassen, die aber im 
Prinzip auf eine Entlastung von juristischen Personen hinauslaufen. 

Die EU-Mitgliedsstaaten sind auf dem besten Wege, eine große 
Anzahl ihrer wesentlichen Gesetzgebungskompetenzen an die EU- 
Zentralbehörden zu übertragen. Ein EU-Beitritt würde deshalb prak- 
tisch die Aufgabe unserer Unabhängigkeit auf weiten Gebieten zur 
Folge haben. Die Mitbestimmungsrechte, die wir uns mit dem EU- 
Beitritt einhandeln würden, wären im Vergleich zu den Mitsprache- 
rechten, die wir heute kennen, so gering, daß wir sie praktisch ver- 
gessen können. Und weshalb sollten denn unsere Politiker über 
Galizien, Ostgriechenland, Malta und die dänischen Inseln mitbe- 
stimmen? Und: Wäre es überhaupt zweckmäßig, Politiker aus Zy- 
pern, den Färöerinseln und Sizilien über unsere schweizerischen Pro- 
bleme mitbestimmen zu lassen? 

Die Antwort ist klar: Wir und unsere künftigen Generationen 
wollen auch in Zukunft unsere eigenen Probleme selbst lösen. Die 
Schweiz der Zukunft ist eine unabhängige, selbstbestimmende 
Schweiz.« 


Von Amerika lernen heißt siegen lernen! 


Seit 1945 wird den nach Meinung der amerikanischen Polit-Elite 
entwicklungsgeschichtich und zivilisatorisch zurückgebliebenen 
Deutschen von ihren jenseits des Atlantik gekommenen Umerzie- 
hern als leuchtendes Beispiel politischer Weisheit und Apotheose 
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menschlichen Fortschritts das Prinzip der amerikanischen Demokra- 
tie vor Augen geführt. 


Globalisierer in den USA am Werk 


Schon im 2. und 3. Kapitel haben wir über die Weltanschauung der 
Globalisierer und über Thomas BARNETTS Pläne zur Durchsetzung 
ihrer Pläne berichtet. Daß nach Auffassung der Globalisierer und 
der amerikanischen Imperialisten der Politik lediglich die Rolle zu- 
fällt, für das reibungslose Funktionieren der wirtschaftlichen Ver- 
netzung Sorge zu tragen, hat uns BARNETT ebenfalls bestätigt. Der 
Plan zur Errichtung der amerikanischen Weltherrschaft ist freilich 
nicht neu, sondern wurde von den internationalen Finanzmächten 
beiderseits des Atlantik bereits vor einhundert Jahren eingeleitet. 
Schon ihr erster Sieg war entscheidend: Es gelang ihnen, den US- 
Präsidenten Woodrow WILSON, dessen Wahl sie finanziert hatten, zu 
>überzeugen<, ihren Plan zur Einrichtung einer von ihren Privatban- 
ken kontrollierten amerikanischen Zentralbank, genannt >Federal Re- 
serve< zu unterstützen. Seit Ende 1913 ist die amerikanische Dollar- 
währung im Besitz einiger amerikanischer Privatbanken. Auf Grund 
schwerer Kritik und Anschuldigungen gegen das Federal Reserve 
System kam es 1959 zu einer Anhörung vor dem US-Kongreß, die in 
Wicliffe VENNARDS Buch The Federal Hoax (1963) wiedergegeben ist: 

»T. HORTON (Vorsitzender der Kommission für den Schutz der 
amerikanischen Verfassung): In unserem Land herrscht der Glaube, 
daß das Federal Reserve System Eigentum unserer Bundesregierung 
ist. Stimmt das ? 

U. L. BURDICK (Langzeit-Kongreß-Abgeordneter aus North-Dako- 
ta): Das stimmt nicht! 

HORTON: Well, wem gehört das F.R. System? 

BURDICK: ES gehört einigen Privatpersonen. 

HORTON: I see. Falls denn dieses F.R. System im Besitz von Privat- 
personen oder Privatbanken ist, wie können sie dieses Eigentum zu 
ihren Gunsten nützen? 

BURDICK: Sie nützen es, indem sie der Regierung Kredit gewähren 
und an Stelle von staatlichen Obligationen (bonds) Geld im Umlauf 
bringen. 

HORTON: Wie geht das vor sich? 

BURDICK: Well, nehmen wir an, die Regierung will >bonds< im Wert 
von einer Milliarde Dollar verkaufen. Sie verkauft sie den Banken in 
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New York, bekommt jedoch kein Bargeld, sondern einen entspre- 
chenden, zinspflichtigen Kredit seitens dieser Banken. Dieselben 
Banken bringen dieselben >bonds< zurück nach Washington, wo sie 
gegen Bezahlung einer geringen Gebühr in bares Geld eingetauscht 
werden, das dann zur Verteilung gebracht wird. Die Zinsen für diese 
Obligationen werden von der Regierung eingehoben und den Ban- 
ken überwiesen. Das ist der Profit für ihre >Leistungen<. 

HORTON: Obwohl die Banken diese >bonds< wieder nach Washing- 
ton zurückgebracht und gegen Bargeld eingetauscht haben, bekom- 
men sie trotzdem Zinsen dafür? 

BURDICK: Oh yes ! 

HORTON: Well, so hätte demnach John C CALHOUN [ein Oppositio- 
neller] recht, der behauptet, unsere Regierung verschenkt den Ban- 
ken einen Kredit und borgt denselben von ihnen gegen Zinsen zu- 
rück? 

BURDICK: Das wäre, sozusagen, genau der Sachverhalt. 

HORTON: Welche Alternativen hätte denn unsere Regierung zu sol- 
chen Schwindelgeschäften? 

BURDICK: Well, bisher gab es einen einzigen Präsidenten, der es 
wagte, sich gegen das System aufzulehnen. Das war Präsident LIN- 
COLN im Bürgerkrieg. Als man Geld für die Fortsetzung des Krieges 
benötigte, forderten die Banker 6 % Zinsen. Daraufhin beschloß LIN- 
COLN, das Geld direkt aufzulegen, und ließ 431 Millionen >green backs< 
drucken. Sie waren weder zinspflichtig noch von >bonds< gedeckt. 
Heute sind von dieser Ausgabe noch etwa 346 Millionen Dollar im 
Umlauf, und wir haben seit dem Jahr 1864 keinen Cent an Zinsen 
für diesen Betrag bezahlt. Hätten wir damals diesen Betrag zu 6 % 
verzinsen müssen, so wären heute [1959] 39 Milliarden Dollar fällig. 

HORTON: Nun, Congressman BURDICK, verfügen denn diese Ban- 
ker in der Praxis über die nötigen Mittel zur Durchführung dieser 
Transaktionen? 

BURDICK: Wozu denn? Wenn wir diese eine Milliarde an >bonds< an 
die zwölf privaten Zentralbanken des Federal Reserve Systems in 
New York verkaufen, brauchen diese keinen einzigen Cent. In ihre 
Bücher tragen sie lediglich eine Milliarde Kredit Buchgeld an unsere 
Regierung ein, schleppen die >bonds< zurück nach Washington und 
erhalten dafür ihr Bargeld, das sie über die etwa 14000 >member banks< 
landesweit zur Verteilung bringen. Und für solche >Leistungen< be- 
kommen die Banken heutzutage [1959] jährlich an die zehn Milliar- 
den Zinsen. 


6. Auswirkungen der Globalisierung auf die Politik 103 


HORTON: Und wer, Congressman BURDICK, kontrolliert denn die 
Machenschaften dieser privaten Banken? 

BURDICK: Seit der Einrichtung des Federal Reserve Systems im De- 
zember 1913 konnten diese privaten Eigentümer allen Kontrollen 
seitens der Bundesbehörden entgehen. In den Gesetzesnovellen der 
Jahre 1935 und 1945 wurden sämtliche Versuche, das Federal Reser- 
ve System dem Bundesrechnungshof zu unterstellen, abgeblockt. Es 
gibt keine Kontrolle!« 

Und bis heute unterstehen die Machenschaften des privaten Fe- 
deral Reserve Systems keinerlei staatlichen Kontrolle. Die >Fed< wur- 
de noch nie geprüft. 


Amerikanische Zustände: Beispiel für Europa? 


Nach einer Studie von Goldmann-Sachs (Mai 2005) werden inner- 
halb der nächsten zehn Jahre sechs Millionen amerikanische Arbeits- 
plätze nach Übersee »exportiert«. Einer Untersuchung der Universi- 
tv of California, Berkeley, zufolge werden es gar 14,1 Millionen sein. 
Dadurch würden heimischen amerikanischen Unternehmen Verlu- 
ste von Hunderten Milliarden Dollar drohen, multinationale Kon- 
zerne ebenso viele Gewinne einfahren. In der produzierenden Wirt- 
schaft würden alle 24 Stunden 3200 Arbeitsplätze ins Ausland 
ausgelagert. Die Amerikaner beziehen heute 95 % ihrer Schuhe, 90 % 
ihrer Sportartikel, 80 % ihrer Spielwaren aus China. Weltweit wer- 
den 100 % aller Levi's Blue Jeans, 60 % aller Mobiltelefone, über 50 % 
aller Fernsehgeräte aus China importiert. 

Hier der Leserbrief eines betroffenen Bürgers an American Free Press 
(Washington) im August 2005: »Die Befürworter der NAFTA (North 
American Free Trade Association) haben uns bei ihrer Gründung 
vor neun Jahren versichert, diese würde die amerikanische Wirtschaft 
stärken, unsere Exporte ankurbeln, die Preise in den USA senken 
und es den Mexikanern somit ermöglichen, amerikanische Autos zu 
kaufen. Hier die Fakten: Seit Einführung der NAFTA befindet sich 
die amerikanische Wirtschaft im rasenden Absturz in die Verges- 
senheit. Vor zehn Jahren noch hatten wir gegenüber den Mexika- 
nern einen jährlichen Handelsüberschuß von 5,7 Milliarden Dollar 
aufzuweisen, heute jedoch ein jährliches Handelsdefizit von 34 Mil 
liarden. Im selben Zeitraum ist der mexikanische Stundenlohn von 
1,44 auf 1,57 Dollar geklettert! Wie viele amerikanische Autos kön- 
nen Mexikaner um solchen Lohn kaufen? Seit 1996 sind knapp über 
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2000 amerikanische produzierende Betriebe samt ihren Anlagen nach 
Mexiko >übersiedelt<. 3,4 Millionen amerikanische Arbeitsplätze 
wurden dabei vernichtet, über 50000 landwirtschaftliche Kleinbe- 
triebe mußten in derselben Zeit stillgelegt werden. Amerikanische 
Unternehmer haben im selben Jahrzehnt um jährlich zwei Milliar- 
den Dollar Fabriken in Mexiko errichtet, deren Erzeugnisse aus- 
schließlich für den amerikanischen Markt bestimmt sind. Die Bilanz: 
Multimilliardenverluste für die amerikanische Wirtschaft, über sie- 
ben Millionen zusätzliche amerikanische Arbeitslose, über 2000 ge- 
schlossene amerikanische Fabriken. Über die uns versprochenen 
Preissenkungen wollen wir Amerikaner lieber schweigen. Wir wis- 
sen es besser! (A. H. KRIEG, Florida).« 

Im Unterschied zu den lammfrommen EU-Bürgern, die sich den 
Brüsselisierungsmaßnahmen der Einweltler widerstandslos beugen, 
wächst in den USA mit jedem Jahr, mit jedem Monat die >grass-roots 
opposition<, der Widerstand von bodenständigen echten Amerikanern 
gegen die von denselben Globalisierern betriebene NAU, eine EU- 
ähnliche politische und wirtschaftliche >North American Union<, 
sowie gegen die SPP, die >Security and Prosperity Partnership< (die 
Partnerschaft für Sicherheit und Wohlstand<), die Kanada, Mexiko 
und die USA umfassen soll. Anfang April 2007 hat Idaho nach Geor- 
gia, Arizona, Missouri, Illinois, Oregon, Montana, South Carolina, 
Oklahoma, Utah, South Dakota, Tennessee, Washington und Virgi- 
nia als 14. Bundesstaat dem US-Kongreß in Washington kraft Lan- 
desgesetz untersagt, der NAU beizutreten. (AFP, 9. April 2007). An- 
scheinend wählt man dort die richtigen Leute! 


Freie Fahrt für Chinesen und Mexikaner 
quer durch Nordamerika! 


Zur stärkeren Einbindung und Vernetzung Chinas mit der NAFTA 
(North American Free Trade Association) einerseits, andererseits zum 
Abbau ihres übermäßigen und weiter wachsenden Handelsdefizits 
von über 500 Milliarden Dollar gegenüber China haben die Ameri- 
kaner mit der Planung einer Auto- und Eisenbahnverbindung be- 
gonnen, die von mexikanischen Häfen an der Pazifikküste quer durch 
die USA nach Kanada führen wird. Täglich würden Tausende Con- 
tainer mit chinesischen Waren von mexikanischen Häfen auf dieser 
>NAFTA-Highway< - unverzollt und keinerlei Grenzkontrolle un- 
terworfen - bis nach Kansas City (Missouri) rollen, wo eine Freihan- 
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delszone samt riesenhaftem Zollfreilager eingerichtet werden soll. 
Dieser >Lazaro Cardenas - Kansas City Transportation Corridor< 
würde laut der Betreiberfirma KC SmartPort Inc. »größeren Wohl- 
stand für Nordamerika bedeuten«. Ohnehin, so KC SmartPort, seien 
im Hinblick auf den stetig wachsenden Bedarf amerikanischer Kon- 
sumenten an chinesischen Erzeugnissen und deshalb stark anstei- 
genden Schiffsverkehrs die amerikanischen Häfen Los Angeles und 
Long Beach bald nicht mehr in der Lage, das anfallende Frachtvolu- 
men zu bewältigen. Zahlreiche Schnellstraßen würden das Freihan- 
delszentrum Kansas City mit Kanada und sämtlichen Bundesstaa- 
ten der USA verbinden. Weil in der Freihandelszone K.C. die 
arbeitsrechtlichen Gesetze der USA außer Kraft gesetzt wären, wür- 
den dort Tausende Chinesen und Mexikaner die Arbeitsplätze von 
Amerikanern einnehmen. Und das ist noch nicht alles, denn zwecks 
Abbau ihrer Schulden möchte die US-Regierung den Chinesen so- 
wohl den aufgelassenen Militärflughafen von San Antonio (Texas) 
abtreten als auch Lagerhäuser und Kaianlagen in den texanischen 
Häfen Corpus Christi und Houston vermieten, damit sie leichteren 
Zugang zum mexikanischen Markt bekommen. Diese Entwicklung 
findet ganz im Sinne von Thomas BARNETT statt und bedeutet einen 
riesigen Schritt in die richtige Richtung zur Globalisierung der gan- 
zen Welt. 

Wann werden auch unsere Eurokraten den Chinesen einige Frei- 
häfen und eine Freihandelsdrehscheibe mitten in Europa einräumen? 

Welch paradiesische Zustände für die Globalisierer' Kein Wun- 
der, daß BARNETT davon träumt, durch die Einführung des Dollars 
als Weltwährung und eines internationalen Federal Reserve Systems 
nach dem Vorbild der USA, sämtliche Nationalwährungen privati- 
sieren zu können. 

Wohl deshalb sind die Globalisierer des angehenden 21. Jahrhun- 
derts davon überzeugt, daß nun die politischen Umstände günstig 
sind und daher die Zeit zur Durchsetzung ihrer Pläne - nötigenfalls 
mit Gewalt - gekommen sei. 


Raubzüge unter dem Deckmantel humanitärer Hilfe? 


Globalisierungsheuschrecken bemühen die >Menschenrechte< stets 
dann, wenn sie >Schurkenstaaten< im Visier haben, deren Völker sie 
zwangsbefreien wollen, um an ihre Rohstoffe heranzukommen. 
Schon seit Jahren steht deshalb die Republik Sudan medial fast tag- 
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lich unter Beschuß. Was wirft ihr Washington vor? Die Liste ist lang: 
Völkermord an schwarzen Mitbürgern, Vertreibung von Millionen 
Flüchtlingen, Unterlassung und Behinderung von Hilfsmaßnahmen 
gegen Hungersnot und drohenden Epidemien, Bewaffnung von >ara- 
bischen< (!) Milizen, die mordend, sengend und vergewaltigend das 
eigene Volk in der Provinz Darfur terrorisierten. Schon Mitte 2004 
hatten die USA den Sudan des >Völkermordes < bezichtigt, Tony BLAIR 
die Entsendung von Truppen, Berlin »schärfste Maßnahmen« gefor- 
dert. Fast täglich berichten Presse und Fernsehen mal von 1,2 Millio- 
nen, 5 Millionen oder gar 10 Millionen Flüchtlingen, bringen Bilder 
von verhungernden Frauen und Kindern. Ist denn diese Betroffen- 
heit der USA und der EU-Staaten kein hehres Beispiel allerchristli- 
cher Nächstenliebe und globaler Völkerfreundschaft? Doch was geht 
im Sudan tatsächlich vor? 

Im Sudan leben heute 30 Millionen Menschen, davon fünf Millio- 
nen in der Provinz Darfur. Seit Jahrzehnten kommt es in den sub- 
saharischen Regionen wegen Überbevölkerung einerseits, anderer- 
seits wegen des Ausbleibens von Niederschlägen zu Austrocknung 
und Wasserknappheit, in der Folge zu einem steten Rückgang der 
verfügbaren landwirtschaftlichen Anbauflächen und Weidegründe, 
von dem Mali, Niger, Tschad und die westlichen Provinzen des Su- 
dan betroffen sind. In diesen Ländern kommt es deshalb zu blutigen 
Stammeskriegen um die letzten Wasserstellen, Weidegründe und 
fruchtbaren Landstriche. In der Republik Tschad tobt seit 18 Jahren 
ein Bürgerkrieg, im Grenzgebiet zwischen Mali und Algerien wehrt 
sich das Volk der Tuareg gegen die Vertreibung aus seinen letzten 
Weidegebieten. In regelmäßigen Abständen kommt es zu grenzüber- 
schreitenden Überfällen und Raubzügen nomadischer Stämme auf 
bäuerliche Ansiedlungen und zu deren Rachezügen. Verschärft wird 
die Lage durch die Einflußnahme von >Freiheitsbewegungen<, die 
von Staaten finanziert werden, die an einer explosiven Lage entlang 
der Südflanke der arabischen Staaten Nordafrikas Interesse haben. 

Woher das plötzliche Interesse der USA, ausgerechnet den Ver- 
hungernden im Darfur helfen zu wollen? Der wahre Grund ist, daß 
die Amerikaner, die schon vor Jahren daran gegangen waren, das 
gesamte im Tschad geförderte Erdöl von der französischen Firma 
ELF aufzukaufen, wissen, daß auch im angrenzenden Darfur gewal- 
tige Ölvorräte lagern. Ein Jahr lang verhandelten sie mit der Regie- 
rung in Khartum, wollten eine Ölleitung von Darfur zu einem Ha- 
fen in Kamerun legen, um das sudanesische Öl von dort in die USA 
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zu transportieren. Doch 2005 brach die sudanesische Regierung die 
Verhandlungen ab. Die von Washington geforderten politischen 
Bedingungen und die wirtschaftliche Unterwerfung unter das Dik- 
tat des Ölkartells konnte und wollte sie nicht akzeptieren, trotz per- 
sönlicher Intervention des seinerzeitigen deutschen (!) Außenmini- 
sters Joschka FISCHER, der extra nach Khartum flog und dort die 
sudanesische Regierung aufforderte, ihren Rohstoffmarkt der »in- 
ternationalen Völkergemeinschaft« zu öffnen. Die Chinesen standen 
schon vor der Tür, und mit ihnen schloß Khartum nach nur wenigen 
Wochen einen günstigen Förder- und Liefervertrag ab. Die Öllei- 
tung verläuft nun zum Roten Meer, das Öl wird nach China geliefert. 
Klar, daß es den Amerikanern gegen entsprechenden Dollarsegen in- 
zwischen gelungen ist, willige Helfer zur Schaffung einer >Darfur Li- 
beration Army< zwecks Abspaltung vom Sudan zu finden. 

Weil die sudanesische Regierung bisher alle Hilfsangebote der 
>westlichen Wertegemeinschaft<, Polizeitruppen und >Experten< für 
humanitäre Hilfe in den Darfur zu entsenden, als fremde Einmi- 
schung strikt zurückgewiesen hat, wird laut Medienberichten von 
Oktober 2006 in New York und Brüssel darüber nachgedacht, ob 
man nicht trotz Ablehnung seitens der sudanesischen Regierung mit 
einer >Befreiungs<-Armee des CORE in den >Schurkenstaat< Sudan 
einmarschieren dürfe. Das wäre ganz im Sinne der BARNETT-Doktrin 
und würde im Namen eines übergeordneten »humanitären Inter- 
ventionsrechtes« geschehen. 

Wie auf Kommando erschienen gleich dazu die passenden Inse- 
rate: In der FAZ vom 10. November 2006 forderte eine Organisation 
namens >Global Day For Darfur< auf einer Viertelseite »sofortiges 
Einschreiten einer UN-Friedenstruppe, um dem Abschlachten, Ver- 
treiben, Vergewaltigen unschuldiger Zivilisten ein Ende zu setzen«. 
Wetten, daß man in >deutschen< Lizenzmedien nie ein Inserat zu le- 
sen bekommt, in dem ein Ende des Abschlachtens von Zivilisten im 
Irak und in Afghanistan gefordert wird? 


Amerika befiehlt, wir folgen Dir! 


Die dem Berliner Außenministerium nahestehende und von der 
DGAP (Deutsche Gesellschaft für Außenpolitik) herausgegebene 
Fachzeitschrift Internationale Politik brachte in ihrer Septemberausgabe 
2005 kommentarlos einen Artikel von Stephen KRASNER, >Director of 
Policy Planning< im Washingtoner Außenministerium. Darin erhebt 
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KRASNER die Forderung, Regierungen von sogenannten >failing states < 
- das sind nach amerikanischer Auffassung undemokratisch regierte 
und deshalb unzuverlässige Staaten, die freilich oft reich an Roh- 
stoffen sind, die für die Energieversorgung der westlich demokrati- 
schen Staatengemeinschaft nützlich sein könnten - zu entmachten 
und diese Länder für einen unbegrenzten Zeitraum, selbstverständ- 
lich aus rein humanitären Motiven und zum Wohle sowohl der gan- 
zen Menschheit als auch der betroffenen Völker, als Treuhandgebiete 
zu verwalten. Die Kosten der Herrschaftsausübung in diesen >Pro- 
tektoraten<, um nicht zu sagen: Kolonien, würden durch den Ver- 
kauf von Rohstoffen dieser >befreiten< Länder gedeckt werden. 

Hier wird von den USA ein Ermächtigungsgesetz zur Außer- 
kraftsetzung aller seit dem Westfälischen Raubfrieden gültigen Defi- 
nition von staatlicher Souveränität vorbereitet, und zwar nicht von 
irgend jemandem, sondern immerhin vom leitenden Planer der US- 
Außenpolitik. Dies deutet darauf hin, daß auch das State Depart- 
ment, das amerikanische Außenministerium, sich der Firma Penta- 
gon & Wall Street< angeschlossen hat. Mit typisch amerikanischer 
Heuchelei und nach der üblichen Umkehrung von Ursache und 
Wirkung ruft KRASNER »haltet den Dieb!« und will uns weismachen, 
daß die von den USA willkürlich als unsicher und unzuverlässig 
bezeichneten Staaten einen Gefahrenherd für die freie Welt darstell- 
ten, denn sie dienten als möglichen Unterschlupf für Osama den 
Allgegenwärtigen, der bekanntlich Tag und Nacht in seinem Ver- 
steck hinter den sieben Bergen des Hindukusch nichts anderes tut, 
als an der Erzeugung von Massenvernichtungsmitteln zu basteln, 
mit denen er die friedliebenden USA und überhaupt die westliche 
Zivilisation auslöschen wolle. 


Verfilzungen der amerikanischen Oligarchien 


Einem Bericht der American Free Press vom April 2004 war zu ent- 
nehmen, daß neun der weltgrößten Medienimperien im Besitz von 
lediglich sieben einflußreichen Familien sind. Einer im Juli 2005 
durchgeführten Studie der Sonoma State University zufolge setzen 
sich die Aufsichtsräte der zehn größten amerikanischen Medien- 
giganten aus lediglich 118 Mitgliedern zusammen. Diese 118 Perso- 
nen sitzen außerdem in den Aufsichtsräten von 288 nationalen und 
internationalen Konzernen. Ferner sitzen in 8 der 10 größten Medien- 
imperien abwechselnd dieselben Aufsichtsratmitglieder. Jene der 
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NBC und Washington Post sitzen gleichzeitig in den Aufsichtsräten 
von Coca Cola und J.P. Morgan, während diejenigen der Herald Tri- 
bune, The New York Times und Gannett allesamt im >Board< von Pepsi 
vertreten sind. Wahrlich eine >big and happy family< mit gemeinsa- 
men Zielen und, im wahrsten Sinne des Wortes, mit >shared interests< 
(mit gemeinsamen Interessen, aber auch mit gemeinsamen Zinsen). 
Diese ehrenwerten Familienmitglieder, die die US-Medienlandschaft 
kontrollieren, beherrschen ebenso den Bauriesen Bechtel, das Finanz- 
imperium Carlisle Group, Boeing Industries, die Ölriesen Chevron, 
Texaco und Conoco Phillips, Ford Motors, General Electric, Gold- 
man Sachs, Estee Lauder, Halliburton, Lehman Brothers, Lockheed 
Martin, Microsoft, Motorola, Procter & Gamble und Rothschild In- 
vestments. In der Filmindustrie zu Hollywood, die übrigens von der 
deutschen Regierung finanziert wird, sieht es nicht anders aus, denn 
auch die acht größten Filmgesellschaften der USA sind im Besitz ei- 
niger weniger >happy families< mit ebensolchen >shared interests<. 

Kann angesichts solcher Verfilzungen und Überschneidungen von 
Interessen, fragt Professor PHILLIPS, Leiter der Studiengruppe der 
Sonoma State University, das amerikanische Volk darauf vertrauen, 
daß etwa die Nachrichtenredaktion der Washington Post unvorein- 
genommen über das mehrfache Überziehen der vom Pentagon be- 
willigten Mittel durch Lockheed Martin berichten darf, oder daran 
glauben, daß der Fernsehgigant ABC das fragwürdige Monopol von 
Vizepräsident Dick CHENEYS ehemaligem Arbeitgeber Halliburton bei 
allen im Irak vergebenen Bauaufträgen kritisch hinterfragen darf, 
wo doch allgemein bekannt ist, daß die meisten Mitglieder der US- 
Regierung enge Bindungen zu einigen der genannten Firmen unter- 
halten und viele Kongreß- und Senatsabgeordnete sich als Lobby- 
isten dieser Firmen verdingen? 

Im Oktober 2006 unterschrieb US-Präsident George W. BUSH das 
»Defense Authorization Act« (Wehrgesetz) für das Jahr 2007, geneh- 
migte darin ein Militärbudget von 462,8 Milliarden Dollar, und der 
US-Kongreß legte - fast einstimmig - weitere 70 Milliarden Dollar 
dazu, was die Militärausgaben der USA auf eine bisher nie erreichte 
Rekordhöhe trieb. Anfang Februar 2007 beantragte George W. BUSH 
weitere 100 Milliarden Dollar zur Fortsetzung des Krieges im Irak 
und in Afghanistan. Zum Vergleich: »das Militärbudget der Verei- 
nigten Staaten ist höher als die Summe der nächsten vierzehn Staa- 
ten zusammengenommen!« stellte G. John IKENBERRY im Juli 2003 im 
>National Intelligence Council (Nationaler Rat der Geheimdienste) 
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fest. Gleichzeitig beantragte der Präsident eine Änderung des »Posse 
Comitatus Act« (Gesetz für den Polizeieinsatz), um »bei drohender 
Gefahr« die Genehmigung zum Einsatz von US-Streitkräften auch 
im Inland zu erhalten. Gleich, welche von den beiden Großparteien 
2008 den neuen Präsidenten stellen wird: Die Rollen sind verteilt, 
die Strategie steht fest, der Vorhang kann also aufgehen für den näch- 
sten >9/ll<! 

Paul Craig ROBERTS, Professor des >Center for Strategie and Inter- 
national Studies< an der Georgetown Universität und der >Hoover 
Institution an der Stanford Universität, meinte am 17. März 2007 in 
Counterpunch zu den amerikanischen Sondergerichten, die an STA- 
LINS Schauprozesse der dreißiger Jahre erinnern: 

»Das einzige umfassende Geständnis, das die US-Militärgerichte 
nach jahrelanger Einkerkerung und Folterung von Hunderten Häft- 
lingen, denen jeglicher Rechtsbeistand und Kontakt zur Außenwelt 
verweigert wird, in Guantanamo und wer weiß wie vielen Geheim- 
gefängnissen im Zusammenhang mit den Anschlägen des 11. Sep- 
tember bisher hervorgebracht haben, ist jenes von Khaled Sheikh 
MUHAMMED. Wir wissen, daß er gefoltert wurde, weil ja das US-Ju- 
stice (sic!) -Department die entsprechenden Sondergenehmigungen 
erteilt hat. 

Sheikh MUHAMMEDS Geständnis ist so ungeheuerlich, daß nicht 
einmal die >siegreichem< Ankläger ihm Glauben schenken mögen. Er 
hat gestanden, weltweit 31 Anschläge geplant oder ausgeführt zu 
haben, darunter seine Pläne, das Empire State Building, die New 
Yorker Börse, den Flughafen Heathrow, Big Ben, das NATO-Haupt- 
quartier in Brüssel, Gibraltar, ganz Israel und den Panama-Kanal in 
die Luft zu jagen, die Präsidenten Jimmy CARTER und Bill CLINTON 
sowie den Papst zu ermorden. Aus Leserbriefen und Kommentaren 
aus der ganzen Welt ist zu ersehen, daß außerhalb der USA kaum 
jemand diese Selbstbezichtigungen ernst nimmt. Inzwischen ergän- 
zen Spaßvögel sein Geständnis, er habe 1865 Abraham LINCOLN er- 
mordet und in den dreißiger Jahren LINDBERGHS Baby entführt. 

Offensichtlich hat die US-Regierung aus allen übrigen Gefange- 
nen, die angeblich so gefährlich und heimtückisch sind, daß man sie 
seit mehreren Jahren ohne Anklage, ohne Verteidiger, ohne Kontakt 
zu ihren Familien in geheimen Kerkern weggesperrt hat, nichts her- 
ausprügeln können. 

Wird BUSHS totalitäres Militärtribunal Sheikh MUHAMMED auf 
Grund seines durch Folter zustande gekommenen >Geständnisses< 
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hinrichten? Wird dieser Willkürakt weltweit als eine brutale Mord- 
tat verurteilt werden?« 

Buchstabengetreu wird hier die Strategie der Globalisierer im Ju- 
stizwesen angewendet und umgesetzt. Thomas BARNETT fordert ja, 
die Bösen umzulegen (killing the bad guys!). 

Die amerikanische Regierung hat neues Kriegsrecht sui generis 
geschaffen, indem sie sich das >Recht< herausnimmt, willkürlich des 
>Terrorismus< Verdächtige jahrelang in Militärgefängnissen rund um 
die Welt wegzusperren, ohne ihnen Rechtsbeistand zu gewähren, 
ohne ihnen Kontakt zu ihren Familien und Regierungen zu gestat- 
ten, ohne sie unter Anklage zu stellen. Diese Kulturnation läßt es zu, 
daß von ihrer Regierung allein in Guantänamo bisher 385 Gefange- 
ne zum Teil seit fünf Jahren unter den geschilderten Bedingungen 
festgehalten werden. 


Die Globalisierer wollen die Entscheidungsschlacht erzwingen 


Wir stehen vor der Entscheidungsschlacht um das Überleben unse- 
rer Völker. Unsere Feinde sind siegesgewiß, weil sie felsenfest daran 
glauben, daß letztendlich materielle Werte gegen geistige stets ob- 
siegt haben und auch in Zukunft obsiegen werden. Sie sind sieges- 
sicher, weil sie über das Gold, die Zinsschulden und die größte Rü- 
stungsmaschinerie der Welt verfügen. 

Sie wissen aus den Erfahrungen von zweihundert Jahren Unter- 
grundarbeit, daß wer entsprechend bezahlt, widerspenstige Politi- 
ker, Generale, Kardinäle, Konzerne, gekrönte und ungekrönte Staats- 
oberhäupter, ja ganze Wirtschaftsimperien kaufen kann. Seit der 
weltweiten Anerkennung der Deklaration der Menschenrechte be- 
sitzen sie das juristische Instrument zur Durchsetzung ihrer Pläne. 
Natürlich kümmern sich die Globalisierer einen Dreck um die Rechte 
der Menschen, sie benützen sie aber, um durch sie die Rechte der 
Völkergemeinschaften auszuhebein. Und seit dem Sieg der kapitali- 
stiichen Weltwirtschaftsordnung durch die Einführung des ameri- 
kanischen Federal Reserve Systems - eines Perpetuum Mobile zur 
Schaffung von Papiergeld aus dem Nichts, das aber nur dank un- 
aufhaltsamen Wirtschaftswachstums und niemals endender Zins- 
und Zinseszinsverschuldung der Völker in Milliarden- und Aber- 
milliardenhöhe funktioniert -, kontrolliert diese goldene Internatio- 
nale ebenfalls die Währungen der meisten Länder im Erdenrund. 

Man könnte sich fragen, was die unermeßlich reichen Betreiber 
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und Hintermänner der Globalisierung nach ihrem >Endsieg< letzt- 
endlich für sich erstreben. Was wollen denn ein Baron Edmond DE 
ROTHSCHILD, ein Lord James ROTHSCHILD, ein Mr. CANTOR oder sein 
Partner Mr. FITZGERALD mit dem vielen Geld anfangen, wenn sie die 
ganze Welt >gekauft< haben? Sie werden doch nicht etwa mit eige- 
nen Aktien spekulieren und um das Kaufen und Verkaufen von gan- 
zen Kontinenten miteinander >Monopoly< spielen wollen? Das viele 
Geld wird ihnen nichts nützen, wenn sie nicht die geistige und poli- 
tische Kontrolle über die gesamte Menschheit ausüben. Um diese 
geht es ihnen letztendlich, und hier werden sie ihr Geld einsetzen. 
Denn sie wissen, daß es noch einige Völker und Hochkulturen gibt, 
die seit Jahrtausenden blühen und nur deshalb überlebt haben, weil 
sie erstens in ihrem ethnischen Bestand größtmögliche Reinheit be- 
wahrt haben, zweitens, weil ihre politischen, geistigen und militäri- 
schen Eliten weder gekauft werden konnten, noch den betrügeri- 
schen Parolen und Schalmeinklängen der Weltverderber erlegen sind. 
Nur wenn es den Globalisierern gelingt, auch diese noch wertgläu- 
bigen und zum Kampf bereiten Völker dahin zu bringen, ihre geisti- 
gen Werte zu verleugnen und ihre Waffen niederzulegen, wird die 
gesamte Welt endlich gleichgeschaltet sein. Wird dazu ihr Geld rei- 
chen? 

Die Globalisierer haben uns den totalen Krieg erklärt, ihre militä- 
rischen und weltanschaulichen Frontstellungen bezogen und - Tho- 
mas BARNETT sei Dank - ihre Strategie verraten. Wie werden sich die 
bedrohten Völker jetzt verhalten? 


7. Kapitel 
Auswirkungen der Globalisierung 
auf Wirtschaft und Finanzwesen 


Die international vernetzte Wirtschaft - damit sind nicht etwa die 
kleinen und mittleren, redlich wirtschaftenden, noch nicht pleite ge- 
gangenen nationalen Unternehmen gemeint, sondern die Großban- 
ken und Großkonzerne - wird ganz im Sinne BARNETTS dank ihrer 
Verquickungen mit dem Internationalen Währungsfonds, dem mili- 
tärisch-industriellen Komplex, der Wall Street und dank ihrer tota- 
len Kontrolle über Presse und Fernsehen die letzten Spurenelemen- 
te nationaler Politik und Ökonomie endgültig verwischen. Zur 
Gewährleistung der >Four Flows< werden alle nationalen Maßnah- 
men zum Schutz der eigenen Industrie, Landwirtschaft, Rohstoffe, 
Naturreserven außer Kraft gesetzt. Weil lokale Politiker nicht mehr 
ihre Wähler, sondern nur noch globale Auftraggeber vertreten, ha- 
ben sie deren Marktinteressen gegen die Lebensinteressen ihrer ei- 
genen Völker durchzusetzen. 

Entgegen allen nationalen Volksabstimmungen werden Pharma-, 
Chemie- und Lebensmittelkonzerne gentechnisch behandelte und 
chemisch verseuchte Erzeugnisse ungehindert >auf den Markt< brin- 
gen. Gemäß dem >General Agreement on Trade in Services< (GATS), 
den Spielregeln des >Cross Border Leasing< oder des >Public Private 
Partnership< (>PPP<) haben verschuldete Staaten und Gemeinden das 
>Recht<, ihre Bauvorhaben, kommunalen Aufgaben und Versor- 
gungspflichten an ausländische Investoren zu verpachten, ihre Was- 
serreserven, Naturschönheiten, Sehenswürdigkeiten, Gefängnisse, 
Wohnanlagen, ja, sogar das Eintreiben von Steuern fremden Speku- 
lanten - gegen hohe Kredite oder Bargeld voraus - zur privaten 
Nutzung zu übertragen, also an Globalisierungsheuschrecken, die 
ausschließlich an einem schnellen Reibach und nicht enden wollen- 
den Zins- und Zinseszinszahlungen interessiert sind. 

Im Falle von Fehlspekulationen und Millionenverschuldungen haf- 
ten wie immer die Steuerzahler. Die EU-rokraten haben beschlos- 
sen, daß bis 2009 sämtliche Postdienste privatisiert werden müssen. 
Wo bleibt dann das Postgeheimnis? Der Bürger darf sich jetzt schon 
auf die Vielfalt an >Posten< freuen, die sich durch gegenseitiges Un- 
terbieten der Niedrigstlöhne für ihre aus Asylantenheimen und 
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Flüchtlingslagern zusammengetriebenen Briefträger und Paketsor- 
tierer einen erbitterten Verdrängungskampf darum liefern werden, 
wer von ihnen das schlechteste Service garantieren kann. 

Durch >feindliche< Übernahmen und >freundliche< Zusammen- 
schlüsse werden die kleineren und mittleren regionalen Betriebe von 
internationalen Großkonzernen aufgesaugt. Dank Entregionalisie- 
rung und Zentralisierung entstehen immer mächtigere Monopole, 
die ihren Anspruch auf die Beherrschung ganzer Wirtschafts- und 
Industriezweige erheben. Die Globalisierung EU-ropas könnte dazu 
führen, daß es in einigen Jahren nur noch den einen großen Zentral- 
schlachthof, die eine große Zentralbrauerei, die eine große Zentral- 
molkerei geben wird, auf daß zur Freude der Automobilindustrie, 
der Transportwirtschaft und des Ölkartells täglich Millionen Bahn- 
und LKW-Kilometer anfallen, um Rindvieh, Hopfen und Milch quer 
durch den Kontinent zur Einheitsverwurstung, Einheitsverheine- 
kung und Einheitsverkäsung zu transportieren - und von dort auf 
EU-ropas Autobahnen als Einheitsprodukte wieder retour zu den 
Einheitskonsumenten. 

Die Frage, ob staatlich oder privat geführte Unternehmen besser 
wirtschaften, ist nur zu beantworten, wenn feststeht, welche Ziele 
der Wirtschaft gestellt, nach welchen Maßstäben ihre Erfolge beur- 
teilt werden sollen. Die Vorgaben der Globalisierer sind eindeutig: 
Als Maßstab für erfolgreiches Wirtschaften gilt ihnen ausschließlich 
der Profit, »et pereant populi« (und mögen dabei die Völker verrek- 
ken)! In einer Volkswirtschaft hingegen wird der Erfolg danach be- 
messen, ob er sozial- und umweltverträglich zustande gekommen 
ist. Weil aus der materialistischen Sicht der Globalisierer die ganze 
Welt aus lebenden oder toten >Produkten< besteht, die keinen Wert 
an sich, sondern nur einen Preis haben, daher käuflich und verkäuf- 
lich sind, ist die Welt ein einziger großer Markt, der nach marktwirt- 
schaftlichen Regeln verwaltet werden muß. Ob Mensch oder Tier, 
Kunst oder Sport, Natur oder Religion, aus allem kann Profit ge- 
schlagen werden, sofern man das Produkt nur richtig vermarktet. 
Solche Profite könnten nur gewinnorientierte, private Unternehmen 
erwirtschaften, niemals jedoch der gemeinnützige Staat, so die Glo- 
balisierer: »Also her mit den Milliarden, die von den >Humanres- 
sourcen< im Laufe von Jahrzehnten angespart wurden und jetzt nutz- 
los in Krankenkassen, Renten- und Arbeitslosenversicherungen 
eingebunkert sind! Her mit den Streikrücklagen der Gewerkschaf- 
ten, die für den Ernstfall gehortet werden, anstatt sie uns professio- 
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nellen und gewinnorientierten Kapitalinvestoren zur Profitmaximie- 
rung anzuvertrauen. Doch sollten wir falsch kalkuliert haben, ver- 
schwinden wir ohnehin auf Nimmerwiedersehen und hinterlassen 
- wie immer - den dummen Steuerzahlern die Rechnung. Es tut uns 
wirklich leid, wir wollten doch nur das beste. ..« 

Aus den ehrenwerten Geschäftsführern und Abteilungsleitern von 
Banken und Großbetrieben von dazumal sind jetzt >Manager< ge- 
worden, eine verschworene Kaste von Absahnern, deren Gehälter 
und Gewinnbeteiligungen umgekehrt proportional zu ihren Leistun- 
gen im Interesse einer gesunden Volkswirtschaft sind. Sie sind über- 
all einsetzbar, jederzeit austauschbar und verkaufen sich - wie be- 
rühmte Balltreter - dem meistbietenden Konzern. Sie sind >Macher<, 
folgen keiner Berufung, sondern >machen< nur ihren Job. Der be- 
steht darin, möglichst viele Humanressourcen >freizusetzen< oder 
Arbeitsplätze durch >Outsourcing< zu exportieren, auf daß die Profi- 
te und >share holder values< anonymer Investoren niemals sinken 
mögen. 

Längst vergessen sind die Zeiten, da der Erfolg des Betriebsleiters 
danach gemessen wurde, ob das Werk - mit Gottes Hilfe - den Mei- 
ster lobte. Bei solchen >Vorbildern< an den höchsten Stellen von Staat 
und Wirtschaft ist es kein Wunder, daß vom Bankfilialleiter bis zum 
Kassierer, vom Direktor bis zum Portier mancherorts fleißig in die 
eigene Tasche gewirtschaftet wird. Die alten Römer hatten es gut 
und konnten in Notzeiten ausrufen: »Videant consules, nee detrimenta 
capeat res publica« (mögen die Konsuln sehen, daß der Republik kein 
Schaden entstehe), doch welchen >Consules< kann das Volk in dieser 
>Res Publica< denn heute noch vertrauen? 

Im Informationsdienst Financial Sense vom 18. März 2007 schreibt 
der bekannte Fachautor und Finanzberater Joe Du ARTE, schon Ende 
Februar 2007 seien in der Finanzwelt Schockwellen zu spüren gewe- 
sen, als sich herumsprach, die Chinesen würden eine Trillion Dollar 
>abstoßen<. Der Schreck ging vorbei, doch nun erschienen neue Ge- 
witterwolken am Himmel über der Wall Street. Die Welt sei voll von 
faulen Krediten, die allesamt mit dem Handel mit Derivaten zusam- 
menhingen. An die 370000 Milliarden Dollar an unbeglichenen Ge- 
schäften mit Derivaten harrten einer Lösung. Geschäfte mit Deriva- 
ten seien nicht anrüchig, solange sie korrekt abgewickelt würden. 
Doch angesichts des unkontrollierten Wildwuchses, den das Geschäft 
mit >Hedge Funds< angenommen hat, sei eine Katastrophe nicht aus- 
zuschließen. 
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In unserer Wirtschaftsform, die vom Finanzwesen beherrscht wird, 
steht und fällt alles mit den Finanztransaktionen. General Motors, 
General Electric, Ford und all die anderen, verschönern ihre Bilan- 
zen und erhöhen ihre Gewinne dank Finanzierungsgeschäften. Sei- 
en wir doch ehrlich! Glaubt denn noch irgend jemand, daß General 
Motors Gewinne mit seinen Autos erzielt? Nein, Ford erzielt Gewin- 
ne, indem es Kredite verkauft. Diese Anleihen werden mehrmals 
verpackt, umgepackt, zwischen Finanzvermittlen und Zwischen- 
händlern immer wieder hin- und her verschoben, und jeder spielt 
mit. Solange alle Mitspieler dichthalten und keine Fragen stellen, 
geht es gut. Doch wehe, wenn ein Kieselstein in diesen stillen See 
globaler Intrigen und Machenschaften geworfen wird und Wellen 
schlägt: Dieses Risiko ist beträchtlich im Anwachsen. 


Alain de Benoist fordert die >Entschleunigung< der Wirtschaft 


In seiner Studie »Objectif Decroissance«, was mit »Zielrichtung Ent- 
schleunigung« übersetzt werden kann, beschäftigt sich der französi- 
sche Publizist Alain DE BENOIST (2003) mit dem im Laufe des vergan- 
genen Jahrhunderts stattgefundenen Raubbaus an den Naturreserven 
und seinen katastrophalen Auswirkungen auf die Menschheit im 21. 
Jahrhundert. Während seit alters her die menschlichen Gesellschaf- 
ten im Einklang mit ihrer Umwelt lebten und bemüht waren, das 
gebotene Gleichgewicht der aus ihr gewonnenen Naturschätze auf- 
rechtzuerhalten, handelt die moderne Menschheit genau umgekehrt. 

Derzeit sei die Menschheit von zwei Hauptproblemen betroffen: 
von der Verschmutzung sowohl ihrer Umwelt, unter der alle Lebe- 
wesen leiden, als auch der Atmosphäre und von den zur Neige ge- 
henden Rohstoffen, die für jede Art von wirtschaftlicher Tätigkeit 
unentbehrlich sind. Eine der Folgen sei die Erwärmung unseres Pla- 
neten, die zum Waldsterben und zu Klimaänderungen führe. Dra- 
matisch sei auch die Entwicklung auf dem Energiesektor. Zu mehr 
als 75 Prozent deckten wir Erdbewohner unseren Energiebedarf mit 
nichterneuerbaren fossilen Brennstoffen (Erdöl, Erdgas, Kohle, Uran). 
Im Transportbereich, bei der Stromerzeugung und der produzieren- 
den Industrie seien wir zu über 90 Prozent von fossilen Brennstoffen 
abhängig. Eine ähnliche Entwicklung ist beim Wasser abzusehen. 
Von 1950 bis 2000 hat sich der Weltwasserverbrauch verdreifacht. 

Über den Ernst der Lage sind sich viele Entscheidungsträger durch- 
aus im klaren und völlig einig, doch ziehen sie daraus die falschen 
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Schlüsse. Im Anschluß an die 1972 vom >Club of Rome< organisierte 
Umweltkonferenz war der sogenannte MEADOW'S Report über die 
Grenzen des Wachstums erschienen, sprachen Wissenschaftler 1973 von 
der Notwendigkeit einer »nachhaltigen Entwicklung«. 1987 folgte 
der berühmte BRUNDTLAND-Bericht über Unsere gemeinsame Zukunft, 
1992 die Gipfelkonferenz von Rio de Janeiro, auf der beschlossen 
wurde, »die Umwelt mit umweltverträglichen Techniken zu verwal- 
ten«(!). Zwar werde in allen Berichten und Empfehlungen auf den 
>Bedarf künftiger Generationen< hingewiesen, doch wird stets ver- 
mieden, diesen genauer zu definieren, denn in keinem Fall dürfe 
das Tabu des >ewigen Wirtschaftswachstums< in Frage gestellt wer- 
den. Wohl werde von der Erhaltung von Biotopen und Ökosystemen 
gesprochen, werde die Wirtschaft aufgefordert, umweltverträglich zu 
walten, doch letztendlich beschwöre auch der BRUNDTLAND-Bericht 
»ein neues Zeitalter des Wachstums«, was von aufmerksamen Poli- 
tikern und Wirtschaftstreibenden sehr wohlwollend zur Kenntnis 
genommen wurde. Die Lösung der Quadratur des Kreises scheint 
freilich der Präsident des Erdölkonzerns BP-Frankreich, Michel DE 
FABIANI, gefunden zu haben, der in seinem Abschlußbericht zu ei- 
nem Energiegipfel im Oktober 2001 versicherte: »Dauerhafte Entwick- 
lung bedeutet Erzeugung von mehr Energie, mehr Erdöl, mehr Erd- 
gas, vielleicht mehr Kohle und Atomenergie, auf jeden Fall auch mehr 
erneuerbare Energie. Gleichzeitig gilt es aber sicherzustellen, daß 
dies nicht zu Lasten der Umwelt geschieht.« 

Natürlich sollte diese >dauerhafte Entwicklung< den Gesetzen und 
der Logik des Marktes folgen. Im Rahmen jedes Umweltgipfels und 
jeder Weltkonferenz für den Naturschutz würden unzählige Reso- 
lutionen gefaßt, doch niemals umgesetzt, weil in den einzelnen Län- 
dern industrielle, wirtschaftliche, finanzielle, militärische, politische 
und ausländische Interessenten am Wirken seien, die dafür sorgen, 
daß solche einschränkenden und bindenden Regelungen niemals 
zum Tragen kommen. Als 160 von 172 Teilnehmerstaaten an der Rio- 
Konferenz 1992 das Protokoll unterschrieben, weigerten sich die USA, 
und begründeten ihren Beschluß mit dem Hinweis auf die Sonder- 
interessen ihrer Pharmaindustrie. 

Wohl kauften die europäischen Konsumenten immer häufiger 
Solaranlagen, sparsame Glühbirnen, trennten ihren Müll, führten et- 
was sparsamere Autos, griffen nach Bioprodukten, doch seien dies 
alles Randerscheinungen, die kaum Auswirkungen auf die Ökolo- 
gie hätten. Jeder spreche heute von Umweltschäden, doch anstatt 
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sich zu bessern, habe sich die Lage global arg verschlechtert. Dies 
beweise, daß trotz feierlicher Ansprachen und ernstgemeinter Ent- 
schließungen nach wie vor das Prinzip gelte, daß Profitdenken die 
Welt beherrscht. Mit der logischen Begründung, daß es in einem 
endlichen Raum kein unendliches Wachstum geben könne, fordert 
Alain DE BENOIST die Abkehr vom materialistischen Prinzip eines »ewi- 
gen Wirtschaftswachstums« und deshalb die nachhaltige Entschleu- 
nigung (decroissance) unseres gesellschaftlichen und wirtschaftlichen 
Strebens. Entgegen den Lehren liberaler, marxistischer, keynesiani- 
scher oder malthusianischer Wirtschaftstheoretiker, an der Natur 
könne sich jedermann gratis bedienen, meint DE BENOIST, daß jeder, 
der an ein ungebremstes Wirtschaftswachstum glaubt, entweder 
verrückt oder ein Wirtschaftsexperte sein müsse. 

Es gelte, so DE BENOIST, die wirtschaftlichen Zwangsvorstellungen 
und die gesellschaftliche Organisationsform umzudeuten und neu 
zu definieren, der Religion des ewigen Wachstums und dem Glau- 
ben an »Gott, den Markt« zu entsagen. Der rumänische Wirtschafts- 
wissenschaftler N. GEORGESCU-ROEGEN (gestorben 1994) stützte sich 
auf das zweite thermodynamische Gesetz, das den unumkehrbaren 
Vorgang der Entropie beschrieb, um zu beweisen, daß auch die En- 
ergiereserven unseres Planeten ein nicht erneuerbares Kapital dar- 
stellten. Ihm zufolge würde sich die liberale klassische Wirtschafts- 
wissenschaft auf NEWTONS Modell der Mechanik stützen, die sowohl 
die Thermodynamik als auch das Gesetz der Entropie außer acht 
lasse. 

Bei allen Gelegenheiten werde von Politikern und Wirtschaftsex- 
perten das Wirtschaftswachstum als Barometer für den Aufschwung 
oder den Niedergang der Nation beschworen, als Allheilmittel gegen 
Arbeitslosigkeit und Machtverlust. Das BIP (Bruttoinlandsprodukt) 
gelte als unfehlbarer Gradmesser für die wirtschaftliche Gesundheit 
oder Krankheit einer Nation, dabei würden bei dessen Berechnung 
immer wieder die Kosten des Raubbaus an den Naturressourcen, 
der Umweltverschmutzung, des Energieverlustes und der Ver- 
schwendung von Rohstoffen ausgelassen. Wann immer es gelinge, 
ein Produkt mit geringerem Energieaufwand oder kostengünstige- 
rem Material zu erzeugen, würde die Wirkung durch erhöhten Kon- 
sumzwang und gesteigerte Produktionsziffern aufgehoben: Sparsa- 
me Autos ermutigten zu längeren Fahrstrecken, und nach der 
Einführung des Computers erwartete die Papierindustrie einen dra- 
stischen Rückgang des Bedarfs an Schreibpapier: Die Anschaffung 
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von Druckern habe jedoch einen schwindelerregenden Mehrbedarf 
an Papier bewirkt. 

Ununterbrochenes Wirtschaftswachstum und Globalisierung 
schaffen keinen Reichtum, sondern Armut. Das lasse sich an der wirt- 
schaftlichen Entwicklung in der Dritten Welt erkennen, wo die in- 
ländischen Betriebe verarmten, die Bauern in die Slums der Groß- 
städte zögen, die Zufuhr an Lebensmitteln und Medikamenten vom 
reichen Westen abhingen, die Verschuldung ganzer Länder zu ei- 
nem Dauerzustand würde, Hunger und Seuchen endemisch seien. 

Die dringend gebotene Entschleunigung, so DE BENOIST, die zur 
radikalen Umkehr unserer durch Konsumzwang und Profitdenken 
fehlgeleiteten Menschheit führen sollte, müßte erst Eingang in die 
Vorstellungswelt vor allem der Angehörigen der >westlichen Werte- 
gemeinschaft< Eingang finden, und zur Abkehr vom Aberglauben, 
daß >mehr< immer >besser< sei. 


Globalisierer in Deutschland und Österreich am Werk 


Ein wunderschönes Beispiel von Entstaatlichung und angewandter 
Globalisierung zu Lasten des Volkes waren das Herbeiführen eines 
Zwangskonkurses der DDR-Staatswirtschaft und die Verschleude- 
rung der Staatsbetriebe durch die >Treuhand< zu Spottpreisen an fran- 
zösische und nordamerikanische Konzerne. Hatte der >Treuhand<- 
Chef ROHWEDDER noch vor seiner Ermordung im März 1991 den Wert 
der zu veräußernden 14000 DDR-Betriebe mit 600 Milliarden DM 
veranschlagt, so verkündete die >Treuhand< zum Zeitpunkt ihrer 
Auflösung Mitte 1994, sie hätte durch den Verkauf dieser 14000 
Unternehmen 200 Milliarden DM erwirtschaftet. Die offene Rest- 
schuld von 270 Milliarden DM, die nach der Endabrechnung übrig 
blieb, wurde selbstverständlich den deutschen Steuerzahlern - zu 
>treuen Händen< - schlechtgeschrieben. Wenn es darum ging, neue 
Staatsschulden zu erschaffen, waren dem Erfindungsgeist >deutscher< 
Politiker und Finanzakrobaten in den neunziger Jahren keine Gren- 
zen gesetzt: Die von der DDR-Staatswirtschaft übernommenen 900 
Millionen DM an >Finanzzuweisungen< wurden in verzinsbare >alt- 
schuldnerische DDR-Kredite< umgewandelt und um einen Preis von 
400 Milliarden DM an Großbanken im In- und Ausland >verkauft<. 
Die Namen der für diese Verbrechen am Volksvermögen verant- 
wortlichen Politiker, Treuhänder und (vor allem) Treuhänderinnen 
sind wohlbekannt. Einige von ihnen sind bei den Bilderbergern auch 
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Am 27. April 2007 fand ein spektakulärer Protest am Reichstag statt: 
Demonstranten sprangen in den Sitzungssaal des Bundestages und 
protestierten gegen eine Politik, die den Interessen der Wirtschaft Vorrang 
gegenüber denen des Volkes einräumt. Fernsehbild, hier abgedruckt in: 
Sächsische Zeitung, Dresden, 28./29. 4. 2007. 


heute noch gern gesehene Gäste. Gegenüber Politikern und Wirt- 
schaftsbossen, die entgegen den Interessen ihrer Wähler und Beleg- 
schaften das Wohl von fremden Finanzinstituten und Weltkonzer- 
nen vermehrt haben, zeigt sich die globale Wirtschaft sehr großzügig. 
So mancher >Volksvertreter< und Wirtschaftsboß wird - von zufrie- 
denen Auftraggebern - auf seine alten Tage auf einen >Berater<- oder 
Aufsichtsratposten eines Automobil, Industrie-, Medienkonzerns 
oder eines angesehenen >Global Players< abgeschoben und dort bis 
an sein Lebensende fürstlich entlohnt. Und wie fürstlich gut geht es 
den deutschen >Humanressourcen <? 

Auch österreichische Politiker aller Couleurs lernten schnell die 
modernen demokratischen Spielregeln, um sich mit schillernden Fi- 
nanziers darüber abzusprechen, wie man getrennt marschiert, um 
gemeinsam zu kassieren: Da gab es Ende der siebziger Jahre einen 
sozialdemokratischen Finanzminister, der allen Ernstes behauptete, 
die beim Bau des größten Spital Europas, des Wiener allgemeinen 
Krankenhauses<, angefallenen Schmiergeldmillionen seien in Wirk- 
lichkeit das Geschenk eines leider verstorbenen >Wahlonkels<. 2006 
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stellte sich heraus, daß auf Grund einer undurchsichtigen Partner- 
schaft zwischen >Managern< der Gewerkschaftsbank und einem 
amerikanischen Finanzier sowie erfolgloser Spekulationen in der 
Karibik an die drei Milliarden Euro Gewerkschaftsgelder verspeku- 
liert und in den Sand am Palmenstrand gesetzt worden waren. Doch 
wie immer bei solchen Megapleiten hat von den verantwortlichen 
Bankiers und den zuständigen Politikern keiner was g'wußt und war 
niemand zuständig. 

Auf der Suche nach einem neuen >Partner< entschied sich die öster- 
reichische Gewerkschaftsbank BAWAG ausgerechnet für eine der 
größten amerikanischen Globalisierungsheuschrecken. Somit dürf- 
te klar sein, daß in jedem Fall der österreichische Steuerzahler zur 
Kasse gebeten wird. 


Urteil des Fachmanns Michael Nier 


Hier die Einschätzung von Prof. Dr. Michael NIER in seinem Beitrag 
»Deutschland in der Globalisierungsfalle«, erschienen in Deutschland 
in Geschichte und Gegenwart (3/2005): 

»Nach der Entindustrialisierung der Ex-DDR folgt jetzt die Ent- 
industrialisierung der BRD. Die Strukturen der Volkswirtschaft wer- 
den immer mehr deformiert, die industrielle Wertschöpfung abge- 
baut und eine Dienstleistungsgesellschaft der Verwaltung, des 
Handels, der Beratung, der Freizeit und der Geldbewegung ange- 
strebt, die parasitär an der Wirtschaftsleistung fremder und botmä- 
Biger Völker hängt. Es wird gestattet, Filetstücke aus der Wirtschaft 
in das Eigentum ausländischer Spekulanten, insbesondere aus den 
USA, zu überführen. Öffentliches Eigentum, das heißt deutsches Na- 
tional- und Volkseigentum, wird an >Investoren< verschleudert, um 
bewußt verursachte Steuerausfälle zu kompensieren. Alle Strukturen 
der öffentlichen Daseinsfürsorge werden in Konzernstrukturen über- 
geführt, und das deutsche Solidarsystem für Alters- Gesundheits- 
und Sozialfürsorge soll beseitigt werden... Nach der Zerstörung des 
vorbildlichen Bildungssystems der DDR wird das öffentliche Bildungs- 
system der BRD weiterer Zersetzung der Leistungsfähigkeit und 
marktradikaler >Privatisierung< unterworfen. Eine das Volk in den 
Chancen einigende Volksbildung wird abgeschafft. Die Absolven- 
ten der meisten Bildungseinrichtungen sind zukünftig nicht mehr 
in der Lage, die Wirtschaft durch ihre Arbeitsfähigkeit zu tragen. 
Die verarmenden Unter- und Mittelschichten können ihren Kindern 
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keine solide Bildung mehr finanzieren. Unsere gegenwärtige Wirt- 
schaft erntet die Früchte des früheren Bildungssystems der BRD und 
der DDR. In zehn bis fünfzehn Jahren werden die faulen Früchte des 
heutigen Bildungsdesasters geerntet! 

Wir müssen beim Untersuchen der Globalisierung verschiedene 
Momente unterscheiden: 

1. Globalisierung ist nicht nur allein kapitalistisch, sondern ein 
zivilisatorischer Prozeß.. . Er ist Teil der Menschheitsentwicklung, 
der unverzichtbar geworden ist und aus dem wir etwas machen müs- 
sen. .. Wir sind zur Globalisierung verurteilt und müssen sie zum 
Nutzen aller gestalten... 

2. Globalisierung ist globaler Kapitalismus, und er bedeutet Unter- 
werfung der Natur und des Menschen unter die Profitmacherei.. . 
Der Kapitalismus behandelt den Menschen in aller Welt als konsu- 
mierendes Vieh.. . 

3. Globalisierung ist heute kapitalistischer Umgang mit der Na- 
tur. ..« 

Sosehr ich mich der Darstellung der Globalisierung durch Profes- 
sor NIER anschließen möchte, so wenig mag ich ihm in seiner fatali- 
stischen Einschätzung folgen, wir hätten uns der Globalisierung als 
einer unumkehrbaren historischen Entwicklung zwangsläufig zu 
unterwerfen. 


Globalisierer in der EU und in Rußland am Werk 


Auch aus anderen Ländern EU-ropas ließen sich zahlreiche Beispiele 
von Diebstählen am Volkseigentum zu Gunsten international ver- 
netzter Finanzhaie und Globalisierungsheuschrecken anführen. Weil 
die Brüsseler Spitzen nicht die Interessen ihrer Nationen bei der EU 
wahrnehmen, sondern - wie es der aus Österreich stammende EU- 
Kommissar FISCHLER SO treffend sagte - »die Interessen der EU ge- 
genüber ihren Heimatländern vertreten«, ist es verständlich, daß die 
EU-rokraten nicht das geringste Interesse daran haben, den jährlich 
verschwindenden Milliarden an Subventionen nachzuspüren, die 
den europäischen Völkern gestohlen werden, damit die Gewinne glo- 
bal agierender Gauner immer fetter werden. Ob in Frankreich, Itali- 
en, Spanien, Griechenland, den Beneluxstaaten, überall häufen sich 
die Milliarden Verluste an Volksvermögen, die durch Schiebereien 
und Spekulationen der miteinander verschworenen internationalen 
Wirtschafts- und Politmafia entstehen. 
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Als ein Beispiel unter vielen mag der Fall der französischen EU- 
Kommissarin Edith CRESSON erwähnt werden: Obwohl sie sich nach- 
weislich um Millionen Euro bereichert hatte, wurde sie nicht verur- 
teilt. Als Begründung gaben die Brüsseler >Richter< an, sie sei schon 
genug gestraft, daß ihr Name im Zusammenhang mit ihren Gaune- 
reien veröffentlicht wurde. 

Gleichzeitig mit der Verschleuderung der mitteldeutschen Indu- 
striebetriebe durch die Treuhand, von denen etwa ein Drittel an fran- 
zösische Finanzhaie gingen, fand auch in Frankreich, ganz im Sinne 
der Globalisierer, eine zwischen der ROTHSCHILD-Gruppe und 
Finanz- 
kreisen in New York abgestimmte Re-Privatisierung der bedeutend- 
sten französischen Bankinstitute und Industriebetriebe statt. 

Wie das ungarische Volk über seine >demokratische< Politklasse 
denkt, hat es monatelang Tag und Nacht demonstrierend im Herbst 
2006 der Welt vor Augen geführt. Dabei hatte Ministerpräsident Fe- 
renc GYURCSÄNY seinen Genossen nur reinen Ungarwein eingeschenkt, 
als er bekannte: »Wir haben unser verdammtes Hurenland belogen 
- morgens, mittags, abends und immer wieder...« Schade, daß bei 
Parteisitzungen und Koalitionsgesprächen unserer eigenen Politiker 
keine Tonbandaufnahmen gemacht werden, die an die Öffentlich- 
keit gelangen. Ob unser Volk wohl auf die Straße oder auf die Barri- 
kaden ginge, wenn es wüßte, wie die Hohe Politik zu Brüssel, Wien, 
Berlin tatsächlich >gemacht< wird? 

Hier ein Auszug aus der Rede, die der britische Historiker David 
IRVING zum ungarischen Nationalfeiertag am 15. März 2007 auf dem 
Budapester Heldenplatz hielt: ».. . es gibt eine beschämende Tatsa- 
che, die unsere Nationen verbindet: Wir werden beide von Premier- 
ministern regiert, die Lügner sind... Solche Regierungen mögen ihre 
Historiker nicht. . . Nach dem gescheiterten Aufstand gegen den 
Kommunismus sind 1956 viele Ungarn nach England geflohen. Viel- 
leicht werden eines Tages Engländer wie ich in Ungarn um Asyl 
ansuchen müssen.. . Ihr habt damals das Symbol des Unrechts aus 
euren grün-weiß-roten Fahnen herausgeschnitten. Wenn das Un- 
rechtregime wieder über euch kommt, dann müßt ihr es wieder her- 


1 Edith CRESSON (Jahrgang 1934) war die erste und bislang einzige französische 
Premierministerin (1991-92). 1995 wurde sie in die Europäische Kommission 
unter Jacques SANDER berufen, die wegen eines Korruptionsvorwurfs an CRES- 
SONS Adresse 1999 geschlossen zurücktrat. 2006 stellte der Europäische Ge- 
richtshof CRESSONS Schuld fest, die Politikerin wurde allerdings zu keiner Geld- 
strafe verurteilt. 
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ausreißen. .. Es war der frühere Außenminister Jack STRAW, der sei- 
ne Einwilligung zu meiner Auslieferung unterschrieb. ..« 

In Großbritannien stehen sowohl Premierminister Tony BLAIR als 
auch sein Hauptspendensammler Lord Michael LEVI im Kreuzfeuer 
der Kritik, weil letzterer beschuldigt wird, für BLAIRS letzten Wahl- 
kampf von mehreren britischen Firmenchefs 20 Millionen Euro als 
Kredite getarnte Parteispenden kassiert zu haben, indem er ihnen 
für den Einzug ins Oberhaus den damit verbundenen Lord-Titel ver- 
sprach. Geld stinkt eben auch für eine >Arbeiter<-Partei nicht mehr. 

»Gute Nacht, Rumänien!« Mit diesen Worten faßt Pater Don DE- 
MIDOFF in der Zeitschrift Weitblick (Klagenfurt, März 2007, S. 4) die 
Zukunftschancen seines Landes in der EU zusammen: 

»Brauchen wir die EU? In Wirklichkeit braucht die EU uns: Die 
rumänischen Bodenschätze, die Sklavenarbeitslöhne, das Land als 
militärische Schutzzone vor dem Russischen Bären und die wun- 
derbare unberührte rumänische Natur. Weiß denn Brüssel wirklich, 
wie es in Rumänien aussieht? Täglich kommen hochkarätige Dele- 
gationen ins Land, auch nach Sibiu [Hermannstadt]. Sie bewegen 
sich in den teuren Hotels, schreiten von einem Empfang zum ande- 
ren und verlassen die asphaltierten Straßen nicht. Waren die schon 
einmal in einem einzigen Dorf am Ende der Welt, in dem es keine 
Asphaltstraßen gibt und höchstens einen staubigen Weg zurück? 
Haben die schon mal die schmutzige, zerfurchte, gekrümmte Hand 
eines Zigeuners geküßt oder wenigstens gedrückt, oder >coca< von 
seinem Herd gekratzt [Mehl mit Wasser direkt auf der Herdplatte 
gebrannt], haben die hohen Herren und Damen schon mal in einem 
rumänischen Durchschnittskrankenhaus nur eine einzige Nacht ver- 
bracht? Wissen die, daß es in den meisten Dörfern kein Trinkwasser 
und schon gar keine Kläranlagen gibt? 

Sie werden mit ihren Fabriken kommen und die rumänischen 
>Sklaven< noch weiter ausbeuten. Die Preise werden noch weiter stei- 
gen, und die Löhne werden dort hängen bleiben, wo sie jetzt hän- 
gen. Und wehe, die Rumänen werden anständige Löhne fordern! 
Man wird die Fabriken schließen, so, wie man sie in Deutschland 
und sonstwo in Westeuropa brutal geschlossen hat, und man wird 
weiterziehen zum nächsten Sklavenvolk, das bereit ist, sich ausbeu- 
ten zu lassen. Und man wird die hiesige Natur vergewaltigen und 
für die Tourismusindustrie zubetonieren, und nicht weit von Sibiu 
werden Tausende von amerikanischen Soldaten das Dorf Cincu zu 
einem einzigen Bordell umgestalten. 
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Wann wird die Günstling- und Vetternwirtschaft eingestellt? 
Niemals. Und die vielen falschen gekauften Expertisen. Und die 
krankhafte Gesetzesflut. Und die unglaubliche Bürokratie, die jegli- 
che Initiative im Keim erstickt. Und die Unfähigen und geistig Unter- 
bemittelten, die in Positionen landen, die für Menschen ohne Bezie- 
hungen unerreichbar sind. Gute Nacht, Rumänien!« 

Als sich Ende der achtziger Jahre das Ende des Kalten Krieges 
bereits ankündigte, wurden sowohl die bereits bestehenden Verbin- 
dungen zu reformwilligen und internationalistischen Kreisen inner- 
halb der Moskauer Nomenklatura verstärkt, als auch zuverlässige 
>Russen< dort eingeschleust, die beim erwarteten Ausverkauf des mi- 
litärisch-industriellen Komplexes und der riesigen Rohstoffreserven 
des Sowjetimperiums als Aasgeier auftreten sollten. Der Erfolg war 
überwältigend: Nach dem erzwungenen Rückzug GORBATSCHOWS ge- 
lang es diesen im Auftrag amerikanischer Konzerne und globaler 
Finanzmächte wirkenden >Russen< mit Unterstützung des von ih- 
nen eingekauften russischen Präsidenten JELZIN, seines Assistenten 
GAIDAR, der russischen Mafia< und mit Hilfe von Millionen Dollar 
an Bestechungsgeldern innerhalb weniger Monate einige der bedeu- 
tendsten Industriekombinate, Raffinerien, Mediengiganten und 
Transportunternehmen im Namen ihrer verborgenen Auftraggeber 
um Spottpreise zu erwerben. Nach Aussagen russischer Politiker hat 
auch heute noch ein ABRAMOWITSCH in Ostsibirien mehr Macht als 
Präsident PUTIN. Durch Währungsspekulationen dieser Globalisie- 
rer und wegen der Stillegung vieler Großbetriebe kam es zu Mas- 
senentlassungen und zur Verarmung breiter Volksschichten. Nach 
Abwertung des Rubels um 6000 Prozent gerieten über vierzig Pro- 
zent der Bevölkerung unter die Armutsgrenze. 

Dank der historischen Leistung von Präsident PUTIN, dem es schon 
nach kurzer Amtszeit gelang, einem Großteil dieser fremden und pri- 
vaten Interessen dienenden >Oligarchen< das Handwerk zu legen, er- 
lebt jetzt Rußland die Wiedergeburt der ihm zustehenden politischen 
und wirtschaftlichen Weltmacht. Laut FAZ soll James DE ROTHSCHILD 
Überlegungen anstellen, wie er von seinem >Treuhänder< CHODOR- 
KOWSKY, der in einem sibirischen Gefängnis gelandet ist, seine Milliar- 
den Dollar an Krediten und Investitionen zurückbekommen kann. 

Über die Versuche der Globalisierer, sich die letzten Erdölreser- 
ven anzueignen, soll Kapitel 8, über ihre Bemühungen, sich die Kon- 
trolle über den >Rohstoff< Wasser zu sichern, Kapitel 9 Aufschluß 
geben. 
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8. Kapitel 
Verdrängungskampf der Globalisierer um 
die Kontrolle über die letzten Ölreserven 


In Fachkreisen hat sich die Erkenntnis durchgesetzt, daß die Erdöl- 
und Erdgasreserven weltweit schneller zur Neige gehen, als lange 
Zeit angenommen wurde. Diese Erkenntnis einer drohenden Ver- 
sorgungskrise und sämtliche sich aus ihr ergebenden Fragen und 
Folgerungen werden unter dem Stichwort >Peak Oil< behandelt. 
Wenige Politiker haben das Problem erkannt oder geben zu, es er- 
kannt zu haben. Doch immer mehr Ölfachleute, Geologen, und An- 
bieter alternativer Energien nehmen das Problem sehr ernst und for- 
dern, daß endlich etwas geschehen müsse. Hier ihre These: Bei 
unverändertem Verbrauch würden die auf tausend Milliarden Bar- 
rels (1 Barrel = 159 Liter) geschätzten Weltreserven noch knapp 30 
Jahre reichen. Weil aber die Weltbevölkerung exponentiell wächst, 
der Energiebedarf der alten Industrieländer, vor allem der USA, stark 
zunimmt, derjenige der neuen Tigerstaaten China, Indien, Brasilien, 
Korea jährliche Zuwachsraten von bis zu 50 Prozent aufweist, wer- 
den die Reserven an dem ganz besonderen >schwarzen Saft<, der seit 
80 Jahren die Arterien der Weltwirtschaft durchpulst, keine 20 Jahre 
mehr ausreichen. Heute steht für namhafte Fachleute fest, daß für 
jede zehnte verbrauchte Barrels nur 3 bis 4 nachproduziert werden. 

Während das Ölkartell, die OPEC und andere Organisationen, die 
ihre privatwirtschaftlichen oder strategischen Interessen wahren 
müssen, behaupten, sie verfügten über genügend Ölreserven für die 
nächsten 140 Jahre, verweisen die Vertreter von >Peak Oil< auf ernst 
zu nehmende Argumente für ihre Thesen. So könnten die Ölfirmen 
aus den weltweit größten Lagerstätten Saudi Arabiens, Kuwaits, 
Mexikos, Rußlands nur durch tägliches Einpumpen von Millionen 
Tonnen aufbereiteten Meerwassers oder durch horizontale Bohrun- 
gen an die letzten Reserven herankommen. 90 Prozent des heute ge- 
förderten Öls kämen von Ölfeldern, die vor über 20 Jahren entdeckt 
wurden. 

Die >Peakoil<-Vertreter wollen die Entscheidungsträger in aller 
Welt vor dem Tsunami einer drohenden Energieversorgungskrise 
warnen, die unermeßlichen Schaden für alle Völker mit sich bräch- 
te, sofern ihm nicht rechtzeitig begegnet wird. Sind ihre Thesen rieh- 
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tig, so ist die seit 80 Jahren bestehende Grundlage der westlich kapi- 
talistischen Weltwirtschaftsordnung bereits eingeläutet. 

Ist es denn unseren politischen und ökonomischen Entscheidungs- 
trägern nicht bekannt, daß Produktionsziffern und vorhandene Re- 
serven von den Eigentümern, seien sie Ölscheiche oder Ölkonzerne, 
grundsätzlich als unüberprüfbares Staatsgeheimnis behandelt wer- 
den? Schließlich weiß doch jeder Anleger und Börsenspekulant, daß 
man mit Angaben über hohe Reserven und Fördermengen sowohl 
höhere Aktienkurse erzielen als auch auf strategische und wirtschaft- 
liche Konkurrenten Druck ausüben kann. Auch die Ölindustrie ver- 
hält sich nach dem Motto: Willst du bei Banken borgen, so übertrei- 
be deine Rücklagen, willst du zum Finanzamt, so untertreibe diese. 
Wäre es deshalb im Hinblick auf die Abhängigkeit Deutschlands und 
Österreichs von Treibstoffimporten nicht die verdammte Pflicht je- 
der verantwortlichen Regierung, bei neutralen und unabhängigen 
Fachinstituten Erkundigungen einzuholen, um die Angaben eines 
nur an hohen >share holder values< interessierten Kartells zu überprü- 
fen? Ich war höchst erstaunt festzustellen, daß die Politlemminge zu 
Wien und Berlin - Martin LUTHER hätte sie wohl >Klüglinge< genannt 
- alle vom Ölkartell, von Washington und den Brüsseler Spitzen 
bekanntgegebenen Ziffern ganz offensichtlich als fundamentale Tat- 
sachen betrachten, die nicht hinterfragt werden dürfen. Um sich ein 
eigenes Urteil zu bilden, braucht sich der Bürger nur bei den zustän- 
digen Ministerien, Energiegesellschaften, Ölfirmen, Fachinstituten 
und Anbietern von Alternativenergien kundig zu machen. Das Er- 
gebnis ist ernüchternd, aber recht aufschlußreich: 

e Sowohl in Deutschland als auch in Österreich gibt es seit den 
neunziger Jahren ein Ölbevorratungsgesetz, dem zufolge die Impor- 
teure gehalten sind, für Notfälle Ölreserven für neunzig Tage zu la- 
gern. Diese Reserven verbleiben freilich im Besitz der importieren- 
den Ölgesellschaften, allesamt Privatfirmen, deren Zentralen sich fast 
alle im Ausland befinden. Die zuständigen Ministerien verfügen über 
keinerlei exekutive Gewalt, um sicherzustellen, daß diese Reserven 
im Notfall tatsächlich vorhanden sind und die Republik über sie ver- 
fügen kann. Was tut nun der Filialleiter einer Ölfirma, wenn eine 
Versorgungskrise droht und er von seinem Konzernchef in Texas 
den Befehl bekommt, den in Österreich oder Deutschland vorhan- 
denen Lagerbestand an einen ausländischen Bestbieter sofort zu ver- 
kaufen? Verhält er sich nationalbewußt, oder gehorcht er ausländi- 
schen Firmeninteressen? 
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e Von Ämtern und Energieversorgern in Wien wird man an eine 
Ges.m.b.H. verwiesen, die 2001 gegründet wurde, um den liberali- 
sierten Strom- und Gasmarkt in Österreich zu überwachen. Diese 
Firma würde sowohl die österreichische Wirtschaft als auch die Po- 
litik beraten, sie sei in Energiefragen sozusagen das österreichische 
Orakel von Delphi. Fragt man ihren Geschäftsführer nach seiner 
Meinung zu den Thesen von >Peakoil<, winkt er ab, denn er ist ja mit 
dem Kartell vernetzt und kann deshalb jederzeit die tatsächlich ver- 
fügbaren Ölreserven und Förderziffern aus aller Welt benennen. Auf 
seinem Computerausdruck steht es dann schwarz auf weiß: Öl in 
Hülle und Fülle für die nächsten Generationen. Blickt man jedoch 
auf den Absender, stellt man fest, daß die Ziffern von einer Informa- 
tionszentrale stammen, die vom Ölkartell abhängt. Entweder haben 
die zuständigen Politiker keine Ahnung, oder sie wissen Bescheid 
und schweigen trotzdem. In beiden Fällen haben sie sich disqualifi- 
ziert. 

e Hohe Beamte des österreichischen Ministeriums für Landesver- 
teidigung räumen ein, daß ihnen die >Peakoil<-Theorie bekannt sei, 
aus »politischen Gründen jedoch nicht wahrgenommen werden 
darf«! Von einem General der deutschen Bundeswehr war zu erfah- 
ren, daß in Berlin »weder Katastrophenschutzplanung noch Sicher- 
heitspolitik Gegenstand der Koalitionsverhandlungen waren«. So- 
mit dürfen wir Bürger ruhig weiterschlafen, denn es steht nun amtlich 
fest, daß hierzulande Katastrophen nicht stattzufinden haben. Eine 
ganz andere Auffassung von Verantwortung für ihr Volk haben die 
Politiker in der Schweiz. Dort gibt es ein Gesetz, wonach jeder eid- 
genössische Haushalt aufgefordert ist - auf Staatskosten, wohlge- 
merkt - für dreißig Tage Lebensmittel, Trinkwasser, Treibstoff und 
Heizmaterial zu lagern. 

Ein altes arabisches Sprichwort lautet: Willst Du die Wüste durch- 
queren, so. fülle erst deine Wasserschläuche. Nicht so unsere Politi- 
ker: Sie versichern uns, wir könnten ihnen mit leeren Schläuchen 
ruhig in die glühende Sahara folgen, denn sie seien absolut sicher, 
dort auf unentdeckte Quellen zu stoßen. 

In einem Punkt stimmen sowohl die Anhänger als auch die Geg- 
ner von >Peakoil< überein: Sie wissen beide, daß die nicht erneuerba- 
ren fossilen Brennstoffe nicht ewig zur Verfügung stehen werden 
und daß die Menschheit deshalb irgendwann, aber unweigerlich auf 
alternative Energien wird umsteigen müssen. Uneinig sind sie sich 
nur über den Zeitpunkt, an dem die Umkehr dringend geboten und 
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nicht mehr aufgeschoben werden kann. Einigkeit besteht auch dar- 
über, daß wir nur langfristig den sanften Übergang schaffen können, 
daß es für einen kurz- oder mittelfristigen gleitenden Übergang von 
fossilen zu alternativen Energieformen bereits zu spät ist. Begrün- 
det wird diese Skepsis mit dem Hinweis auf die benötigten Vorlauf- 
zeiten. In den Industrieländern Europas muß für die Inbetriebnahme 
eines neuen Wasser-, Atom- oder kalorischen Kraftwerkes eine Vor- 
laufzeit von 10 bis 15 Jahren angesetzt werden. Zur Errichtung markt- 
deckender Fabriken und Werkstätten, Einrichtung von Forschungs- 
instituten und Fachhochschulen, Ausbildung von Lehrkräften, 
Umschulung von Hunderttausenden Technikern und Millionen Ar- 
beitern, die zuvor in erdölabhängigen Industriebereichen tätig wa- 
ren, auf die Sonnen-, Wind-, Kohle- und Atomtechnik wird man frei- 
lich noch viel mehr Zeit investieren müssen. Schon längst hätte die 
Politik die Weichen für den rechtzeitigen Übergang zu den alternati- 
ven Energieformen stellen müssen. Falls die Zeitprognosen von 
>Peakoil< stimmen, bewegen wir uns unweigerlich auf den verhäng- 
nisvollen zeitlichen Abgrund zu, der sich zwischen der Ölflaute und 
dem Beginn neuer alternativer Wirtschaftsformen, etwa zwischen 
den Jahren 2020 und 2040, auftun wird, sofern wir ihn bis dahin nicht 
rechtzeitig überbrückt haben. 


Die von >Peakoil< betroffenen Wirtschafts- 
und Industriebereiche 


Der von den >Peakoil<-Fachleuten prophezeite Energieversorgungs- 
tsunami wird uns nicht nur knapp am Rande streifen, sondern jene 
Länder, die seit Jahrzehnten die meisten fossilen Energiereserven 
verauspuffen und verschwenden, ganz besonders hart treffen. >Peak- 
oil<-Fachleute gehen davon aus, daß mangelnde Vorsorge und Vor- 
bereitung seitens der Regierungen auf die kommenden Umwälzun- 
gen die Einwohner städtischer Ballungsgebiete am schwersten treffen 
werden. Soziale Unruhen und Verdrängungskämpfe um Lebensmit- 
tel, Trinkwasser und Heizmaterial seien geradezu vorprogrammiert. 
Wirtschafts und Industriefachleute stimmen überein, daß gegenwär- 
tig weltweit mindestens die Hälfte aller Industrie- und Wirtschafts- 
zweige von der regelmäßigen Einfuhr billigen Erdöls und Erdgases 
abhängig ist und somit im Falle von >Peakoil< die Arbeitsplätze aller 
in diesen Bereichen Beschäftigten gefährdet sein werden. Das sind: 
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e die Öl- und die Gasindustrie, deren Forschung und Entwick- 
lung, die Bohrindustrie, die Raffinerien, alle ölbetriebenen kalori- 
schen Kraftwerke, die gesamte Petrochemie, die Tankerflotten, das 
Netz der Öl- und Gasleitungen, die Tanklager und Tankstellen, die 
Vertriebsorganisationen, 

e der Straßenbau mit Teer und Asphalt, 

e sämtliche motorisierten Transporte zu Lande, zu Wasser, im 
Weltraum und in der Luft, 

e der Schiffs- und Flugzeugbau, die Automobilindustrie, die 
Motorenwerke, 

e deren Zulieferindustrie für Ersatzteile und Komponenten, Rei- 
fen, Dichtungen usw., 

e die Kunststoffindustrie, Verpackungen und Gehäuse aller Art, 
Karosserien, Spielwaren, Möbel, Türen- und Fensterrahmen, Gra- 
nulate, Werkzeuge und landwirtschaftliche Geräte, Haushalts- und 
Büroartikel, medizinische Geräte, Kassetten bis hin zur CD, 

e die chemische Industrie, Düngemittel, Herbi- und Pestizide, die 
Lebensmittelindustrie und die Landwirtschaft, 

e die Pharma-, die Kosmetik-, die Farben- und die Textilindustrie, 

e Werkstoffe und Komponenten für Elektronik, Telephonie, Kom- 
munikation, Bürotechnik, 

e große Bereiche der Bauwirtschaft, 

e die Ferntouristik, der Fremdenverkehr, 

e Militäreinsätze, 

e der gesamte Handel und die Finanzinstitute, die den Einkauf 
und Verkauf aller oben genannten Produkte und Leistungen abwik- 
keln und sicherstellen. 

Einige Beispiele: 

e Für die Herstellung eines Autoreifens benötigt man umgerech- 
net 27 Liter Erdöl. Falls jeder Chinese einen einzigen Reifen kauft, 
bricht die Weltwirtschaft zusammen. 

e In den USA werden 90 Prozent des Weizens von Farmen lan- 
desweit zu lediglich zwei Großmühlen geliefert, von wo aus das fer- 
tige Mehl an die Großkonzerne der Lebensmittelindustrie und die 
Brotfabriken weiter geliefert wird. Diese Entregionalisierung verur- 
sacht nicht nur täglich Millionen überflüssiger LKW- und Bahntrans- 
porte, sondern hat zum Verlust von Tausenden Arbeitsplätzen ge- 
führt. Dieselbe Entwicklung hin zur Entregionalisierung ist in der 
EU zu beobachten. 
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e Berechnungen haben ergeben, daß für jede einzelne Kalorie, die 
in Form von Nahrungsmitteln den Konsumenten erreicht, etwa 10 
Kalorien fossiler Energie, zum Beispiel durch den Einsatz von Diesel- 
öl bei landwirtschaftlichen Maschinen oder Fischereischiffen, einge- 
setzt werden. Wegen des stark abnehmenden Fischbestandes müs- 
sen Fischereiflotten immer weiter entfernte Gründe aufsuchen und 
immer länger ausbleiben. Für das Ernten von Muscheln und Krab- 
ben wird 50- bis IOOmal mehr fossile Energie verbraucht, als dem 
Konsumenten in Form von Eiweiß zugute kommt. 


Szenarien, die zur Beschleunigung 
der Energieversorgungskrise führen könnten 


e Wie schon mehrfach angedroht, kann jederzeit ein ameri- 
kanisch-israelischer >Präventivschlag< gegen den Iran erfolgen. Auch 
wenn es den Aggressoren gelingen sollte, innerhalb weniger Tage 
sowohl die militärisch-industriellen Anlagen als auch die politischen 
Zentren des Landes samt Hunderttausenden Zivilisten als >collateral 
damages< zu pulverisieren, zu verstrahlen und zu vergrillen, dürfte 
der Iran zumindest Vorbereitungen getroffen haben, um die von sei- 
nen Streitkräften kontrollierte Straße von Ormuz, die engste Stelle 
des Persischen Golfes, zu sperren und somit 25 Prozent der weltwei- 
ten Ölversorgung nachhaltig zu stören, wenn nicht zu unterbinden. 
Kann irgendeiner unserer sogenannten Berufsnahostexperten und 
Fachpolitologen dieses Szenario ausschließen? 

e Anfang 2006 konnte man anläßlich des in Osteuropa eingetre- 
tenen Versorgungskonfliktes um das russische Erdgas hautnah die 
Ahnungs- und Hilflosigkeit unserer Politiker erleben, die täglich 
versicherten, es gäbe keine Engpässe, die Regierung hätte die Ver- 
sorgung fest im Griff. Schließlich hätten wir mit unseren lieben west- 
lichen und östlichen Freunden und Partnern Vereinbarungen über 
garantierte Öl- und Gaslieferungen getroffen, auf daß uns frommen 
Lämmchen auch in Kriegs- und Notzeiten niemals Licht, Gas, Hei- 
zung und das Benzin für die Urlaubsreise ausgehen mögen. Wer 
glaubt, daß im Konfliktfall der Kreml den Gashahn nach Mitteleuro- 
pa verläßlich offen hält, die USA Tankerflotten nach Rotterdam wei- 
terlaufen lassen, anstatt sie nach Texas umzudirigieren, glaubt an 
den Weihnachtsmann! 

Als Ende April 2006 Frau Bundeskanzler MERKEL in Tomsk mit 
Präsident PUTIN zusammentraf, leitartikelten deutsche Systemblät- 
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ter: »PUTIN verspricht verläßliche Gasversorgung, Gasprom garan- 
tiert langfristige Lieferverträge.« Am selben Tag übertrug CNN die 
Pressekonferenz Präsident PUTINS, in der er ausführte: »Sollte es EU- 
Staaten geben, die glauben uns vorschreiben zu können, zu welchen 
Bedingungen wir ihnen Gas liefern dürfen, werden sie zur Kenntnis 
nehmen müssen, daß wir auch in Asien gute Kunden haben.« Diese 
Aussage wurde von deutschen und österreichischen Fernsehstatio- 
nen totgeschwiegen. 

Derzeit ist die EU mit knapp über 50 % ihres Energiebedarfs vom 
Ausland abhängig: zu 80 % bei der fossilen Energie, zu 15 % bei der 
Kernenergie, und nur 6 % steuern erneuerbare Energien bei. Bis 2030 
wird die EU 75 bis 80 % ihres Energiebedarfs importieren müssen. 
Am Energiesektor läuten also schon längst die Alarmglocken. 

Wer deshalb erhoffte, daß sich die 25 EU-Staats- und Regierungs- 
chefs anläßlich ihres Brüsseler Frühjahrsgipfels Ende März 2006 end- 
lich zu einem heroischen Entschluß aufraffen würden, mußte wie- 
der einmal die Kraft- und Saftlosigkeit unserer sogenannten 
>Volks<-Vertreter erleben. Vor der Presse verkündeten sie, bis 2015 
>sollte< der Anteil der erneuerbaren Energie um gerade einmal 15 
Prozent gesteigert, und bis 2020 >sollte< durch effizientere Maßnah- 
men der Energieverbrauch in der EU um ein Fünftel gesenkt wer- 
den. Hier haben wahrlich 25 Elefanten gekreißt, um dann anzukün- 
digen, in zehn Jahren eine Maus gebären zu wollen! Wie viele Jahre 
wollen die EU-rokraten denn noch schlafen? 

Es drängt sich die Frage auf, ob unsere politischen Eliten tatsäch- 
lich blind und taub sind oder sich vom einfachen Volk hienieden 
schon so abgehoben haben, daß sie nur noch im Olymp zu Brüssel, 
bei den Bilderbergertagungen und in ihren Logen anzutreffen sind, 
um den Fatwas des Großen Baumeisters Aller Welten zu lauschen 
und die Weisungen ihrer hochgradigen Auftraggeber entgegenzu- 
nehmen. Um das Jahr 50 wagte der Stoiker Lucius Annäus SENECA 
eine bissige Satire über die Vergötterung des Kaisers zu schreiben. 
Er betitelte sie Apocolocyntosis, die Verkürbissung des Kaisers CLAU- 
DIUS, und wurde deshalb zum Tode verurteilt. Wie viele Polit-Kür- 
bisse kann sich denn unser Volk noch leisten? 


Bakhtiaris Voraussagen 


Im August 2006 zitierte Byron KING in der amerikanischen Zeitschrift 
Whiskey and Gunpowder Dr. Ali Samsam BAkHTIARI, einen Olfachmann, 
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der von 1971 bis 2005 eine verantwortliche Stelle in der Planungsab- 
teilung der NIOC (National Iranian Oil Company) bekleidete: 

»In naher Zukunft erwarte ich einen Ölpreis von 100 bis 150 Dol- 
lar pro Barrel... Wir bewegen uns auf ein Zeitalter zu, das von neuen 
Regeln beherrscht sein wird. Nichts wird mehr aussehen wie bisher, 
denn es kommt das Ende von >business as usual. Dr. BAKHTIARI ist 
überzeugt, daß die zukünftige Erdölförderung vier Übergangspha- 
sen {transition phases) TI bis T4 durchlaufen wird. Diese vier Phasen 
werden den Zeitraum von 2006 bis 2020 umfassen. Jede von ihnen 
wird drei bis vier Jahre dauern, und nur die Entwicklung während 
TI lasse sich derzeit überblicken: Dem ständig sinkenden Angebot 
werde eine ständig wachsende Nachfrage entsprechen, die sich bei- 
de gerade noch die Waage halten. Mit T2 gingen wir allerdings ab 
etwa 2009 turbulenteren Zeiten entgegen. 

>Nach einer Periode von 147 Jahren ununterbrochen ansteigender 
Ölförderung wurde im Sommer 2006 eine Ölproduktion von 82 Mil- 
lionen Barrels pro Tag erreicht, ein Spitzenwert, der nie mehr er- 
reicht werden wird. Diese unumkehrbare Entwicklung wird die 
Energieversorgung, von der das Leben auf unserem Planeten ab- 
hängt, in fast allen Bereichen drastisch verändern. Auf die Anbieter 


In der kanadischen Provinz Alberta wird Öl aus Ölsandstein (Bitumen) abge- 
baut - aufwendig und kosten intensiv: Rund 12 Dollar kostet die Herstellung 
eines Barrels Öls. Die Ausbeutung ist nur dann wirtschaftlich, wenn die Öl- 
preise hoch bleiben oder gar steigen. (Foto: H.J. BURKHARD) 
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alternativer Energieformen (Erdgas, Kohle, Biomasse, Kern- und 
Sonnenenergie) wird ein ungeheurer Leistungs- und Erwartungs- 
druck ausgeübt werden.< Auf einer Tagung in Italien wies BAKHTIARI 
im März 2007 nach, daß im Jahre 2006, bei einer täglichen Produkti- 
onssteigerung von 2,5 Millionen Barrels gleichzeitig ein Produkti- 
onsrückgang von täglich 3,5 Millionen in Kauf genommen werden 
mußte, so daß trotz größter Anstrengungen und technischen Auf- 
wandes die Ölförderung weltweit insgesamt zurückging. Diese Re- 
kordproduktion von täglich 82 Millionen Barrels im Jahre 2006 wer- 
de bis 2020 unweigerlich um 32 Prozent auf 55 Millionen absinken - 
so BAKHTIARI. 

>Peak Oil< werde das gesamte 21. Jahrhundert prägen und die 
Menschheit stärker treffen als sämtliche Kriege, Erschütterungen und 
Naturkatastrophen, die bislang unseren Planeten heimgesucht ha- 
ben. Infolge von >Peak Oil< werde die Erdbevölkerung nach dem 
Erreichen eines Maximums von etwa 7,5 bis 8 Milliarden im Laufe 
der Phasen T3 und T4 stetig abnehmen. 

Während der ersten Nach-Peak Oil-Phasen T1 und T2 werde das 
immer schneller abnehmende Angebot von Erdöl zur radikalen Än- 
derung unserer Wirtschaftstformen und Konsumgewohnheiten füh- 
ren, so BAKHTIARI. Auf diesen Kulturschock sei die Menschheit völlig 
unvorbereitet. Weder von globalisierungsbeflissenen Politikern und 
ihren systemkonformen Medien noch von internationalen >Fach<- 
Institutionen wie der IEA (International Energy Agency), der EIA 
(Energy Information Administration), der OPEC (Organisation of 
Oil Exporting Countries), die allesamt dem Ölkartell nahestehen, 
könne man Aufklärung über, und Warnung vor der kommenden 
Katastrophe erwarten. Diese würden nur Veilchenduft versprühen, 
Rekordförderziffern für die nächsten Generationen garantieren und 
>blühende Landschaftern ankündigen - man kennt das ja schon! 

In den wenigsten Ländern sind die Menschen für den in den kom- 
menden Jahren zu erwartenden Energieversorgungs-GAU geistig 
und materiell gerüstet. Nur in den wenigsten Fällen werden sie sich 
auf ihre politischen Verantwortungsträger verlassen dürfen.« 


Verdrängungskampf um die letzten Öl- und Gasreserven 


Täglich werden weltweit 82 Millionen Barrels verbraucht, von de- 
nen allein die USA derzeit etwa 20 Millionen verheizen, davon 12 
Millionen in ihren Automobilen. Um ihren Bedarf zu decken, müs- 
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sen die USA jetzt schon täglich 13 Millionen Barrels importieren. Auf 
Grund ihrer weltumspannenden Verpflichtungen auf sechs Konti- 
nenten, stetig ansteigenden Rüstungsausgaben, der Ablehnung tief- 
greifender Energiesparprogramme wird der Ölbedarf der USA in- 
nerhalb der nächsten fünf Jahre auf täglich 23 Millionen, der nächsten 
fünfzehn Jahre gar auf 30 Millionen Barrels ansteigen, und dies an- 
gesichts der Tatsache, daß die Ölförderung in den USA bereits jetzt 
um 3 bis 5 Prozent sinkt und bald auch weltweit sinken wird. Der 
kategorische Imperativ ihrer Weltmachtpolitik zwingt die USA des- 
halb, diesen täglichen Mehrbedarf von 7 bis 17 Millionen Barrels unter 
allen Umständen sicherzustellen. Doch woher nehmen, wenn nicht 
stehlen? 

Folgerichtig müssen die USA dafür sorgen, daß zwei Grundbe- 
dingungen erfüllt sind: erstens, daß die Abhängigkeit aller Industrie- 
nationen vom Erdöl als der wichtigsten Energiequelle unter allen 
Umständen bestehen bleibt, und zweitens, daß das amerikanische 
Ölkartell die Reserven, die Förderung, die Preise, den Transport und 
Vertrieb dieses entscheidenden Rohstoffes möglichst lückenlos kon- 
trolliert, auf daß die Treibstoffversorgung der US-Streitkräfte, die 
jetzt schon in über 130 Ländern stationiert sind, für ihre weiteren 
>Friedenseinsätze< jederzeit und überall gewährleistet, jene der 
>Schurkenstaaten< und der konkurrierenden Industriestaaten behin- 
dert oder unterbunden wird. 

Ist es deshalb verwunderlich, wenn Erdöl und Erdgas produzie- 
rende Staaten, die sich den USA nicht unterwerfen, sondern souve- 
rän bleiben wollen, sich von Beschuldigungen - ihre Länder seien 
>Schurkenstaaten< und gehörten zu einer >Achse des Bösem, deren 
Völker entweder militärisch zwangsbefreit oder durch >Orangisie- 
rung< zwangsdemokratisiert werden sollen - bedroht fühlen und an- 
gesichts täglicher Androhungen mit amerikanischen Bomben und 
Raketen nun erst recht aufrüsten, Verteidigungsabsprachen treffen 
und Schutzallianzen bilden? Täglich werden wir, die Bürger der US- 
Vasallenstaaten, von >unseren< Politikern und Systemmedien auf ei- 
nen neuen Krieg gegen den einen oder anderen >Terrorstaat< einge- 
stimmt. Man merk(el)t die Absicht und ist verstimmt. 

Anstatt in Zusammenarbeit mit anderen Regierungen und inter- 
nationalen Organisationen auf die kommende Ölflaute hinzuwei- 
sen, anstatt führende Wissenschaftler, Erfinder und Investoren aus 
aller Welt aufzufordern, in gemeinsamer Anstrengung alternative 
Energieformen zu erforschen, deren technische Nutzung und indu- 
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strielle Umsetzung innerhalb der gebotenen Frist möglich erschei- 
nen, behalten die hohen Herren des Ölkartells samt ihrer Politlobby 
zu Washington ihr Wissen für sich. Sie haben sich statt dessen für 
den imperialen Alleingang von >God's Own Country< entschieden, 
das in Befolgung seiner >Manifest Destiny<, seiner offenbar von Gott 
gewollten Bestimmung ein >Benevolent Empire<, eine wohltätige, frei- 
lich auch einträgliche Weltherrschaft über die Völker der Erde er- 
richten soll. 


Warum werden den Völkern die Tatsachen verschwiegen? 


1. Der wichtigste Grund für das Verschweigen der schwinden- 
den Reserven und sinkenden Produktionsziffern Hegt auf der Hand. 
Es geht um die Milliardenprofite der Eigentümer an diesen Ölreser- 
ven, nämlich des Ölkartells. Alle Ölmultis notieren an der New Yor- 
ker und der Londoner Börse. Ihre Führungseliten und Großaktionäre 
bilden eine unermeßlich reiche, miteinander verfilzte Oligarchie von 
Aktionären, die sich aus gekrönten Staatsoberhäuptern des Morgen- 
und des Abendlandes, nämlich des britischen und niederländischen 
Königshauses, des Hauses Al Saud, der kuwaitischen AI Sabah, der 
AI Nahijan aus Abu Dhabi, der Althani aus Qatar und einiger ande- 
rer US-Satrapen im Nahen Osten, aus elitären Familien des republi- 
kanischen Establishments, aus mächtigen Finanziers und einigen Ent- 
scheidungsträgern des militärisch-industriellen Komplexes der USA 
zusammensetzt. 

Die persönlichen Verquickungen der Herren Dick CHENEY (Vize- 
präsident), Spencer ABRAHAM (Energieminister), George W. BUSH und 
seines gesamten Familienclans, James BAKER (Ex-Außenminister), 
Frank CARLUCCI (Ex-Verteidigungsminister), von Frau Condoleezza 
RICE (der derzeitigen Außenministerin) und einigen weiteren mit dem 
Ölkartell, den Firmen Enron, Halliburton, Kellog Brown & Root, 
Bechtel, usw. sind ja eine wohlbekannte Tatsache, die nach amerika- 
nischem Amtsverständnis durchaus nicht anrüchig ist. 

2. Vergessen wir nicht, daß die an Regierungen beteiligten de- 
mokratischen Parteien in der westlichen Welt nicht unbedingt Inter- 
esse an sinkenden Ölpreisen oder billigen Alternativen zu fossilen 
Treibstoffen haben können, denn sie gehören zu den größten Nutz- 
nießern unserer Abhängigkeit vom schwarzen Gold. Hier ein Bei- 
spiel: Bei jeder Tankfüllung finanziert der Auto fahrende europäi- 
sche Endverbraucher das ölexportierende Herkunftsland, den 
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Verarbeiter und den Transport mit insgesamt 20 bis 30 Prozent, die 
Vertriebsgesellschaft mit zwischen 10 und 20 Prozent, seinen Finanz- 
minister jedoch mit 50 bis 70 Prozent seines Aufwandes. Welche Re- 
gierung, welche Partei wollte ob solchen Steuersegens, bei dem frei- 
lich auch einiges für die Parteifinanzierung übrigbleibt, den Ölhahn 
zudrehen? 

3. Gegen eine Kursänderung der auf die Dollarwährung ausge- 
richteten Weltwirtschaftsordnung spricht auch die Tatsache, daß das 
amerikanische Machtkartell sein geniales Federal Reserve System - 
ein Perpetuum mobile, das seinen Privatbesitzern einen ewig schei- 
nenden Segen von Zins- und Zinseszinsen garantiert - weder aufge- 
ben will noch kann. Seit 1913 beherrschen 14 Privatbanken das ge- 
samte Finanzwesen der USA, und seit 1971 ist der Dollar nicht mehr 
an den Goldpreis gebunden. Somit sind der Dollar und zahlreiche 
von ihm abhängige Währungen nur noch wertloses Buchgeld eini- 
ger Zentral- und amerikanischer Privatbanken. Während der letz- 
ten 35 Jahre hat sich die Geldmenge weltweit um das Vierzigfache 
vermehrt, während sich die Gütermenge lediglich vervierfacht hat. 
Das bedeutet, daß 90 Prozent aller Finanztransaktionen aus Speku- 
lationen entspringen. Fast 80 Prozent der Weltwährungsreserven 
werden in Dollar angelegt. Rohstoffbörsen in London und New York 
bestimmen über die Dollarpreise für Erdöl, Reis, Zucker, Kaffee, 
Bananen, Tee, Erdnüsse, Edelmetalle, Diamanten und somit über das 
Überleben aller Rohstoffe produzierenden Völker. Alle Staaten wer- 
den deshalb gezwungen, sich Dollarreserven anzulegen. Die Reser- 
ven der Europäischen Zentralbank bestehen zu über 90 Prozent aus 
praktisch wertlosen Dollar. 

Gleichzeitig steigen die Netto-Auslandsschulden der USA ins 
Unermeßliche. Gut eingeweihte amerikanische Ökonomen wie Paul 
VOLCKER und Alan GREENSPAN, ehemalige Chefs des Federal Reserve 
Systems, prophezeien mit großer Wahrscheinlichkeit einen Crash des 
US-Dollar innerhalb der nächsten 5 Jahre. Die um 40 Prozent über- 
bewertete US-Währung würde auf 50 Prozent ihres derzeitigen Wer- 
tes abstürzen. Es wundert daher nicht, daß seit einigen Jahren ein 
Wettrennen unter den Globalisierungsheuschrecken stattfindet, die 
sich mittels ihrer praktisch wertlosen Dollarmilliarden Monopole für 
Gold, Silber, Uran, Telekommunikation und Medienimperien, Gen- 
manipulation, die Nahrungs und Düngemittelversorgung, Wasser, 
Kommunalleistungen, Wohngenossenschaften und  selbstverständ- 
lich auch die Energieversorgung sichern und somit die Völker, sprich: 
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>Humanressourcen<, ganzer Kontinente beherrschen wollen. Es ist 
völlig ausgeschlossen, daß diese Mafia das Huhn schlachten wolle, 
das ihr goldene Eier legt! 

4. Zu den Gegnern zählen auch die Lobbyisten des Ölkartells, die 
gut bezahlten Journalisten der gleichgeschalteten Mediengiganten 
und daher alle Presse- und Fernsehkonsumenten, die grundsätzlich 
alles glauben, was schwarz auf weiß in ihrer Tageszeitung steht und 
was ihnen die Glotze allabendlich an Nachrichten vorflimmert. Sie 
glauben daher an das vom Ölkartell gepredigte Evangelium des ewig 
währenden Ölsegens und versichern uns, der liebe Gott und das 
Ölkartell würden es niemals zulassen, daß uns Menschenkindern 
Strom, Benzin, russisches Erdgas und heißes Wasser aus der Lei- 
tung irgendwann ausgehen könnten. Wir sollten doch unsere Politi 
ker beim Wort nehmen, wenn sie uns versichern, sie würden ihre 
Tage und Nächte in Gedanken, Worten und Taten ausschließlich 
damit verbringen, das Wohl ihrer Wählerinnen und Wähler zu meh- 
ren. Wozu also nach teuren, alternativen Energien forschen, warum 
überhaupt Reserven anlegen? 

5. Ebenso die wissenschaftsgläubigen, die marktgläubigen und 
die auf Gott vertrauenden Optimisten. Die zuerst Genannten sind 
überzeugt, daß für sämtliche heute unlösbar scheinenden Probleme 
eine praktische Lösung gleich um die Ecke auf uns wartet. Vertrau- 
en wir doch der Wissenschaft, denn sie hat noch immer eine Ant- 
wort gefunden. Ob neue Techniken zur Öl- und Gasgewinnung aus 
dem Weltraum oder aus der Luft, dem forschenden Hirn seien keine 
Grenzen gesetzt. Moderne Ökonomen versichern, der Markt regle 
die Weltwirtschaft. Brauche man mehr Öl, solle man mehr Löcher 
bohren. Und viele gläubige Menschen blicken voller Hoffnung gen 
Himmel und erwarten allen Ernstes angesichts der drohenden Treib- 
stoffversorgungskrise, wie so manche amerikanische Sektierer, eine 
Antwort auf ihre Frage: »What would Jesus drive?« (Welches Fahr- 
zeug würde Jesus wählen?) 

6. Alle Weltverbesserer und Utopisten, die Glück und Frieden für 
die ganze Menschheit durch die Schaffung der Einen Welt unter 
marxistischem Vorzeichen - das ist die >Rote Internationale< - oder 
jene liberale Materialisten, die ihre Eine Welt durch Globalisierung 
und Gleichmacherei unter kapitalistischem Vorzeichen - das ist die 
>Goldene International< - herbeiführen wollen. Beide streben letzt- 
endlich demselben Ziel zu. Für sie sind alle politischen und wirt- 
schaftlichen Systeme, die auf naturgerechter Grundlage aufgebaut 
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sind, verpönte und längst überholte Fehlentwicklungen. Sie müssen 
daher jeden nationalen Sonderweg zur Lösung drohender Versor- 
gungskatastrophen als Kriegserkläarung an die globalen Kontroll- 
organe UNO, WTO, Weltbank, IWF, EU, NAFTA, CAFTA und ihre 
Hintermänner ansehen. Sie dürfen deshalb auf keinen Fall zulassen, 
daß angesichts der kommenden Energiekrise einige Nationalstaaten 
allein oder in Zusammenarbeit mit gleich betroffenen Ländern den 
Weg der Autarkie, der Selbstvorsorge und Selbstversorgung beschrei- 
ten. Da hätte man ja zwei Weltkriege und zahllose Raub- und Kolo- 
nialkriege umsonst geführt! 

7. Angesichts der zur Neige gehenden Ölreserven investieren so- 
gar die Ölkonzerne kaum mehr in die Suche nach neuen Quellen 
und in Raffinerien, sondern beteiligen sich selber an Spekulationen 
mit der Ölflaute und den steigenden Ölpreisen, die ihnen ungeheure 
Gewinne bescheren. Täglich werden Erdöl und Erdgas im Wert von 
je 5,5 Milliarden Dollar gehandelt, das sind pro Jahr an die 4000 Mil- 
liarden Dollar. Allein für das zweite Vierteljahr 2005 meldete >Big 
Oil< gegenüber dem gleichen Zeitraum des Jahres 2004 die folgen- 
den Gewinne: Exxon plus 32 Prozent, Royal Dutch Shell plus 34, BP 
29, Conoco Phillips gar 51 Prozent! Der Ölmulti Exxon meldete im 
Februar 2006, er habe im Jahre 2005 um 35Prozent höhere Profite 
eingefahren als im Jahre davor. Offensichtlich macht das Kartell ei- 
nen höheren Reibach ohne Öl als mit dem Öl, und die Politik schaut 
zu. Ist das kein schöner Vergleich zwischen Globalwirtschaft und 
Volkswirtschaft? 

8. Letztendlich auch wir, die Konsumenten: Nützen wir denn nicht 
freudig alle Annehmlichkeiten, die uns das billige Erdöl noch bietet, 
lauschen wir nicht gläubig den Werbeparolen von Industrie und 
Politik, die uns versichern, daß wir unseren Komfort und Lebensstil 
auch in Zukunft nicht zu ändern brauchen? 


Die alternativen Energien 


Es gäbe viel zu berichten über die zahlreichen sich anbietenden For- 
men alternativer Energien, über die Wasserkraft und den Wasser- 
stoff, die Kohlehydrierung, die Wind-, Sonnen-, Kernenergie und 
Kernfusion, über Biomasse, Methan aus den Tiefen des Ozeans und 
auch so manche utopische Lösungen. Energiegewinnung aus Was- 
serstoff könnte zwar die meisten Versorgungsprobleme lösen, wenn 
auch zu einem hohen Preis. Die wichtigste Energiequelle der kom- 
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menden 20 bis 30 Jahre wird freilich das Einsparen sein. Es ist abso- 
lut sicher, daß die Menschheit ihre einseitige Abhängigkeit von bil- 
ligem Erdöl und Erdgas nur mit Hilfe radikaler Sparmaßnahmen 
einerseits, alternativer Energienformen andererseits überwinden 
kann. 

Berechnungen haben ergeben, daß Deutschland, wenn es nur 
wollen dürfte, auf Grund seiner reichen Kohlereserven und nach 
Wiederinbetrieonahme der Kohlehydrierung seinen Treibstoffbedarf 
- unter Inkaufnahme arger Umweltverschmutzung - immerhin für 
einige Jahrzehnte abdecken könnte. Ende Januar 2007 beschloß die 
deutsche Koalitionsregierung, bis 2018 den Steinkohlebergbau im 
Saarland und Ruhrgebiet stillzulegen. In den folgenden Tagen mel- 
deten sich zahlreiche Politiker und Wirtschaftsexperten zu Wort: Das 
>Freisetzen< von 35 000 im Bergbau Beschäftigten sei zwar bedauer- 
lich, die RAG (Ruhrkohle AG) könne jedoch an der Börse nur dann 
höchste Renditen erzielen, wenn sie die defizitäre Kohleförderung 
abstoße. Außerdem würde sich der Staat etwa 2,5 Milliarden Euro 
an Subventionen ersparen. Als ein Fernsehkommentator einem Po- 
litiker vorschlug, die 2,5 Milliarden doch gleich unter die 35 000 frei- 
gesetztem aufzuteilen, was jedem Einzelnen satte 750 000 Euro ein- 
brächte, erhielt er die Antwort, dies sei eine Milchmädchenrechnung. 

>Peakoil< bedeutet nicht das Ende des Erdöls, sondern lediglich 
das Ende des billigen Erdöls. Es werden sich immer wieder Käufer 
finden, die bereit sind, für die Erzeugung bestimmter Pharma- oder 
Kosmetikprodukte Erdöl zu einem Literpreis von zehn oder zwan- 
zig Euro einzukaufen. Mit Sicherheit aber bedeutet >Peakoil< das Ende 
des billigen Treibstoffs. Sollte >Peakoil< eintreten, haben wir - wie 
schon früher gesagt - ein Problem mit dem Zeitfaktor. 

Egal, ob sich die einzelnen Länder für Kohle, Kern- oder Sonnen- 
energie oder für ein Gemisch aus mehreren Alternativformen ent- 
scheiden, in jedem Fall werden Umstieg und Umrüstung sehr lange 
dauern. Um unsere mit Kurs auf ewiges Wirtschaftswachstum >vol- 
le Fahrt voraus!< eilende gigantische Staats-Titanic zu entschleuni- 
gen und ihren Maschinenraum alternativ umzurüsten, werden wir 
eine lange Werftzeit einlegen müssen. Nur gesunde Volkswirtschaf- 
ten, die über sichere Finanzrücklagen und nationalen Interessen ge- 
genüber verpflichtete Regierungen verfügen, werden in der Lage sein, 
ihr Staatsschiff an so manchen politischen Eisbergen vorbei und wirt- 
schaftlichen Wirbelstürmen hindurch in einen sicheren Hafen zu lot- 
sen. Einige >Peakoil<-Kassandren gehen davon aus, daß in den ärm- 
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Das photovoltaische Solarkraftwerk bei Arnstein in Franken. Es ist fraglich, 
ob diese Formen alternativer Energie plötzlich auftretende Versorgungspro- 
bleme sofort zufriedenstellend lösen könnten. Umstieg und Umrüstung 
werden ohnehin kostspielig sein. Studien haben zwar errechnet, daß neben 
der Nahrungsproduktion 3,5 Mio. Ackerland in Deutschland für die Erzeu - 
gung von Biomasse übrigblieben, die ein Viertel des deutschen Kraftstoffs 
ersetzen könnte. Fragen bezüglich der Umsetzbarkeit und des Kosten- 
Ertragsverhältnisses bleiben aber immer noch unbeantwortet. 


sten Ländern der Dritten Welt an die 2 Milliarden Menschen die >Pea- 
koil< -Katastrophe nicht überleben würden. Es mag jeder für sich die 
Frage selbst beantworten, ob wir zur Bewältigung der kommenden 
Krise die richtige Politik verfolgen, ob auf der Brücke die richtigen 
Männer stehen, um unsere Völker aus der drohenden Katastrophe 
herauszuführen. 

Gegenwärtig steht mit Sicherheit fest, daß die Anbieter alternati- 
ver Energien im Falle einer plötzlichen Krise, die zu längerfristigen 
Engpässen bei der Treibstoffversorgung führen würde, nur im sehr 
geringen Maße unsere herkömmlichen Treibstoffe ersetzen könnten. 
Das ist nicht ihre Schuld, sondern ein sträfliches Versäumnis unse- 
rer ölkartellgläubigen Politik und globalen Weltwirtschaftsordnung. 
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Deshalb können die Vertreter und Spezialisten der einzelnen For- 
men alternativer Energien unsere Fragen nach der jeweiligen Aus- 
gereif theit, Umsetzbarkeit, dem Kosten-Ertragsverhältnis ihrer An- 
lagen und vor allem nach den durch Praxis erhärteten Fakten selten 
konkret beantworten. Leider vernimmt man nur zu oft visionäre und 
nahezu religiöse Bekenntnisse von fanatischen Grünen, Bio-Gurus, 
Sonnen- und Windmissionaren sowie von Theoretikern aller Art, de- 
ren unüberprüfbare Zukunftsprognosen keine befriedigenden und 
beruhigenden Lösungen anbieten. Die meisten dieser Lobbyisten lie- 
fern sich medial und politisch einen Verdrängungskampf um staat- 
liche Fördergelder in Milliardenhöhe. In fast allen Studien und Gut- 
achten wimmelt es von Zukunftsvisionen, die durch Konjunktive 
der Marke >man sollte, man müßte, man könnte, man würde, man 
möchte< schaumgebremst werden. 

Den Vertretern alternativer Energieformen sollte man dies frei- 
lich nicht vorwerfen. Wo und wann hätten sie denn praktische Er- 
fahrungen sammeln sollen? Solche haben auch Otto LILIENTHAL, Wer- 
ner VON SIEMENS, Wernher VON BRAUN nicht vorzuweisen gehabt. Und 
es ist ihnen auch nicht vorzuwerfen, daß sie sich als Unternehmer, 
an denen die Budgetmilliarden unserer ansonsten so spendierfreu- 
digen EU-Melkkühe vorbeiflitzen, an der Jagd nach Subventionen 
beteiligen und um staatliche Aufträge bemühen. Es mangelt eben an 
dem Willen, dem Können und dem Dürfen unserer politischen Ent- 
scheidungsträger, gegen den Strom unseres rein profitorientierten 
Weltwirtschaftssystems zu rudern und den heldenhaften Entschluß 
zu fassen, sich endlich um die Interessen ihrer Völker zu kümmern, 
anstatt um die Interessen der Hintermänner, denen sie ihre Karrie- 
ren verdanken, von denen sie finanziert werden und ihre Aufträge 
erhalten. 
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9. Kapitel 


Verdrängungskampf 
um die letzten Wasserreserven 


Im Verlauf der letzten hundert Jahre hat sich die Weltbevölkerung 
vervierfacht, während sich ihr Wasserverbrauch verzehnfacht hat. 
71 Prozent des Wassers werden für landwirtschaftliche Zwecke in 
Anspruch genommen. Zur Erzeugung eines Kilogramms Getreide 
benötigt man eine Tonne Wasser, und für die Produktion eines Kilo- 
gramms Fleisches gehen 16 Kilogramm Getreide drauf. Auf unse- 
rem Planeten ist das Süßwasser eine selten anzutreffende Flüssig- 
keit, denn von den insgesamt 1,38 Milliarden Kubikmetern Wasser 
auf Erden sind nur 2,5 Prozent davon Süßwasser. 69 Prozent der 
Süßwasservorräte sind in Gletschern gebunden und 30 Prozent in 
unterirdischen Seen verborgen, so daß nur 0,3 Prozent des Süßwas- 
sers aus Quellen, Flüssen und Seen direkt bezogen werden können. 
»Zugang zu sauberem Wasser«, sagte am 9. November 2006 in 
Berlin der Niederländer Ad MELKERT, stellvertretender Generalsekre- 
tär der Vereinten Nationen in seinem Bericht zum Entwicklungs- 
programm der UNO, »ist ein elementares Menschenrecht. 1,1 Milli- 


»Wasser ist ein Urelement der lebendigen Natur: Wiege des tebens 
und Mittelpunkt von allem, was lebt.« (S. CÖRCY) Bei den derzeitigen Ernäh- 
rungsgewohnheiten in den industrialisierten Staaten werden 
die Wasserreserven wohl nicht ausreichen; daher ist Wasser zum Spekulati- 
onsobjekt geworden. Der Schutz der letzten Wasserreserven ist somit 
uneingeschränkte Pflicht. 
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arden Menschen haben keinen Zugriff auf sauberes und bezahlba- 
res Trinkwasser.« (FAZ, 10.11.2006) Mindestens zwanzig Liter Was- 
ser pro Tag sind notwendig, um die Grundbedürfnisse des Men- 
schen zu befriedigen. Der typische Europäer verbraucht 200 Liter 
am Tag, in den USA liegt der Durchschnittswert bei 400 Litern. In 
den Ländern des Nahen Ostens, des Maghreb, Afrikas nördlich des 
Äquators und auch in einigen europäischen Regionen ist die Was- 
serknappheit bereits so groß, daß der Wasserverbrauch pro Kopf auf 
unter 2000 Kubikmeter pro Jahr abgesunken ist. 

Angesichts der exponentiell ansteigenden Weltbevölkerung und 
des entsprechend weltweit zunehmenden Süßwasserbedarfs ist es 
kein Wunder, daß die Globalisierungsheuschrecken auch das Was- 
ser, eine der primären Lebensgrundlagen der Menschen, als Speku- 
lationsobjekt erkannt haben, aus dem sie ihren Reibach in Milliar- 
denhöhe herausschlagen wollen. 


Angriff der Globalisierer auf die letzten Wasserreserven 


Einer Studie der Arbeiterkammer Österreichs (»Privatisierung des 
Wassersektors in Europa«, herausgegeben von Wolfgang LAUBER, 
Wien, 2006) ist zu entnehmen, daß schon in den achtziger Jahren 
von Margret THATCHER in England, von Ronald REAGAN in den USA, 
verkündet wurde, die Privatisierung und ein liberalisierter »freier 
Markt« seien die Allheilmittel für alle wirtschaftlichen Probleme der 
Welt. Obwohl die EU am 26. September 1996 beschlossen hatte, »das 
Angebot aller Dienstleistungen der Daseinsfürsorge wie Gesundheit, 
Sozialschutz, Bildung, Wasserversorgung und Wohnung auf natio- 
naler bzw. regionaler Ebene sicherzustellen«, machte die EU-Kom- 
mission in letzter Zeit deutlich, daß sie die Liberalisierung auch auf 
dem Wassersektor vorantreiben möchte. Bei den GATS-Verhandlun- 
gen (General Agreement on Trade in Services = Vereinbarung über 
den Handel mit Dienstleistungen) hat sie ihre Forderung gegenüber 
72 Staaten bekräftigt, die Trinkwasserversorgung und andere öffent- 
liche Dienstleistungen zu >liberalisieren<. 

Von den Liberalisierungsbefürwortern wird regelmäßig vorge- 
bracht, daß verstärkter Wettbewerb zu einer größeren Auswahlmög- 
lichkeit für die Konsumenten, zu einer Effizienzsteigerung bei der 
Versorgung und zu niedrigeren Preisen führt. Einer vom österrei- 
chischen Wirtschaftsministerium bei der britischen Firma PriceWa- 
terhouse bestellten Studie war zu entnehmen, daß eine Liberalisie- 
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Graphik aus Le Figaro vom 1 3. März 2006. 


rung des Wassermarktes in Österreich zu Einsparungen von bis zu 
37 Prozent führen würde. 

Doch weil der Bau von mehreren Netzen für Trink- und Abwas- 
ser für die Anbieter zu teuer käme, bleibt das vorhandene Netz als 
natürliches Monopol des Anbieters unangefochten. Der Verbraucher 
kann also immer nur auf einen einzigen Anbieter zurückgreifen, eine 
Auswahlmöglichkeit ist daher von vornherein ausgeschlossen. 
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|Wasserversorgung mit priva er Beteiligung in der EU (2003/04) | 


Einwohner in “Mio. Von privaten Anbietern versorgt in % 


Frankreich 61,7 79 
Großbritannien 60,0 87 
Italien 58,2 28 | 
[Spanien 41,1 47 | 
Belgien 10,4 3 
Dänemark 5,4 1 
Deutschland 82,6 11 
Finnland 5,2 0 
Irland 4,0 0 | 
| Niederlande 16,3 0 | 
Österreich 8,1 7 
Schweden 9,0 5 | 
Polen 38,6 3 
Slowenien 2,0 0 | 
Tschechien 10,3 70 
Ungarn 10,1 26 | 
| 


Eine vom Österreichischen Städtebund und der Arbeiterkammer 
Wien in Auftrag gegebene Studie zum »Internationalen Vergleich 
der Siedlungswasserwirtschaft« ergab genau das Gegenteil: In der 
genannten Studie wurde die österreichische Wasserwirtschaft mit 
jener in England, Wales, Frankreich, Deutschland und den Nieder- 
landen verglichen. Während die Leitungsverluste in Frankreich 30 
Prozent, in England und Wales 22 Prozent betragen, liegt dieser Wert 
in Österreich bei nur 9,5 Prozent. In England und Wales sind seit 
1989 praktisch 100 Prozent der Wasserwirtschaft privatisiert, in 
Frankreich sind es 79 Prozent. Betrachtet man als Gradmesser zur 
Beurteilung von Effizienz das Ausmaß der Leitungsverluste, so wird 
man jetzt kaum mehr davon sprechen können, daß ein liberalisierter 
Markt effizienter ist. In England und Wales sind die Wasserpreise 
von 1988 bis 1998 um durchschnittlich 36 Prozent gestiegen. Die 
Gewinne der Unternehmen stiegen im selben Zeitraum sogar um 
147 Prozent! 
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Beispiele aus Deutschland und Europa 


Ende 1997 wurde die Potsdamer Wasserwirtschaft teilprivatisiert. 
49 Prozent der Wasserbetriebe gingen an die Firma Eurawasser 
GmbH Berlin, ein deutsches Tochterunternehmen von ONDEO Ser- 
vices, vormals Suez Lyonnaise des Eaux, und von Thyssen/Krupp/ 
RWE. Schon kurz darauf erfolgten zwei Gebührenerhöhungen: 1998 
kostete der Kubikmeter Wasser 4,92 Mark, im Juni 2000 bereits 8,80 
Mark. Dann gab der Anbieter bekannt, er würde die Preise trotz sin- 
kenden Bedarfs bis 2017 nochmals um 100 Prozent, also von 8,80 bis 
16,40 Mark pro Kubikmeter, erhöhen. Daraufhin trennte sich die Stadt 
Potsdam im Juni 2000 vom deutsch-französischen Anbieter Eura- 
wasser. Die Kündigung kostete die Stadt ungefähr fünf bis zehn 
Millionen Mark. 

Ein positives Beispiel für eine gut funktionierende Selbstverwal- 
tung ihres Wassers bietet die Stadt Wien: Dies bestätigt eine Studie 
von internationalen Consulting-Unternehmen zum Thema »Quality 
of Life« (Lebensqualität). In dieser Studie hat Wien unter 219 Städ- 
ten bei einem Vergleich von 39 Kriterien hinter Zürich und Bern den 
dritten Platz belegt. Doch wie lange werden sich die Wiener Stadt- 
väter gegen den Druck der Globalisierer aus den Reihen der eigenen 
Bundesregierung und aus Brüssel durchsetzen können? Jede Volks- 
befragung zum Thema Privatisierung der Wasserreserven hat 
europaweit ergeben, daß die Bürgerinnen und Bürger - in Deutsch- 
land sind es an die 75 Prozent - keine Liberalisierung wünschen. 
Hier ging der größte Anbieter, die Firma Gelsenwasser, 2003 wieder 
in den Besitz der Städte Dortmund und Bochum über. In einem Re- 
ferendum lehnten die Hamburger (2004) und die Mühlheimer (2005) 
die Privatisierung ihrer Wasserwerke ab. Trotz dieser offensichtli- 
chen Ablehnung auch in den anderen EU-Ländern ist es für die Brüs- 
seler Mißgeburt eines >Vereinten Europa< bezeichnend, daß der 
Wunsch der Völker mißachtet, die Wünsche der Konzerne und Spe- 
kulanten jedoch verläßlich erfüllt werden. 

2005 wurden zehn neue Länder in die EU aufgenommen. Damit 
haben sich die politischen Kräfteverhältnisse in Brüssel geändert. Mit 
einem Bevölkerungsanteil von 16 Prozent der 25 Mitgliedsstaaten 
stellen diese neuen Mitglieder 22 Prozent der EU-Parlamentarier, ver- 
fügen über 26 Prozent der Stimmen im Rat und stellen 40 Prozent 
der EU-Kommissare. Da einige dieser Staaten eine sehr entschiedene 
Privatisierungs- und Liberalisierungspolitik - im Auftrag ihrer ka- 
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pitalistischen Finanziers beiderseits des Atlantik - verfolgen, stellt 
sich die Frage, welche Auswirkung diese demokratischen Mehrheits- 
verhältnisse auf jene Regierungen haben werden, die sich den Glo- 
balisierern (noch) nicht restlos verkauft haben. 

»Ein rigoroser Ausschreibungswettbewerb«, schreibt Nikolaus 
GEILER, vom Arbeitskreis Wasser im BBU< (Freiburg im Breisgau), 
»kann zwar einerseits zu mehr Transparenz bei der Vertragsvergabe 
führen, birgt aber andererseits die Gefahr, daß nur noch finanzstar- 
ke Konzerne erfolgreich aus den Ausschreibungen hervorgehen. 
Zwangsläufig droht dann das Risiko, daß sich im Wasser- und Ab- 
wassersektor - ähnlich wie in Frankreich - Oligopole bilden werden. 
Bis jetzt steht allerdings die Privatisierung des auf 20 Milliarden Euro 
(2005) Jahresumsatz geschätzten Wassersektors in Deutschland erst 
am Anfang. In der Wasserversorgung wird der weitaus größte Teil 
der Bevölkerung noch von Unternehmen versorgt, die völlig oder 
zumindest zum größten Teil kommunal beherrscht werden.« 

Doch die zunehmende Verschuldung und Mittellosigkeit immer 
zahlreicherer Städte, Dörfer und Gemeinden sowie die von gewis- 
senlosen Verkaufsagenten vorgelegten Kosten- und Ertragrechnun- 
gen, aus denen hervorgeht, daß Partnerschaften zwischen betroffe- 
nen Gemeinden und privatwirtschaftlichen >Know-how<-Gebern für 
beide Seiten ein glänzendes Geschäft verheißen, überzeugen immer 
mehr wirtschaftlich unerfahrene Stadtväter, in die >Liberalisierung< 
der Wasserversorgung einzuwilligen. In den meisten Fällen handelt 
es sich nicht um Vollprivatisierungen, sondern um Teilprivatisie- 
rungen (auf Neudeutsch: >public private partnership< oder >ppp<). Eine 
weitere Globalisierungsvariante ist das amerikanische System des 
>Cross Border Leasing< (grenzüberschreitende Verpachtung), bei de- 
nen Wasserversorgungsanlagen an amerikanische Konzerne >verleast< 
werden, wie etwa in Leipzig und bei der Bodenseefernwasserver- 
sorgung. 

Was von den Anbietern privater Beteiligungen oder Übernahmen 
im Wassersektor gem unterschlagen wird, ist die Tatsache, daß die 
regelmäßig anfallenden Reparaturen und Sanierungsarbeiten an 
Anlagen und Leitungen viel Geld kosten, das viel günstiger über 
einen Kommunalkredit erhältlich ist als in Form eines privaten Ka- 
pitals, das auf eine Rendite von 15 Prozent und mehr spekuliert, und 
daß beim Abschluß eines >ppp<-Vertrages mit üblicherweise 49 Pro- 
zent Privatbeteiligung auch 49 Prozent des Gewinns der Wasserwer- 
ke und der Eigenkapitalverzinsung der Betriebe auf die Konten von 
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Konzernzentralen und anonymen Aktionären wandern. Diese Ent- 
wicklung hat bisher dazu geführt, daß sich von rund 900 Stadtwasser- 
werken nur noch 500 im Vollbesitz der Kommunen befinden. 

Faßt man den gegenwärtigen Verlauf der Debatte in Deutschland, 
und Brüssel zusammen, muß man feststellen, daß die Wasserver- 
und Abwasserentsorgung als Kernbestandteil der kommunalen Da- 
seinsvorsorge erheblich gefährdet ist. Es liegt auch an uns, den poli- 
tisch Zuständigen, ob Brüssel, die privaten Wasserkonzerne und ihr 
Troß von Propagandisten in den Banken, Beratungs- und Gutach- 
terbüros wie KPGM und PriceWaterhouse und in den Redaktionen 
der Wirtschaftspresse in diesem Jahr (2007) die Marktführerschaft 
in der Privatisierungsdebatte erobern können. 

Einem Bericht in Le Monde diplomatique (April 2000) war zu ent- 
nehmen, daß im März 2000 ein Weltwasserforum stattfand, um eine 
globale Vision für eine langfristige Wasserbewirtschaftung zu be- 
schließen. Vor allem die Weltbank will mit Unterstützung aller rele- 
vanten UN-Organisationen eine »globale Wasserpolitik« erarbeiten 
und hat deshalb die Gründung der >Global Water Partnership< (GWP) 
unterstützt. Finanzielle Hilfe erhält das Projekt von den großen Kon- 
zernen im Bereich der Kommerzialisierung des Trinkwassers und 
Abwassers. Das verheißt nichts Gutes. 


Das Wasser als politische Waffe 


Das größte Problem Saudi-Arabiens, des weltgrößten Ölproduzen- 
ten, ist seine demographische Entwicklung: Innerhalb der letzten 50 
Jahre ist seine Bevölkerung von 3,2 auf 22 Millionen angewachsen. 
Im Jahre 2025 wird sie 40 Millionen betragen. Doch innerhalb der 
letzten 10 Jahre ist das Pro-Kopf-Einkommen dieses einstmals sa- 
genhaft reichen Landes von 28600 auf 6800 Dollar, also um Drei 
viertel gesunken, im selben Zeitraum die Arbeitslosigkeit von Null 
auf 30 Prozent emporgeschnellt. Nun leidet das Wüstenland, wie 
übrigens auch die übrigen Länder der arabischen Halbinsel, unter 
akutem Süßwassermangel. Nur durch den Bau von erdgasbetriebe- 
nen und aufwendigen Klär- und Wasserentsalzungsanlagen können 
sie die Bewässerung ihrer kargen landwirtschaftlichen Flächen und 
den stark wachsenden Bedarf an Trinkwasser gewährleisten. So reich 
an Erdöl die Saudis jetzt noch sein mögen, bei Erdgas sind sie arm 
dran. Es kostet die Regierung 1,20 Dollar, um aus Meerwasser einen 
Kubikmeter Trinkwasser zu erzeugen. Da sie ihren einfachen Bür- 
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Trinkwasserversorgung in Saudi-Arabien. Die Dresdner Firma ACI verwirk- 
licht ein Wassertransportsystem in Jubart Rijahdh. Foto: ACI Dresden. 


gern einen solchen Preis nicht zumuten kann, verkauft sie ihnen den 
Kubikmeter um nur 30 Cents, subventioniert das Trinkwasser also 
zu 75 Prozent! Der 85jährige König ABDALLAH hat seit seinem Regie- 
rungsantritt im Sommer 2005 schon mehrmals angekündigt, daß er 
mit den verbleibenden Ölreserven, dem einzigen Rohstoff seines Lan- 
des, haushalten will, sich nicht mehr nach den Bedürfnissen des 
amerikanischen Ölkartells und der Wall Street, sondern allein nach 
den Prioritäten seines Volkes richten werde. Glaubt denn einer der 
Polit-Bonsai und Schafe im Schafpelz bei den zuständigen EU-Kom- 
missionen zu Brüssel im Ernst, die Araber würden eher verdursten, 
als daß sie uns vorher den Ölhahn zudrehen? 

Mehr als 70 Prozent der landwirtschaftlichen Betriebe Syriens und 
des Irak sind von den Bewässerungssystemen entlang von Euphrat 
und Tigris abhängig, doch diese beiden überlebenswichtigen Strö- 
me entspringen im nördlichen Nachbarland Türkei, das mit ihrem 
Todfeind Israel militärisch verbündet ist. Für Syrer und Iraker steht 
deshalb ohne jeden Zweifel fest, daß die Türken den von ihnen kon- 
trollierten Pegelstand beider Flüsse vom politischen und militäri- 
schen Wohlverhalten ihrer Regierungen gegenüber den politischen 
und wirtschaftlichen Wünschen Ankaras und Washingtons abhän- 
gig machen. Schon etliche Male im Laufe der vergangenen Jahre 
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haben die Türken technische Pannen oder dringende Reparaturen 
vorgeschützt, um die Wasserzufuhr nach Syrien für kurze Zeit ein- 
zustellen - gefährliche Präzedenzfälle also in den Augen der Ara- 
ber. Sie fragen sich: Was geschieht im Falle längerer Trockenheits- 
perioden? Wird die Türkei in jedem Fall die vertraglich zugesicherte 
‚Quote von 500 Kubikmetern pro Sekunde nach Syrien durchfließen 
lassen oder vorrangig den hundertfach angestiegenen Wasserbedarf 
ihrer GAP (Groß-Anatolischen Projekte) bedienen müssen? 

Im Oktober 2000 berichteten arabische Medien, »wegen anhalten- 
der Trockenheit mußte die Türkei die Abgabe von Euphratwasser 
an Syrien fast um die Hälfte kürzen«. Was passiert, wenn in dieser 
stark von Erdbeben gefährdeten Region einige Dämme brechen? Man 
hat errechnet, daß sich im Falle eines Bruches des Atatürk-Dammes 
eine Flutwelle sintflutlichen Ausmaßes entlang des Euphrat bis in 
den Persischen Golf ergießen würde, alles Leben auf dem Weg dort- 
hin unter sich auslöschend. Wer kann garantieren, daß die zu er- 
wartenden Verseuchungen und Verschmutzungen beider Ströme 
durch die neuen Industrien und die chemische Düngung von den 
türkischen Verursachern so weit geklärt werden, daß sich Euphrat 
und Tigris nicht als Kloaken nach Syrien und dem Irak ergießen wer- 
den? 

Es entsteht nämlich durch die türkischen GAP-Projekte in Ost- 
anatolien, im >Wilden Kurdistan< also, ein neuer Konfliktherd, ein 
neues Konfliktpotential von unabsehbaren Dimensionen. In den frü- 
hen neunziger Jahren ist die Türkei darangegangen, ein Jahrtausend- 
projekt in Angriff zu nehmen, das ihre unfruchtbaren südöstlichen 
Provinzen landwirtschaftlich und industriell bis zum Jahre 2010 er- 
schließen wird. Bereits 1992 wurde der Atatürk-Damm, der viert- 
größte der Erde, fertiggestellt. Entlang von Euphrat und Tigris wer- 
den 22 Staudämme und 17 Elektrizitätswerke entstehen, die 26 
Milliarden Kilowattstunden pro Jahr produzieren sollen. 80000 
Quadratkilometer (also ungefähr die Gesamtfläche Österreichs) un- 
fruchtbaren Landes werden bewässert. Die gesamten GAP-Projekte 
werden an die 35 Milliarden Dollar kosten, die freilich in Form von 
politisch bedingten Weltbankkrediten finanziert werden müssen. Für 
die Türken zeichnet sich ein Goldenes Zeitalter ab, ein Wiederaufer- 
stehen früheren Glanzes, die Überwindung der dem Lande stets an- 
haftenden Rückständigkeit als >kranker Mann am Bosporus<. Ein 
neuer, friedlicher Garten Eden soll erblühen, und von seinem Über- 
fluß sollen auch die lieben Nachbarn profitieren: Strom, Industrie- 
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erzeugnisse und Produkte der Landwirtschaft können dann in die 
benachbarten Wüstenländer und Ölemirate exportiert werden. Mo- 
derne Straßen und Eisenbahnen sollen weit über die türkischen Gren- 
zen hinweg vom Wiederaufstieg turanischer Zivilisation und einsti- 
ger Größe künden. 

Nun hat aber im Februar 1996 der NATO-Mitgliedsstaat Türkei 
mit Israel, dem Erzfeind der arabischen Länder, ein Militärbündnis 
geschlossen. Es ist nicht bekannt geworden, inwieweit allfällige Ge- 
heimklauseln dieses Bündnisses die übrigen NATO-Mitglieder - etwa 
im Falle eines Konfliktes zwischen Israel und Syrien um die Golan- 
höhen - zu einem Eingreifen >out of area< zwingen könnten. Als im 
April 1996 israelische Truppen wieder einmal in den Libanon einfie- 
len, veranstalteten die Türken entlang der syrischen Grenze Manö- 
ver und Truppenbewegungen. Zwischen Israel und der Türkei wur- 
de ein Gegengeschäft vereinbart: Im Gegenzug für die Lieferung von 
jährlich 50 bis 100 Millionen Kubikmeter Trinkwasser an Israel, ver- 
gab das türkische Militär den Israeli den Auftrag zur Wartung und 
Modernisierung der türkischen Panzerwaffe. Die türkische Zeitung 
Daily News vom 22. März 2002 mäkelte, daß man weder mit der Aus- 
schreibung noch mit den Preisverhandlungen begonnen habe. Zwei 
Monate später berichtete dieselbe Zeitung: »Schon lange reden wir 
mit den Israelis über den Verkauf von Wasser. Sie reden sich heraus 
auf die hohen Preise und den Einfluß ihrer Meerwasserentsalzungs- 
Lobby. In Wirklichkeit fürchten sie sich vor einer Zusammenarbeit 
mit einem islamischen Land und möchten das Wasser geschenkt be- 
kommen. Jetzt wollen die Israeli zusätzlich zu dem türkischen Auf- 
trag für die Modernisierung unserer Panzer noch sechs Aufträge für 
den Bau von Bewässerungsanlagen für die GAP. Warum soll immer 
die Türkei Vorleistungen erbringen? Wir sollten nur dann diese Auf- 
träge erteilen, wenn Israel von uns das Wasser kauft. Israel könnte 
damit einen Beitrag zur Entschärfung der Lage in den Palästinen- 
sergebieten leisten, die unter noch ärgerem Wassernotstand leiden.« 

Offensichtlich kann durch die Kontrolle über die Wasserreserven 
eines Landes dieses auch erpreßt werden. 


Wasserdefizite in der arabischen Welt 


Bis zum Jahre 2030 dürfte das Wasserdefizit in den arabischen Staa- 
ten jährlich zwischen 160 und 260 Milliarden Kubikmeter betragen. 
Man unterscheidet hier zwischen den Ländern, die über erneuerbare 
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Wasserreserven (Regen und Flußwasser) verfügen, wie dem Liba- 
non und Jemen, solchen Ländern, die auf die Zufuhr ihrer Nachbarn 
angewiesen sind, wie Ägypten, Syrien, dem Irak und dem Sudan, 
und schließlich den Ländern, die über keine erneuerbaren Reserven 
verfügen, wie Libyen und den Staaten am Persischen Golf. Was Is- 
rael anbelangt, so leidet es bereits seit dem Jahre 2000, ebensowie 
Jordanien, an Wasserdefizit. 

Christian CHESNOT schreibt in La bataille de l'eau au Proche Orient, 
1993: »Das Ziel der israelischen Regierungen bis zum Jahre 2000, ihr 
Land mit 7 Millionen Juden zu besiedeln, würde es erforderlich 
machen, zusätzliche 268 Millionen Kubikmeter Wasser in den näch- 
sten drei Jahren aufzutreiben.« 

Das ist den Israelis anscheinend gelungen, denn während der Be- 
setzung des Südlibanon (1982 bis 2000) haben die Israelis den Fluß 
Litani angezapft und Wasser in den Tiberias-See umgeleitet. Die Bei- 
ruter Zeitung L'Orient le Jour vom 8. Juni 1996 erwähnt eine Studie, 
wonach zwischen 250 und 300 Millionen Kubikmeter vom Litani nach 
Israel abgezweigt wurden. Das könnte also gereicht haben. Doch wie 
geht es nun weiter? Israel hat bereits seine sämtlichen Wasserreser- 
ven in seinen Kernlanden und den besetzten Gebieten mobilisiert, 
Entsalzungsanlagen sind in Betrieb, doch übersteigen die Kosten des 
so gewonnenen Wassers oftmals den Gewinn des dabei erwirtschaf- 
teten Obstes und Gemüses. In der Jerusalem Post vom 4. Januar 1991 
wird geklagt, »daß die Steuerzahler keinen Sinn darin erblicken, 
Gemüse zu subventionieren, damit es billiger wird als das zu sei- 
nem Gedeihen verwendete Wasser«. Für die gesamte Wasserwirt- 
schaft in Israel ist die Firma Mekoroth zuständig, auch für die palä- 
stinensischen Gebiete. Im Gazastreifen wird den 6000 jüdischen 
Siedlern über 30 Prozent des verfügbaren Wassers zugeteilt, wäh- 
rend sich die 1,2 Millionen Palästinenser die restlichen 70 Prozent 
teilen müssen. 
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10. Kapitel 


Die staatlichen Funktionen 
im Zeichen der Globalisierung 


In diesem Kapitel wird aufgezeigt, wie in allen angeführten Berei- 
chen die Globalisierung dank geistiger und tätlicher Mithilfe der ei- 
genen Regierungen munter voranschreitet. 


Landesverteidigung 


Das Militär der Zukunft, so Thomas BARNETT, wird dazu da sein, um 
Grenzen niederzureißen, damit die vier >Flows< -jener des Fernver- 
kehrs quer durch alle Kontinente, jener der >freigesetzten< Galeeren- 
sklaven aller Länder, jener der Spekulationsgewinne von Globali- 
sierungsheuschrecken und jener der >US-Peace-keeping Forces< (der 
amerikanischen >Friedenseinsätze<) - weltweit ungehindert herein- 
und herausfließen können. Für herkömmliche Kriegseinsätze durch 
die vier traditionellen Waffengattungen soll ein stark reduziertes und 
abgespecktes Militär sorgen, dem von der Firma >Pentagon & Wall 
Street< die globalwirtschaftlich ausgerichtete Neue Strategie vorge- 
geben wird. 

Sind zur Erfüllung solcher Aufgaben Schlachtschiffe, Bomberflot- 
ten und Panzerdivisionen überflüssig geworden? Keineswegs, denn 
>Terroristen< schliefen nie, und >Schurkenstaaten< stapelten heimlich 
Massenvernichtungswaffen, nicht nur, um die Industrieanlagen und 
Nervenzentren der USA und Israels auszuschalten, sondern um die 
Zivilisation der westlich-demokratischen Wertegemeinschaft über- 
haupt auszulöschen. Es müßten deshalb auf allen Weltmeeren und 
vor den Küsten des GAP die Kriegsflotten der Vereinigten Staaten 
patrouillieren, der Himmel über allen >Schurkenstaaten< rund um 
die Uhr von Weltraumsatelliten und Aufklärungsdrohnen überwacht 
werden, die Eingreifstruppen des CORE an den Rändern des GAP 
stets Friedenswache schieben. Auf den Militärakademien der CORE- 
Staaten würde hinfort gelehrt, wie die vier >Flows< gewährleistet und 
nötigenfalls mit panzerbrechenden Mitteln durchgesetzt werden 
müssen. Damit diese Neue Strategie vom Regimentskommandeur 
bis zum Ladeschützen auch richtig kapiert wird, sollten von nun an 
die Offiziere auf ihren Einsätzen nicht von Politruks, sondern von 
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Wirtschafts- und Finanzberatern aus dem >Friedensministerium< 
begleitet werden, die sowohl für die Umgestaltung der politischen, 
sozialen und wirtschaftlichen Institutionen als auch für die Umer- 
ziehung der Völker in den >befreiten< Ländern des GAP zuständig 
sein würden. 

Sollte sich eine GAP-Regierung unliebsam bemerkbar machen, sich 
in einem Land des CORE Widerstand gegen die Globalisierung re- 
gen, würde SOCOM, das amerikanische >Special Operations Com- 
mand<, Einsatzgruppen oder >Killer< entsenden, um die betreffende 
Opposition und gefährliche Unverbesserliche auszuschalten. Falls 
eine Nation so töricht sein sollte und lieber die Zerstörung ihrer Städte 
und Dörfer, die Vernichtung ihrer Kulturdenkmäler und industriel- 
len Anlagen in Kauf nehmen, als ihrer Religion, Traditionen und 
Lebensweise abzuschwören, würde sie die >Befreiung< à l'américaine 
(siehe Irak!) kennenlernen, die mit Bomben- und Raketenangriffen 
einsetzt, mit der >Befreiung< von all ihren strategisch wichtigen Roh- 
stoffen, der Abhaltung >demokratischer< Wahlen und der Einsetzung 
einer den Globalisierern ergebenen und von Leibwachen der Besat- 
zungsmacht geschützten Regierung ihre Fortsetzung findet. 

Wo immer möglich, seien paramilitärische Aufgaben und Einrich- 
tungen, wie Lazarette und Versorgungsdienste, Transportwesen und 
Nachschub, Pionierbauten, ja sogar die Zivilverwaltung in >befrei- 
ten< Ländern, die >Betreuung< von Gefangenen >outzusourcen<, das 
heißt: zu privatisieren. 

Im >befreiten< Irak sorgen jetzt schon die Konzerne Halliburton, 
Kellog Brown & Roots und einige andere amerikanische Firmen für 
die Ernährung, Unterbringung und Betreuung der US-Besatzungs- 
truppen. Um das Militärbudget zu entlasten, wurde vom Pentagon 
vorgeschlagen, zahlungskräftige Unternehmen anzusprechen, die als 
Sponsoren einspringen könnten. Es ist deshalb nicht auszuschlie- 
ßen, daß in absehbarer Zukunft an den Bordwänden von Flugzeug- 
trägern, Türmen von U-Booten, Seitenleitwerken von Kampfbom- 
bern, Türmen von Panzern und Helmen von NATO-Infanteristen 
die Markenzeichen bekannter amerikanischer Getränke und Grill- 
buden, berühmter Modedesigner und Kosmetikfirmen prangen wer- 
den. Mit der Globalisierung der Armeen hätte die Uniform endlich 
aufgehört, das Ehrenkleid der Nation zu sein. Vergessen wären he- 
roische Zeiten, da Offiziere und Mannschaften, flatternde Regiments- 
fahnen voran, in die Schlacht zogen, um Volk und Vaterland zu be- 
schützen. Nie mehr sollen >in hoc signo< (im Zeichen) eines Banners, 
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eines Bekenntnisses, eines Freiheitskampfes die Krieger eines Vol- 
kes ins Feld ziehen, sondern dereinst nur noch >in signo< des Dollar- 
zeichens und der Firma >Pentagon & Wall Street<. 

Auch bei Kampfeinsätzen greifen immer mehr Regierungen auf 
das reichliche Angebot privater Militärfirmen zurück, deren Umsät- 
ze im Jahre 2005 die 200 Milliarden Dollargrenze überschritten ha- 
ben dürften. Allein im Irak werden von den USA an die 30 000 Söld- 
ner >beschäftigt<, was dem Pentagon den Vorteil bringt, daß von 
diesen begangene Kriegsverbrechen nicht der US-Army andgelastet 
werden können und deren Gefallenenziffern nicht in der US-Stati- 
stik aufscheinen. Ob als Verhörspezialisten im Gefängnis zu Abu 
Ghraib, ob bei >Sondereinsätzen< in Falludscha, ohne >Mercenaries< 
(Söldner) geht heute gar nichts. Bei einem Tagessold von bis zu 3000 
Dollar ist es nicht schwierig, aus vielen Ländern der Welt militäri- 
sche Spezialisten anzuheuern. Die größten Söldnerfirmen wie Black- 
water oder AirScan notieren längst an der Börse und haben Hoch- 
konjunktur. Es ist naheliegend, daß solche Firmen, die von 
Konfliktsituationen in aller Welt profitieren, keine Gelegenheit aus- 
lassen, um solche auch zu schüren. In Freiburg i.Br. bildet eine >Du- 
kes School< private Militäroffiziere aus, in Berlin können sich Inter- 
essenten bei einer >Firma Diligence LC< melden, berichtet B. ULLRICH 
in: Deutschland (9/10, 2006). 

Was uns EU-ropäer betrifft, so sollten wir sehr sorgsam beobach- 
ten, wie die Globalisierer alles daran setzen, sowohl die NATO als 
auch die EU zur Durchsetzung ihrer Endziele zu mißbrauchen: Die 
von Brüssel betriebene ENP (Europäische Nachbarschaftspolitik) 
läuft auf die Schaffung einer Pufferzone für die osteuropäischen 
Länder Ukraine, Weißrußland, Moldawien, Armenien, Georgien und 
Aserbaidschan hinaus. Diese sollen, unterstützt und finanziert von 
Institutionen der EU, sprich: von den Nettozahlern, erst einmal die 
Grundprinzipien der westlichen Demokratie, der Rechtsstaatlichkeit 
und der Marktwirtschaft lernen, damit ihnen nach bestandener >Prü- 
fung< der Beitritt als Vollmitglieder in die EU offen bleibt. 

Doch dank seiner Wiederauferstehung als Wirtschaftsweltmacht 
und als politische und militärische Ordnungsmacht in Eurasien kann 
Rußland sich nun erlauben, der EU sein Mißfallen darüber kundzu- 
tun, daß sie unter dem Deckmantel der Osterweiterung einer euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft und offensichtlich im Interesse der 
USA die rein militärpolitischen Ziele der NATO vorantreibt, die, wie 
schon ihr Name bedeutet, als >Nordatlantische< Militärallianz nach 
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dem Ende des Kalten Krieges ihre Daseinsberechtigung verloren und 
deshalb in Mitteleuropa und schon gar nicht in Osteuropa etwas zu 
suchen habe. Wenn die Amerikaner in den NATO-Mitgliedsstaaten 
Polen, Ungarn, Lettland, Tschechien, Bulgarien, Rumänien Militär- 
stützpunkte errichten, in Staaten also, die auch Mitglieder der EU 
sind, so ist die Frage berechtigt, welchen Interessen diese amerikani- 
schen militärischen Einrichtungen dienen, welche geopolitischen In- 
teressen die von den USA ferngelenkte EU jenseits der Weichsel, der 
Kura und des Pruth verfolgt? Derzeit sind in zehn Ländern der Erde 
Einheiten der deutschen Bundeswehr stationiert, um gemäß Aussa- 
gen der deutschen Regierung »deutsche Interessen« zu verteidigen. 
Nur eines dieser Länder - Bosnien - liegt in Europa. Glaubt denn ein 
einziger Deutscher, mit Ausnahme des Trios MERKEL-STEINMEIER- 
JUNG, daß durch die Anwesenheit deutscher Soldaten im Kongo die 
demokratische Läuterung von Marionetten westlicher Bergbau- und 
Ölkonzerne, wie KABILA und BEMBA, einsetzen wird? 

Gerade die deutsche Regierung, deren Volk von Erdgasimporten 
aus Rußland abhängt, sollte sich hüten, gegenüber Moskau als Pro- 
konsul Washingtons ultimativ und überheblich aufzutreten, lang- 
fristige Lieferbedingungen und Preisgarantien zu fordern, russische 
Teilhaberschaft an deutschen Energiekonzernen jedoch abzulehnen. 
Darf man sich wundern, wenn im November 2006 Präsident PUTIN 
angesichts der Besuche des deutschen Außenministers STEINMEIER in 
Aserbaidschan, Usbekistan und Kasakhstan, wo dieser entgegen den 
Interessen Rußlands für eine von den Amerikanern geplante Gaslei- 
tung die Werbetrommel rührte, nun seinerseits auf politisches und 
wirtschaftliches Wohlverhalten und politisches Entgegenkommen 
seiner EU-ropäischen >Partner< drängt? 

Einer Studie über die »Theoretische Ableitung europäischer Si- 
cherheitsinteressen«, herausgegeben im Dezember 2006 vom Büro 
für Sicherheitspolitik des österreichischen Bundesministeriums für 
Landesverteidigung, ist zu entnehmen, »daß sich die Frage nach 
europäischen Sicherheitsinteressen im Rahmen der Gemeinsamen Au- 
Ben- und Sicherheitspolitik (GASP) und der darin eingebetteten Euro- 
päischen Sicherheits- und Verteidigungspolitik (ESVP) weder poli- 
tisch noch analytisch systematisch von der Frage internationaler 
Sicherheitsinteressen. .. trennen läßt«, sondern nach dem »White Pa- 
per Proposal« des Jahres 2004 für die European Security Strategy 
(ESS) richte, das besagt: »Was sich in entfernten Weltgegenden er- 
eignet, beeinflußt direkt oder indirekt die Interessen Europas, denn 
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seit dem 11. September 2001 hat sich der internationale Terrorismus 
zur größten Sicherheitsbedrohung für die Welt entwickelt«. 

Nach Ansicht der Globalisierer wäre eine Bedrohungsdefinition 
aus rein europäischer Sicht von vornherein falsch, denn: »... die Glo- 
balisierung erfordert eine neue Betrachtungsweise der Sicherheits- 
faktoren. Auf globaler Ebene hat die gegenseitige Abhängigkeit mehr 
als nur eine wirtschaftliche Komponente, nämlich auch eine politi- 
sche, kulturelle und militärische. In Folge der Globalisierung. . . sind 
die Interessen Europas mit all jenen mit ihm vernetzten Partnern 
untrennbar verflochten. .. Deshalb hängt heutzutage die Sicherheit Euro- 
pas von der Aufrechterhaltung und Stabilität des globalen Sicherheitssy- 
stems ab.« Thomas BARNETT hätte es nicht schöner und besser aus- 
drücken können. 

Es konnte deshalb niemanden überraschen, daß der deutsche 
Außenminister STEINMEIER anläßlich der ESVP-Konferenz am 29. Ja- 
nuar 2007 in Berlin deutsche Sicherheitsinteressen in seiner im Fern- 
sehen (Phoenix TV) übertragenen Rede mit keinem Wort erwähnte, 
sondern nur über die Vision einer gemeinsamen europäischen Ver- 
teidigung daherfaselte und seine Landsleute dazu aufforderte, sich 
»auf operative Aufgaben und die Teilnahme an militärischen Mis- 
sionen« vorzubereiten. 


Die Globalisierung der eu-ropäischen Sicherheitspolitik 


Die von der EU und den Spitzenpolitikern ihrer Mitgliedsstaaten nach 
der Ablehnung des Verfassungsvertrages bei den 2005 abgehaltenen 
Volksabstimmungen in Frankreich und den Niederlanden selbst ver- 
ordnete »Denkpause« endete zu Beginn des Jahres 2007 mit der deut- 
schen EU-Präsidentschaft. Diesen von der Brüsseler Nomenklatura 
längst angekündigten und medial fleißig propagierten neuen Anlauf 
voraussehend und wohl auch erwartend, hat das Büro für Sicherheits- 
politik des Bundesministeriums für Landesverteidigung in Wien schon 
im Juni 2006 einen international besetzten >Workshop< zur Frage der 
europäischen Sicherheitsinteressen aus dem Blickwinkel der Gemein- 
samen Außen- und Sicherheitspolitik< (GASP), der Europäischen Si- 
cherheitsstrategie' (ESS), der NATO und der WEU abgehalten. Aus 
den Ergebnissen dieser Konferenz wurde eine »Formulierung euro- 
päischer Sicherheitsinteressen für ein strategisch handelndes Europa« 
genannte Studie erstellt. Aus ihr wurden vom Verfasser die folgen- 
den aufschlußreichen Auszüge hervorgehoben: 
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Als übergreifende strategische Kernziele der EU werden erstens 
die Stärkung der Sicherheit Europas nicht etwa »in« der EU, son- 
dern »in der Nachbarschaft« der EU, und zweitens das »Eintreten 
für eine Weltordnung auf der Grundlage eines wirksamen Multila- 
teralismus« (!) bezeichnet. Als »wichtiges Interesse« wird auch die 
Sicherheit der Energieversorgung angesprochen. Die steigende Im- 
portabhängigkeit bei Erdöl und Erdgas gibt Anlaß zur Besorgnis: 
Derzeit wird der Energieverbrauch der EU zu 50 Prozent durch Ein- 
fuhren abgedeckt, im Jahre 2030 werden es 70 Prozent sein. Doch zum 
Glück gebe es da den Krisenmechanismus der IEA, der international 
Energy Agency<, von der die FAZ bereits am 9. November 2005 unter 
dem Titel »Problematische Behörde« berichtete: »Die Informations- 
politik der IEA bedarf dringend der öffentlichen Debatte. Zu fragwür- 
dig waren ihre Prognosen... der letzten Jahre, zu absurd erscheinen 
die aktuellen Vorhersagen..., zu auffällig auch das beharrliche Schwei- 
gen dieser Behörde zu der nach und nach in die Öffentlichkeit vor- 
dringenden Peak-Oil Diskussion über das Ende der Ölreserven. . . 
Problematisch ist, daß diese Pariser Behörde in den vergangenen Jahren mehr 
Einfluß auf die Energiepolitik als jede gewählte Regierung hatte - und daß 
die Energiepolitik Grundlage wichtigster politischer Entscheidungen ist...« 
Wissen denn die Entscheidungsbefugten der NATO, der EU, der ein- 
zelnen Verteidigungs- und anderer Ministerien nicht, daß die IEA eine 
Art Propagandazentrale des amerikanisch dominierten Ölkartells ist? 
Oder dürfen sie dies nicht wissen? (Siehe: 8. Kapitel) Die Studie emp- 
fiehlt zwar den Abschluß eines Kooperationsabkommens mit Ruß- 
land, gleichzeitig aber Beitrittsverhandlungen mit der Türkei aufgrund 
ihrer Rolle als »Transitraum für kaspisches Erdöl und Erdgas« - an 
Rußland vorbei. Daher also weht der Wind! 

Unter »Regionale Sicherheitsinteressen« wird die »Fähigkeit zu 
präventivem Engagement [!] in Nachbarländern« gefordert. »Es liegt 
im Interesse Europas, daß die angrenzenden Länder verantwortungs- 
voll [gegenüber wem?] regiert werden. .. Die Integration beitreten- 
der Staaten erhöht zwar unsere Sicherheit (?), bringt die EU aber 
auch in größere Nähe zu Krisengebieten. Wir müssen darauf hinar- 
beiten, daß östlich der EU und an den Mittelmeergrenzen [?] ein Ring 
verantwortungsvoll regierter Staaten entsteht, mit denen wir eng 
zusammenarbeiten können.« Die Studie spricht von demnächst »28 
plus X« EU-Mitgliedsstaaten. 

Unter »Weitere regionale Schwerpunkte« wird darauf hingewie- 
sen, daß »auch entfernte Konfliktherde direkte und indirekte Aus- 
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Wirkungen auf europäische Interessen haben und mithin eine Reak- 
tion (!) am Entstehungsort angezeigt ist. Neben offenen Konflikten werden 
auch das Entstehen rechts- und regierungsfreier[?] Räume, Entwicklungs- 
und Modernisierungskrisen als regional verortete Herausforderungen an- 
gesprochen. Es ist notwendig, sich gemeinsam mit strategischen Partnern 
für zentrale Ziele und Werte [!] einzusetzen«. 

Sind das nicht alles blumenreich verschleierte Beschlüsse zur Teil- 
nahme von EU-ropäischen >Battle Groups< (Kampfgruppen) als Hi- 
wis bei amerikanischen Einsätzen gegen >failing states< (gescheiterte 
Staaten), präventiven Kriegen gegen >Schurkenstaaten< und >Terro- 
risten<? Deshalb heißt es gleich weiter: »Probleme, wie sie sich in 
Kaschmir, in der Region der Großen Seen (Afrikas) und auf der ko- 
reanischen Halbinsel stellen, haben ebenso direkte und indirekte 
Auswirkungen auf europäische [!] Interessen wie näher gelegene 
Konfliktherde, vor allem im Nahen Osten. . . Das Scheitern der Staaten 
Somalia, Liberia und Afghanistan unter den Taliban sind die bekann- 
testen Beispiele aus jüngster Vergangenheit.« 

Zu den »weiteren regionalen Schwerpunkten« der EU-Sicherheits- 
interessen (!) zählt die Studie den »Nahen Osten, inklusive den Iran«. 
Diese Interessen erforderten die »fortgesetzte Präsenz der EU in der 
Region mit einer Rolle, die der eines ehrlichen Maklers entspricht 
und auch so wahrgenommen wird... Die Lösung des israelisch-ara- 
bischen Konflikts ist für Europa eine strategische Priorität. Andern- 
falls bestehen geringe Aussichten, die anderen Probleme im Nahen Osten 
anzugehen«. 

Welche »anderen Probleme« wollten die Europäer als »ehrliche 
Makler« im Nahen Osten wohl lösen, es sei denn als Vasallen der 
Amerikaner und im Auftrag außereuropäischer Kartelle? 

Die Studie klärt uns über die »Wertorientierung« der EU, die Rolle 
dieser »Werte« und auch darüber auf, wann diese »einen hinreichen- 
den Grund für Interventionen« darstellen. Es habe die Erfahrung so- 
wohl innerhalb als auch außerhalb Europas gezeigt, daß nur demo- 
kratische Einrichtungen, Respekt vor Menschenrechten und Gesetzen 
eine Gewähr für ein friedliches, berechenbares und vernetztes Zusam- 
menleben der Staaten bieten könnten. Deshalb zählten die transatlan- 
tischen Beziehungen »zu den tragenden Säulen des internationalen 
Systems. Die transatlantischen Beziehungen sind unersetzlich. In ge- 
meinsamem Handeln können die EU und die Vereinigten Staaten eine 
mächtige Kraft zum Wohl der Welt sein. Unser Ziel sollte deshalb eine 
wirkungsvolle, ausgewogene Partnerschaft mit den USA sein«. 
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Deutscher Sol- 
dat in Kabul. Am 
Hindukusch sol- 
len angeblich 
»deutsche Inter- 
essen verteidigt« 
werden. Reinhard 
Günzel bemerkt | 
zu Recht, daß 
deutsche Solda- 
ten zur Zeit in 
zehn Ländern der 
Erde stationiert 
sind, daß aber 
nur eines dieser 
Länder - Bosnien 
- sich in Europa 
befindet. 


Kann man angesichts solcher Bekenntnisse einer engen Interes- 
sengemeinschaft und Freundschaft mit den transatlantischen Kriegs- 
treibern noch von »ehrlichen EU-Maklern« sprechen? Stecken denn 
die Köpfe dieser transnationalen »Sicherheitsexperten« nicht schon 
so tief im Sand, daß sie tatsächlich anfangen, selbst an den Globali- 
sierungsschwachsinn à la Thomas BARNETT ZU glauben, den sie hier 
verzapfen? 

Es wundert nicht, daß dieser >Workshop< bei der abschließenden 
Auswertung der nationalen (!) Sicherheitsinteressen zusammenfaßt: 
»Deutschland wird die Sicherheit seiner Bürger sowohl durch glo- 
bale als auch durch regionale Verteidigungsabsprachen gewährlei- 
sten. Die Bundeswehr wird sich ausschließlich an gemeinsamen Ein- 
sätzen mit ihren Partnern in der NATO, UNO und im europäischen 
Interesse beteiligen. In Rüstungsfragen wird der Zusammenarbeit 
mit den EU-ropäischen und dem transatlantischen Partner Vorrang 
gegenüber nationalen Projekten eingeräumt.« Unter den vorrangi- 
gen »sektoralen und ordnungspolitischen Sicherheitsinteressen« des 
neutralen Österreich faßt die Studie zusammen: »Kampf dem Terro- 
rismus, den totalitären Weltanschauungen und den fundamentalis- 
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Schiffe der 
Deutschen 
Bundesmarine 
am Horn von 
Afrika - vor 
ihrem 
>Friedens- 
einsatz< sieben 
Meilen vor der 
lipanesischen 
Küste. 


tischen Religionen. Österreich hält sich die Option eines NATO-Bei- 


tritts nach einer Volksbefragung offen.« 
Wenn das keine nationalen Anliegen sind, was dann? 


Die Bundeswehr als Weltpolizei 


In den Deutschen Annalen 2007 (Druffel & Vowinckel-Verlag) erschien 
unter diesem Titel ein Beitrag von Brigadegeneral a. D. Reinhard 
GÜNZEL: 

»Als der Generalinspekteur der Bundeswehr, der General SCHNEE 
DERHAN, in Kiel einen Vortrag über die Transformation der Bundes- 
wehr hielt und dabei voller Stolz feststellte, daß diese Armee nun 
überall in der Welt eingesetzt werden könne, wurde er in der an- 
schließenden Aussprache von einem älteren, pensionierten Offizier 
gefragt, ob es denn keine Unruhe unter den Soldaten gebe, da doch 
das Grundgesetz festlege, daß die Bundeswehr nur zum Zwecke der 
Verteidigung aufgestellt worden sei. >Nein<, antwortete SCHNEIDER- 
HAN, Unruhe habe er unter den Soldaten nicht festgestellt. Und wört- 
lich: >Da sind unsere Soldaten schon weiter.< >Weiter wo?< muß man 
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fragen... Wer will es unseren Bürgern verdenken, wenn sie sich ver- 
wundert die Augen reiben und fragen, was denn um alles in der 
Welt diesen plötzlichen Sinneswandel ausgelöst hat, zumal in einer 
Zeit 

- in der Deutschland ausschließlich von Freunden umzingelt ist, wie 
ein früherer Verteidigungsminister so anschaulich festgestellt hat, 

- in der die Bundeswehr aus eben diesem Grund auf ca. die Hälfte 
reduziert wurde? (Stichwort: Friedensdividende!) 

- und in der die Abschaffung der Wehrpflicht wohl nur noch eine 
Frage der Zeit ist, weil die sicherheitspolitische Lage sie angeblich 
nicht mehr erfordert? 

Die selben Politiker, die noch vor 10 Jahren mit Klauen und Zäh- 
nen gegen jeden Auslandseinsatz gekämpft und sich strikt gewei- 
gert haben, selbst Wehrdienst zu leisten, schicken nun die Bundes- 
wehr in über ein Dutzend verschiedene Länder - ja, sind geradezu 
süchtig nach Auslandseinsätzen! 

Wenn man nach Antworten auf diese Frage sucht, so beginnt man 
zweckmäßig mit einem Blick in unsere >Hausordnung<, das Grund- 
gesetz (GG). Da heißt es im Artikel 87a in erfrischender Klarheit: 
>Der Bund stellt Streitkräfte zur Verteidigung auf.< - Zur Verteidi- 
gung! Woraus sich sogleich die Frage ergibt, was unter dem Begriff 
>Verteidigung< zu verstehen ist. Und da muß man nun nicht in eine 
langwierige etymologische oder militärwissenschaftliche Untersu- 
chung eintreten oder gar CLAUSEWITZ studiert haben, um feststellen 
zu können, daß Verteidigung immer die Reaktion, die Abwehr auf 
einen Angriff darstellt. Ohne Angriff, keine Verteidigung. Nun aber 
wird Deutschland, wie wir ja aus einem fast schon geflügelten Wort 
wissen, >auch am Hindukusch verteidigU. Ein Satz, der übrigens nicht 
von einem verwirrten General, sondern von keinem Geringeren als 
unserem vormaligen Minister höchstselbst geprägt wurde. Wo also, 
wann und von wem ist Deutschland angegriffen worden, wenn wir 
es zwischen Kunduz und Dschalalabad verteidigen müssen? Und 
ist dazu, gemäß Artikel 115 GG, vom Parlament der Verteidigungs- 
fall festgestellt worden? Ist vielleicht irgend etwas passiert, was wir 
alle nicht mitbekommen haben?. .. 

Und da - wie die >Verteidigungspolitischen Richtlinien (VPR) fest- 
stellen - unsere westliche Welt heute weniger durch einen Angriff 
feindlicher Staaten bedroht ist, als vielmehr durch den Internationa- 
len Terrorismus, die Proliferation von Massenvernichtungswaffen, 
zerstörerischen Fundamentalismus, vor nichts Halt machenden reli- 
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giösen oder anders motivierten Fanatismus und Extremismus, insta- 
bile, in sich kollabierende Staaten, regionale, ethnisch oder ander- 
weitig bedingte, sich vielfach asymmetrisch darstellende Konflikte, 
und dies alles in einer der Globalisierung zustrebenden Welt, muß 
natürlich auch der Begriff >Verteidigung< dieser veränderten Bedro- 
hung angepaßt werden. Bliebe freilich noch zu klären, in welcher 
Form das afghanische Volk die NATO angegriffen oder zumindest 
bedroht hat. Aber damit hat sich der Herr Minister nicht länger aufge- 
halten, sondern unlängst an der Führungsakademie der Bundeswehr 
etwa wörtlich erklärt: >Da alle diese weltweiten Einsätze dem Frieden 
dienen, sind sie auch durch den Artikel 87a GG gedeckt. Rechtswis- 
senschaftler, die dem widersprechen, tun dies nur aus Gründen der 
persönlichen Profilierung. < So einfach ist das. Und so ähnlich klang 
es damals auch aus Moskau: >Der Kampf für den Kommunismus ist 
immer auch ein Kampf für den Frieden!< Oder anders gesagt: >Was 
Recht ist, entscheidet der Minister!< .. 

Der Einsatz von Soldaten bedeutet immer auch, zu töten und ge- 
tötet zu werden. .. Daß wir bisher noch keine Soldaten durch feind- 
liches Feuer verloren haben, ist ja nicht etwa politischer oder strate- 
gischer Weitsichtt zu verdanken, sondern ausschließlich der 
Professionalität und Hingabe unserer jungen deutschen Männer, der 
umsichtigen Planung der unteren und mittleren Führungsebene und 
nicht zuletzt der Tatsache, daß deutsche Soldaten in all den betroffe- 
nen Ländern immer noch ein erfreulich hohes Ansehen genießen. 
Wie lange noch? 

1867 hat der Reichskanzler BISMARCK treffend festgestellt: >Der Bal- 
kan ist nicht die Knochen eines einzigen pommerschen Grenadiers 
wert< - und kein deutscher Soldat ist seinerzeit dort eingesetzt wor- 
den, obwohl der Balkan auch damals schon >vor unserer Haustür< 
lag. Was antwortet denn der Kompaniechef einer Mutter, einer Ehe- 
frau auf die Frage, warum ihr Sohn, ihr Mann nicht mehr aus Kabul 
oder Filipovici heimgekehrt ist, wofür er dort sein Leben lassen 
mußte? 

Für eine verantwortungsvolle Politik gibt es nur zwei Gründe, 
die ein solches Opfer gerechtfertigen: 

- die Verteidigung unserer Heimat, also der große vaterländische 
Krieg, oder 

- die Verteidigung vitaler nationaler Interessen. 

Doch wenn man einmal von den wolkigen Formulierungen wie 
friedliches Zusammenleben der Völker< oder Verteidigung der 
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westlichen Wertegemeinschaft< absieht, so findet sich nirgends ein 
regierungsamtliches Papier, in dem solche nationalen, deutschen 
Interessen nach dem Vorbild anderer Nationen auch nur annähernd 
formuliert wären. 45 Jahre Teilung haben in der deutschen Politik - 
von schwarz bis grün und von gelb bis rot - eine Vasallenhaltung 
hervorgerufen, die dergleichen offenkundig verbietet. Und darum 
hat uns auch noch niemand erklärt, was das Ziel, der >endstate< all 
dieser Einsätze ist. Wir machen eben mit - so lange, wie es der >Gro- 
Be Bruder< für richtig hält.« 

Wie lange wird es wohl dauern, bis die von aller Welt und zu 
allen Zeiten bewunderten Leistungen und gepriesenen Traditionen 
des deutschen Militärs durch Versauwirtschaftung endgültig der 
Vergangenheit angehören werden? 


Ende März 2007 erreichte den Verfasser der besorgte Brief eines 
Freundes aus Norddeutschland: 

»Was hat das zu bedeuten? In Kaiserslautern hat man die geschlos- 
sene Panzerkaserne der Amerikaner wieder aufgemacht. Tausende 
neue Soldaten sind gekommen. Man hat in der Hausing (abgesperr- 
tes Wohngebiet der Amerikaner) mindestens ein Dutzend Wohn- 
blocks aus der Erde gestampft. Auch sind die Wohnungssuchenden 
unermüdlich unterwegs, Wohnungen und Häuser anzumieten. Für 
die Wohnungssuchenden in diesen Gebieten eine ziemlich schwieri- 
ge Sache, da die Mieten nach oben schießen. Ranghohe Offiziere 
wurden Ende 2006 für drei Monate in die USA geschickt. Warum? 
Subunternehmer wurden angeheuert, um Umzüge innerhalb Euro- 
pas mit unauffälligen Fahrzeugen vorzunehmen. Ein Schelm, wer 
Böses dabei denkt! Eine weitere Info besagt, daß Mitte und Ende der 
neunziger Jahre geräumte US-Kasernen in Stuttgart und Ludwigs- 
burg, um die damals alle Zäune abgebaut wurden, wieder von US- 
Truppen besetzt und neu eingezäunt sind. So viel ich erfahren konnte, 
laufen diese Vorgänge in ganz Deutschland in aller Heimlichkeit seit 
2004. Dazu kommt, US-Soldaten haben ein absolutes Ausgehverbot 
in Uniform, nur wenige Ausnahmen sind erlaubt. Auch sind auf 
Autobahnen wieder vermehrt Militärtransporte zu beobachten, al- 
lerdings ausschließlich bei Nacht. Zum Teil sind große deutsche Spe- 
ditionsfirmen mit Zivilfahrzeugen beteiligt, z.B. Spedition BETZ aus 
Reutlingen. Weiter sehr auffällig: X-Truppen der Bundeswehr fah- 
ren ebenfalls sehr oft in der Nacht, teilweise abgedunkelt. Im Ge- 
gensatz zu Y-Truppen der Bundeswehr unterstehen die X-Truppen 
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Mit »Der Krieg 
beginnt hier« über- 
schrieb die Süddeut- 
sche Zeitung einen | 
Beitrag ihres Magazins 
(15. 6. 2007). Wo ist 
»hier«? Gemeint ist 
der kleine oberpfälzi- 
sche Ort Grafenwöhr, 
der von der US-Armee 
zum größten Standort 
in Europa ausgebaut 
wird. » Fast jede 
amerikanische Einheit 
im Irak trainiert in der 
Oberpfalz. Und wenn 
hier die Übungsbom- 
ben fallen, steht in 
Bagdad und Umge- 
bung wieder eine 
Offensive bevor.« 


direkt dem US-Oberkommando in Stuttgart-Vaihingen, und nicht 
dem Bundeskriegsministerium. ..« 

Man merkelt die Absicht und ist verstimmt. 

Hier darf das praktisch abgerüstete, weder wehrwillige noch wehr- 
fähige Österreich nicht nachstehen: Die im Januar 2007 mit Erbre- 
chen und Würgen knapp zustande gekommene >große Koalition< 
von SPÖ und ÖVP bewies, daß sie die zentralen Vorgaben der EU - 
Aufrüstung, Privatisierung, Masseneinwanderung - bedingungslos 
umsetzen will. Das Koalitionsübereinkommen liest sich seitenweise 
wie ein Rapport gegenüber der EU-Kommission. Immer wieder wird 
bekräftigt, daß die >Lissabon-Ziele< der EU-Wirtschaftspolitik und 
die ESVP (Europäische Sicherheits- und Verteidigungspolitik) der 
EU unabdingbare Leitlinien dieser Regierung sein werden. Es legt 
unter anderem fest, daß Österreich sowohl die globalen EU-Militär- 
missionen - auch ohne UNO-Mandat - als auch die sogenannten 
>Headline Goals 2010< zur Schaffung superschneller Angriffsverbän- 
de und EU-Schlachtverbände (battle groups) unterstützen wird. 
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Wissenschaft und Forschung 


Aus allem und jedem läßt sich ein gutes Geschäft machen. Man muß 
nur wissen, wie. Daß die Freiheit der Wissenschaft und Forschung, 
das traditionelle Bildungswesen, ein nur der echten Kunst, ein dem 
wahren Können verpflichteter Kulturbetrieb, eine zweckungebun- 
dene Förderung des Sportes der Vermarktung dieser Bereiche und 
damit dem Herausschlagen entsprechenden Profits entgegenstehen, 
ist den Globalisierern seit je ein Dorn im Auge. Zum Glück für sie 
hat sich dank Einführung amerikanischer Werbe- und Vermarktungs- 
methoden während der letzten Jahrzehnte hier einiges geändert: Auf 
Grund der Liberalisierung von Normen und Qualitätskontrollen, der 
Privatisierung von Forschungsinstituten, Laboratorien und techni- 
schen Prüfanstalten wurden neue Märkte erschlossen, auf denen ein 
harter internationaler Konkurrenzkampf um zahlungskräftige Kun- 
den stattfindet. Weil jetzt ausschließlich gewinnorientiert gewirt- 
schaftet werden muß, ist es für finanziell in Bedrängnis geratene Flug- 
gesellschaften, Atomkraftwerke, Pharmabetriebe möglich geworden, 
sich um einen Spottpreis von schuldengebeutelten Prüfanstalten, die 
ihre Kunden nicht verlieren wollen, Gefälligkeitsgutachten ausstellen 
zu lassen. Heute leisten sich die Chemie- und Lebensmittelkonzer- 
ne, die Gentechnik sowie die Pharma- und Kosmetikindustrie ohne- 
hin ihre hauseigenen und somit profitorientierten Forschungsabtei- 
lungen, die niemandes Hand beißen würden, die sie füttert. 

Forscher und Wissenschaftler müssen damit leben, daß ihnen von 
Seiten der privaten Auftraggeber immer weniger Zeit, die ja bekannt- 
lich Geld kostet, für ihre wissenschaftliche Arbeit zugestanden wird. 
Immer kürzer sollen die Testserien dauern, immer schneller die noch 
ungeprüften Produkte auf die Konsumenten losgelassen werden. 
Weil der ungehinderte globale >Flow< von Industrieprodukten noch 
immer durch nationale Prüf- und Zulassungsverfahren behindert 
wird, sollen diese nach und nach abgebaut und die Normen nach 
unten nivelliert werden. Auch hier gilt BARNETTS Regel, daß wirt- 
schaftlichen Interessen absoluter Vorrang eingeräumt werden müsse. 
Die Begriffe >Volksgesundheit< und >Naturschutz< kommen in BAR- 
NETTS »New Rules Set« nicht vor, denn die Globalisierer kennen we- 
der ethisches noch moralisches Gesetz. Hier die Ansicht eines Tier- 
arztes, der diese Problematik sowohl aus der Theorie als auch der 
Praxis hautnah kennt: 
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Gentechnologie - 
Gratwanderung zwischen Wissenschaft und Ideologie 


»Müsset im Naturbetrachten immer eins wie alles achten: 
Nichts ist drinnen, nichts ist draußen; 

denn was innen, das ist außen. 

So ergreifet ohne Säumnis heilig öffentlich Geheimnis. 
Freuet euch des wahren Scheins, euch des ernsten Spieles: 
Kein Lebendiges ist ein Eins, immer ist's ein Vieles.« 
(Johann Wolfgang VON GOETHE, Epirrhema) 


Diese Worte stellte Dr. Johann JANICZEK, Amtstierarzt in der Steier- 
mark, seinem gleichbetitelten Vortrag voran, den er im September 
20086 hielt: 

»Besuchen Sie mit mir einen Stall, in dem 150 Kühe untergebracht 
sind und über dessen Eingang zu lesen steht: >Turbokuh, sanfte Che- 
mie und die Milchproduktion<. An diesen Tieren wird das rekombi- 
nante bovine Somatotropin (rBST) zum Zwecke der Steigerung der 
Milchproduktion angewendet. .. Die Wirkung von rBST weist lei- 
der eine hohe Variabilität auf, manche Tiere reagieren überhaupt 
nicht darauf, reagieren sogar negativ, während andere Leistungstei- 
gerungen bis zu 500 Prozent aufweisen. Wichtig für milchsteigernde 
Erfolge ist auch der Verabreichungszeitpunkt, das Futterangebot, die 
Höhe der Dosis, das Herden-Management und die jeweilige genetische 
Veranlagung des Einzeltieres. Die Erhöhung der Milchproduktion 
erfolgt jedoch nicht relativ zum ursprünglichen Milchleistungsni- 
veau, es ist bei allen Versuchen zwischen anfänglichem Milchlei- 
stungsniveau und rBST-induzierter Mehrleistung kein positiver Zu- 
sammenhang feststellbar. Die statistisch signifikanten Änderungen bei 
den physiologischen Reaktionen der Probanden sind folgende: 

e Die endogene (körpereigene) BST-Bildung und deren Ausschüt- 
tung wird gehemmt. .. 

e Schwellungen an den Injektionsstellen treten bei fast allen Tie- 
ren auf.. ., führen zu Entzündungsherden. .. 

e Die Pulsfrequenz erhöht sich und steigt um bis zu 6 Schlägen in 
der Minute an... 

e Die Atemfrequenz. .. steigt bis zu zwei Atemzügen. 

e Der körperliche Hormonspiegel verändert sich. .. Da der >insu- 
line-like growth factor< (der insulinähnliche Wachstumsfaktor) dem 
humanen IGF identisch ist, der ja erhebliche Auswirkungen auf die 
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Milchdrüsenentwicklung hat, fragt es sich, ob hier bei der kindli- 
chen Entwicklung nicht mit schwersten Implikationen zu rechnen 
sein wird. 

e Sehr bedenklich ist, daß die Zahl erfolgreicher Trächtigkeiten 
durch Verabreichung der rBST negativ beeinflußt wird. Die Kon- 
zeptionsrate sinkt um 20 Prozent, so daß die durchschnittliche Nut- 
zungsdauer in Österreich von derzeit vier Jahren auf zweieinhalb, 
in Deutschland von drei auf zwei Jahre herabgesetzt wird. 

e Die veränderte Milchzusammensetzung wirkt auf die Qualität 
und führt zu ernährungsphysiologischen Implikationen. Wohlmei- 
nende Gutachter bewerten diese Nachweise als >Schwankungsbrei- 
ten< der natürlichen Laktation. 


In der Lebens- und Genußmittelindustrie stehen uns gentechnolo- 
gisch eine Vielzahl leistungsfähiger Pilz- und Bakterienstämme zur 
Verfügung, die einerseits direkt zur fermentativen Verarbeitung der 
landwirtschaftlichen Rohnahrungsmittel dienen oder aus denen an- 
dererseits eine breite Palette an Konservierungsmitteln, Geschmacks- 
und Aromastoffen, Zusatz- und Hilfsstoffen gewonnen werden. Dazu 
gehören alkoholische und nichtalkoholische Getränke, Backwaren, 
Soja- und Milchprodukte und Rohwürste.. . 

Ob der Mensch es sich leisten kann, über die evolutionär gegebe- 
nen Möglichkeiten hinaus und über die eingespielten Symbiosen mit 
Mikroorganismen ihre Nahrungsmittel zu verändern, kann nur hy- 
pothetisch beantwortet werden. Man könnte aber auch daraus ab- 
leiten, daß bei einer Selektion unserer Nahrungsmittelmikroorganis- 
men diese auch uns neu selektieren. Die Lactoseunverträglichkeit der 
ostasiatischen Völker liegt bei 90 Prozent, in Europa bei 10 Prozent; 
es könnte also auch die Kuh den Menschen selektioniert haben! 

Über die Biotechnologie in Summe, insbesondere in Kombination 
mit der Gentechnologie, wird es zunehmend möglich, die Grund- 
bausteine der Lebensmittel (Kohlehydrate, Eiweißstoffe und Fette) 
unabhängig von einem bestimmten landwirtschaftlichen Rohstoff 
getrennt in einer gewünschten Zusammensetzung zu erzeugen, sie 
beliebig zu kombinieren und ihnen Geschmacks und Aromastoffe, 
Vitamine und Mineralstoffe nach den von den spezialisierten Ernäh- 
rungswissenschaften vorgegebenen Gehaltswerten und nach den 
jeweiligen von den WVerbrauchertrends bestimmten Stilrichtungen 
zuzufügen, nachdem man das Nahrungsmittel in eine gebrauchs- 
fertige Form und Konsistenz gebracht hat. Der moderne Fachaus- 
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druck heißt >Food Design<. Die Landwirtschaft liefert im Extremfall 
nur mehr Rohstoffe, die mit organischen Abfällen in Konkurrenz 
stehen. Großtechnologische Verarbeitung wird die Grundstoffe für 
Nahrungsmittel preislich drücken und dadurch eine strukturelle 
Änderung der Landwirtschaft bewirken. Zunehmende Erwerbstä- 
tigkeit der Frauen und der Anstieg der Nachfrage nach >Fast Food< 
werden sich verstärkend auswirken. Durch die enzymatische Spal- 
tung von Maisstärke und durch die Umwandlung über die Glucose- 
isomerase in Fructose werden Sirupe hergestellt, die die gleiche Süß- 
kraft wie Saccharose haben. Daher die Krise mit den Zuckerrüben 
und dem Zuckerrohr. 

Das Süßungsmittel >Aspertam< besteht aus Methanol und aus den 
zwei Aminosäuren Asparaginsäure und Phenylalanin. Letztere ist 
eine Vorläufersubstanz für Neurotransmitter. Größere Mengen As- 
pertam wirken depressiv und führen zu Benommenheit. Appetit- 
zügelnde Neurotransmitter werden durch Aspertam gehemmt, so 
daß es durch den Genuß dieses Stoffes zum Verlangen nach noch 
mehr süßen Lebensmitteln und Getränken kommt. Hitze soll den 
Zerfall beschleunigen und noch stärkere Auswirkungen bis zu schwe- 
ren Gehirnveränderungen hervorbringen. 

Die Anwendung der Gentechnologie in der Humanmedizin, vor 
allem von neuen und spezifischen Pharmazeutika, bildete in der 
Anfangsphase das Hauptzielgebiet eines raschen Praxiseinsatzes. Das 
erste große Medikament war das in Bakterien rekombinierte mensch- 
liche Insulin, bei dem keine allergischen Reaktionen, wie sie bei 
Schweineinsulin manchmal vorkommen, auftreten sollten. Es stellte 
sich jedoch heraus, daß es bei Überdosierung die vorher üblichen 
Unterzuckerungssymptome unterdrückt. Auch bei neuen Medikamen- 
ten gibt es somit Probleme, und zwischen den Werbetexten der Her- 
steller und der tatsächlichen Wirkung besteht ein Realitätsdefizit. 

Und nun springe ich direkt in die heutige Genforschung. Die erst- 
malige Entzifferung der menschlichen Erbanlagen kostete die 
Menschheit drei Milliarden Dollar. Schon bald soll jeder neugierige 
Mensch seine eigenen Gene zum Preis von eintausend Dollar lesen 
können. Was machen wir mit dieser Unmenge an Informationen und 
Daten? Das Gen DRD-4 zum Beispiel ist das Lustgen. Wer eine be- 
stimmte Variante des DRD-4 Gens in sich trägt, empfindet größere 
Erregung, sagen die Forscher. CCR-2 ist das Anti-Aids Gen. Bei Ver- 
anlagung zum Lungenkrebs sind 64 Erbanlagen vorhanden, die zum 
Risiko beitragen. Kein HIV-Infizierter weiß, ob er zu jenen 20 Pro- 
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zent der Glückspilze gehört, deren schützende CCR-2 Genvariante 
den Ausbruch von Aids verzögern wird. Und kein Raucher ahnt, ob 
seine 64 Lungenkrebsgene so beschaffen sind, daß er die Finger so- 
fort vom Tabak lassen sollte. In wenigen Jahren soll jeder Bürger 
seinen persönlichen Code - gespeichert auf einer CD - im Schrank 
aufbewahren können; Kosten: eintausend Dollar. Die Medizin könnte 
dann Medikamente auf das persönliche Erbgutprofil abstimmen, und 
paarungslustige Menschen sollten sich nach passendem Genmaterial 
umsehen, auf daß die beiderseitige DRD-4 Lustveranlagung kom- 
patibel sei. Die US-Firma >454 Life Sciences< hat einen >Genom-Se- 
quencer< auf den Markt gebracht, der in einem fünfstündigen Lauf 
über 20 Millionen DNS-Buchstaben lesen kann. Bis 2015 soll die Lese- 
geschwindigkeit auf 450000 Basenpaare pro Sekunde hochschnel- 
len. Der deutsche Gen-Forscher Helmut BLÜCKER prophezeit: >In zehn, 
spätestens 15 Jahren wird das persönliche Genom kommen. Jeder 
Arzt könnte per Mausklick prüfen, ob sein Patient das verschriebe- 
ne Medikament verträgt, ob Wechselwirkungen mit anderen Mit- 
teln zu befürchten sind und ob es überhaupt wirken wird. < 

Die bedeutendste Lösung von Umweltproblemen durch Umwelt- 
technologie liegt in der mikrobiellen Reinigung der Brauchwässer 
aus Haushalt und Industrie. Auch die Beseitigung unerwünschter 
Verbindungen aus der Umwelt (z.B. Erdölproduktion) durch Mikro- 
organismen ist das Ziel. Die biochemischen Möglichkeiten der gen- 
technisch veränderten Mikroorganismen in der Umwelttechnologie 
sind vielversprechend. Neben den angestrebten Auswirkungen des 
Einsatzes gentechnisch veränderter Abbaustämme kann aber nicht 
ausgeschlossen werden, daß sie im Zusammenspiel mit der Umwelt 
und den dort lebenden Organismen zum Tragen kommen. Sie selbst 
oder neue Wirtsbakterien könnten durch Übertragung des Erbmate- 
rials zu neuen, unbekannten und höchst gefährlichen Stoffwechsel- 
leistungen befähigt werden... 

Eine Studie der Ruhr-Universität weist nach, daß ein Zusammen- 
hang zwischen der seit Jahren sinkenden Spermienzahl bei Männern 
und einer steigenden Rate an Hodenkrebserkrankungen und Geni- 
talfehlbildungen durch Östrogene im Trinkwasser und in Lebens- 
mitteln vermutet wird. Herkömmliche Methoden sind nicht geeig- 
net, die zahlreichen Arzneimittel aus dem Trinkwasser zu entfernen. 
Synthetische Hormone wie Estradiol aus Anti-Babypillen gelangen 
in Flüsse, Seen, ins Grund- und damit auch ins Trinkwasser. Unter- 
suchungen aus Berlin haben 16 Verbindungen im Trinkwasser und 
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mehr als 100 Verbindungen im Abwasser nachgewiesen, darunter 
Blutfettsenker, Schmerzmittel, Antirheumatika, ja sogar Röntgenkon- 
trastmittell Das Grundwasser im Leibnitzer Becken (Steiermark) ist 
zum Beispiel durch Herbizide, die Atracin und Simacin, Wirkstoffe 
mit Wurzel- und Blattwirkung zur Bekämpfung des Unkrautes im 
Maisanbau enthalten, teilweise ungenießbar geworden. 

Aus der Genetik heraus entwickelte sich die Gentechnologie, die 
sich mit den technischen Möglichkeiten zur gezielten Veränderung 
des Erbgutes befaßt. Wegen der ethischen, rechtlichen und religiö- 
sen Konsequenzen ist Gentechnologie wohl die umstrittenste Ent- 
wicklung der modernen Wissenschaften. Die Diskussion um die vie- 
len anstehenden Probleme ist äußerst kompliziert, da die zugrunde 
liegenden genetischen Mechanismen dem Laien nur schwer zugäng- 
lich sind und die Probleme sich in den einzelnen Organismusgrup- 
pen unterscheiden. Die Gentechnologie muß von den schon seit al- 
ters her bekannten Begriffen >Embryonenforschung<, >künstliche 
Befruchtung<, >Retortenbabies< und ähnlichen abgegrenzt werden. 
Ich darf hier vielleicht einfügen, daß am 25. Juli 1978 das erste Retor- 
tenbaby, Louise Joy BROWN, in England geboren wurde, der bisher 
mehr als 3 Millionen Retortenkinder nachgefolgt sind. Im Herbst 2006 
gab sie strahlend bekannt, daß sie guter Hoffnung ist und im Jänner 
2007 ein auf natürlichem Wege gezeugtes Kind zur Welt bringen 
werde. 

Gentechnik umfaßt ausschließlich Manipulationen des Erbgutes 
mit gentechnischen Methoden, also mit Veränderungen auf mole- 
kularer Basis. Sie kann heute im Prinzip bei allen Organismusgrup- 
pen angewendet werden. Fehlerhafte Gene können durch funktions- 
tüchtige ersetzt werden; Gene können über die Artgrenzen hinweg 
transferiert werden; sie können isoliert, verändert und wieder rück- 
geschleust werden. .. Die Auswirkungen der Manipulationen sind 
im Einzelfall schwer vorhersagbar und müssen jeweils speziell unter- 
sucht und abgeklärt werden. Die Einbringung der Gene erfolgt im 
allgemeinen nicht gezielt, das bedeutet, daß diese mehr oder weni- 
ger unkontrolliert an irgendeiner Stelle des Genoms eingebaut wer- 
den. Dies führt zu harmlosen bis gravierenden Veränderungen im 
Gengefüge - ein großes Problem, insbesondere für die Gentherapie. 
Meist werden den veränderten Genen regulatorische Sequenzen 
vorgeschaltet, die es erlauben, die mit Hilfe von Vektoren einge- 
schleusten Gene durch externe Signalstoffe an- und auch wieder 
abzuschalten. So ist mehr oder weniger gewährleistet, daß die Gene 
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nur dann aktiv sind, wenn der Experimentator es wünscht, bzw. 
wenn es für den jeweiligen Vorgang von Vorteil oder notwendig 
ist.. . 

Das Interesse an der Gentechnik bei Pflanzen gilt zum einen ihrer 
kommerziellen Nutzung durch Manipulation, um geeignete Roh- 
stoffe (Geschmacksstoffe, Pharmazeutika) zu erzeugen, andererseits 
Nutzpflanzen mit besonderen Eigenschaften, wie Beständigkeit ge- 
gen sogenannte Unkrautvertilgungsmittel, für den Transport geeig- 
nete, langsam reifende oder nicht weich werdende Früchte. Ihre 
Anwendung ist wegen der allgemein geringeren ethischen Beden- 
ken unproblematischer als bei Tier und Mensch. Allerdings sind die 
Konsequenzen für die menschliche Gesundheit und für die Verdrän- 
gung klassischer landwirtschaftlicher Produkte ebenso umstritten 
wie die Auswirkungen der Freisetzung gentechnisch veränderter 
Pflanzen. Die Zahl der Freisetzungen hatte 1993 bereits tausend Ar- 
ten überschritten; heute können wir ein Vielfaches annehmen... 

Das Ziel der Anwendung der Gentechnik bei Tieren ist die Ent- 
wicklung von Nutztieren, die in ihrer Milch besondere Nährstoffe 
oder pharmazeutische Produkte enthalten, sowie die Entwicklung 
gentherapeutischer Methoden, die auf den Menschen übertragbar 
sind. Die Forschung untersucht gezielt genetisch bedingte Krank- 
heiten, um aus dem Tiermodell Rückschlüsse auf Erbkrankheiten 
oder Krebserkrankungen beim Menschen zu ziehen. . . 

In Frankreich sind menschliche Gene, die für die Bildung von 
Wachstumshormonen zuständig sind, auf Regenbogenforellen 
übertragen worden. Sie sollten auf diese Weise schneller in die Brat- 
pfanne wandern. Menschenteile sitzen also in der Forelle, um Be- 
schleunigungsprozesse zu bewirken. Die Forschung hat sich Krebs- 
mäuse geschaffen. Es gibt auch Alzheimermäuse. Das Experiment 
mit Viren, die für Menschen gefährlich sind, ist am Menschen nicht 
ohne Hemmungen durchführbar. . . Am General Hospital in San 
Francisco wird mit einer Menschenmaus gearbeitet. Sie wird herge- 
stellt aus menschlichen Föten, die nicht älter als 22 Wochen sein dür- 
fen. Die Föten stammen von Abtreibungen. Sie werden in viele hun- 
dert Stückchen zerteilt und jungen Mäusen unter die Nieren 
verpflanzt. Nach etwa zwei Monaten wachsen bei Mäusen kleine 
menschliche Organe heran. Diese sind nicht vollständig, aber durch- 
aus funktionstüchtige Systemeinheiten, die in Konkurrenz zu den 
Mäuseorganen arbeiten. Krüppelartige Miniversionen von mensch- 
lichen Lungen, Därmen, Bauspeicheldrüsen, Lebern und Immunsy- 
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Traditioneller Reis-Bauer auf Bali. ” 
Das Wissenschaftsmagazin Nature 
berichtet, daß im US-Bundesstaat 
Kansas erstmals genetisch verän- 
derter Reis angebaut wird, der ein 
menschliches Protein enthält. 
Besagtes Protein sei... in der | 
menschlichen Brustmilch enthal- 
ten. Der Skandal um den zwi- 
schen 1998 und 2001 angebauten 
Gen-Reis >LL601 < (Bayer-Konzern) 7 
ließ und läßt aufhorchen: Green- = 
speace konnte im Herbst 2006 w 
nachweisen, daß in Deutschland K 
Reissorten angeboten werden, die 
mit nicht zugelassenem bzw. 
verbotenem Gen-Reis verunreinigt 
sind. Am 11. September 2006 
gab die Europäische Kommission 
bekannt, daß der verbotene Gen- 
Reis LL601 bei Testreihen der 
Industrie in jeder fünften Probe 
gefunden wurde. Gen-manipulier- $ ; 
te Nahrungsmittel stellen ein PP I7 
unkalkulierbares Risiko dar. Daß £ 
sie sich langfristig auf die Gesund- 
heit nicht schädlich auswirken, Į 
läßt sich nämlich nicht ausschlie- 
Ben. 


stemen werden in den Mäusen entwickelt. Sind sie einmal entstan- 
den, dann kann das jeweilige Organ mit Leukämieviren, Hepatitis 
oder Influenza krank gemacht werden. Ist das der Weg zur Chimä- 
re, zum Mischwesen aus Mensch und Tier? 

Eine Großtechnologie, wie sie die Gentechnologie ist, hat Auswir- 
kungen auf das Raumschiff Erde. Das betrifft die Natur, die Kultur, 
die menschliche Gesellschaft und den Menschen als Individuum, 
egal, ob wir uns als Objekte oder als mitdenkende und mithandelnde 
Subjekte sehen. Die Gentechnologie wird auch angewendet, weil sie 
einen bestimmten Nutzen für den Menschen verspricht. Es geht aber 
darum, möglichst früh sehr enge Grenzen zu ziehen, um einen katastro- 
phalen Irrtum auszuschließen, vorausschauend und umfassend ihr Risiko- 
potential auszuloten. . . 

Die Gentechnik ist ein Paradebeispiel dafür, daß Wissenschafter 
sich anmaßen, > wertfrei< den Einsatz neuer Technologien zu beschleu- 
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nigen. Nun beinhalten alle Technologien ökosoziale Auswirkungen. 
Die Wissenschaft ist immer eine Frage des Könnens. Doch wenn es 
um die Anwendung dieser wissenschaftlichen Erkenntnisse in der 
Praxis geht, dann muß die Gesellschaft mitreden. >Die Anwendung 
ist nämlich immer eine Frage der Ethik<, stellt Dr. Anton MOSER, Pro- 
fessor an der Grazer Universität, fest. Nach seiner Ansicht ist das 
Grundübel des heutigen Dilemmas die neoliberale Wirtschaftsordnung. 
Diese beutet nicht nur die Natur, sondern auch den Menschen im- 
mer stärker aus. Die inneren Werte der Gesellschaft sind verküm- 
mert, weil wir seit der Aufklärung eine materialistische Weltsicht 
haben. Die schon vorhandene Ethik hat im Laufe der Zeit immer 
mehr an Bedeutung verloren. In den westlichen Kulturen gibt es keine 
Ethik mehr für die Natur, ganz im Gegensatz zu den indigenen Völ- 
kern, den Kelten, den Germanen. Bei diesen war der Mensch Teil 
der Schöpfung, und Tiere waren mit den Pflanzen die Mitgeschöpfe 

. Die substantielle Äquivalenz< muß neu überdacht werden, die 
Patentierbarkeit des Lebens, wie es im amerikanischen >Plant Variety 
Protection Act< (Pflanzenvielfalt-Schutzgesetz) festgelegt wurde, ist 
wieder aufzuheben, und der jetzt gängige Wertrelativismus ist zu 
beenden! Vordenker haben gegen den Materialismus und für den 
Geist einzutreten!« 

Zu diesem Thema schreibt der Publizist M. HOWANIETZ in: Zur Zeit 
(11/07): »[Professionelle Lügenschreiber] fabulieren von der Bere- 
chenbarkeit und >lebensrettenden< Intention der GVO's (genverän- 
derte Organismen) und ihrer Erzeuger. Sie sprechen von einem wi- 
derlich reaktionären Klima< in Europa. Ja, sie entblöden sich nicht, 
die europäische Gentechnik-Skepsis mit einer latenten Furcht vor 
der militärischen Übermacht der USA zu begründen. Sie erteilen der 
von unabhängigen Studien wegen unkalkulierbarer Freisetzungs- 
und Konsumationsrisiken zur >Pest des 21. Jahrhunderts< erklärten 
Gentechnik die Absolution völliger Unbedenklichkeit. Sie erklären 
den geringen Bedarf an agrochemischen Spritzmitteln zu einem 
wesentlichen Vorzug von GVO-Pflanzen, die tatsächlich einen bis 
zu 150fachen Verbrauch an Schädlingsbekämpfungsmitteln notwen- 
dig machen. Sie erklären Konzerne wie Monsanto oder Syngenta, 
die Tochterunternehmen der Pharmaindustrie sind und ihre Hybrid- 
pflanzen den hauseigenen Hochgift-Pflanzenschutzmitteln anpas- 
sen, zu Wohltätern der Menschheit, deren Mitmenschlichkeit wohl 
nur zufällig dreifache Verdienstmöglichkeiten eröffnet. Immerhin 
sorgen auch die an - laut US-amerikanischen Erkenntnissen im Zuge 
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langjähriger Genverköstigung - verhaltensauffällige oder allergie- 
kranke Kinder verabreichten Medikamente für satte Gewinne. 
Schlußendlich wird behauptet, das Bevölkerungswachstum der hy- 
perfertilen südlichen Hemisphäre bereite dem Blauen Planeten kein 
Problem, sobald man ausreichende Nahrungsmittelkontingente gen- 
manipulierten Ursprungs verfügbar habe. Eine aus mehreren Grün- 
den unhaltbare Werbelüge. Zum einen brachte der Einsatz der grü- 
nen Gentechnik in allen bislang von ihr heimgesuchten Weltregionen 
dramatische Ernteeinbußen und Mißernten. Zum anderen wird ein 
Anwachsen der Weltbevölkerung auf zehn, zwölf und fünfzehn 
Milliarden Menschen multiple Engpässe, etwa in der Verfügbarkeit 
von Siedlungsflächen, in der Wasser- und Energieversorgung mit 
sich bringen. Als kontroversielle Sach- und Fachliteratur camouflierte 
Konzernwerbung mag knallige Titel und vollmundige Heilsverspre- 
chen aufweisen, ihr Realitätsgehalt ist gleich Null.« 


Die Pseudoreligion der >Nachhaltigkeit< 


Unter dieser Überschrift erschien in Zeitbühne (6-7/2005) folgender 
Beitrag von Professor Walter LÜFTL: 

»Man muß sich fragen, ob die >Ökologisten< nicht bloß eine Sekte 
sind. Das Kennzeichen einer Sekte ist der Glaube, daß die Welt auf 
Katastrophen (Wärmetod, Eiszeit, Atomtod, Abschmelzen der Pol- 
kappen, Meeresspiegelanstieg, Ozonlocherweiterung, Waldsterben, 
usw.) zutreibe, und nur die Erleuchteten wissen, wie man das noch 
verhindern kann (durch CO,-Wahn, Handel mit Emissionsrechten, 
Windradwahn, Anti-AKW-Demonstrationen, FCKW-Verbot usw.). 

Die Führung der Sekte ist die Elite, der Rest der Menschheit ist 
verloren, wenn er nicht mitmacht, >Schutzgelder< zahlt wie Energie- 
steuer, Aufschläge auf den Strompreis für >erneuerbare Energien<, 
Joghurtbecher auswäscht und sammelt, oder sich nicht retten läßt, 
bzw. Ablaßgelder zur Betäubung der oktroyierten Schuldgefühle 
zahlt. Die >Gelehrten< der Sekte, oder Priester der Religion, lehnen 
die nicht korrumpierte oder die nicht erpreßbare Wissenschaft, die 
noch Naturgesetze und Redlichkeit hochhält, ab. Die Lehre der ver- 
blendeten PseudoWissenschaftler wird als einzig echte Wissenschaft 
nach >Konsensfindung< verstanden. Da steigt der Meeresspiegel ent- 
gegen dem Archimedischen Gesetz (verifizierbar jederzeit mit ein 
paar Eiswürfeln in einer Sektschale!) nach dem Abschmelzen des 
(schwimmenden!) Eises am Nordpol. Und am Südpol (bei minus 60° 
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C) schmilzt bekanntlich das Eis nach der Erderwärmung um 3° C. 
Dann hat es dort >bloß< minus 57°! Wo endet dieser Wahnsinn? 

Nun: Für eine Sekte sind die Verblendeten schon zu zahlreich. Sie 
haben wie seinerzeit die 68er und als Teil der 68er schon den >Marsch 
durch die Institutionen hinter sich. Sie sind schon Religionsstifter 
und Proselytenmacher ersten Ranges geworden. Sie bestimmen über 
Fördermittel und wer seine Forschungen >im Konsens< betreiben darf. 
Nicht korrumpierte Wissenschaftler werden totgeschwiegen, verfemt, 
als Querulanten abgestempelt. Diskussionen sind sinnlos. Eine Dis- 
kussion mit Leuten, die die absolute Wahrheit gepachtet zu haben 
glauben, kann nie zum Ziele führen. Mit Fakten (gibt es denn über- 
haupt einen globalen Temperaturanstieg? Wie wurde dieser zwei- 
felsfrei gemessen?) und neutralen (drittmittelfrei erstellten!) Gutach- 
ten ist es aussichtslos, gegen religiöse Überzeugungen anzugehen. 
Genauso sinnlos, wie mit gläubigen Katholiken über die leibliche 
Himmelfahrt Mariens zu diskutieren. 

Aber weil die Religion der Nachhaltigkeit mit allen ihren Aus- 
wüchsen (Priesterkaste der Ökologen in den diversen Regierungs- 
stellen und Verbänden) heute polypenartig alles überwuchert hat, 
bleiben die wahren Umweltschützer, denen es in erster Linie auf den 
sinnvollen Einsatz der beschränkten Mittel gegen die wirklichen Ge- 
fahren ankommt, derzeit als unterdrückte Minderheit in der Defen- 
sive. Ein erster Lichtblick: Der Aufruf der acht >Top-Ökonomen<, 
darunter die Nobelpreisträger SMITH, FOGEL und NORTH im Mai 2004 
in Kopenhagen: >Vergeßt das Kyoto-Ziel!< 

Hier eine kurze Übersicht zu den Lehren der >Nachhaltigkeitsreli- 
gion<: 

e Waldsterben: grüne Lüge! Der Wald wächst ungebrochen. 

e Ozonloch: erst 1957 durch Zufall entdeckt. Wie groß war es frü- 
her? Wer redet noch davon? Aber der Gebrauch der FCKW wurde 
verboten. Cui bono? 

e Tschernobyl: ein Geisterfahrerunfall betrunkener Hasardeure. 

e Temperaturanstieg durch CO;: wissenschaftlicher Betrug. 

e Treibhaus Erde: wissenschaftlicher Betrug. 

CO, ist ein Spurengas (zu 0,03 Prozent in der Luft, zu 97,4 Prozent 
von der Natur selbst erzeugt, nur zu 2,6 anthropogen, also von Men- 
schenhand erzeugt). 

Die obersten drei Meter der Ozeane enthalten mehr Wärme als 
die gesamte Luft. Wenn die Lufttemperaturen geringfügig steigen, 
so ist das für den Wärmehaushalt der Erde von geringer Bedeutung. 
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Man bedenke den Unterschied zwischen Temperatur und Wärme. 
Direkte Messungen der Meerestemperatur gibt es kaum. Nur 3000 
Sonden sollen das erkunden, das Meer bedeckt aber ca. drei Viertel 
der Erdoberfläche. Die bekannten Temperaturmessungen haben nur 
lokale Bedeutung, sagen jedoch wenig bis nichts über die Global- 
temperatur aus. 

Aber was nützen alle Argumente gegen den Glauben. Man lese 
nach bei SCHOPENHAUER: 

>Man kämpft so lange mit Argumenten, bis man merkt, daß man 
es beim Anderen nicht mit dem Verstände, sondern mit dem Willen 
[Glauben] zu tun hat.<« 


Dazu eine aktuelle Information (im Internet zu finden unter 
www.iceagenow.com, List of Expanding Glaciers) über die im Fe- 
bruar 2007 wachsenden Gletscher in Norwegen, Kanada, Südameri- 
ka, Schweiz, Rußland, Neuseeland, Grönland, USA! Daß einige Glet- 
scher in Südamerika tatsächlich schmelzen, führt >iceagenow< auf 
zwei der stärksten >E1 Ninos< zurück, die innerhalb der letzten 21 
Jahre gemessen wurden. Diese hätten durch starke Regenfälle und 
warme Windströmungen die Erwärmung (um 14 Grad) eines schma- 
len Streifens des Pazifik bewirkt, der, ostwärts streömend, das Klima 
in Südamerika teilweise beeinflußt hat. 

Prof. Dr. Wolfgang HARMS, Direktor des Instituts für Energierecht 
an der FU Berlin, erinnert in einem Leserbrief in der FAZ vom 2. Mai 
2007, was Johann Peter HEBEL vor genau 200 Jahren im Rheinischen 
Hausfreund über Klimakapriolen seit dem 12. Jahrhundert zu berich- 
ten wußte (Insel Verlag, Hebel Band 4, Seite 427): »Der warme Win- 
ter von. . .1806 auf. . . 1807 hat viel Verwunderung erregt und den 
armen Leuten wohlgetan; der und jener... wird. .. als alter Mann.. . 
seinen Enkeln erzählen, daß... man Anno 6, als der Franzos in Po- 
len war, zwischen Weihnacht und Neujahr Erdbeeren gegessen und 
Veilchen gerochen habe. Solche Zeiten sind selten, aber nicht uner- 
hört, und man zählt in den alten Chroniken seit siebenhundert Jah- 
ren achtundvierzig dergleichen Jahrgänge. . .1289... war es so warm, 
daß die Jungfrauen um Weihnacht und am Dreikönigstag Kränze 
von Veilchen, Kornblumen und andern trugen. 1420 war der Winter 
und das Frühjahr so gelind, daß im März die Bäume schon verblü- 
heten. Im April hatte man schon zeitig Kirschen und der Weinstock 
blühte. Im Mai gab es schon ziemliche Trauben-Beerlein. . . Im Win- 
ter 1538 konnten sich auch die Mädchen und Knaben im Grünen 
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küssen, wenn's mit Ehren nur geschehen ist; denn die Wärme war 
so außerordentlich, daß um Weihnacht alle Blumen blühten. Im er- 
sten Monate des Jahres 1572 schlugen die Bäume aus, und im Febru- 
ar brüteten die Vögel. Im Jahre 1585 stand am Ostertag das Korn in 
den Ähren. . . 1617 und 1659 waren schon im Jänner die Lerchen 
und die Trostein lustig. . . 1722 hörte man im Jänner schon wieder 
auf, die Stuben einzuheizen. Der letzte ungewöhnlich warme Win- 
ter war im Jahre 1748. Summa, es ist besser, wenn am St.-Stephans- 
Tag die Bäume treiben, als wenn am St.-Johannis-Tag Eiszapfen daran 
hängen.« 

Vergessen scheint, daß es zur Römerzeit warm genug war, um 
fast ganz Europa in Sandalen ohne Beinkleider zu erobern. Wenig 
beeindruckt ist Prof. HARMS von der Behauptung, es hätten sich so 
viele Klimaforscher »weltweit« auf die anthropogene Erwärmung 
geeinigt, daß ein Irrtum ausgeschlossen sei: »Noch viel mehr geschei- 
te Mediziner ließen Jahrhunderte lang zur Ader, und auch Klima- 
forscher müssen Aufmerksamkeit erregen, wenn sie ihre Projekte 
oder Gutachten finanziert haben wollen. Man täte besser daran, un- 


Dr. Wolfgang THÜNE, ehe- 
maliger ZDF-Meteorologe, 
schreibt: » Wetter ist eine 
Tatsache, die durch nichts 
auf der Welt aus der Welt 
geschaffen und vom Men- 
schen verändert werden 
kann... das Klima dagegen 
ist keine Tatsache, sondern 
eine Definitionssache. 

Nach internationaler Über- 
einkunft ist Klima das mitt- 
lere Wettergeschehen an 
einem Ort über eine auf 30 
Jahre festgelegte Zeit. Jeder 
Klimawert ist ein histori- 
scher Wert, der unveränder- 
lich oder konstant ist, weil 
das ihm zugrunde liegende 
Wetter zu den irreversiblen 
Naturvorgängen gehört... 
Ein vorbeugender oder vor- 
sorgender >Klimaschutz< ist 
daher unsinnig... .« 
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sere Ressourcen zu verwenden, um uns auf die Folgen der akuten 
Erwärmung der Erde und angeblich ebenso des Mars einzustellen, 
als zu versuchen, den Lauf der Welt mit teuren Mätzchen bis hin 
zum Ablaßhandel (mit Emissionsrechten) aufzuhalten oder zurück- 
zudrehen.« 


Primaklima-Geschäfte 


Unter diesem Titel erschien in Deutschland (Folge 3-4/2007) ein Bei- 
trag von Dr. H. BÖTTIGER, der sich mit den glänzenden Geschäften 
von Al GORE befaßt, des früheren US-Vizepräsidenten und jetzigen 
Managers eines Hedge Fonds, der heute als Lobbyist und Missionar 
in Sachen >Klimarettung< durch die Welt tingelt. BÖTTIGER bezieht 
sich auf den britischen The Telegraph vom 14. März, in dem Tony 
BLAIRS baldiger Nachfolger Gordon BROWN, wie folgt, zitiert wurde: 
»Meine Ambition ist es, auf der Grundlage des Europäischen Emis- 
sionshandelsabkommens einen weltweiten Carbon-Markt (Handel 
mit CO,-Emissionsrechten) ins Leben zu rufen.. . Wir werden die- 
ses Projekt bei einer internationalen Konferenz in London in Gang 
setzen und erörtern, wie wir dieses Verfahren und den Emissions- 
handel in den Entwicklungsländern einführen können, um dieses 
an Bedeutung zunehmende System zu einer neuen globalen Kraft 
für den Wandel zu machen.. . Im Zentrum der neuen globalen Insti- 
tutionen muß ein globalisiertes Europa stehen, das enger zusammen- 
arbeitet. ..« 

Schließlich setzt sich auch Paul WOLFOWITZ, einstmals Oberkriegs- 
treiber gegen den Irak und Chef der Weltbank, schon seit langem 
für den Handel mit CO,- Emissionen ein. 

Zur Umsetzung dieses globalisierungsfreundlichen Emissions- 
> Marktes < sollen die neuen Industriestaaten Brasilien, China, Süd- 
afrika, Indien, Mexiko, gezwungen werden, die von den Globalisie- 
rern vorgegebene Energiepolitik zu befolgen. Entweder sie fügen sich 
in die Neue Weltordnung, oder es kommt zu einem Krieg, der zu 
ihrer erzwungenen Eingliederung in die globale Weltordnung füh- 
ren werde. Diese Politik in EU-ropa durchzusetzen, so BÖTTIGER, sei 
die Sache der willfährigen Berliner Regierung. 

Welch glänzendes Geschäft verheißt die >Klimarettung<! Laut The 
Telegraph umfaßt es 60 Prozent des Welthandels mit CO,-Verschmut- 
zungsrechten und 80 Prozent des aus diesem erzielten Profits. Solch 
prächtige Gewinnerwartungen haben einige der größten Investment- 
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banken schon längst angelockt: Goldman Sachs habe schon 10 Pro- 
zent des in London gehandelten Volumens aufgekauft. Ein kürzlich 
gegründeter Fonds, >Climate Change Capital< (CCC), habe eine Mil- 
liarde Dollar für dieses Geschäft zusammengetragen. In Chicago sei 
die >Chicago Climate Exchange<, die Klima->Börse< (!) CCX für den 
Handel mit CO, eingerichtet worden. Zu den 85 Konzernen, die CCX 
inzwischen mittragen, gehören der Globalisierungsriese Goldman 
Sachs, der auch an der >European Climate Exchange<, der Londoner 
Klima-Börse (!), beteiligt ist, der Chemieriese DuPont, der Getreide- 
und Saatgutgigant Cargill, der Energiemulti Green Mountain Po- 
wer, das >World Ressources Institute< mit Freund Al GORE in der 
Firmenleitung sowie Smithfield Foods, die größte Schweinefleisch- 
verwurstungsindustrie in den USA. Im Januar 2007 haben sich diese 
Globalisierungsheuschrecken zum >US Climate Action Group< ver- 
eint, um eine weitere >Ware< weltweit zu vermarkten: das Trinkwas- 
ser. 

Al GORE kündigte an, der nächste US-Präsident werde das Kyoto- 
Protokoll unterzeichnen. Als Vertreter einer Finanzelite, die sich von 
Staats wegen ihr eigenes Dollargeld kostenlos drucken darf, weiß er 
natürlich schon längst, wie die Präsidentschaftswahlen Ende 2008 
ausgehen werden. »Warum also«, schließt BÖTTIGER, »diese hektische 
Klimaschutz-Betriebsamkeit? Nun, der >Chef< hat's eben befohlen, 
denn er braucht dringend eine neue Weltordnung, bevor die alte 
den Bach heruntergeht.« 

Über das Buch Eine unbequeme Wahrheit von AI GORE urteilt Wal- 
ter LÜFTL : »Ein Märchenbuch für Erwachsene! Schon der Titel ist 
eine Lüge, denn es handelt sich in Wahrheit um eine pseudowissen- 
schaftliche >science fiction<. Man merkt das schon daran, daß immer 
wieder die Einigkeit der Wissenschaftler beschworen wird. Ist die 
wissenschaftliche Richtigkeit erwiesen, bedarf es keines >Konsenses<. 
Das ist halt so, aber eben nur, solange sie nicht widerlegt wird. Schla- 
gen Sie nach bei POPPER! Und dann gibt es ja noch die Naturgesetze. 
GORES Buch ist in Wahrheit ein Auszug aus seiner Familiengeschich- 
te, garniert mit den Unsinnigkeiten der Anti-CO,-Lobby. Eklektizis- 
mus pur. Da fehlt kein Schlagwort der Klimawandelhysteriker: Ab- 
schmelzen der Polkappen, Anstieg des Meeresspiegel, Treibhaus 
Erde, Treibhausgase, Klimakiller CO,, kurz: Es werden alle Heuler 
durch das Dorf getrieben, und es kommen keine Gegner zu Wort, 
keine These wird kritisch hinterfragt. Alles, was den Menschen Angst 
machen könnte, wird hervorgeholt und künstlich zum Popanz auf- 
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geblasen. Vorteile einer allenfalls ablaufenden (wohl vorübergehen- 
den) Erderwärmung bleiben unerwähnt. Man kann auch durch Ver- 
schweigen lügen. Was nach der Lektüre bleibt, ist die Erkenntnis, 
daß es in der Erdgeschichte keine Zeit gegeben hat, in der sich das 
Klima nicht gewandelt hat. Der Mensch hat eben keine Garantie, 
daß sich weder die Sonne, die Entfernung von der Sonne zur Erde, 
die Neigung der Erdbahn, die Neigung der Erdachse, noch die Tem- 
peratur des Meeres und der Atmosphäre verändern werden, kurz, 
daß der Status quo auf ewig bestehen wird. Wenn sich das Klima 
ändern sollte (>Klimawandel<), dann muß sich der Mensch eben dar- 
auf einstellen. Anzunehmen, der Mensch könne das Klima verän- 
dern, ist Größenwahn. Lesen Sie den Al GORE wie ein Werk von Hans 
DOMINIK - Gott hab! ihn selig! -, und freuen Sie sich, daß das dort 
Prophezeite niemals eintreten wird. Vergessen Sie danach die >dro- 
hende Klimakatastrophe<. Das Buch soll Sie ja nur dazu bringen, die 
laufenden und künftigen Abzockmaßnahmen (Schutz- und Ablaß- 
gelder à la Mafia und Tetzel) schafsgeduldig und schuldbewußt hin- 
zunehmen.« 


Rechtswesen: die angewandten >Menschenrechte< 


Viertausend Jahre lang folgten Völker entweder Gesetzen, die von 
ihren sagenhaft mächtigen Herrschern verkündet wurden, wie die 
Codices von HAMMURABI oder Kaiser JUSTINIAN, der berüchtigten »Ca- 
rolina« KARLS V., dem Code NAPOLEON, oder ganz einfach Gesetzen, 
die in Volksversammlungen unter Eichen, in Tempelhallen oder Par- 
lamenten verabschiedet wurden. Herrscher und Richter sprachen 
ausschließlich nach eigenen Gesetzen Recht. In seinem Esprit des Lois 
(dt. Vom Geist der Gesetze, 1748) schreibt Charles DE MONTESQUIEU: »Al- 
les Gesetz entspringt dem Boden.« Teil dieses Rechts war immer und 
überall das Gastrecht, welches einerseits die Sicherheit und Unan- 
tastbarkeit des Gastes, andererseits das selbstverständliche Prinzip 
beinhaltete, daß sich der Gast nach den Gesetzen des Gastgebers zu 
richten hat, und nicht umgekehrt. 

Mit der Übernahme der Deklaration der Menschenrechte in die 
nationalen Verfassungen war es einerseits den Volksvertretungen 
möglich, Macht und Willkür feudaler oder autokratischer Herrscher 
einzuschränken, doch haben es andererseits die neuen demokrati- 
schem Machthaber oftmals verstanden, mit Hilfe der sehr unter- 
schiedlich auslegbaren und interpretierten >Menschenrechte< das 
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bisher nationale Recht ihrer Völker einem ideologisch geprägten und 
undefinierbaren >Internationalen Recht< zu unterwerfen und somit 
Zug um Zug auf nationale Gerichtsbarkeit zu verzichten. Wann im- 
mer von Restelementen nationalbewußter Regierungen und Institu- 
tionen versucht wird, sich vor nationalen Gerichten zu rechtfertigen, 
wird von der globalisierten >Wertegemeinschaft< auf übergeordne- 
tes >EU-ropäisches< oder internationales Recht verwiesen. Mit der 
Einführung der Menschenrechte wurde den Völkern damit eine ih- 
rer stärksten Verteidigungswaffen aus der Hand geschlagen. Die 
Bürger der EU-Mitgliedsstaaten erleben tagtäglich, daß Entscheidun- 
gen, die ihre Parlamente heute treffen, längst vor Wochen schon in 
Brüssel getroffen worden waren. Kein Wunder, daß deshalb die Brüs- 
seler EU-rokraten mit Zirkel und Maurerkelle eifrig am Werk sind, 
mit Hilfe eines EU-Verfassungsvertrages jegliche nationale Regung 
hinfort im Keim zu ersticken. 

Hier ein Auszug aus der Studie »Demokratie und Menschenrechte: 
Gegensätze?« des Schweizer Publizisten Jan MAHNERT (Bern), die in 
der Zeitschrift Genius (3/2006) erschien: 

»Diese beiden Begriffe scheinen sich zu ergänzen: Während die 
Demokratie eine starke kollektive, gemeinschaftliche Dimension 
enthält, fußen die Menschenrechte auf einem individuellen Funda- 
ment und auf einem Nichtdiskriminierungsprinzip, die beide zu 
Spannungen mit den Forderungen der Souveränität führen können. 

Diese Spannungen möchte ich anhand des Beispiels der schwei- 
zerischen Gemeinde Emmen illustrieren, deren Bürger sich im Sep- 
tember 1999 für die Einbürgerung von italienischen und spanischen 
Staatsangehörigen, aber gegen die Einbürgerung von Staatsangehöri- 
gen aus Ex-Jugoslawien und aus der Türkei aussprachen. Die große 
Aufregung in den Medien und in der öffentlichen Meinung verdeut- 
lichte die wichtigste Sinnverschiebung, die der Begriff der Demo- 
kratie in den letzten Jahrzehnten erfahren hat: Vom Selbstbestim- 
mungsgrundsatz einer Gruppe ist man zum Schutzgebot des 
Ausschlußverbotes und des Schutzgebotes von Minderheiten über- 
gegangen. Unter Demokratie ist heutzutage - im Sog der Menschen- 
rechte - weitgehend Gleichberechtigung aller Menschen zu verste- 
hen. Dieser Trend hat in mehreren schweizerischen Städten und 
Kantonen zum Beispiel zur Folge, daß Ausländern - außerhalb des 
Rahmens der Einbürgerung - politische Rechte gewährt wurden. Dies 
kommt einem Abbau der Unterschiede zwischen Bürgern und Nichtbür- 
gern gleich. Da sich Demokratie aber gemäß Carl SCHMITT auf die 
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Möglichkeiten stützt, Unterscheidungen vorzunehmen, fragte ich 
mich, inwiefern dieser Begriff noch geeignet ist, um die heutigen 
Verhältnisse zu beschreiben. Kann ein Begriff für eine Sache und für 
ihr Gegenteil gelten? Um Klarheit zu schaffen, schlage ich vor, den 
Terminus Homokratie zu verwenden, um eine Staatsform zu bezeich- 
nen, die auf dem Naturrecht beruht und durch den Willen der um- 
fassenden Nichtdiskriminierung sowie der Gewährung identischer 
Rechte für alle Menschen gekennzeichnet ist. Somit verfügen wir nun 
über zwei Konzepte (Demokratie und Homokratie), um politische 
Regimes auf Grund des Grads der Gleichberechtigung, die sie ge- 
währen oder zu der sie bereit sind, zu unterscheiden. Zusätzlich präge 
ich den Terminus Homokratismus, um die Lehre zu bezeichnen, die 
auf die Einrichtung eines universellen egalitären Regimes abyzielt. .. 

Ich bin grundsätzlich damit einverstanden, daß Demokratie und 
Menschenrechte in einem komplexen Verhältnis zueinander ste- 
hen. . . Ein Beispiel beweist jedoch, daß sie historisch und der Idee 
nach nicht zwingend untrennbar aufeinander bezogen sind: Athen. 
Der athenischen Demokratie waren Menschenrechte tatsächlich 
fremd. Sie war nicht nur fremdenfeindlich. .. und sexistisch. .., sie 
befürwortete auch die Sklaverei. Francois DE SMET (Les droits de 
l'homme. Origine et alias d'une Ideologie moderne, 2001) erklärt, daß das 
Menschsein des Sklaven oder des Barbaren zwar nicht bestritten 
wurde, jedoch war jeglicher Universalismus, der auf die Menschen- 
rechte hätte deuten können, unmöglich, denn es gab keine Vorstel- 
lung einer gemeinsamen menschlichen Natur. 

Bedeutet die Erklärung der Menschenrechte automatisch einen 
Schritt in Richtung Gleichberechtigung? Auch dies ist bestreitbar. 
Es muß an dieser Stelle an folgenden Satz in der Unabhängickeitser- 
klärung der Vereinigten Staaten (1776) erinnert werden: >Wir halten 
an den Wahrheiten fest, daß alle Menschen gleich erschaffen, daß 
sie von ihrem Schöpfer mit unverzichtbaren Rechten ausgestattet 
wurden, zu denen das Recht auf Leben, auf Freiheit und des Stre- 
bens nach Glück gehören.< Dieser Satz gilt üblicher Weise als Mei- 
lenstein der Anerkennung von Menschenrechten. Man muß aber 
staunen: Der Autor dieses Satzes, Thomas JEFFERSON - von 1801 bis 
1809 Präsident der Vereinigten Staaten - war nicht nur Sklavenbe- 
sitzer, er war zudem von der biologischen und intellektuellen Min- 
derwertigkeit der Schwarzen überzeugt. JEFFERSON hielt zwar Skla- 
verei für eine Ungerechtigkeit und meinte, Schwarze und Weiße 
müßten in getrennten Gesellschaften leben. Im Laufe seines Lebens 
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ließ JEFFERSON lediglich acht seiner eigenen Sklaven emanzipieren. .. 
Die Schwarzen mußten bis in die 60er warten, um ihre Rechte landes- 
weit genießen zu können... 

In Europa war es nicht anders: Frankreich, das als Land der Men- 
schenrechte gilt, unternahm im 19. Jahrhundert die Kolonisierung 
Afrikas und Asiens unter anderem - wie Jules FERRY [französischer 
Staatsmann, 1832-1893] es 1885 zum Ausdruck brachte - weil >die 
überlegenen Rassen gegenüber den unterlegenen Rassen das Recht 
und die Pflicht haben, die unterlegenen Rassen zu zivilisieren.. . 
Man geht heute davon aus, daß Menschenrechte für alle Menschen 
gelten. Dem ist nicht aber faktisch nicht so: Wer nicht homokratisch 
gesinnt ist, muß damit rechnen, in der einen oder anderen Form an 
den Rand der Gesellschaft geschoben zu werden. Wer die universel- 
len egalitären Bestrebungen der Allgemeinen Erklärung der Men- 
schenrechte nicht teilt, kann laut Artikel 29 dieser Erklärung, Ein- 
schränkungen seiner Grundrechte erfahren: 

1. Jeder hat Pflichten gegenüber der Gemeinschaft, in der allein 
die freie und volle Entfaltung seiner Persönlichkeit möglich ist. 

2. Jeder ist bei der Ausübung seiner Rechte und Freiheiten nur 
den Beschränkungen unterworfen, die das Gesetz ausschließlich zu 
dem Zweck vorsieht, die Anerkennung und Achtung der Rechte und 
Freiheiten anderer zu sichern und den gerechten Anforderungen der 
Moral, der öffentlichen Ordnung und des allgemeinen Wohles einer 
demokratischen Gesellschaft zu genügen. 

3. Diese Rechte und Freiheiten dürfen in keinem Fall im Widerspruch 
zu den Zielen und Grundsätzen der Vereinten Nationen ausgeübt wer- 
den. 

Der Jurist Marcel A. NIGGLI {Rassendiskriminierung, ein Kommen- 
tar. . . Zürich 1996) rechtfertigt Grundrechtseinschränkungen mit 
dem Argument, daß es kein Recht auf Menschenrechtsverletzungen 
gibt. Daher seien diese Einschränkungen auch nicht verfassungswid- 
rig. .. In den letzten Jahren haben wiederholt Personen in der Schweiz 
wegen ihrer Gesinnung ihre Arbeitsstelle verloren. .. Es geht mir 
hier aber nicht um ein allfälliges >Recht auf Rassendiskriminierung< 
Eher möchte ich darauf aufmerksam machen, daß jede Gesellschaft 
auf Grund ihrer eigenen Postulate (Werte) diskriminiert. Man darf 
nicht aus dem Blick verlieren, daß das Ziel der Homokraten eine dis- 
kriminierungsfreie Gesellschaft ist und bleibt. Die Erreichung dieses 
Ziels impliziert aber notwendigerweise, daß Andersdenkende politisch 
oder gesellschaftlich unschädlich gemacht werden müssen, bzw. daß ihr 
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Junge togolesische 
Krieger.- In seinem 
Buch Kritik der 
Menschenrechte 
(Berlin 2004) zeigt 
Alain DE BENOISTdie 
Unvereinbarkeit der 
Ideologie der Men- 
schenrechte mit der 
Vielfalt der Völker 
und der Kulturen auf. 
Sobald eine Lehre 
oder eine Kultur 
wähnt, Trägerin einer 
allgemeingültigem 
Botschaft zu sein, 
disqualifiziert sie die 
anderen, die sie als 
irreführend, irratio- 
nal, unvollkommen 
oder einfach überholt 
wahrnimmt. 


Einfluß auf das politische oder gesellschaftliche Geschehen möglichst 
gering bleiben muß - daß sie also diskriminiert werden. Dieses Pa- 
radoxon lösen die Homokraten mit ihrer Überzeugung, aus gerech- 
ten Gründen zu handeln. 

Alain DE BENOIST (Kritik der Menschenrechte, Berlin 2004) meint, 
universalistische Postulate führten zu einer Verschärfung der Dis- 
kriminierung: >Sobald eine Lehre oder eine Kultur sich als Träger 
einer universellen Botschaft versteht, legt sie eine unüberwindliche 
Neigung an den Tag, die ihr eigenen Werte ebenfalls als universell 
aufzutakeln. Entsprechend würdigt sie die Werte der anderen her- 
ab, die aus ihrer Sicht falsch, vernunftwidrig, unvollständig oder ganz 
einfach überholt erscheinen. Mit dem besten aller guten Gewissen..., 
predigt sie Intoleranz.< Weiter Alain DE BENOIST: Andern man die Men- 
schenrechte zu 'menschlichen', ja zu 'universellen' Rechten erklärt, ent- 
zieht man sie zwangsläufig der Kritik - dem Recht nämlich, sie in Frage 
zu stellen - und macht zugleich ihre Kritiker zu Unmenschen. Denn 
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wie könnte man sich gegen jemanden wenden, der im Namen der 
Menschlichkeit spricht, und dabei selber menschlich bleiben?... Die 
Ideologie der Menschenrechte, die sich theoretisch auf das Prinzip 
der Toleranz gründet, führt zu extremer Intoleranz, zum absoluten 
Ausschluß. Die Versprechungen der Menschenrechte sind, so gese- 
hen, eher Kriegserklärungen als Liebeserklärungen < .. 

Die Gewährung von politischen Rechten an Ausländer bedeutet 
konkret einen Abbau der Unterschiede zwischen Bürgern und Nicht- 
Bürgern. Außerdem bildet sie eine Diskriminierung gegenüber den 
Landesangehörigen [Inländer]: Diese müssen zum Beispiel Militär- 
dienst leisten, während Ausländer davon verschont bleiben. Die 
Gewährung politischer Rechte außerhalb des Rahmens der Einbür- 
gerung halte ich daher für grundsätzlich falsch. Wer gleiche Rechte 
will, muß auch gleiche Pflichten in Kauf nehmen. Diejenigen, die 
aber gleiche Rechte für alle fordern, verlangen meistens auch den 
Abbau des Heeres; so soll es nur noch Rechte ohne entsprechende 
Pflichten geben. 

Wie viel Gleichheit aber verträgt die Demokratie? DE BENOIST meint: 
>Dort, wo kein Volk, sondern eine bloße Vielzahl von einzelnen so- 
zialen Atomen ist, kann es.. . keine Demokratie geben. Jedes politi- 
sche System, dessen Durchführung die Auflösung oder die Undiffe- 
renziertheit der Völker herbeiführt, muß als nicht-demokratisches 
System betrachtet werden.< (Demokratie, das Problem, Tübingen, 1986) 
Mit >nicht-demokratischen< meint DE BENOIST nicht >antidemokra- 
tisch<; er meint, daß man den demokratischen Rahmen sprengt und 
verläßt. Ich teile diese Auffassung und habe aus diesem Grund den 
Terminus >Homokratie< geschaffen, um die neuen Verhältnisse zu 
beschreiben, also begrifflich zu verdeutlichen. 

Mit der Aussage, daß durch die Gewährung politischer Rechte an 
Ausländer neue Bürgerrechte entstehen, bin ich nicht einverstanden. 
Bürgerrechte verstehen sich als Rechte der Bürger. Wenn ein Aus- 
länder politische Rechte erhält, ohne sich einbürgern lassen zu müs- 
sen, wird er weder zum Bürger noch zum Landesangehörigen [In- 
länder], sondern lediglich zum Ausländer mit Sonderprivilegien.. . 
Zum Schluß möchte ich noch dem Begriff >Volk< etwas Aufmerk- 
samkeit schenken.. . Ich halte es für notwendig, hier Klarheit zu 
schaffen. Als Volk gilt, meiner Ansicht nach, lediglich das >Subjekt 
des Selbstbestimmungsrechtes und der Volkssouveränität<. Was jedoch 
als »Summe der durch Freiheit und Gleichheit der politischen Rechte 
als Bürger und durch die Allgemeinheit der Menschrechte als Perso- 
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nen im Rechtssinne charakterisierten Menschen in einem Staatsgebiet<, 
also als Summe der im Staatsgebiet lebenden Fremden bezeichnet 
wird, sollte >die Bevölkerung< genannt werden.« 


Es ist höchste Zeit, daß wir von dieser deutlichen Stimme aus der 
Eidgenossenschaft, dem einzigen Land, wo seit Jahrhunderten - doch 
wie lange noch? - die reell existierende direkte >Demokratie< vorge- 
lebt wird, daran erinnert werden, welches Schindluder die Globali- 
sierer und ihre Helfershelfer mit dem Begriff >Demokratie< treiben. 

Jan MEHNERT hätte noch auf den Artikel 30 der »Erklärung der Men- 
schenrechte« hinweisen können, aus dem hervorgeht, daß »keine Be- 
stimmung der vorliegenden Erklärung so ausgelegt werden darf, daß 
sich daraus für einen Staat, eine Gruppe oder eine Person irgendein 
Recht ergibt, eine Tätigkeit auszuüben oder eine Handlung vorzu- 
nehmen, welche auf die Vernichtung der in dieser Erklärung ange- 
führten Rechte und Freiheiten abzielen«. 

Dies ist Globalisierung pur, und Thomas BARNETT hätte diese »Er- 
klärung« nicht besser abfassen können. 


Gespräch mit dem Staatsrechtler Schachtschneider 


Von der Wiener Zur Zeit (Februar 2007) wurde der bekannte deut- 
sche Staatsrechtler Professor Karl Albrecht SCHACHTSCHNEIDER um sei- 
ne Meinung zur EU-Verfassung gebeten: 

»ZZ: Was ist die Zielsetzung des Verfassungsvertrages? 

Sch.: Dieser Verfassungsvertrag schafft ein Großeuropa, das nicht 
mehr demokratisch, nicht mehr sozial und damit nicht mehr rechts- 
staatlich sein wird. Wir können eigentlich den Franzosen und Nieder- 
ländern danken, daß sie diesen, wie man sagen kann, Wahn beendet 
haben. Jetzt will man diesen Vertrag wiederbeleben, obwohl er nicht 
wiederbelebbar ist. Es ist völlig ausgeschlossen, daß die Franzosen 
und Niederländer noch einmal über den Vertrag abstimmen werden 
oder daß wesentliche Bausteine dieses Vertrages ohne Referenden in 
diesen beiden Ländern verabschiedet werden... Gerade der erste Teil 
[des Verfassungstextes] ist problematisch, weil er den europäischen 
Staat schafft, aber auch der Grundrechteteil ist untragbar. Es ist der 
schlechteste Grundrechtetext, den die ganze Menschenrechtsentwicklung je- 
mals hatte.. . Der Europäische Gerichtshof ist die fragwürdigste In- 
stanz der europäischen Integration... Aus dem dritten Teil [des Ver- 
fassungstextes] ist sogar die Verpflichtung der Mitgliedsstaaten zur 
Aufrüstung und mittelfristig zum Krieg abzuleiten. 
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ZZ: Sie meinen die europäische Verteidigungsagentur? 

Sch.: Ja, aber nicht nur diese. Es steht in Artikel 14 des ersten Teils, 
daß die Mitgliedsstaaten verpflichtet sind, ihre militärischen Fähig- 
keiten, das heißt auch die zum Angriff, zu verbessern haben. Diese 
Aufrüstungsverpflichtung ist mehr als fragwürdig, und ich weiß nicht, 
wer so drängt, den Vertrag wiederzubeleben. .. 

ZZ: Sollte der Verfassungsvertrag in Kraft treten, würde eigent- 
lich auch der Grundsatz der Gewaltenteilung de facto aufgehoben. 

Sch.: Er ist aufgehoben und wird nicht verstärkt. Es ist unter ver- 
fassungs- und rechtsstaatlichen Gesichtspunkten nicht hinnehmbar, 
daß wir eine exekutivistische Rechtssetzung durch die Kommission 
und den Rat haben und daß das Europäische Parlament nicht demo- 
kratisch legitimiert ist, weil das Stimmrecht nicht dgleichheitlich ist. 
Das ist ein demokratisches Defizit, das man nicht überwinden 
kann... Wenn man bedenkt, daß 80 Prozent der Rechtssetzung aus der 
Union kommen, ist das eine schmerzliche Verletzung des Rechts und 
damit der Freiheit. 

ZZ: Und auch der Europäische Gerichtshof spielt eine wichtige 
Rolle.. . 

Sch.: Der Gerichtshof, der im Prinzip unabhängig ist, ist der Mo- 
tor der Integration und hat, wie gesagt, nicht einmal Rechtssätze unter 
grundrechtlichen Aspekten kritisiert. Ganz im Gegenteil, die Poli- 
tik, die er macht, ist ein ganz wesentlicher Teil der Rechtsetzung 
und ändert ständig die Lebensverhältnisse in den Mitgliedsstaaten. 
Ich denke, das wird auch in Österreich gespürt. 

ZZ: Nach dem Grundgesetz und nach der österreichischen Ver- 
fassung geht die Staatsgewalt vom Volk aus. Haben der deutsche 
Bundestag und der österreichische Nationalrat mit ihren Ratifizie- 
rungen gegen das Grundgesetz bzw. die Verfassung verstoßen? 

Sch.: Ja, in Österreich wie in Deutschland verstößt die Integra- 
tionsentwicklung klar gegen das demokratische Prinzip. Die Ab- 
geordneten nehmen nicht zur Kenntnis, daß das Prinzip der be- 
grenzten Einzelermächtigung, das interessanterweise nur in den 
deutschen Texten des Vertrages aufgenommen wurde, niemals ein- 
gehalten worden ist. Auch der Verfassungsvertrag, der enorm weite 
Zuständigkeiten der Union regelt, respektiert dieses demokratische 
Prinzip nicht, weshalb die Staatsgewalt, welche von der Union aus- 
geübt wird, nicht mehr von den Völkern ausgeht. Das ist die Wi- 
derstandslage, und das ist der Grund, warum ich im Namen des 
Bundestagsabgeordneten Dr. Peter GAUWEILER die Verfassungsbe- 
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schwerde gegen das deutsche Zustimmungsgesetz zu diesem Ver- 
trag erhoben habe... 

ZZ: Sehen Sie Chancen, daß die EU-Verfassung nun ausgerechnet 
an Deutschland, wo sich die Große Koalition so sehr für deren In- 
krafttreten einsetzt, noch scheitern kann? 

Sch.: Die Große Koalition wird diesen Vertrag nicht durchsetzen 
können, wird aber vielleicht andere, ähnliche Vertragswerke vor- 
schlagen. Wenn diese in der Substanz das Gleiche bringen - was zu 
erwarten ist -, wird das in Deutschland scheitern. Denn ich weiß, 
wie skeptisch einige Richter im Bundesverfassungsgericht der EU- 
Verfassung gegenüberstehen. Selbst Roman HERZOG, der immerhin 
Präsident des Bundesverfassungsgerichts war, hat sich in der Welt 
am Sonntag sehr kritisch zum demokratischen Defizit und zum Ver- 
lust der Gewaltenteilung geäußert. Wo er nun kein Amt mehr hat, 
sagt er spät, aber doch, daß dieser Vertrag nicht in Ordnung ist. So, 
wie der Vertrag jetzt geschrieben ist, würde er im deutschen Bun- 
desverfassungsgericht nicht durchgehen, weil er - bei allem Oppor- 
tunismus, der zu erwarten ist und wie es der Prozeß um die Einfüh- 
rung des Euro gezeigt hat - zu weit geht. Ich bin guter Dinge. Das 
Gericht hätte dem Bundespräsidenten KÖHLER nicht die Unterschrift 
untersagt, wenn die Verfassungsbeschwerde nicht Substanz hätte. 

ZZ: Warum stimmte der Bundestag eigentlich dem Verfassungs- 
vertrag zu? War das vorauseilender Gehorsam? 

Sch.: Das war ein hohes Maß an Opportunismus. Keiner wagte, 
etwas gegen die EU zu sagen. Sie wissen ja, daß die Abgeordneten nicht 
gerade eine Positivauslese sind, und es kommt hinzu, daß die meisten über- 
haupt nicht wissen, worum es eigentlich geht. Kaum einer unserer Ab- 
geordneten dürfte den Vertrag gelesen haben. Sie lassen sich von den Be- 
rufseuropäern ihrer Parteien führen. Für die wenigen, die europapoli- 
tisch agieren, gehört es in der Bundesrepublik zur Political Correct- 
ness, den europäischen Prozeß in keiner Weise zu behindern.. . Ich 
halte viele Vorträge, und da sind alle, auch kritische Zuhörer, im- 
mer erstaunt, wie es in Wirklichkeit um die europäische Integration 
bestellt ist. Die Menschen wissen es nicht, die Medien, bis auf ganz 
wenige Ausnahmen, vermitteln nichts, und das, was sie vermitteln, 
ist vielfach falsch. 

ZZ: In welche Richtung sollte die Diskussion gehen? 

Sch.: Ich bin für die Änderung der Verträge, aber in eine ganz 
andere Richtung. Die Hoheit der Völker muß im demokratischen, 
im sozialen, im wirtschaftlichen Interesse wiederhergestellt werden. 
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wider, ur, SE d 
Die Unterzeichnung der Römischen Verträge am 25. März 1957. Es ist 
bezeichnend, daß das Wort >Verfassung< im Text der Berliner Erklärung vom 
25. März 2007 nicht auftaucht. Polen, das ein neues System der Gewichtung 
für den Europäischen Rat verlangt, stellt sich noch (Juni 2007) quer. 


Niemand wird etwas gegen eine vertragliche Regelung des Mitein- 
anders der europäischen Völker haben, aber nicht in der Weise, daß 
die freiheitlichen Grundprinzipien, wie sie im Grundgesetz oder in 
der österreichischen Verfassung zum Ausdruck kommen, mißach- 
tet werden.« 


Der Optimismus des Herrn Professors ist zwar erfreulich, doch ist 
zu befürchten, daß die Verheugner, Verjunckerer, Solanisierer und 
andere >Berufseuropäer< den längeren Atem haben und an ihrem 
Verfassungswerk so lange herummerkeln werden, bis es - wie das 
berühmte Kamel, mit viel Gold und Silber eingefettet - irgendwann 
doch noch durch das Nadelöhr rutscht. Und so kam es auch: 


Die »Berliner Erklärung« 
zum 50. Jahrestag der Römischen Verträge 


Laut »Berliner Erklärung« wollen die Staats- und Regierungschefs 
der EU »die Europäische Union bis zu den Wahlen zum Europäi- 
schen Parlament 2009 auf eine erneuerte gemeinsame Grundlage« stel- 
len, wie es in der endgültigen Fassung heißt. Im folgenden bringen 
wir den Wortlaut der Erklärung, die beim EU-Sondergipfel am 25. 
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März 2007 in Berlin feierlich verabschiedet wurde. Der Verfasser er- 
laubt sich, seine Kommentare in Kursiv- und Fett-Schrift anzufügen: 
»Europa war über Jahrhunderte eine Idee, eine Hoffnung auf Frie- 
den und Verständigung. Diese Hoffnung hat sich erfüllt. (Eine gleich- 
geschaltete >erneuerte EU< wird sich als Anhängsel der NATO aus keinen 
amerikanischen Kriegen mehr heraushalten dürfen.) .. . Jedes Mitglied 
hat geholfen, Europa zu einigen und Demokratie und Rechtsstaat- 
lichkeit zu stärken. (Was ist das für eine Demokratie, in der von keinem 
Volk gewählte und beauftragte Kommissare sich in alle Belange einmischen 
und in den politischen Entscheidungsprozeß aller Mitgliedsstaaten eingrei- 
fen ?) Der Freiheitsliebe der Menschen in Mittel- und Osteuropa ver- 
danken wir, daß heute Europas unnatürliche Teilung überwunden 
ist. (Was ist mit den unnatürlichen Teilungen, die seit 1919, andere seit 
1945 fast alle Länder Mittel- und Osteuropas betreffen?) Wir haben mit 
der europäischen Einigung unsere Lehren aus blutigen Auseinan- 
dersetzungen und leidvoller Geschichte gezogen (die >erneuerte EU< 
fordert die Teilnahme aller Mitgliedsstaaten am >Krieg gegen den Terro- 
rismus< von Bagdad bis zum Hindukusch, demnächst vom Nordkap bis 
zum Kaukasus!) Wir leben heute miteinander, wie es nie zuvor mög- 
lich war. (Das können die Berliner, Wiener, Züricher, Pariser und Londo- 
ner wahrlich bestätigen!) Wir Bürgerinnen und Bürger der EU sind zu 
unserem Glück vereint. (Fragt doch mal die >glücklichen< Arbeitslosen 
in Vorpommern, in Südspanten, in der Bretagne!) Wir verwirklichen in 
der EU unsere gemeinsamen Ideale: Für uns steht der Mensch im 
Mittelpunkt. (Stimmt genau: die Brüssler Kommissare und Apparatschiks 
verwirklichen in der EU ihre gemeinsamen Ideale: Für sie steht der gleich- 
geschaltete, wertfreie, entnationalisierte Mensch wahrlich im Mittelpunkt.) 
Wir streben nach Frieden und Freiheit, nach Demokratie und Frei- 
staatlichkeit (was soll denn das sein ?), nach gegenseitigem Respekt und 
Verantwortung, nach Wohlstand und Sicherheit, nach Toleranz und 
Teilhabe (?), Gerechtigkeit und Solidarität. (Hier hat die Brüsseler No- 
menklatura wahrlich kein einziges erstrebenswertes Ziel ausgelassen, das 
die europäischen Kulturvölker nicht schon immer angestrebt haben - mehr 
als zweitausend Jahre, bevor sich diese jümmerlichen EU-Politverheugner 
erlauben, sich als Erfinder dieser ureuropäischen Ideale aufzuspielen.) 
Wir leben und wirken in der EU auf eine einzigartige Weise zu- 
sammen (wie wahr!). Dies drückt sich aus in dem demokratischen 
Miteinander von Mitgliedsstaaten und europäischen Institutionen. 
Die EU gründet sich auf Gleichberechtigung und solidarisches Mit- 
einander. (Das Gegenteil trifft zu: Nur in den wenigsten Mitgliedsstaaten 
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wurde das Volk um seine Meinung zur EU-Verfassung befragt. Die deut- 
sche und die österreichische Regierung werden sich hüten, das Volk um 
seine Meinung zu diesen >Berliner Erklärungen zu fragen.) Wir wahren 
in der EU die Eigenständigkeit und die vielfältigen Traditionen ih- 
rer Mitglieder. Die offenen Grenzen und die lebendige Vielfalt der 
Sprachen, Kulturen und Religionen bereichern uns. (Der Inhalt des 
zweiten Satzes schließt jenen des ersten Satzes aus: Wie kann die von Brüs- 
sel geforderte und geförderte Masseneinwanderung von integrationsun- 
willigen und -fähigen >Migranten< aus der Dritten Welt den Erhalt der 
einheimischen Kulturen und Traditionen gewährleisten? Die EU-Verfas- 
sung garantiert im Gegenteil die Entvolkung der betroffenen Mitglieds- 
staaten.) Nur gemeinsam können wir unser europäisches Gesell- 
schaftsideal auch in Zukunft bewahren zum Wohl aller Bürgerinnen 
und Bürger der EU. (Von welchem >Gesellschaftsideal< ist hier die Rede? 
Die EU-ropäisierung der Völker bedeutet die Multikulti-Gleichschaltung 
aller Bürgerinnen und Bürger.) Der Gemeinsame Markt und der Euro 
machen uns stark. So können wir die zunehmende Verflechtung der 
Wirtschaft und den wachsenden Wettbewerb auf den internationa- 
len Märkten nach unseren Wert(!\vorstellungen gestalten. (Genau! 
Nämlich durch Fusionen, Privatisierung ererbten Volksvermögens, Ver- 
schleudern des allerletzten Familiensilbers, Massenentlassungen von Hu- 
manressourcen, usw.) Wir werden den Terrorismus und die organi- 
sierte Kriminalität gemeinsam (mit den Amerikanern!) bekämpfen.. . 
(Nun ist die Katze aus dem Sack! Im Unterschied zu den USA wird Euro- 
pa weder von >Terroristen< noch von >Schurkenstaaten< bedroht. Deshalb 
sollen wir EU-ropäer - nach dem Willen unserer Eurokraten - ran an den 
Feind.). . . Deshalb sind wir in dem Ziel geeint, 50 Jahre nach der 
Unterzeichnung der Römischen Verträge, die EU bis zu den Wahlen 
zum Europäischen Parlament 2009 auf eine erneuerte gemeinsame 
Grundlage zu stellen.« 

Verborgen hinter Wolken von Moralin und Rosentau, eingewik- 
kelt in Logorrhöen von salbungsvollen und nichtssagenden Platitü- 
den, wird gelegentlich auch Klartext gesprochen: Entgegen des in 
der EU-Verfassung enthaltenen Verbots der Todesstrafe heißt es nun 
in den Erläuterungen zum Artikel 2, Absatz 2 der EMRK (der Euro- 
päischen Menschenrechtskonvention): »Eine Tötung wird nicht als 
Verletzung dieses Artikels betrachtet, wenn sie durch eine Gewalt- 
anwendung verursacht wird, die unbedingt erforderlich ist, um a) je- 
manden gegen rechtswidrige Gewalt zu verteidigen, b) jemanden recht- 
mäßig festzunehmen, oder jemanden, dem die Freiheit rechtmäßig 
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entzogen ist, an der Flucht zu hindern, c) einen Aufruhr oder Auf- 
stand rechtmäßig niederzuschlagen.« Und wer wird wohl bestimmen, 
was rechtmäßig ist? Wer wird dann den Schießbefehl erteilen? 

Selten hat der Herr im Erbärmlichen so Großes sichtbar werden 
lassen, denn all diese salbungsvollen, sinn- und bedeutungslosen 
Luftblasen sind genau so leer wie die vielen blauen Luftballons, die 
aus Anlaß dieser jämmerlichen »Erklärung« über Berlin gen Him- 
mel aufstiegen. 

Ende März hätte Professor SCHACHTSCHNEIDER an der Wiener Uni- 
versität einen Vortrag zum Thema »Was bedeutet die EU-Verfas- 
sung für jeden Einzelnen von uns?« halten sollen. Nachdem das DÖW 
Einspruch erhoben hatte, weil der Veranstalter Initiative Heimat und 
Umwelt< angeblich im Nahverhältnis zu rechtsextremen Kreisen 
stünde, mußte die Veranstaltung kurzfristig abgesagt werden. Das 
Rektorat sendete folgende Stellungnahme aus: 

»Sehr geehrte Damen und Herren, ich teile Ihnen mit, daß die Uni- 
versität Wien aufgrund heute vom Dokumentationsarchiv des Öster- 
reichischen Widerstandes erhaltener Informationen die Genehmi- 
gung für obige Veranstaltung zurückgezogen hat. MfG...« 

Es ist zu befürchten, daß in gewissen Ländern von jetzt ab jede 
Kritik an der »Berliner Erklärung« oder der »EU-ropäischen Verfas- 
sung« gesetzlich verboten sein wird und jeder Zuwiderhandelnde 
sich deshalb, gemäß eben dieser >Verfassung<, vor Gericht wird ver- 
antworten müssen. 


Die Ratifizierung der neuen >EU-Verfassung< 
ist von den Globalisierern befohlen worden 


Es ist bemerkenswert, wenn auch nicht unbedingt erstaunlich, daß 
Peter SUTHERLAND, Präsident von BP (British Petroleum), Bilderberger 
und früheres Mitglied der Europäischen Kommission in seiner Funk- 
tion als >European Chairman< (Präsident) der >Trilateralen Kommis- 
sion< die gerade im Hilton Hotel zu Brüssel tagte, bereits am 15. 
März 2007, also volle zehn Tage vor der »feierlichen Erklärung in 
Berlin«, die offizielle Frohbotschaft überbringen konnte, daß »die 
europäische Verfassung, der letzte Schritt zur Umwandlung des ge- 
samten Kontinents unter Einschluß Britanniens in einen einzigen 
Staat, nun unmittelbar bevorsteht und auch ratifiziert werden wird«. 
(International Herald Tribune vom 17. März 2007, American Free Press 
vom 2. April 2007) 
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»Die Fortschritte der EU«, so SUTHERLAND weiter, »seien gewaltig: 
Der ungehinderte Strom von Waren, Dienstleistungen, Menschen 
und Kapital hat Europa verwandelt. Diesen Fortschritt verdanken 
die Mitgliedsstaaten dem Integrationsprozeß, dem Verzicht auf Sou- 
veränität und einer neuen Regierungsform, die alle bisherigen Kom- 
petenzen von Nationalstaaten überwunden hat.« Die Entscheidung 
des britischen Premiers Tony BLAIR, in seinem Land eine EU-Volks- 
befragung abzuhalten, sei sehr bedauerlich. Angesichts der EU-Ver- 
drossenheit in den meisten Mitgliedsländern forderte SUTHERLAND die 
Regierungen aller anderen EU-Staaten auf, dieses Problem zu um- 
gehen, indem sie ihre Völker gar nicht erst über dieses Thema ab- 
stimmen lassen. »Viel Applaus erhielt SUTHERLAND von den anwe- 
senden >Trilateralen<: Vom Präsidenten der Internationalen 
Trilateralen Kommission, dem 90jährigen David ROCKEFELLER, von 
Madeleine ALBRIGHT, Richard ARMITAGE, Zbigniew BRZEZINSKI, Richard 
PERLE, Henry KISSINGER, Otto Graf LAMBSDORF und zahlreichen Erlese- 
nen mehr.« 


Eine laute Stimme aus Kiel 


Stephan EHMKE, Vorsitzender des >Bismarckbundes< in Kiel, ist einer 
von diesen Millionen deutschen Bürgerinnen und Bürgern, die von 
den >Bereicherungen und Segnungen< der EU >beglückt< sind und 
wissen, daß ihre Regierung nicht im Traum daran denkt, sie jemals 
danach zu fragen, ob sie einer solchen Karikatur Europas angehören 
wollen. Aus Anlaß des >50. Jahrestags Europas< hat EHMKE einige 
Gedanken niedergeschrieben und diesen die Worte Otto VON BIS- 
MARCKS vorangestellt: 

»Ich habe das Wort >Europa< immer nur im Munde derjenigen 
Politiker gefunden, die von anderen Mächten etwas verlangten, was 
sie im eigenen Nutzen nicht zu fordern wagten. Der viel mißbrauchte 
Begriff Europäische Interessen< wird uns nicht verleiten dürfen, der 
Deutschen Nation zuzumuten, daß sie ihre Politik nach anderen als 
deutschen Interessen regelt.« 

Hätten wir nur einen eisernen Kanzler! 

Stephan EHMKE weiß, daß unser Jahrtausende alter Kontinent 
weiterleben und gedeihen wird, wenn die »Römischen Verträge« 
längst in Vergessenheit geraten sind: »Eine zweitausendjährige christ- 
lich-abendländische Tradition benötigt keine bürokratische Verge- 
wisserung, die auf 20000 Schreibmaschinenseiten niedergelegt ist 
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und sich >Verfassung< nennt. Es gibt kein europäisches Volk, son- 
dern ein Europa der Völker, ein Europa der Vaterländer. Das in den 
EG-Verträgen festgelegte Prinzip der >Subsidiarität< ist heute nicht 
mehr als eine Lachnummer. Bestenfalls gilt es noch, wenn es ans 
Zahlen geht. Deutschland gibt sich dabei großzügig, selbstverständ- 
lich aus >historischen Gründen<. Wer weiß schon, daß der deutsche 
Beitrag zum EU-Haushalt sich bis 2013 auf jährlich rund 40 Milliar- 
den Euro nahezu verdoppeln wird? Statt acht Prozent des Bundes- 
haushalts muß dann der deutsche Finanzminister über zehn Pro- 
zent seines Etats nach Brüssel abführen. Und was kommt von dort 
zurück? Immer weniger! Wegen der niedrigen Wirtschaftskraft der 
osteuropäischen Neumitglieder werden die bisher von Brüssel sub- 
ventionierten Regionen in Mitteldeutschland statistisch als nicht mehr 
bevorzugt förderungswürdig ausgewiesen. Der deutsche Nettobei- 
trag wird entsprechend anschwellen. Dabei sind noch nicht einmal 
die massiven finanziellen Auswirkungen des EU-Beitritts von Ru- 
mänien und Bulgarien oder gar eines späteren Türkeibeitritts berück- 
sichtigt. So etwas sagt man dem Bürger dann lieber doch nicht.. . 

Ist der Brüsseler Weg gleichwohl ohne Alternative? Ganz sicher 
nicht. Die Gestaltung des weiteren Weges eines geeinten Europa ist 
vom Grundkonsens der Handelnden in gewichtigen Grundfragen 
abhängig. An erster Stelle hier zweifellos das Bild von Europa als 
kultureller Einheit mit gemeinsamer Geschichte, Tradition und ge- 
meinsamen Werten. Der Begriff christliches Abendland< ist einer- 
seits als identitätsstiftend nach innen, andererseits als abgrenzend 
nach außen zu neuer Bedeutung zu bringen. Europa findet sich in 
der geistig-historischen Traditionslinie der klassischen Antike, des 
Christentums, des Humanismus und der Aufklärung wieder. Seiner 
kulturellen Abgrenzung gegenüber Afrika und Asien entspricht die 
geographische: So endet Europa am Bosporus, und nicht irgendwo 
in der asiatischen Steppe. Europa definiert sich innerhalb dieser kul- 
turellen Einheit besonders durch seine Vielfalt der Völker mit ihren 
eigenen Sprachen, Traditionen und Werten, Sitten und Gebräuchen, 
bis hin in die unterschiedlichen Regionen des Kontinents. Die Be- 
wahrung dieser Vielfalt, einschließlich des Schutzes völkischer Min- 
derheiten, muß einer der Schwerpunkte europäischer Politik sein. .. 

Die Institutionen der Europäischen Union sind dem Charakter 
eines Bundes gleichberechtigter Staaten anzupassen.. . Sowohl Le- 
gislative als auch Exekutive auf europäischer Ebene müssen den de- 
mokratischen Strukturen der Mitgliedsstaaten entsprechen. Minister- 
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rat und Kommission sind endlich der uneingeschränkten parlamen- 
tarischen Kontrolle des Europäischen Parlamentes zu unterstellen... 
Am Schluß noch ein Wort zu unserem eigenen Land: Die alten deut- 
schen Tugenden des Fleißes, der Disziplin, der Bescheidenheit, der 
Sparsamkeit und der Ordnungsliebe müssen auch, und gerade in 
der jüngeren Generation, wieder ihren Wert erhalten und in prakti- 
sche Tat umgesetzt werden. Dazu gehört zweifellos auch das Recht, 
auf das eigene Vaterland, das eigene Volk, seine Geschichte und Tra- 
dition stolz sein zu dürfen. Der Ausbruch der Deutschen aus der 
Geiselhaft nationaler Demütigung und Selbstgeißelung wird ein 
wesentlicher Teil der Gestaltung unserer Zukunft in einem freien 
und selbstbewußten Europa sein.« 

Nach der Definition Thomas BARNETTS gehört Freund EHMKE ganz 
offensichtlich zu der Sorte unverbesserlicher, rückwärtsgewandter, 
fortschrittsfeindlicher Ewiggestriger, die der materialistischen, gleich- 
macherischen Plattwalzung von Mensch und Natur durch die Glo- 
balisierung im Wege steht. Wie mit solchen >Terroristen< zu verfah- 
ren ist, hat BARNETT ja klar und deutlich festgelegt. 


>Vertrauensbildende< Maßnahmen in Österreich 


In Österreich ist die Überwachung durch Staatsorgane und Zensur 
nichts Neues, sie ist sozusagen systemimmanent. Schon Kanzler MET- 
TERNICH ließ Bücher, Zeitschriften, ja sogar Theaterstücke und Lieder- 
texte auf politisch unkorrekten Inhalt prüfen. DOLLFUSS, SCHUSCHNIGG, 
nach 1938 die Reichschriftkammer, nach 1945 die Besatzungsmäch- 
te und neodemokratischen Aufpasser eiferten ihm nach. Doch wo- 
mit der heutige Österreicher rechnen muß, ist eine Zensur, die eine 
ganze Dimension höher anzusiedeln ist: Ein Bekannter des Verfas- 
sers schickte 2006 an die Dienstadresse eines Beamten im Verkehrs- 
ministerium eine E-Post mit einem nicht gerade schmeichelhaften 
Internetartikel zur amerikanisch-israelischen Nahostpolitik. Statt ei- 
ner Antwort erhielt er folgende Nachricht auf Englisch (!) von 
webshield@bmwvit.av.at, also vom betreffenden Ministerium: »wir 
haben eine E-mail an X abgefangen, die den Inhaltsfilter ausgelöst 
hat (which caused the Content Filter to be triggered)«. Eine Rückfrage 
meines Bekannten bei »Dear Mister Webshield«, auf Grund welchen 
Gesetzes »er« in Österreich Nachrichten abfange und ob nun das 
Ministerium Agent seines »Dienstes« sei, oder umgekehrt, wurde 
als unzustellbar (mailbox unavailable) abgewiesen. Eine an den Ver- 
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kehrsminister gerichtete, auf Deutsch abgefaßte Anfrage blieb erst 
recht unbeantwortet. Für meinen Bekannten - ja für alle Österrei- 
cher - stellt sich die Frage, warum ein österreichisches Ministerium 
von einer ausländischen Firma (einem ausländischen Dienst?) die an 
seine Mitarbeiter gerichtete E-Post politisch filtern läßt? Weiters: Wer 
aktiviert den »Inhaltsfilter«e und nach welchen Kriterien? Warum er- 
folgt die >amtliche Benachrichtigung< über eine in Österreich gesetz- 
lich verbotene Zensur auf Englisch? 


Wen schützen heute die >Menschenrechte<? 


Gemäß der Konvention der Menschenrechte sowie der Flüchtlings- 
konvention gilt das Prinzip, daß die Rechte auch von illegalen Ein- 
wanderern, Scheinasylanten und ähnlich unwillkommenen Gästen 
Vorrang haben vor den Rechten zum Schutz der gastgebenden Völ- 
ker, vor allem dann, wenn diese weiß und europid sind. Anerzogene 
Schuldkomplexe haben bei den meisten Europäern dazu geführt, daß 
ihre Begeisterungsfähigkeit zu sozialem Engagement und zu mili- 
tanter Einsatzbereitschaft für fremde Völker proportional zu deren 
geographischer Entfernung wächst, für die Interessen des eigenen 
Volkes jedoch gegen Null tendiert. 

Wer nun glaubt, die >Menschen<-Rechte seien nur dazu da, um 
Menschen vor der Willkür von Behörden, Konsumenten vor den 
Betrügereien so mancher Politiker und Wirtschaftsmanager, Bürge- 
rinnen und Bürger vor potentiellen Kriminellen zu schützen, wird 
nur allzuoft aus seinen Träumen gerissen, wenn die oder der Betrof- 
fene erkennen muß, daß unsere liberale Justiz im Zweifelsfall stets 
die Delinguenten schützt, die Schärfe des Gesetzes nur selten an- 
wendet, die Opfer jedoch mit dem Verweis auf den liberalen Fort- 
schritt, die gebotene Toleranz und das ungünstige soziale Umfeld 
der sehr geehrten Herren Kriminellen sowie mit anderen frommen 
Sprüchen abspeist. Als im Herbst 2006 Millionen Menschen in 
Deutschland und Österreich erfahren mußten, daß Unmengen von 
>Gammelfleisch< und genmanipuliertem Reis aus den USA in die 
Regale von Supermärkten gelangt waren, erwarteten sie von den zu- 
ständigen Behörden dringende Auskunft über die Namen der be- 
treffenden Erzeuger- und Lieferfirmen, damit sie deren Produkte 
meiden konnten. Doch anstatt der Volksgesundheit den Vorrang zu 
geben, verwiesen die zuständigen Politiker auf das Lebensmittel- 
gesetz, das die Benennung solcher Verbrecher nicht zulasse. Was 
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erwarten die Bürger vom Gesetzgeber? Daß ein Gesetz, das ihre Ge- 
sundheit gefährdet, den Gesetzesbrecher jedoch schont, schleunigst 
geändert wird! Angesichts der stetig anwachsenden Ausländerkri- 
minalität ist unsere Polizei, deren Mittel und Kräfte jährlich vermin- 
dert, anstatt kräftig vermehrt zu werden, immer hilfloser. Faßt sie 
gelegentlich einen Drogenhändler oder Einbrecher zu hart an, er- 
tönt im Gleichklang der Aufschrei höchster kirchlicher Stellen, pro- 
fessioneller Gutmenschen, schwarzrotgrüner Soziologen, Beobach- 
tungsstellen gegen Rassismus und andere mehr, die nicht etwa die 
sofortige Ausweisung des Kriminellen fordern, sondern die exem- 
plarische Bestrafung der betreffenden Beamten. 


Ein Beispiel aus Schweden 


Es begab sich 1995 im liberalen Musterland Schweden, daß die Stock- 
holmer Gesundheitsbehörden 35 weibliche und männliche AIDS- 
kranke Prostituierte, die trotz mehrmaliger Verwarnung weiterhin 
auf den Strich gingen und sich standhaft weigerten, bei der Verrich- 
tung ihrer Tätigkeit Kondome zu benutzen. Zum Schutz der gesun- 
den Bevölkerung beschloß sie hierauf, die 35 sich prostituierenden 
Zeitbomben während der Nachtstunden in Heilanstalten zu sper- 
ren. Diese protestierten dagegen, und sogleich fanden sich Mensch- 
rechtsorganisationen, die bereit waren, die Stadt Stockholm wegen 
Arbeitsbehinderung und Beschneidung von Menschenrechten zu 
klagen. Der Fall ging bis vor die UNO-Weltgesundheitsbehörde, wo 
entschieden wurde, daß die Menschenrechte der AIDS-kranken Pro- 
stituierten auf freie Entfaltung und Ausübung ihres Berufes Vorrang 
vor der Gesundheit der Allgemeinheit hätten. 


Ein Beispiel aus Belgien 


Als Jean Nicolas und Frederic LAVACHERY im Pariser Verlag Flamma- 
rion 2001 über den größten Skandal, der Belgien je erschüttert hatte, 
ihr Buch Dossier pédophilie, le scandale de l'affaire Dutroux 
herausbrach- 
ten, fanden die Leser folgende Verlagsmitteilung auf einem Zettel 
eingeklebt: »Der Präsident des Obersten Landesgerichtes von Paris 
zwingt uns bekanntzugeben, daß der belgische König sich gegen die 
in diesem Buch erhobenen Anschuldigungen gegen seine Person ver- 
wahrt.« 

Als 1996 die Verhaftung der Kindesentführer Marc DUTROUX und 
seiner Helfershelfer bekannt wurde, konnte noch niemand ahnen, in 
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welches politische Wespennest soeben hingestochen worden war. 
In Charleroi waren zwei minderjährige Mädchen aus einem Folter- 
keller befreit und vier schrecklich zugerichtete Leichen von minder- 
jährigen Mädchen entdeckt worden. 

Dann kam es im Zuge der Ermittlungen, Beweissicherungen, 
Zeugenaussagen zu unvorstellbaren Pleiten, Pannen und Pechserien 
seitens der Polizei, zu peinlichen Versäumnissen und offensichtli- 
chen Vertuschungen seitens der ermittelnden Behörden, gerade so, 
als gäbe es einen Befehl von >ganz oben<, man müsse bestimmte 
Namen heraushalten und dürfe gewisse Spuren nicht weiter verfol- 
gen. Von Zeugen werden Namen von >Kunden<, Auftraggebern und 
Hintermännern des Marc DUTROUX verschwiegen. Vielen Hinweisen 
auf ein Netzwerk von sehr hochgestellten Pädophilen und Kinder- 
schändern, das nach Frankreich hineinreicht und deren Anwesen- 
heit bei obszönen >ballets roses< mit minderjährigen Mädchen und 
Sexorgien aktenkundig sind, wird nicht nachgegangen. Richter CON- 
NEROTTE verspricht, niemanden schonen zu wollen. Es fallen die Na- 
men des Belgierkönigs ALBERT IL, des Premierministers Jean-Luc DE- 
HAENE, des Vorsitzenden der wallonischen Sozialisten Elio DI RUPO, 
von prominenten >Kunden< aus Holland, Deutschland und Frankreich. 

Jetzt kommt es zur Gegenoffensive der Vertuscher: Die Direkto- 
ren belgischer Medien werden von »höchsten Regierungsstellen« zur 
Ordnung gerufen, kritische Berichterstatter werden bedroht, wäh- 
rend der folgenden Monate kommt es zu angeblichen Selbstmorden 
und ungeklärten Todesfällen von kerngesunden Zeugen. Es wird in 
Belgien von »Geselbstmordungen« gemunkelt. . . Kein einziger der 
auf den Sex-Videos und Pornofilmen identifizierten >Kunden< wird 
verfolgt. Entgegen der Forderung nach Verfolgung und Bestrafung 
der erkannten Sexualverbrecher aus höchsten Kreisen im Namen des 
Gesetzes verweist das liberale Establishment im Namen der Dekla- 
ration der Menschenrechte auf die Selbstverwirklichung des Indivi- 
duums, und sei dieses auch noch so kriminell und abartig veranlagt. 
Die Autoren konnten schließlich den Nachweis erbringen, daß der 
Kreis von >Bestellern< und >Abnehmern< minderjähriger Mädchen 
zwecks Teilnahme an passiven oder aktiven Vergewaltigungen und 
Folterungen bis in die höchsten politischen und gesellschaftlichen 
Kreise der Nachbarländer reicht. Dort wäscht natürlich eine Hand 
die andere, und es wird, wo und wann auch immer nötig, fleißig 
>Amtshilfe< geleistet. Ein schönes Beispiel also für gelungene inter- 
nationale Vernetzung. 
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Ein Beispiel aus Österreich 

Welchen Artikel der »Menschenrechtskonvention« galt es für die 
österreichischen Parlamentarier vorrangig zu beachten, als sie das 
sexuelle Schutzalter von Minderjährigen, auf Antrag der HOSI (der 
Homosexuellen Initiative), vor einigen Jahren von 16 auf 14 Jahre 
herabzusetzten? Entspricht es den >Menschenrechten<, daß Gesetzes- 
anträgen, die sich gegen 99 Prozent der Volkgemeinschaft richten, 
Folge geleistet werden muß, unbeschadet von welch potentiell ver- 
brecherischer und abartiger Seite diese auch kommen mögen? 

Es wundert also nicht, daß auf Grund zunehmender Toleranz und 
Passivität seitens liberaler Regierungen in demokratischen Ländern 
gegenüber Verbrechen an Leib und Leben, an Hab und Gut ihrer 
Völker der Ruf nach strengeren Gesetzen - bis hin zur Todesstrafe - 
immer lauter zu hören ist. Umfragen im Sommer 2006 ergaben, daß 
über 50 Prozent der befragten Franzosen für die Wiedereinführung 
der Guillotine sind. Angesichts der Tatsache, daß täglich und aus 
fast allen Ländern der Welt über die Selbstbedienung von Politikern, 
Aufsichtsräten und Beamten am Volksvermögen in Milliardenhöhe 
berichtet wird, daß die Weltelite der Globalisierer und ihrer hörigen 
Leitartikler diese Verbrechen als Kavaliersdelikte darstellen, daß die 
überführten und verantwortlichen Gauner selten verurteilt, sondern 
zumeist mit >goldenen Abfertigungen< hochgelobt und ausgezeich- 
net werden, wäre es höchste Zeit, zur Wiedereinführung eines redli- 
chen, sozial verträglichen und sparsamen Wirtschaftens in den obe- 
ren Etagen von Banken, Konzernen und Amtsstuben und zur 
Verminderung der Milliardendiebstähle an Förder- und Steuergel- 
dern in Ministerien, Ämtern, Parteien und EU-Kommissionen eini- 
ge leider in Vergessenheit geratene Strafen wieder einzuführen: Wie 
wäre es zum Beispiel mit der heil- und garantiert wirksamen Wie- 
deraufstellung von Prangern auf den Hauptplätzen unserer Städte? 


Das von den Globalisierern geforderte ungehinderte Strömen 
von Menschenmassen aus der Dritten Welt wird gnadenlos 
umgesetzt 


Ob in überfüllten Kralen, Bambushütten, Zelten, Elendsquartieren, 
Betonwohnsilos in Afrika und Asien, ob im Lichte von Lagerfeuern, 
Petroleumlampen oder Kerzenstummeln, jeden Abend drängt sich 
das Volk zusammen, wenn der Brief eines Stammesangehörigen ver- 
lesen wird, der gerade aus Almania, Fransa oder Italia eingetroffen 
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ist. Auch heute abend werden sich alle den Bauch vor Lachen hal- 
ten, denn das, was der gute Mann da schreibt, klingt so unfaßbar, 
daß man es gar nicht glauben kann: »An der Grenze braucht man 
nur das Wunderwort >Asil< zu rufen, und schon wird man in ein 
geheiztes Quartier geführt, bekommt ein eigenes Bett, zwei Decken 
und drei warme Mahlzeiten am Tag. Man erhält Taschengeld und 
braucht nicht zu arbeiten! Man wird von freundlichen Menschen über 
Elend und Verfolgungen befragt, die in der Heimat zu ertragen wa- 
ren. Sie glauben einem alles und scheinen nur den Auftrag zu ha- 
ben, Asylsuchenden das Leben in ihrem Lande möglichst angenehm 
zu gestalten. Man wird laufend ärztlich betreut und bekommt Gut- 
scheine für all die Wunderdinge des täglichen Lebens, ohne die Alma- 
nis gar nicht leben können.« 

Auf Kosten des Steuerzahlers wird sein Asylantrag so lange hin- 
und her verschoben, mehrmals abgelehnt, doch immer wieder ein- 
gereicht, bis er irgendwann einen deutschen Paß ausgehändigt be- 
kommt oder ihn eine vereinsamte Frau aus Almania erhört, worauf- 
hin er nach und nach seine Familien- und Stammesangehörigen zur 
>Bereicherung< seiner neuen Heimat nachkommen lassen wird. Zur 
Freude der Globalisierer, mit Unterstützung und Förderung der de- 
mokratischem Regierungen wird EU-weit tagtäglich und tausend- 
fach dieselbe Posse aufgeführt. 

Die Schweizer haben im Herbst 2006 in einer demokratischen 
Abstimmung beschlossen, ihre Einwanderungs- und Abschiebungs- 
politk wesentlich zu verschärfen. Unter den Druck der eigenen Be- 
völkerung geraten, forderte in Großbritannien im Mai 2006 sogar 
die Labour Party des (noch) regierenden Tony BLAIR ein neues Ein- 
wanderungsgesetz, das Rücksicht auf die Priorität des Opfers, näm- 
lich des britischen Volkes, vor der EU-Menschenrechtskonvention 
fordert. Auch in Deutschland meldete sich zeitgleich (Die Presse, 23. 
5.2006) der bayrische Innenminister BECKSTEIN: »Wir sollen nicht län- 
ger >Opfer< von selbst angelegten Fesseln bzw. von Verträgen und 
Konventionen sein, welche die heutigen politischen Probleme zum 
Zeitpunkt ihres Inkrafttretens nicht vorhersehen konnten. . .« Han- 
delt es sich hier um erste Anzeichen eines langsamen Umdenkens in 
Sachen ungezügelter Immigration? Wie werden die Globalisierer 
darauf reagieren, daß gewisse politische Kräfte innerhalb des CORE 
im Begriff sind, gegen einen der >Four Flows<, gegen das ungehin- 
derte Einströmen von Menschen aus aller Welt, wieder Sperren auf- 
richten wollen? BARNETT fordert ja: »Kill them!« 
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Über die Masseneinwanderungskatastrophe 


Die Türkei ist ein herrliches Land. Ihre Geschichte, ihre reiche Kul- 
tur, ihre fleißigen und mutigen Bewohner verdienen unsere höchste 
Bewunderung. Im Gegensatz zu uns materialistischen Europäern, 
die im Begriff sind, sämtliche Wertbegriffe um schnellen Profits wil- 
len zu vermarkten, scharen sich die Türken stolz um ihre nationale 
Fahne, bekennen sich inbrünstig zu ihrer Religion und befolgen - ob 
bei der Ausübung des Berufes, im Familienleben oder bei alltägli- 
chen Verrichtungen - streng die Gebote des Korans. Darin unter- 
scheiden sie sich nicht von ihren Glaubensgenossen zwischen Atlas, 
Hadramaut und Hindukusch und verdienen auf Grund ihres Tradi- 
tionsbewußtseins und ihres Nationalstolzes unsere Hochachtung. 

Doch hat die Türkei in Europa nichts verloren. Schon seit Jahren 
erhält sie aus irgendwelchen EU-Töpfen und Sonderfonds jährlich 
etwa 20 Milliarden Euro. Nach ihrer Aufnahme in die EU wird sie 
die Nettozahler doppelt soviel kosten wie Polen, nämlich zwischen 
30 und 50 Milliarden. 

Der CDU-Europaabgeordnete Markus PIEPER hat vorgerechnet, daß 
die Türkei, wäre sie 2007 schon EU-Mitglied, nach geltenden Brüs- 
seler Verteilungsregeln 27 Prozent aller Struktursubventionen bekä- 
me, nämlich 11,7 Milliarden Euro. 2014 wären es schon 16,3 Milliar- 


Türkische Bauernfa- 
milie: 69 Prozent der 
agrarischen Betriebe 
in der Türkei bewirt- 
schaften unter5ha | 
mit zusammen 24,2 
Prozent der Anbau- 
fläche. Die weitver- 
breitete ländliche 
Armut ist vordergrün- 
dig auf einen Mangel 
an nichtagrarischen 
Arbeitsplätzen 
zurückzuführen. Ein 
EU-Betritt würde 
horrende strukturelle 
Subventionenen 
nach sich ziehen. 
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den, was für alle anderen Mitglieder mit massiven Streichungen ver- 
bunden wäre. (Nation & Europa, 2/ 2007) 

Es wäre die Pflicht und Schuldigkeit der von niemandem gewähl- 
ten Brüsseler Politkommissare, uns erstens die Frage zu beantwor- 
ten, warum ausgerechnet Europa die Verantwortung und die Ko- 
sten für den Anschluß der asiatischen Türkei an die wirtschaftlichen 
und sozialen Errungenschaften des 21. Jahrhunderts tragen soll, und 
zweitens die volle Wahrheit darüber zu sagen, mit welchen Bela- 
stungen in Milliardenhöhe sowie sozialen, kulturellen und konfes- 
sionellen Reibungsverlusten wir im Falle der Westerweiterung Klein- 
asiens hinein nach Europa zu rechnen haben. In einem Interview 
mit Zur Zeit (Wien) im Januar 2007 wundert sich der CDU-Ausstei- 
ger Henry NITZSCHE: ». .. jedes Jahr müssen wir vierzig Milliarden 
Euro an Zinsen zurückzahlen, und trotzdem finanzieren wir türki- 
sche Einwohner jährlich mit 65 Millionen Euro!« 

Oft genug haben wir unsere Bereitschaft bewiesen, Opfern von 
Hungersnöten, Erdbeben, Überschwemmungen und Kriegsgreueln 
in aller Welt zu helfen. Wir wären auch gern bereit, den Türken 
Entwicklungshilfe jeder Art zu gewähren, wie wir zum Beispiel auch 
den Brasilianern oder Thailändern, die wir mindestens genau so 
mögen wie die Türken, gern helfen würden, wenn sie dies wünsch- 
ten. Doch müssen wir sie denn alle mitsamt ihrer Staaten gleich nach 
Europa importieren? Wird hier nicht in Wirklichkeit von den Ver- 
heugnern versucht, die Utopie einer eurasiatifrikanischen, stets aus- 
tauschbaren, mobilen, manipulierbaren, sozial chloroformierten 
Humanressource nach den Plänen von Thomas BARNETT umzuset- 
zen? 

Am 29. September 2006 zitierte die Frankfurter Allgemeine Zeitung 
den Bundesminister des Innern, Wolfgang SCHÄUBLE: »Muslime sind 
in Deutschland willkommen..., sie sind keine ausländische Bevöl- 
kerungsgruppe mehr, sondern Bestandteil der Gesellschaft.« Zwei 
Tage zuvor hatte die FAZ SCHÄUBLE eine ganze Seite eingeräumt, um 
darin auszuführen, wie »aus Muslimen in Deutschland deutsche 
Muslime werden können«. Gegen Ende seines Beitrags ließ er eine 
Bombe platzen: »(wir) werden feststellen, daß der Islam. .. einiges 
beizutragen hat, was vielen in Deutschland zu entgleiten droht: etwa 
die Betonung der Wichtigkeit der Familie, den Respekt vor den Al- 
ten, ein Bewußtsein und Stolz mit Blick auf die eigene Geschichte, 
Kultur, Religion, Tradition. ..« 
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Das ist ein Schlag ins Gesicht des deutschen Volkes und wird von 
Alois MITTERER (in: Wende zur Wiedergeburt, Tübingen 2007) wie folgt 
kommentiert: »Das heißt nichts anderes, als daß nach Ansicht des 
Innenministers Türken, Araber und Afrikaner uns Deutschen das 
wieder vorleben und zurückbringen sollen, was uns in sechzig Jah- 
ren die christlichen und sozialistischen Regierungen im untertänig- 
sten Vollzug der alliierten Umerziehung ausgetrieben oder wegge- 
nommen haben. Der Deutsche muß es als reinen Hohn empfinden, 
was aus diesem Ministerwort spricht. Denn Dr. SCHÄUBLE hat doch 
einige Jahrzehnte unter uns gelebt und dabei mitbekommen, wie die 
Institution der Familie zerstört, wie der Generationenstreit geschürt, 
wie die Wohlstandsgeneration gegen die Kriegsgeneration aufge- 
hetzt worden ist, wie der Massenmord an den Ungeborenen zum 
staatlich geförderten Unternehmen aufgerückt ist.« 

Und eine Woche später berichtete die FAZ über den Besuch von 
Bundeskanzlerin MERKEL in Istanbul, wo sie »einen intensiveren Dia- 
log der Religionen fordert, um eine friedlichere Welt zu gestalten«. 
Thomas BARNETT und sein Team durften mit Angie und Wolferl zu- 
frieden sein: Leisten ihre zuverlässigen Erfüllungsgehilfen zu Berlin 
keine prachtvolle Arbeit zur Entvolkung Deutschlands? 

Es gilt folgendes klarzustellen: 

1. Europa hat kein Problem mit dem Islam, sondern ein akutes 
Problem mit der Masseneinwanderung von Westasiaten, Nord- und 
Schwarzafrikanern, die sich in ihrer Mehrheit zum Islam bekennen. 
Wäre Europa den Auswirkungen der Masseninvasion etwa entho- 
ben, wenn sich diese Millionen Muslime zum Christentum bekehr- 
ten und wenn sich anstatt Moscheen nun plötzlich die leeren Dome 
und Pfarrkirchen füllten? Wetten, daß die protestantischen und ka- 
tholischen Würdenträger, ob solch wundersamer Schäfchenvermeh- 
rung »Großer Gott wir loben Dich« gern auch auf Türkisch oder 
Arabisch anstimmen würden? Auch die Kirche wird zu entscheiden 
haben, ob sie die Massen ihrer Schäfchen zählen oder die Gläubigen 
werten soll. 

2. Es gibt nur eine richtige Ausländerpolitik, nämlich jene, die von 
allen Staaten Afrikas, Asiens, Lateinamerikas und Osteuropas be- 
trieben und deshalb von allen Afrikanern, Asiaten, Lateinamerika- 
nern, Russen, Roma und Sinti, die zu uns kommen, nicht nur erwar- 
tet, sondern auch verstanden wird: erstens, daß sie hier Gäste sind 
und sich deshalb an unsere Regeln und Gesetze zu halten haben - 
genau so, wie es von Gästen in ihren Heimatländern erwartet wird. 
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Zweitens, daß Toleranz keine Einbahnstraße ist, sondern auf Gegen- 
seitigkeit beruht. So, wie alle afrikanischen, asiatischen, osteuropäi- 
schen, lateinamerikanischen Gastvölker Ausländer, die das Gesetz 
brechen, zum Widerstand gegen die politische Ordnung aufrufen, 
gegen religiöse Sitten und Gebräuche verstoßen, ins Gefängnis - ohne 
Fernseher! - werfen oder schleunigst abschieben, müßten auch un- 
sere Legislative und Exekutive ausländische Gesetzesbrecher und 
Unruhestifter aus dem Verkehr ziehen, aburteilen und nach Verbü- 
Bung ihrer Strafen ausnahmslos abschieben. Die Zustimmung und 
das Verständnis aller ausländischen Gäste wären uns sicher. 

Die große Mehrheit der Massenzuwanderer, die zumeist aus Län- 
dern hereinströmt, wo das Bekenntnis zu Nation und Religion noch 
Ehrensache ist, wo Traditionen hoch-, Sitten und Gebräuche streng 
eingehalten werden, erleidet geradezu einen Kulturschock, wenn sie 
erfährt, daß wir, die europäischen Gastvölker, das Bekenntnis so- 
wohl zum christlichen als auch zum nationalen Erbe aus unseren 
Verfassungen verbannt haben, uns unserer Geschichte und Tradi- 
tionen schämen, weder in der Lage noch willens sind, unsere Gren- 
zen, Familien und Traditionen zu schützen, und daß wir es zulas- 
sen, daß >unsere< Politiker Hunderttausenden illegal eingesickerten, 
integrationsunfähigen und -unwilligen Wirtschaftsflüchtlingen, lei- 
stungsunfähigen und -unwilligen Sozialhilfe Beziehenden, ja sogar 
mehrfach vorbestraften und rückfälligen Kriminellen das höchste und 
wertvollste Gut, das wir überhaupt zu vergeben haben, nämlich 
unsere Staatsbürgerschaft, samt allen mit dieser verbundenen Rech- 
ten und Privilegien, regelrecht nachschmeißen. Die logische Reakti- 
on der einzelnen religiösen Gemeinden und nationalen Minderhei- 
ten von fleißigen und integrationsbereiten Einwanderern ist, daß sie 
sich enger zusammenschließen, um sich vor Ansteckung durch die 
multikulturelle Dekadenz unserer westlichen >Werte<-Gesellschaft 
und der von den Globalisierern betriebenen >Entvolkung<, Entkon- 
fessionalisierung und Dekulturisation zu schützen. 

Wenn die Vergeißler, Verschäubler und Verfischer meinen soll- 
ten, sie könnten durch Benachteiligung der Inländer und durch Be- 
vorzugung der Zuwanderer bei Sozialleistungen, der Arbeitssuche 
und Wohnungsvergabe ihren Parteien neue Wähler und ihren Uto- 
pien eine neue Anhängerschaft verschaffen, haben sie sich gründ- 
lich geirrt: Gegenüber Verrätern am eigenen Volk empfinden Immi- 
granten mit gesundem Volksempfinden weder Dankbarkeit noch 
Hochachtung, sondern nur Ekel und bodenlose Verachtung. Sie kön- 
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nen nicht verstehen, daß ihr Gastvolk solche Politiker nicht nur tole- 
riert, sondern immer wieder wählt. Zumindest könnten wir von 
unseren islamischen, afrikanischen, osteuropäischen Zuwanderern 
erstens lernen, daß man Politikern nicht trauen darf, die seit Jahr- 
zehnten mit Worten und Taten beweisen, daß sie von abgrundtie- 
fem Haß auf das eigene Volk, seine Kultur, Geschichte und Traditio- 
nen erfüllt sind, zweitens, wie man gemäß nationaler Gesetzgebung 
und völkischer Rechtsauffasssung mit solchen Politikern zu verfah- 
ren hat. Hier einige Ziffern über den Zustrom von Asylanten im er- 
sten Halbjahr 2005 (Quelle: www.Aktive-Bürger): 

Frankreich: 27400, Deutschland: 13300, Großbritannien: 15500, 
Österreich: 9200. Bei einer Bevölkerung von 85 Millionen bedeutet 
dies in Deutschland einen Asylanten pro 6380 Einwohnern, bei ei- 
ner Bevölkerung von 8,5 Millionen kommt ein Asylant auf 923 Öster- 
reicher. 

In Mecklenburg und Vorpommern ist eine interessante Entwick- 
lung zu beobachten: In vielen Städten und Gemeinden, in die kurz 
nach der >Wende< viele Tausende Flüchtlinge und Asylanten in der 
Hoffnung auf »blühende Landschaften« hereinströmten, sind die 
Straßen von dieser >Bereicherung< inzwischen wie leergefegt. Der 
Grund? Die hohe Arbeitslosenrate. Sie sind auf der Suche nach hö- 
herer Förderung, besserer und kostenloser Unterbringung nach 
Westen weitergezogen. Kann das bedeuten, daß ab einer bundes- 
weiten Arbeitslosenrate von zwanzig Prozent sich ganz Deutschland 
und Österreich von Asylanten und Wirtschaftsflüchtlingen wie von 
selbst leeren würde? Nur Geduld, wir sind ja auf dem besten Wege 
dorthin! 


Gesundheit und Soziales 


Auch in anderen Bereichen haben die gewählten Vertreter ihrer Völ- 
ker immer weniger zu bestimmen. Die rein profitorientierte Privati- 
sierung von Spitälern, Pflegeanstalten und Altersheimen, von Ren- 
ten-, Krankenkassen und Gefängnissen schreitet zügig voran. Immer 
mehr >internationale< Gesetze, Regeln, Proklamationen werden von 
Weltorganisationen, Weltinstitutionen und von EU-Kommissionen 
erlassen, die von keinem Volk der Welt demokratisch legitimiert sind 
und von der gleichgeschalteten Weltpresse als Dogmen propagiert. 
Angesichts sinkender Geburtenziffern, ansteigenden Lebensalters 
und steigender Arbeitslosenziffern müßte jede nationale Regierung 
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die nötigen Gesetze und großzügige Fördermittel als Anreize zur 
Familiengründung und zur Schaffung von Arbeitsplätzen im Inland 
erlassen. 

Als Voraussetzung eines jeden gesunden Staatswesens gilt seit je 
eine ausgewogene Familienpolitik. Gemäß dem Prinzip eines Gene- 
rationenvertrages muß die erwerbstätige Generation für die nach- 
folgende sorgen in der Erwartung, daß diese die nicht mehr erwerbs- 
tätige altersversorgen kann. Die Rente ist nach diesem Prinzip nicht 
Ruhegeld für ein erfülltes Arbeitsleben oder eine Rückerstattung von 
Beiträgen, sondern im Rahmen des >Drei-Generationen-Vertrages< 
die Erstattung der Vorleistungen im Bereich des Großziehens von 
Kindern, denn diese stellen das einzige Kapital dar, aus dem heraus 
die Altersversorgung gewährleistet werden kann. Doch in unseren 
Zeiten ist es freilich der sozialpolitisch korrekten Weisheit letzter 
Schluß, zur Auffüllung unserer leeren Wiegen und Kinderspielplät- 
ze und zur Absicherung unseres Sozialsystems für die nächsten Ge- 
nerationen Millionen von Menschen aus der Zweiten und Dritten 
Welt zu >importieren<, damit diese die Versäumnisse und Fehler 
unserer globalisierungsgläubigen und volksfeindlichen Regierungen 
ausbügeln mögen, die immer noch an die Fata Morgana einer Multi- 
kulturvermischung von integrationsunwilligen und -unfähigen 
Massen von >Migranten< aus aller Welt mit den heimischen >Bevöl- 
kerungen< glauben. 


Globalisierung der Frau: Quotenunwesen oder Rückbesinnung? 


Über die von vielen Frauen erwünschte, von zahlreichen Frauen 
heftig bekämpfte Neudefininierung der Rolle der Frau sprach Eva 
HERMAN, Autorin des vielbeachteten Buches Das Eva Prinzip -für eine 
neue Weiblichkeit, mit Ernst BRANDL von Zur Zeit (11/2007): 

»Der Feminismus hat uns Frauen seit den 60er Jahren zu erklären 
versucht, daß wir Frauen doch das gleiche tun sollen und können 
wie die Männer, daß wir das gleiche erreichen können und daß wir 
genauso sind wie die Männer. Es wurde die Ideologie verbreitet, 
daß es keine Unterschiedlichkeit der Geschlechter gibt, sondern dies 
wurde geleugnet, und es wurde behauptet, daß etwaige Unterschie- 
de alleine kulturell bedingt seien. Das ist, wenn man der Biologie 
folgt, wenn man den Schöpfungsgesetzen folgt und wenn man auch 
der Forschung folgt und auch wenn man einfach seinen gesunden 
Menschenverstand einsetzt, schlichtweg falsch. Die weiblichen Ei- 


212 Richard Melisch - Der letzte Akt 


genschaften, die in dieser Welt für die Seele eines Volkes so unglaub- 
lich wichtig sind, werden durch diese Ideologie doch negiert und 
durch die Folgen dieser Ideologie verdrängt. Obwohl wir bereits er- 
kennen, daß die Welt aus allen Angeln gehoben ist, weil die Zustände 
in der Gesellschaft nicht mehr funktionieren, versuchen wir, nun die 
Männer umzustricken und in die weibliche Richtung zu drängen. 
Unsere deutsche Familienministerin sagte unlängst in einem Inter- 
view im Stern, daß die Zeiten des Alphatierchens endgültig vorbei 
seien. Mit den Alphatierchen meinte VON DER LEYEN natürlich den 
Mann, der nun gebeten wird, an der Hausarbeit teilzunehmen und 
an der frühkindlichen Erziehung.« 

Zur Zeit: »Meinen Sie nicht auch, daß ein harmonisches Geschlech- 
terverhältnis dem Feminismus eigentlich gar nicht ins politisch-agi- 
tative Konzept paßt?« 

HERMAN: »Einst ausgehend von Amerika sind wir in Europa im 
Moment im Begriff, eine Umkehrung der Geschlechteraufteilung 
vorzunehmen. Diese >Gleichstellung< oder auch dieses >Gender Main- 
streaming< hat aber zur Folge, daß unsere unterschiedlichen Ge- 
schlechterbestimmungen aufgeweicht werden. Und natürlich ist das 
alles eine Antithese zu meiner Forderung auf eine Rückbesinnung 
auf die biologischen Unterschiedlichkeiten und natürlichen Bestim- 
mungen von Mann und Frau.. . Und wenn jemand diese Unter- 
schiedlichkeit und Bestimmung wieder einzufordern versucht, ist 
es klar, daß eine Menge Gegenwind kommt, zumal diese Gleichstel- 
lung in nahezu allen politischen Programmen zu finden ist und auch 
gewollt forciert wird.« 

Zur Zeit: »Im deutschen Feuilleton wurden Sie für Ihr Buch Das 
Eva Prinzip heftig kritisiert. Ihre Aussagen wurden unter dem Motto 
>Frauen - zurück an den Herd!< zusammengefaßt.« 

HERMAN: »Dies ist keine Äußerung, die von mir stammt, und ich 
würde diesen Satz auch nicht sagen. Es ist einfach wichtig zu unter- 
stützen, daß jede Frau ihren Weg finden muß und die Entscheidung, 
welches Ziel sie im Auge hat, auch alleine treffen kann. Mein Ansatz 
ist gewesen, daß wir von den gerade erwähnten Inhalten getrieben 
sind. Nämlich genau in Richtung Doppelbelastung der Frau. Daß 
Frauen eben nur noch gesellschaftliche Anerkennung erhalten, wenn 
sie arbeiten gehen und dadurch ihren Wert unter Beweis stellen kön- 
nen. Daß eine Frau, die sich entschließt, zu Hause zu bleiben und 
sich um ihre Familie zu kümmern, eben gesellschaftlich nicht aner- 
kannt und natürlich auch finanziell nicht entlohnt wird und damit 
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Mit der Behauptung, »Frau wird nicht als Frau geboren, sie wird es« 

(u.a. Alice SCHWARZER), befindet sich der Feminismus auf dem Holzweg. Mit 

ihrem Buch Das Eva-Prinzip hat Eva HERMAN, die für eine Rückkehr zur 
wahren Weiblichkeit eintritt, einen Riesenstein in den Teich des Feminismus 
geworfen: »Der Feminismus hat uns eingeredet, daß Frauen nur dann etwas 
wert sind, wenn sie arbeiten und Geld verdienen. Das finde ich fatal. Frauen 
leisten auch dann wertvolle Arbeit, wenn sie liebevollen und ausgeglichenen 
Nachwuchs heranziehen statt aggressive, bindunglose und seelisch 
verwahrloste Kinder « 


insgesamt noch weniger Wertschätzung erhält. Und daß eine Frau, 
die sich entscheidet, bei ihrer Familie zu bleiben, als ungebildet gilt, 
auch wenn sie ihren Doktorhut an der Garderobe an den Haken ge- 
hängt hat, um zuhause zu bleiben. Wir entfernen uns im Moment 
von einem gesellschaftlichen System, das viele Jahrhunderte und 
Jahrtausende das Überleben gesichert hat.« 

Zur Zeit: »Die Gesellschaft zahlt also einen hohen Preis für die 
Emanzipation der Frau?« 

HERMAN: »Durchaus! Der Preis ist zu hoch. Ich sage damit nicht, 
daß ich gegen Emanzipation bin, ich bin nur für eine andere Form 
der Emanzipation - nämlich die der eigenen Selbstbestimmung. Wir 
sind Lichtjahre davon entfernt, echte Wahlfreiheit zu haben. Wir hier 
in Deutschland leben in einer Gesellschaft, in der die Doppelverdie- 
ner-Beziehung und Doppelverdiener-Ehe als alltäglich und erforder- 
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lich angesehen wird. Im Koalitionsvertrag von CDU/ CSU und SPD 
steht der folgenschwere Satz: >Ein Kind darf künftig kein Hemmnis 
mehr sein für Beruf und Karrieren Also es heißt nicht umgekehrt, 
die Karriere darf kein Hemmnis sein, sondern das Kind darf es nicht 
sein. Das macht klar, was Priorität bei uns hat, und danach wird 
auch gelebt. Frauen haben bei uns keine Wahlfreiheit. Sie sind die 
billigeren Arbeitskräfte, die immer noch zwischen 20 und 25 Pro- 
zent weniger Geld kriegen, und werden deswegen vom Staat, der 
Industrie und der Wirtschaft systematisch so schnell wie möglich 
nach der Entbindung eines Kindes in die Arbeitswelt zurückgeholt... 
Es wird nur außerhäusliche Kindesbetreuung unterstützt. . . 

Zur Zeit: »Das Krippenmodell, das der deutschen Familienmini- 
sterin vorschwebt, halten Sie für keinen gangbaren familienpoliti- 
schen Ansatz?« 

HERMAN: »Nein, das ist es sicher nicht. Es wird hier etwas schön- 
geredet, was nicht schön ist. Und merkwürdigerweise ist es eine Ideo- 
logie aus dem Sozialismus, die hier weitergeführt wird. .. Mikhail 
GORBATSCHOW schreibt in seinem Buch Perestroika unter dem Titel 
>Frau 
und Familie<, daß die negativen Umstände in der ehemaligen So- 
wjetunion vor allem auch darauf zurückzuführen sind, daß die fa- 
miliären Bindungen zu früh wegorganisiert wurden. Ebenso Schwe- 
den, wo seit über 25 Jahren das Krippenmodell herrscht und wo man 
jetzt umdenkt und nach anderen Konzepten sucht... Oder schauen 
Sie sich Dänemark an, wo seit Jahrzehnten die Krippenbetreuung 
massiv gefördert wurde. Sehen Sie sich an, in welchem Zustand sich 
die Jugend dort befindet. ..« 

Zur Zeit: »Vergangene Woche feierten wir den Welt-Frauentag. 
Welches Resümee können Sie über die letzten 40 Jahre Feminismus 
ziehen?« 

HERMAN: ». . . wenn immer das Wort Fortschritt in Verbindung 
mit Feminismus zu hören ist, dann kann ich Ihnen nur sagen, wir 
entfernen uns mit dem Feminismus von einem Gesellschaftsmodell, 
das uns beim Überleben immer dienlich war. Wir sterben aus! Wenn 
wir also nicht irgendein sinnvolles Gegenkonzept finden für den dra- 
matischen Absturz unserer demographischen Entwicklung, wird es 
uns bald nicht mehr geben. Fortschritt heißt auch immer fort schrei- 
ten von etwas. Wir aber schreiten hauptsächlich fort vom Mensch- 
sein, fort von einer gesunden, heilen Gesellschaft, und wir schreiten 
fort vom Weiterleben-Dürfen.« 
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Globalisierungsgläubige Sozialpolitiker predigen das Credo der 
>Mobilität<, denn Arbeitnehmer und -nehmerinnen sollen entwur- 
zelt werden und überall einsetzbar sein. Jede Identifizierung mit dem 
Arbeitgeber, dem Arbeitsplatz, jede Solidarität mit dem Unterneh- 
men und der Kollegenschaft sind den sozialpolitisierenden Globali- 
sierern ein Greuel. Thomas BARNETT fordert von der Arbeitnehmer- 
schaft nur eines: Das Mitschwimmen in den gelbschwarzbraunen 
Fluten eines Amazonasstroms von Humanressourcen der ganzen 
Welt, wohin sie die Strömung des Weltmarktes auch immer treiben 
mag. Schon 1994 bekannte die Europäische Kommission in einer Stu- 
die, die zunehmende Arbeitslosigkeit in der EU sei bereits vorpro- 
grammiert. Die staatlichen Alters- und Krankheitsfürsorgen werden 
schrittweise abgebaut. Für die Ärmsten und Bedürftigsten sollen, 
nach dem Beispiel der USA, der Staat und fromme Organisationen 
Suppenküchen und Nachtasyle zur Verfügung stellen. Auch in die- 
sen Bereichen ist die Entwicklung zur Vereinheitlichung und Zentra- 
lisierung klar erkennbar: nämlich der >Trend< zur Einheitsmedizin für 
den Einheitspatienten, zur mobilen, entwurzelten, austauschbaren 
Einheitshumanressource, zur Einheitslegislative und Einheitsexekuti- 
ve zum Schutze der vier >Flows<. Ob Adoleszent, Konsument, Patient, 
Petent, Delinquent: Fortan wird die Justiz im Interesse der Globalisie- 
rung und im Sinne übergeordneter Menschenrechte entscheiden 
müssen! 

»Armut und Not in Deutschland. Es reicht!« So lautet der Titel 
der Unabhängigen Nachrichten im Oktober 2006: »Bereits im Jahr 2004 
zeigte die Wirtschaftswoche Nr. 29, daß im Gegensatz zu den Schön- 
rechnereien die wahre Arbeitslosigkeit bei 8,6 Millionen lag, also 
doppelt so hoch wie die damalige offizielle Zahl von 4,2 Millionen. 
Daß dem so war, geht aus öffentlichen zugänglichen Daten und 
Schätzwerten der Nürnberger Bundesagentur, des Sachverständigen- 
rates, des Deutschen Städtetages sowie namhafter Wirtschaftsfor- 
schungsinstitute hervor. In diesen Berechnungen sind auch jene Ar- 
beitslosen enhalten, die nicht in die offizielle Statistik einfließen, die 
in Bildungsmaßnahmen der Arbeitsämter untergebracht sind, oder 
Arbeitslose über 58 Jahre.« 

Hier die Ziffern der Menschen, die (2004) in Deutschland tatsäch- 
lich ohne Arbeit sind: 
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Offiziell als arbeitslos gemeldet: 4 233 000 
Arbeitslose in Maßnahmen der BA 868 000 
Arbeitslose in Maßnahmen der Kommunen 390 000 
Arbeitslose im Vorruhestand 1 077 000 
Kurzarbeiter 75 000 
Stille Reserve* 2 000 000 
in Summe: 8 643 000 


* jene, die arbeiten wollen, die Suche nach einem Arbeitsplatz aufge- 
geben oder sich erst gar nicht gemeldet haben. 


Und so sieht die von den Unabhängigen Nachrichten für das Jahr 2006 
berechnete Statistik aus: 


Offiziell (im September) arbeitslos 4 237 000 
in Maßnahmen der BA 1 456 560 
in Maßnahmen der Kommunen (geschätzt) 400 000 
im Vorruhestand 1100 000 
Kurzarbeiter 47 935 
Stille Reserve 2 000 000 
in Summe: (teils geschätzt) 9 242 330 


Hier die Einschätzung eines jungen Leserbriefschreibers aus Meck- 
lenburg in Monatsnachrichten (Oktober 2006) über die sozial >blühende 
Landschaft in seinem Land: 

»Arbeitslosigkeit, >Jobs< (Arbeitsplätze werden eliminiert), Job- 
sharing, Minijobs, 1 Euro-Jobs, ABM-Stellen, Ich-AGs, korrupte Ma- 
nager, spekulative Betriebsübernahmen, Hedge Fonds, Heuschrek- 
ken, Börse, Rendite, Tantiemen, raffendes Kapital, Investoren, 
Fremdarbeiter, Betriebsverlagerungen, Streiks, Kündigungen, Arro- 
ganz, Mobbing, Frauen- und Kinderfeindlichkeit, Existenzvernich- 
tung, afrikanische Verhältnisse (Schwarzarbeit mit Duldung der 
Politik, z. B. am Bau des Berliner Regierungsviertels), steigende Steu- 
ern, sinkende medizinische Leistungen, Sozialabbau, Hartz IV, ge- 
sellschaftliche Ausgrenzung, Insolvenzen, Sex sells, Marketing, Be- 
dürfnisse erzeugen, Sprache: buying center, user, decider, gatekeeper, 
influencer, commitment, corporate identity, outpacing strategy, hid- 
den intentions, characteristics, end user, action, carry-over Effekte, 
outsourcing, Nieten im Nadelstreifen, DIN Produktnormen auf DIN 
EN harmonisiert, Novellierung der Handwerksordnung zur weit- 
reichenden Abschaffung der Meisterprüfung, Zinsen, Privatisierun- 
gen, Zinseszinsen, endloses Wirtschaftswachstum, Staatsverschul- 


10. Die staatlichen Funktionen im Zeichen der Globalisierung 217 


dung, Enteignung des Volkes, Ausverkauf der Industrie und Infra- 
struktur, Global Players, Verscherbeln von militärischem Gerät, 
weltweite Zahlungen, EU, Globalisierung, militärische Auslandsein- 
sätze, Bauernsterben, Genmanipulation, Forstprivatisierung, Flä- 
chenstillegungen, Bildungsmisere, multiethnische Überfremdung, 
Sprach-, Kultur-- und Werteverfall, Lehrstellenmangel, Studienge- 
bühren, Kürzung der Lehrmittelhilfen, Rechtschreibreform, Lobbyis- 
mus. Das Volk wird zur Gesellschaft, die Nation zur Deutschland AG!« 
Niemand hätte die real existierende Hoffnungslosigkeit in deut- 
schen Landen besser beschreiben können. 


Richtige Diagnosen, falsche Therapien? 


Es mangelt nicht an internationalen und regionalen Organisationen 
und Projekten, die sich mit sozialen Mißtänden in der Welt beschäf- 
tigen, die sehr wohl die Auswirkungen der kommenden Energie- 
versorgungskatastrophe, der permanenten Staatsschuldenfalle, des 
Trinkwassernotstandes und der Hungersnot vor allem in der Drit- 
ten Welt erkannt haben. Ihre Führungsspitzen stellen zwar die rich- 
tigen Diagnosen, übersehen oder verschweigen jedoch, ihrer jewei- 
ligen Weltanschauung entsprechend, die wirklichen Ursachen. So 
bieten >Global Marshall Plan<, >Ökosoziales Forum Europa<, >Club 
of Rome<, >Fair Trade<, >Attac<, >World Future Council Internatio- 
nal< und so manche andere Initiativen nur Lösungen an, die im Rah- 
men einer globalen Kooperation umgesetzt werden können. In ih- 
ren Werbeschriften und Spendenaufrufen ist von »Öökosozialer 
Marktwirtschaft«e, »Dynamik der Märkte«, »menschengerechter Ord- 
nungspolitik«, »Win-win Strategie eines kommenden Weltvertrages 
gegen Rassismus« und vor allem von einer »Zivilgesellschaft«, von 
Humanität und Menschenrechten die Rede, niemals jedoch von Völ- 
kern] Kein Wunder deshalb, daß unter den Aktivisten und Förde- 
rern solcher Initiativen namhafte Globalisierer zu finden sind, wie 
Franz FISCHLER (ehemaliger EU-Agrarkommissar), Uwe MÖLLER (Ge- 
neralsekretär des >Club of Rome<), Joseph STIGLITZ (Nobelpreisträ- 
ger, New York), Jakob VON UEXKÜLL (Gründer des alternativen No- 
belpreises), Benita FERRERO-WALDNER (EU-Außenkommissarin), 
Heiner GEISSLER (BM a.D.), Hans Dietrich GENSCHER (BM a.D.), Rita 
SÜSSMUTH (Bundestagspräsidentin a.D.) und andere mehr. 
Anscheinend flössen dank erschütternder Bildreportagen und 

herzzerreißender Medienberichte die Millionenspenden aus der 
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westlichen Welt so reichlich, daß sich nach der Tsunami-Katastro- 
phe 2005 allein in Sri Lanka 1200 Hilfsorganisationen gegenseitig im 
Weg standen. 

Viele von ihnen kritisieren zwar die antisozialen und ökonomi- 
schen Auswirkungen der Globalisierung, die Ausbeutung von Hu- 
manressourcen in der Dritten Welt, entwerfen utopische Pläne für 
die Solidarität aller >Zivilgesellschaften< in der Welt, beißen aber nicht 
Regierungen, internationale Finanzinstitute, globale Einrichtungen, 
von denen sie finanziert werden. Aus Schriften und Berichten geht 
hervor, daß ihre erfahrenen Mitarbeiter sehr genau zu unterschei- 
den wissen, wie sie ihre Hilfsmaßnahmen und Programme mit den 
verschiedenen vor Ort angetroffenen >Gesellschaften< abstimmen und 
auf deren jeweilige Sitten und Gebräuche Rücksicht nehmen müs 
sen. Sind diese >Gesellschaften< etwa keine Volksstämme? Hin und 
wieder bricht ein Lichtstrahl der Erkenntnis durch, wenn ein Akti- 
vist es wagt, mutig zu behaupten, »das Finanzkapital, das den Glo- 
bus ausplündert, gehört einer Machtspitze von eintausend Familien, 
denen es gelungen ist, ihr exorbitantes Vermögen im letzten Jahr 
(2005) um 25 Prozent zu steigern«. Doch sogleich erfolgt die Schaum- 
bremsung durch einen angepaßteren Kollegen, der das »segensreiche 
Wirken von George SOROS« hochloben muß. Wohl eher klettert das 
Kamel auf ein Minarett, als daß von solchen Vorkämpfern für eine 
gleichgeschaltete liberale oder marxistische >One World< die Wur- 
zeln erkannt werden (dürfen), an denen die Axt angesetzt werden 
muß. 

In Abänderung der Aussage des Vorkämpfers für soziale Gerech- 
tigkeit und brasilianischen Erzbischofs Dom Helder CAMARA, wenn 
er den Armen ein Stück Brot gebe, gelte er als Held, und wenn er 
frage, warum die Armen kein Brot hätten, gelte er als Kommunist, 
müßte es heute heißen: Fragst du nach den Ursachen von Krieg und 
Elend, bist du ein Rassist. 


Bildung, Medien, Werbung, Kultur, Sport 


Bildung: 

Nicht auf Kultur und Geschichte des eigenen Volkes, auf die Fein- 
heiten der eigenen Sprache werden im Unterricht Wert gelegt, son- 
dern auf das, was nach Meinung der Globalisierer und ihrer Vasal- 
len die ganze Humanität verbindet: die amerikanische Sprache des 
Weltmarktes, die Utopie einer glücklich zusammenwachsenden 
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multikulturellen Menschheit, die Überwindung überkommener Bin- 
dungen, althergebrachter Gesellschaftsformen, religiöser Bekennt- 
nisse und geschichtlicher Überlieferungen. Als leuchtende Beispiele 
wird unseren Heranwachsenden die Geschichte der glorreichen 
amerikanischen, französischen und russischen Revolutionen hinge- 
stellt, die Neue Weltordnung von Jalta und Potsdam, die untilgbare 
Schuld des deutschen Volkes an beiden Weltkriegen gepredigt und 
das Märchen von der >Befreiung< in den Jahren 1918 und 1945 er- 
zählt. An einigen deutschen und österreichischen Fakultäten wird 
bereits Englisch gelesen, werden akademische Titel und Diplome den 
amerikanischen angeglichen. Hier hat die Globalisierung sichtlich 
große Fortschritte erzielt. 

Anstatt die kommende Generation durch leistungsbezogenen 
Unterricht auf die Ansprüche und Herausforderungen des Berufs- 
lebens vorzubereiten, wurde jahrelang der Leistungsbegriff vernach- 
lässigt, so Johann LEHRER in Deutschland in Geschichte und Gegenwart, 
3/2006. »Die Unfähigkeit und Nicht-Bereitschaft, die jüngste Ver- 
gangenheit zu bewältigen, führte zu Lagerdenken und Grabenkämp- 
fen, nicht nur in der Politik, sondern auch in vielen Bereichen der 
Wissenschaften. .. Das Ausblenden von Wirklichkeiten sowie das 
Verhängen von Frage- und Denkverboten bestimmten und bestim- 
men noch immer sowohl den politischen als auch den wissenschaft- 
lichen Diskurs.. .« 

Es sei notwendig, gewachsene potemkinsche Dörfer, Axiome und 
politische Dogmen zu hinterfragen. Es gelte, über das Lagerdenken 
hinweg alle seriösen wissenschaftlichen Erkenntnisse mit milieutheo- 
retischem Ansatz ebenso zu berücksichtigen wie die weitgehend 
durch die moderne Genetik nachgewiesenen Erkenntnisse der Erb- 
forschung und Vererbungslehre oder der Humanethologie. Eine 
politisch korrekte Idee mag das Richtmaß bildungspolitischen Han- 
delns sein, sie darf jedoch nicht den Weg zur Erkenntnis der Wahr- 
heit verschließen und zum Dogma verkommen. 

Der Nobelpreisträger William B. SHOCKLEY, so Johann LEHRER wei- 
ter, bat in den siebziger Jahren die amerikanische Akademie der 
Wissenschaften, eine Uhntersuchungskommission einzurichten, um 
den jeweiligen Anteil von Erblichkeit und Milieu bei der Intelligenz- 
bildung zu ermitteln. Sein Antrag wurde mit 200 zu 10 Stimmen bei 
640 Enthaltungen abgelehnt. 

Der berühmte Genetiker Hans J. EYSENCK kommentierte dies wie 
folgt: »Die Mitglieder dieser Akademie sind wie GALILEIS Gegner. 
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Sie wehren sich, durch das Fernrohr zu schauen, aus Furcht zu ge- 
wahren, was man ihnen angekündigt hatte.« Zwangsläufig wird man 
erinnert an Gottfried BENNS Einschätzung: »Das Abendland geht nicht 
zugrunde an den totalitären Systemen, auch nicht an seiner geisti- 
gen Armut, sondern an dem hündischen Kriechen seiner Intelligenz 
vor den politisch korrekten Zweckmäßigkeiten.« 


>Gelungene< sexuelle Revolution in der Hauptstadt Preußens? 


Mit Datum vom 10. Januar 2007 versandte die »Senatsverwaltung 
für Bildung, Wissenschaft und Forschung« das folgende Rundschrei- 
ben »an alle öffentlichen und privaten weiterführenden Schulen in 
Berlin«: 

»Handreichung für lesbische und schwule Lebensweisen: 
Die vorliegende Broschüre ist. . . für den fächerverbindenden und 
-übergreifenden Unterricht in der Sekundarstufe I und II erarbeitet 
worden. Obwohl sich in den letzten Jahren das gesellschaftliche Kli- 
ma in bezug auf Homosexualität gewandelt hat, spiegelt sich die 
gesellschaftliche Offenheit erst vereinzelt im Unterricht der Fächer 
Biologie, Deutsch, Englisch, Ethik, Geschichte, Sozialkunde, Latein, 
Politik oder Psychologie wider.. . Daher ist es wichtig, allen Schüle- 
rinnen und Schülern eine nachhaltig differenzierte Haltung zum 
Thema >Umgang mit Vielfalt< zu ermöglichen. In dieser Broschüre 
finden Sie vielfältige Anregungen, die im Unterricht eingesetzt wer- 
den können, um zu einer Akzeptanz unterschiedlicher Lebenswei- 
sen beizutragen. Wir empfehlen Ihnen diese Unterrichtsangebote, 
da sie Ihnen den Zugang zu einem leider immer noch Tabu (sic!) 
behafteten Thema erleichtern. 


Mit freundlichen Grüßen 
Elisabeth MÜLLER HECK« 


Besagte Broschüre wurde vom Berliner >Landesinstitut für Schule 
und Medien< (LISUM) herausgegeben, als Autoren zeichnen »Mar- 
tin FUGE, geb. Haupt, Lehrer, Projektmitarbeiter bei Aufklärung und 
Beratung zu lesbischen, schwulen, bisexuellen und transgender Le- 
bensweisen«, eine Mitautorin der >Senatsverwaltung für Bildung, Ju- 
gend und Sport, Fachbereich für gleichgeschlechtliche Lebenswei- 
sem, sowie eine Dame des »Berliner Instituts für Schule und Medien<. 
Es folgen 16 »Hinweise für Schulleiterinnen, Schulleiter und Lehr- 
kräfte«, aus denen einige hier herausgehoben werden sollen: 
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». .. vermeiden Sie Formulierungen, die Heterosexualität als das 
Selbstverständliche, Homosexualität aber als die randständige Aus- 
nahme erscheinen lassen. . . Verwenden Sie durchgängig Formulie- 
rungen, die beide Geschlechter benennen. . . Legen Sie an gut sicht- 
baren Stellen Broschüren zum Thema lesbisch-schwule Lebensweisen 
aus. . . Informieren Sie sich über die örtlichen Einrichtungen für 
Schwule, Lesben, Bi- und Transsexuelle. . . Laden Sie Vertreterin- 
nen von Lesben- und Schwulenprojekten in den Unterricht ein.. . 
Informieren Sie über Lesben und Schwule, die Bedeutendes gelei- 
stet haben. .. Sorgen Sie dafür, daß in der Schulbibliothek Sachbü- 
cher und Romane über Homosexualität, Coming-Outs, berühmte 
Lesben und Schwule vorhanden sind und allen Schülerinnen zu- 
gänglich sind. . . Nehmen Sie Texte, die sich mit Lesben und Schwu- 
len auseinandersetzen, in die Listen von Pflicht- und empfohlener 
Lektüre auf!.. . Informieren Sie sich über die Neufassung der Allge- 
meinen Hinweise zur Sexualerziehung, Berlin 2001, und setzen Sie 
diese an Ihrer Schule in die Praxis um!« 


Medien: 


Gegen Meinungsvielfalt und ausgewogene Berichterstattung bei al- 
len heiklen und politisch, sozial und wirtschaftlich brisanten The- 
men sorgt verläßlich und immerdar unsere international gleichge- 
schaltete Medienlandschaft: Denn eher geht ein Kamel durch ein 
Nadelöhr, als daß systemkritische Meldungen in die Spalten unseres 
Blätterwaldes oder der Fernsehprogramme gelangen. 

John SWINTON, Langzeitchef der New York Times, der von seinen 
Kollegen der Weltpresse als »Altmeister seiner Zunft« bezeichnet 
wurde, bat man 1953, eine Rede vor dem angesehenen >New York 
Press Club< zu halten, wo er ausführte: »Im Laufe der Geschichte 
hat es niemals eine unabhängige Presse gegeben. Ihr wißt das, und 
ich weiß das. Es gibt keinen unter euch, der den Mut hätte, seine 
ehrliche Meinung zu schreiben. Und falls ihr den Mut hättet, wißt 
ihr im voraus, daß sie nicht erscheinen würde. Ich werde von mei- 
ner Zeitung dafür bezahlt, daß ich meine ehrliche Meinung zurück- 
halte. Wenn ich meiner ehrlichen Meinung auch nur ein einziges 
Mal in meiner Zeitung Ausdruck geben sollte, wäre ich innerhalb 24 
Stunden meinen Job los. Die Aufgabe des Journalisten ist es, die 
Wahrheit zu verbergen, geradeheraus zu lügen, zu verdrehen, zu 
verunglimpfen, sich, sein Land und seine Rasse um Geld und um 
sein täglich Brot zu verkaufen. Wir sind Werkzeuge und Mittel für 
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sehr reiche Männer, die im Hintergrund wirken. Wir sind intellek- 
tuelle Prostituierte.« 

Wie recht doch SWINTON hatte, denn als 1999 das Auftragswerk 
von Susan TIFFT und Alex JONES The Trust: the Private and Powerful 
Family Behind the New York Times erschien, zur Beweihräucherung 
der Zeitungsbegründer OCHS, SULZBERGER, GOLDEN und DRYFOOS, in 
deren Besitz sich die New York Times noch heute befindet, wird sein 
Name auf 870 Seiten, davon 100 Seiten Personenverzeichnis, nicht 
ein einziges Mal erwähnt. 

Ein weiteres Beispiel seltenen Bekennermutes war die Rede von 
Ed MURROW, Nachrichtenchef beim Fernsehgiganten CBS, am 15. 
Oktober 1958 anläßlich der Jahreskonferenz der amerikanischen Ra- 
dio- und Fernsehsender: »Das Problem mit unseren Nachrichten- 
sendungen ist, daß sie zu einem unentwirrbaren Gemisch von Mel- 
dungen, Werbung und Business verkommen. .. Der Grund ist, daß 
es immer nur um Profit, um immer mehr Profit, und immer nur um's 
Geld geht, was sich natürlich auf den Inhalt und die Qualität unse- 
rer Informationen auswirkt...« Mit seiner Aussage sprach MURROW 
lediglich die Binsenwahrheit aus, daß wer entsprechend zahlt, im- 
mer bestimmen kann, was in den Nachrichten berichtet wird. Ein 
Vierteljahr später hatte er seinen Job verloren. (Lewis J. PAPER, Em- 
pire: William Paley and the Making of CBS, 1987) 

Und wie sieht die Lage in EU-ropa aus? Wie viele ehrenwerte 
>Clans< sind es, in deren Besitz sich die führenden Medienimperien 
Großbritanniens, Frankreichs, Deutschlands und der anderen EU- 
Staaten befinden? Wie frei und unabhängig sind bei uns Presse und 
Fernsehen? 

In Folge der in Frankreich ausgeübten Kontrolle über Verlage, 
Presse, Rundfunk und Fernsehen durch den militärisch-industriellen- 
medialen Komplex der Banque Rothschild, der Rüstungskonzerne 
EADS und Dassault, des Bauriesen Bouygues, des Energiekonzerns 
Aistom über Le Monde, Le Figaro, L'Express, TF1, Radio Europe 1 und 
2 usw. befanden Vertreter von über 150 Medien, Gewerkschaften 
und Vereinigungen, »daß eine solche Unterwerfung der Meinungs- 
und Pressefreiheit nicht mehr akzeptabel ist. Sie beriefen auf den 30. 
September 2006 eine Versammlung ein, die sie - angesichts der hi- 
storischen Bedeutung - als >Etats Generaux< (Generalstände) bezeich- 
neten«, berichtete Zeitfragen vom 31. Oktober 2006. 

Wer glaubt, daß in den EU-opäischen Systemmedien keine poli- 
tische und wirtschaftliche Zensur ausgeübt wird und daß Parteien 


10. Die staatlichen Funktionen im Zeichen der Globalisierung 223 


und Lobbies mit dem Hinweis auf reichlich fließende Fördergelder 
und Belohnung mit fetten Werbeaufträgen keinen Druck auf die 
Redaktionen von Presse und Fernsehen ausüben, der glaubt auch 
an den Österhasen. 


Marktschreierei, genannt >Werbung< 


Noch ein paar Worte zur sogenannten >Werbewirtschaft<, die für sich 
in Anspruch nimmt, sie würde durch ihre >Werbebotschaften< die 
Wirtschaft ankurbeln und dadurch Arbeitsplätze schaffen. Durch die 
weltweite Ausbreitung der Werbepest in Presse und Fernsehen, auf 
Plakatwänden und Litfaßsäulen, in U-Bahnstationen, Autobussen 
und Taxis in allen Städten der Welt, durch Besetzung auch des letz- 
ten noch freien Quadratzentimeters auf Hosen von Fußballstars, Pro- 
spekten, Einkaufstüten, durch ihr Eindringen in jede kleinste Zeit- 
ritze bei Sportübertragungen, Nachrichtensendungen und jeder Art 
von Veranstaltungen wird >Werbung< ausnahmslos als Nötigung und 
Aufdringlichkeit empfunden, weil sie mit ihren primitiven Werbe- 
botschaften und Marktschreiereien ähnlich wie Ungeziefer, Juckreiz 
und Mundgeruch die Menschen überall hin und zu jeder Zeit ver- 
folgt. Kilogrammschwer füllt sie tagtäglich die Postfächer von Milli- 
arden Menschen mit unbestellten Drucksorten, trotz flehentlicher 
Aufkleber: »Bitte KEINE Werbung!« 

Weil keine Zeitung ohne Inserate, keine Fernsehstation ohne Werbe- 
einschaltungen, kein Fußballklub, kein Kulturbetrieb, keine Bene- 
fizveranstaltung ohne Werbung durch Sponsoren überleben könn- 
ten, ist nur zweierlei sicher, nämlich daß die Werbebranche wächst 
und daher viele Arbeitsplätze schafft, und zwar ausschließlich in 
der Werbebranche, und zweitens, daß stets das Finanzministerium 
mitkassiert. Der einzige Draufzahler beim Werbezirkus ist der Kon- 
sument, der beim Einkaufen sowohl den Aufpreis für die beworbe- 
ne Ware bezahlen als auch die Werbesteuer mit finanzieren muß. 

Wie weit die Jagd nach Sponsorengeldern und die Sucht nach 
Medienpräsenz um jeden Preis gehen können, zeigt folgendes Bei- 
spiel: Der Gemeinderat des kleinen osttiroler Ferienortes Prägraten 
beschloß einstimmig, daß ab 11. Juli 2007 ein 2768 Meter hoher Berg- 
gipfel im Großvenediger-Gebiet der Hohen Tauern nach dem Grün- 
der der Firma Wiesbauer Österreichische Wurstspezialitäten GmbH, 
nunmehr den Namen >Wiesbauer-Spitze< tragen soll. Grund? An 
diesem Tag findet die Zielankunft der Königsetappe der Österreich- 
Radrundfahrt über den Groß-Glockner statt, die von der Firma 
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Wiesbauer >gesponsert< wird. Es ist unglaublich, welche neuen Ent- 
schuldungsmöglichkeiten und Gewinnaussichten sich hier plötzlich 
für Städte, Dörfer und Gemeinden durch die Vermarktung ihrer Na- 
turschönheiten und Sehenswürdigkeiten eröffnen! Zieren denn nicht 
schon hier und dort Werbefahnen von Banken und Versicherungen 
die Türme unserer Dome und Kathedralen? Worauf warten denn 
noch die hochverschuldeten Landesfürsten, um Ströme und Land- 
schaften ihrer Provinzen nach zahlungskräftigen Chemiefabriken 
und Lebensmittelkonzernen, pleitegegangene Stadtväter ihre Bran- 
denburger Tore, Zwinger, Binnen- und Außenalstern, Schönbrun- 
ner Schlösser und Opernhäuser nach sponsorengeldträchtigen Er- 
zeugern bekannter Waschpulver, Kosmetikartikel und Benzinmarken 
umzubenennen? 

Der >Werbe<-Wirtschaft und ihren Auftraggebern geht es weder 
um Produktinformation noch um Kundenberatung, sondern nur um 
billigste Aufmerksamkeitserregung, die wegen zunehmender Über- 
müdung und Überreizung der Konsumenten nur durch Anwendung 
primitivster optischer und akustischer Effekthascherei erzielt wer- 
den kann. Mit Bildern von amerikanischen Teens und Twens in Jeans- 
hosen, mit Taille auf Kniehohe und verkehrt aufgesetzten Baseball- 
kappen, die sich beim Verzehr von >Hamburger and Coke< und im 
Takt von Rap und Hip-Hop verrenken, kann - dank Dauerberiese- 
lung mit Amerikanismen in Wort und Bild - bei unseren jugendli- 
chen Zielgruppen jederzeit ein Begeisterungstaumel für ein neues 
Produkt ausgelöst werden, sofern es einen amerikanischen Namen 
trägt. Als Instrument der Globalisierer ist die Werbewirtschaft un- 
verzichtbar. 


Kulturbetrieb oder: Triumph der Häßlichkeit 


Genau so wenig, wie es das Recht an sich, die Wirtschaft an sich, die 
Moral an sich als absolute Begriffe gibt, so wenig gibt es auch eine 
Kultur an sich. Weil Gott in Seiner unendlichen Güte und Weisheit 
die Menschen in großer Vielfalt an Farben und Rassen erschaffen 
hat, so hat Er auch gewollt, daß sie sich an Worten und Bildern, an 
Tanz und Gesang, ihrer Art entsprechend erfreuen. »Kultur«, so Lis- 
beth GROLITSCH, »ist Gemeinschaft im Geiste.« Seit Jahrtausenden 
bedeuten die Künste deshalb für alle Völker die Veredelung und 
Begreifbarmachung ihrer seelischen Erariffenheit, die Offenbarung 
ihrer Volksseele, und stets sahen die Völker in ihren Künstlern die 
begnadeten Vermittler ihrer eigenen Empfindungen. Und weil die 
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verschiedenen Völker auch verschieden empfinden, konnte es auch 
niemals geschehen, daß die Kunstwerke eines überragenden Künst- 
lers des einen Volkes bei einem anderen Volke dieselben Empfin- 
dungen, dieselbe Erariffenheit auslösten. Jeder Musikfreund weiß, 
daß die Harmonien und Melodien typisch slawischer, ungarischer, 
russischer oder spanischer Volksmusik, deutscher oder italienischer 
Barock- und Opernmusik unverwechselbare, und nicht austausch- 
bare Wesensmerkmale der Volksseelen der betreffenden Völker und 
der ihnen entstammenden Künstler beinhalten, und dasselbe gilt 
natürlich auch für ihre Maler, Dichter und Bildhauer. 

Weil also die Kunst ein ebenso ererbtes Gut eines jeden Volkes ist 
wie seine Sprache und seine Traditionen, versuchen die Globalisie- 
rer zwecks Abschaffung der Völker, mit allen Mitteln auch diese 
Wertbegriffe abzuschaffen. Seit dem Ende des Zweiten Weltkrieges 
darf die Kunst nicht mehr der Verschönerung dienen, sondern nur 
noch der Verhäßlichung, Umfälschung und Scharlatanerie. »Die 
Schönheit ist der Zentralbegriff von Kunst schlechthin«, schreibt 
Walter MARINOVIC in Kunst oder Antikunst (2003). Doch im Namen 
der >Freiheit der Kunst< forderten nach 1945 die fremden Umerzie- 
her der frankfurter Schule<: HABERMAS, MARCUSE, HORKHEIMER, die 
Abschaffung und Umwertung des traditionellen Kunstbegriffes, und 
Saul PADOVER wollte »den Deutschen eine neue Seele einimpfen«. 

Gegen die Schönheit der Sprache werden uns seither blabbernde 
und lallende Nichtskönner vorgeführt, wie etwa ein >Dichter< Hel 
mut EISEN mit folgender von Österreichs >Kultur<-Ministerium preis- 
gekrönter Logorrhöe: »organordonnanzorgieorgieorgie parrpaarpa- 
ketpairpaketpalastpanzerpanzer.. .« und so weiter, 150 Zeilen lang. 
Als Sprachclowns des Kultur-Establishments sind Ernst JANDL und 
Elfriede JELLINEK, die, wie könnte es anders sein, den Literaturnobel- 
preis erhalten hat, aus den Schlagzeilen nicht mehr wegzudenken. 
Für die Umdeutung klassischer Dramen sorgen PEYMANN, BACHLER, 
MENTHA, CASTORF, BONDY, NEUENFELS und andere Verschlingensiefer 
der deutschen Kultur. Als ein bekannter Theaterkritiker nach einer 
völlig werkentfremdeten Aufführung des Don Carlos im Wiener Burg- 
theater den Regisseur fragte, warum er das Werk SCHILLERS derart 
persifliert habe, erhielt er die Antwort: »Zwischen SCHILLER und uns 
steht eben Auschwitz.« Wir sollten uns da lieber an Friedrich SCHIL- 
LER halten, der sich vor keinem Geßler verneigte, sondern Wilhelm 
Teil seinen Sohn belehren ließ: »Was kümmert uns der Hut! Komm, 
laß uns gehen.« 
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Ihr Antlitz verhüllt und ihre Ohren verstopft vor den Verbrechen 
an unserem gemeinsamen Erbe und unseren europäischen Sprachen 
durch plumpe Nichtskönner und deren fremde Mäzene haben Mel- 
pomene, Thalia, Kalliope, Erato und Polyhymnia. Weil sie die fort- 
schreitende Enthellenisierung unseres Kontinents nicht mehr erle- 
ben wollten, haben sie den Styx zur Unterwelt gequert, um, von 
schrägen Tönen, häßlichen Bildern und abartigen Thersiten unge- 
stört, den vergangenen Klängen und Vorträgen der großen und ewi- 
gen europäischen Meister zu lauschen, denen die rechte Verbindung 
von Freiheit und Maßhalten mit der Schöngeistigkeit so unnachahm- 
lich gelang. Wie konnte es geschehen, daß sich die Jugend des Vol- 
kes der Dichter und Sänger innerhalb nur weniger Jahre von seinen 
Melodien und Harmonien abwendete, um sich nach den Rhythmen 
und Synkopen afrikanischer Buschtrommeln im Takte zu verrenken 
und mit Andacht dem Gegröle unter Drogen stehender amerikani- 
scher und englischer >Popstars< zu lauschen? 

Hierzu die kompetente Meinung der berühmten deutschen Gei- 
gerin Prof. Anne-Sophie MUTTER: »Wir brauchen Kultur, um uns als 
Menschen mit einer Tradition zu definieren und um uns gleichzeitig 
abzugrenzen. Mittelfristig führt Kulturlosigkeit zur geistigen Verar- 
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mung und langfristig zur Verblödung eines Landes. An der Musik 
können wir lernen, woher wir kommen und was uns ausmacht.. . 
Es wundert mich immer wieder, wenn Politiker über Patriotismus 
reden und dabei hauptsächlich den Wirtschaftsstandort Deutschland 
meinen: Sie reden von Export, von Volkswagen, Mercedes und BMW. 
Keiner spricht von BACH, BEETHOVEN oder HENZE. Auf den ersten Blick 
ist das ja auch verständlich, weil Musiker keine Patente erfinden, 
die sich kurzfristig zu Geld machen lassen. Aber wir bieten eine 
Grundlage, auf der sich ein Nationalgefühl gesund entwickeln könn- 
te. Musik könnte einer der wichtigsten Identifikationsstifter einer 
Nation sein. Daß sie nicht mehr zur Definitionsmasse der Nation 
Deutschland gehört, zeigt die armselige geistige Stimmung in unse- 
rem Land.« (in: Kommentare, Juli 2006) 

Drei Bedingungen müssen von >Künstlem<, die im Trend liegen 
und dem Zeitgeist frönen, streng erfüllt werden, wenn sie von zu- 
ständigen Politikern und Kulturfunktionären finanziell gefördert und 
von den Systemmedien hochgelobt werden wollen: erstens die Ver- 
neinung nationaler Werte und künstlerischer Traditionen, zweitens 
die Bejahung der multikulturellen Vielfalt und Bereicherung, drit- 
tens das strikte Vermeiden, in schöner und verständlicher Sprache 
zu schreiben, schöne Bilder zu malen oder zu zeichnen, schöne Mu- 
sik zu komponieren. 

Diesen Vorgaben entsprechend, gehorcht der >Kulturbetrieb< zwei 
kategorischen Imperativen: erstens, dem politischen Imperativ, daß 
werkgetreue Aufführungen und traditionelle Darstellungen >out< 
sind, daß auf den Bühnen gezeigt werden muß, was Männlein und 
Weiblein im Bett treiben oder auf dem Klo verrichten. Heldengestal- 
ten und religiöse Symbole müssen der Lächerlichkeit preisgegeben 
und in den Dreck gezerrt werden. Hochgelobt werden niemals Kön- 
ner, sondern nur Schmierer, die mit Tinte, Blut und Kot umzugehen 
wissen oder deren preiswürdige Leistungen wie etwa die des >Mei- 
sters< Arnulf RAINER darin bestehen, anderer Meister Werke schwarz 
zu beschmieren; zweitens, dem merkantilen Imperativ, daß Geld 
nicht stinkt. Und unsere Prominenz spielt mit, hängt sich Blut-, Kot- 
und Kotzbilder an die Wand, stellt unförmige und undefinierbare 
>Plastiken< in ihren Vorzimmern auf, zieren sich bei Schwulenpara- 
den mit der grellen Schickeria von >Künstlern< und Modetrabanten, 
um sich von der Boulevardpresse feiern zu lassen. 

Hier anführen möchte ich ein wunderschönes Beispiel für eine 
gutgemeinte Vermischung an sich wertvoller Einzelbestandteile zur 
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Die neue Nummer 1 
auf der Kunstmark- 
Preistabelle: »No 5« 
von Jackson POLLOCK 
(1912-1956), dem 
Meister des >Action 
Painting<. Die 1948 
auf Holzfaserplatte 
entstandene Tropf- 
malerei, die 1,4m 
mal 2,8 Meter mißt, 
ging für 140 Millio- 
nen Dollar an einen 
mexikanischen 
Unternehmer und 
übertrumpfte damit 
die »Adele Bloch 
Bauer« von Gustav 
KLIMT, die im Juni 
2006 135 Millionen 
Dollar erzielt hatte. 


Schaffung eines höheren 
Gesamtergebnisses, das 
die Summe der ein- 
zelnen Qualitäten erhöhen sollte, jedoch unbeabsichtigt genau die 
gegenteilige Wirkung erzielte und damit widerspiegelte, was die Völ- 
kervermischer und Kulturpantscher ä la BARNETT mit ihrer Gleich- 
macherei erreichen werden, falls man ihnen nicht rechtzeitig das 
Handwerk legt: Aus Anlaß und zur Feier von Österreichs Beitritt in 
die EU brachte ein bekannter österreichischer Weinerzeuger einen 
>EU-Wein< auf den Markt. Auf dem Etikett waren die Fahnen der zwölf 
Mitglieder abgebildet, der Inhalt bestand aus gleichen Teilen von Beau- 
jolais, Chianti, Rheinwein, Rioja, Douro, Griechenwein und Wachau- 
er. So gräßlich, wie hier dargestellt, schmeckte das Gesöff dann auch. 
Kein anderes Beispiel hätte so schön belegen können, daß Werte ein- 
zelner Kunstwerke sich nicht zu einem Ganzen addieren lassen, son- 
dern durch Vermischung in jedem Fall ihren Wert verlieren. 

Ein trauriges Kapitel ist die Entdeckung der Kunst als Spekula- 
tionsobjekt: Wenn etwa ein Gemälde Gustav KLIMTS, das in Wien 
jüngst entarisiert und an eine frühere Besitzerin in den USA restitu- 
iert wurde, zu einem Preis von 135 Millionen Dollar weiterverkauft 
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Wiener Aktionismus 
pur: »80th Action« 
von Hermann NITSCH, 
Prinzendorf 1984. 
»Volksverdummung 
auf hohem Honorar- 
Niveau« (Prof. 
Richard W. EICHLER). 


wird, geht es nicht um den tatsächlichen Wert, sondern nur noch 
um den Reibach, der aus solchen Transaktionen erzielt werden kann. 
Kein Wunder, daß das Auktionshaus Sotheby im Oktober 2006 ei- 
nen neuen Weltrekord bekanntgeben konnte: Ein mexikanischer Un- 
ternehmer soll das Farbgeschmiere Nummer 5 des Amerikaners Jack- 
son POLLOCK für 140 Millionen Dollar gekauft haben. Über diesen 
>Maler< berichtete die Frankfurter Rundschau (9.11. 2006): ». .. (über 
ihn) schrieb der Kunstkritiker Clemens GREENBERG, POLLOCK sei der 
erste Maler, der aus der verschmierten Verworrenheit der Farben, 
die für einen Großteil amerikanischer Malerei so typisch ist, etwas 
Positives gemacht hat.. .« 

Von Kalifornien bis Japan, von den höchsten Banketagen bis zu 
den Kajüten der teuersten Jachten, von überall her drängen Makler 
und Milliardäre nach London, New York, Los Angeles oder wo im 
mer sich bei Sotheby's etwas tut. Es ist völlig egal, ob es sich um 
einen echten DEGAS, eine echte SIBELIUS-Partitur oder eine echte Azte- 
ken-Brosche handelt, Hauptsache, sie kosten Millionen, und man 
kann sie bei der nächsten Auktion gegen einen echten Golfschläger 
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EISENHOWERS oder ein von Josef STALIN handsigniertes Todesurteil um- 
tauschen. Auch die >Wirtschaft< hat die Kunst entdeckt: Banken, Ver- 
sicherungen, Brauereien, Erzeuger von Mode- und Konsumartikeln 
treten als Mäzene und Sponsoren auf und reißen sich um Museen, 
Ausstellungen, Kulturdenkmäler, um sie als Träger ihrer Werbebot- 
schaften benutzen zu können. Es ist gut für Wurst-, Bier-, Toiletten- 
papier-, Rasierwasser-, Margarinefabrikanten, wenn sie ihr >Image< 
mit Festwochen, Konzerten, Ausstellungen, Buchmessen aufpolie- 
ren und sich mit >Kunst< in Verbindung bringen können. Den Mäze- 
nen, Sponsoren und >Product Placers< geht es ja längst nicht mehr um 
das Fördern der Sache und des Anliegens an sich, sondern ausschließ- 
lich um die Förderung des eigenen >Image<. Sie spenden längst nicht, 
weil ihnen notleidende Kinder, die Kunst oder der Sport an sich et- 
was bedeuten, sondern um sich selber darzustellen, also um mehr 
zu scheinen, als zu sein. Die so geförderten Städte und Institutionen 
werden verpflichtet, ihr neues Stadion, Museum oder Krankenhaus 
nach dem Namen der edel spendenden Bank, Versicherung oder 
Brauerei zu benennen. 

Es ist schon jetzt abzusehen, daß >Sponsoring< und Werbung vor 
Symphonieorchestern, Opernsängerinnen und Gemäldegalerien 
nicht halt machen werden. Es ist nicht auszudenken, was Pepsi Cola 
einem Musee du Louvres, Uncle Ben's Rice einer Netrebko, Heine- 
ken den Wiener Philharmonikern zahlen müßte, wenn diese sich 
bereit erklärten, als Werbeträger ihre Gemälderahmen, Abendklei- 
der und Musikinstrumente in den Firmenfarben ihrer Sponsoren zu 
tönen. Wer weiß? Vielleicht sind entsprechende Verhandlungen 
schon im Gange. 

Ein noch traurigeres Kapitel des zeitgenössischen Kulturbetriebs 
ist das Umwerben und Fördern solcher perversen und degoutanten 
>Aktionskünstler< wie Hermann NITSCH, Günter BRUS und des we- 
gen Vergewaltigungen und Sex mit Minderjährigen verurteilten Otto 
MÜHL die - wenn es nach dem sogenannten gesunden Volksemp- 
finden ginge - schon längst hinter Schloß und Riegel oder in einer 
Gummizelle gelandet wären. Was diese von der Polit- und Kunst- 
schickeria Wiens umworbenen >Künstler< aufführen, geht auf eine 
buchstäbliche Kuhhaut, denn da werden auf öffentlichen Bühnen 
Stiere und Schweine geschlachtet, Blut, Kot und Urin verspritzt, nackte 
Männlein und Weiblein an Kreuze gebunden. Wurde denn die Poli- 
zei gerufen? Nein, im Gegenteil! Solche >Mysterienspiele< werden 
mit Steuergeldern gefördert, NITSCHS >Schüttbilder< hängen an Büro- 
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wänden so mancher führender österreichischer Politiker, wohlbe- 
kannte Banken und Industrien betätigen sich als Sponsoren dieser 
Schweinereien, und am lautesten applaudieren die Medien des Kai- 
sers neue Kleider! Die Politiker schweigen, weil nicht sie regieren, 
sondern ihre Auftraggeber, die globalisierenden Kulturvernichter! 
Helmut SCHÖDEL schrieb in der Süddeutschen Zeitung vom 23. No- 
vember 2005): »Klaus BACHLER hatte den österreichischen Aktions- 
künstler NITSCH in die Wiener Burg eingeladen: Schon in der Kas- 
senhalle stolperte man über weiße Tragbahren und stieß mit 
NITSCH-Akteuren zusammen, die Eimer voller Eingeweide und Ka- 
raffen voller Blut transportierten. .. Österreich macht seinen Frie- 
den mit seinen Aktionisten. Man fügt sich internationalem Druck.« 

Hier eine Kostprobe aus der Regieanweisung von Hermann NITSCH, 
österreichischer Staatskünstler und Träger höchster österreichischer 
Staatspreise, für das Mysterienspiel Die Eroberung von Jerusalem: 

»christus wir in ein Schlachthaus geführt, er schlachtet mit hilfe 
von metzgern 20 rinder. die tiere werden ausgeblutet und abgehäu- 
tet, hat christus einen stier getötet, legt er sich auf das am rücken 
liegende abgehäutete noch zuckende tier, saugt am geschlechtsteil 
des stieres, saugt urin heraus und beißt in das geschlechtsteil des 
stieres, er küßt die hoden. . . hat christus eine kuh getöt (sic!), legt er 
sich auf das am rücken liegende abgehäutete und noch zuckende 
tier, schleckt das geschlechtsteil der kuh und steckt seine zunge tief 
hinein. .. akteure beginnen auf großen mengen rohen fleischs und 
eingeweiden herumzutrampeln, sich zu beschütten und zu besprit- 
zen... wenn christus ausrutsch, springt nr. 38 auf ihn, steckt seinen 
erigierten penis.. .« Wer das vollständige Werk erstehen will, möge 
sich an den Verlag Die Drossel und die Edition Morra Napoli, Gru- 
newaldstraße 76, Berlin, wenden. 


Sportbetrieb 

Auch die beliebtesten Volkssportarten sind zu reinen Vermarktungs 
betrieben verkommen. Es bestimmen schon längst die Sponsoren, 
über welche Sportarten wann, wo und wie oft in den Medien berich- 
tet werden darf. Auch im Sportbetrieb hat die Globalisierung Ein- 
zug gehalten. Jeder Provinzverein, der etwas auf sich hält, impor- 
tiert einen echten brasilianischen Neger als Rechtsaußen oder einen 
echten Senegalesen als linken Verteidiger, Hauptsache: Er ist billig 
und bringt neues Publikum auf die Tribünen. Wo sind die Zeiten, 
da sich der fußballbegeisterte Europäer am Wochenende darauf freu- 
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en konnte, bei Bayern München noch Münchner, bei Rapid Wien 
noch Hütteldorfer, bei Arsenal noch Londoner Fußballer spielen zu 
sehen? Bei der letzten Weltmeisterschaft standen in der französischen 
Equipe zeitweise nur zwei echte Franzosen auf dem Rasen. Inzwi- 
schen leisten sich die meisten europäischen Länder im Schnellver- 
fahren aus Afrika eingebürgerte Leichtathleten, chinesische Tisch- 
tennisspieler und aus dem Ostblock eingewanderte Schwerathleten, 
um ihre magere Medaillenausbeute zu vergolden. 


Landwirtschaft 


Daß die Globalisierer ein gestörtes Verhältnis nicht etwa zur Land- 
wirtschaft, sondern auch zu den seßhaften und Landwirtschaft trei- 
benden Bauern haben, ist offensichtlich. Denn keine Klasse von Men- 
schen personifiziert die Ablehnung der Globalisierung so sehr wie 
die traditionelle Bauernschaft. Seit Beginn der Menschheitsgeschichte 
stellt eine fleißige, seit Generationen mit ihrer Scholle, ihren ererb- 
ten Traditionen, ihrem Glaubensbekenntnis verbundene Bauern- 
schaft oder Bauernkaste das feste Fundament eines jeden National- 
staates dar. Das ist auch der Grund, warum LENIN, TROTZKI und STALIN 
zur Verwirklichung ihres materialistischen >Paradieses der Werk- 
tätigem daran gingen, Millionen frommer, patriotischer und boden- 
verbundener russischer und ukrainischer >Muschik< (Kleinbauern) 
und >Kulaken< (Großbauern) durch Hungersnöte und Vertreibun- 
gen zu liquidieren. Auch die frühen Zionisten, die einen marxisti- 
schen Idealstaat in Palästina errichten wollten, lehnten eine private 
Landwirtschaft ab und errichteten in Palästina >Kibbuze<, die nichts 
anderes waren als landwirtschaftliche Produktionsgenossenschaften 
oder Kolchosen. Theodor HERZL schrieb: »Landwirtschaft ist eine Fra- 
ge von landwirtschaftlichen Maschinen« und sprach damit sein Be- 
kenntnis zur Industrialisierung der Landwirtschaft aus. 

Auch im kapitalistischen Westen, vor allem in den USA, begann 
vor allem nach 1945 mit der Einführung extensiver Anbaumetho- 
den und einer radikalen Liberalisierungspolitik der große Verdrän- 
gungskampf in der Landwirtschaft. Immer mehr Großfarmen kauf- 
ten die Ländereien von Kleinbauem auf und spezialisierten sich auf 
Einheitskulturen. So entstanden vor allem in den Bundesstaaten des 
Mittleren Westens riesige Anbauflächen für Getreide und andere 
Monokulturen. Diese Entwicklung hin zur Zentralisierung und Spe- 
zialisierung in den USA führte zu einer gewaltigen Verarmung und 
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Arbeitslosigkeit bei der bäuerlichen Bevölkerung einerseits, ande- 
rerseits zu Erosionen und Bodenvergiftungen aufgrund übermäßi- 
ger chemischer Düngung. Wie bei den international ausgerichteten 
Marxisten werden auch in den international-kapitalistischen USA 
die bodenständigen und traditionsbewußten Farmer als Feinde der 
Globalisierung angesehen. In amerikanischen Medien werden sie als 
primitive, rückständige und bigotte Tölpel, als >hül billies< dargestellt. 

In den EU-Chefetagen zu Brüssel wurden die Bauern als Bremser 
des globalen Fortschritts längst abgeschrieben. Bis 2009 müssen die 
landwirtschaftlichen Förderungen EU-weit eingestellt werden. Der 
einzige Grund, warum das Bauernvolk EU-ropas noch geschont, mit 
Gnadenbrot aus irgendwelchen EU-Töpfen durchgefüttert und ge- 
legentlich von der Politprominenz gehätschelt und getätschelt wird, 
ist, daß die Bauernschaft für einige noch existierende konservative 
Parteien, wie die CSU und die ÖVP, ein wichtiges Wählerpotential 
darstellt, dem zwar Zug um Zug die finanziellen und gesetzlichen 
Mittel zum Überleben entzogen werden, das aber unverbrüchlich 
daran glaubt, daß seine politischen Vertreter in der Regierung, in 
den Kammern und Bünden, ja sogar der zuständige EU-Kommissar 
felsenfest für ihre Interessen eintreten. 

Die Geschichte lehrt uns, daß die Bauern niemals revolutionär 
waren und zumeist sehr lange Zeit brauchten, bis sie merkten, wann 
sie von ihren Herrschern belogen und betrogen wurden. Doch wenn 
es dann so weit war, dann zogen sie mit Sensen und Mistgabeln in 
die Städte, auf der Suche nach den Wucherern und Blutsaugern, die 
sie aufspießen wollten. In EU-ropa ist es offensichtlich noch nicht so 
weit. Nur selten erfährt man von Protestmärschen nach Brüssel, wo 
vor dem EU-Glaspalast verfaulte Tomaten oder ganze Fuhren Mist 
gekippt werden, oder von kilometerlangen Traktorkonvois nach Paris 
oder Straßburg, von Demonstrationen von Viehzüchtern, Fischern 
und Obstbauern vor den Landwirtschaftsministerien ihrer Länder. 
Noch ist alles friedlich abgelaufen, wie die Bauern nun mal sind. Doch 
ihre Jahre als Bauern in den EU-Staaten sind gezählt. Die Entschei 
dungsträger in den UN- und EU-Gremien, die Weltbank, WTO und 
andere Globalisierungszentralen haben längst beschlossen, daß Euro- 
pa >entagronomisiert< werden soll, zu Gunsten einiger Weltregionen, 
in denen gentechnisch manipulierte Monokulturen für Einheitsgetrei- 
desorten, Einheitsreis, Einheitsmais und -soja gedeihen werden. Un- 
seren alpenländischen Bauern wird die Rolle als >Naturhüter<, als Er- 
zeuger von Bioprodukten, Honig und Filzpatschen, als Bastler >echt 
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Heuernte, als das Bauern- 
tum ein fast geschlossenes 
ökologisches System 
darstellte. Die Aufnahme 
stammt aus dem Jahre 
1938. 


Rechts: Lebensmittelfabrik 
in den neunziger Jahren. 
Für ständig wachsende 
Produktivitätsgewinne sind 
alle Mittel gut: Massentier- 
haltung, Verarmung der 
Böden durch übertriebene 
Mineraldüngung. 

Die Landwirschaft ist dem 
fortschrittlichem Turboka- 
pitalismus ausgeliefert. 
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bäuerlicher Volkskunst für die Touristen und als photogene bärtige 
und jodelnde Seppl mit Gamsbart und Lederhosen vorbehalten sein. 

1960 gab es noch 3000 Saatguthändler in Europa, 1986 war ein 
Drittel von ihnen von internationalen Konzernen aufgekauft wor- 
den. Zu Beginn unseres Jahrhunderts ist die Auswahl auf weniger 
als zwanzig Anbieter gesunken, von denen die Konzerne Monsanto, 
Agrevo, Pioneer Hi-Breed und Novartis gleichzeitig auch zu den 
größten Chemiefabriken gehören. Ihre Saatgutprodukte sind Hybrid- 
züchtungen, die zwar ertragreiche Ernten verheißen, aber kein keim- 
fähiges Saatgut zur Wiederaussaat hervorbringen. Der Bauer ist also 
alljährlich abhängig von chemisch behandeltem Saatgut und stei- 
genden Weltmarktpreisen einiger weniger Monopolanbieter. 

Eine katastrophale Entwicklung erlebte die Landwirtschaft in 
Österreich (InterInfo Februar 2007): »In den Jahren 1995 bis 2005 ha- 
ben 47392 Bauern ihren Hof verlassen. Jeden Tag werden in Öster- 
reich 15 Höfe aufgegeben... Ab 2007 wird auch die Förderquote für 
Bio-Bauern um 30 Prozent gesenkt.. . Eine nachhaltige Biolandschaft 
ist in Österreich nur dann möglich, wenn Österreich gentechnikfrei 
bleibt. Die Regierungserklärung enthalte bezüglich Gentechnik al- 
lerdings ein Bekenntnis zur Wahlfreiheit. Ein Nebeneinander von Bio- 
Anbauflächen und Genpflanzen am Nachbarfeld ohne Kontamina- 
tion ist aber eine Illusion. >Wir müssen in der Gentechnikfrage 
konsequent bleiben und diese von der österreichischen Landwirt- 
schaft fernhalten - so kritische Fachleute: Gentechnik ist nur gut für 
die Gentechnikkonzerne, für die Landwirtschaft und die Konsumen- 
ten stellt sie eine Riesengefahr dar. Jede chemische Verseuchung ist 
großteils umkehrbar - eine gentechnische Verseuchung, ist sie einmal 
losgelassen, ist irreversibel!<« 


Ernährung: >Arme Sau< und >Essen global< 


Im Rahmen eines Themenschwerpunktes »Ernährung« brachte der 
ORF im März 2007 die Doku-Sendungen »Arme Sau - Das Geschäft 
mit dem Erbgut« von Christian JENTZSCH und »Feed the World - Wir 
ernähren die Welt« von Erwin WAGENHOFER. Hier die Inhaltsangabe: 
»Der erste Film handelt vom schwäbischen Bauern Christoph ZIM- 
MER: Genforscher des großen amerikanischen Biotechnologiekonzerns 
haben Abschnitte des schweinischen Erbgutes entschlüsselt und ein 
weltweites Patent auf Schweine beantragt. Wird es erteilt, könnte 
Bauer ZIMMER unter Umständen seine Borstentiere nur noch mit Ge- 
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nehmigung des Schweinemonopolisten MONSANTO gegen Entrichtung 
einer Lizenzgebühr aufziehen. Wie groß ist die Gefahr, daß bald 
weltweit die Nahrungsmittelproduktion unter Kontrolle von solchen 
Globalisierungsheuschrecken gerät? Amerikanische Farmer berich- 
ten, daß die Geburtenrate von Schweinen, die mit gentechnisch ver- 
ändertem Mais gefüttert werden, sinkt: >Diese Oligarchien der Welt- 
konzerne<, so der Schweizer Autor und Globalisierungskritiker Jean 
ZIEGLER, >haben heute eine Macht, wie sie nie zuvor ein König, Kai- 
ser oder Papst in der Geschichte der Menschheit besessen haben. 
Monsanto ist einer dieser Weltkonzerne.< Gelänge es, durch ein weit 
reichendes Patent, die Schweinezucht zu kontrollieren, könnten die 
Tiere gentechnisch verändert werden. Ein Albtraum für Biobauern, 
Naturschützer und eine wachsende Zahl von qualitäts- und natur- 
bewußten Konsumenten. Für die Lebensmittelchemie, -industrie und 
Genforschung freilich eine Garantie für fette Dividenden. 

Die zweite Doku-Sendung befaßt sich mit der Globalisierung auf 
dem Lebensmittelsektor. Während das >Menschenrecht auf Nahrung< 
eigentlich die Ernährung von Milliarden Menschen in der Dritten 
Welt sicherstellen sollte, wird dieses >Recht< von der Lebensmiittelin- 
dustrie und Gentechnologie dazu mißbraucht, um den Konsumenten 
der Ersten Welt einzureden, es sei ihr überlebenswichtiges und un- 
verzichtbares >Menschenrecht<, an jedem Ort und zu jeder Jahreszeit 
die gesamte Palette von tropischen und heimischen Obst- und Gemü- 
sesorten in den Regalen ihrer Supermärkte stets >frisch< vorzufinden. 

>We feed the World< (wir ernähren die Welt), so lautet das Motto 
des amerikanischen Saatgutkonzerns Pioneer und auch der Titel die- 
ser Dokumentation. Sie zeigt, wie durch Subventionen von gene- 
tisch verändertem Saatgut, einem Einweaprodukt, Kleinbauern in 
Rumänien abhängig gemacht werden und so der Kreislauf einer or- 
ganischen, sich selbst reproduzierenden Landwirtschaft verdrängt 
wird. Früher produzierten rumänische Bauern kleinere, aber wohl- 
schmeckende Auberginen, Tomaten und Paprika, heute nur mehr 
doppelt so große, jedoch geschmacklose Agrarindustrieprodukte. 

Am Beispiel des hoch EU-subventionierten und voll industriali- 
sierten >Wunders von Almeria< wird die verhängnisvolle Globali- 
sierung vor Augen geführt: Fördermittel der EU ließen in den 60er 
Jahren in einer kargen, unerschlossenen und wasserarmen Region 
Südspaniens auf einer Fläche, die größer ist als Holland und Belgien 
zusammen, ein Meer von Hightech-Gewächshäusern entstehen. Die 
Folgen waren der Ausbau der Infrastruktur, dichte Besiedelung, 
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wirtschaftlicher Aufschwung. Die negativen Folgen waren der Rück- 
gang des Grundwassers, ökologische Langzeitschäden, hohe Pestizid- 
rückstände, schwerwiegende Gesundheitsschäden bei der Bevölke- 
rung. Dieses andalusische >Wirtschaftswunder< ist nur möglich durch 
die Ausbeutung Tausender Zuwanderer aus Nordafrika, die inmit- 
ten hochgiftiger Pestizide und Düngemittel arbeiten. Das, was hier 
massenhaft produziert wird, ist nicht für den lokalen Markt bestimmt, 
sondern muß über weite Strecken nach Mittel- und Nordeuropa trans- 
portiert werden. Weil auch der Transport EU-subventioniert wird, 
fällt sein Kostenanteil am Endverbraucherpreis der Ware kaum ins 
Gewicht. Klarer Fall für die Globalisierer: Je weiter die Tomaten, Eier, 
Schnitzel und Milchprodukte transportiert werden, um so größer 
der Reibach. Was gehen sie schon die Umweltverschmutzung, Ge- 
sundheitsschäden, Lärm- und Gestankbelästigung an, die den An- 
rainern entlang EU-ropas Autobahnen durch diese programmierten 
Verkehrslawinen das Leben verpesten? 

Am Beispiel Brasiliens wird im Doku-Film verdeutlicht, wie >Glo- 
bal Players< vorgehen: Die Weltbank und ausländische Großkonzer- 
ne haben hier in das Geschäft mit billig produziertem Gen-Soja dick 
investiert. Der Quadratmeter Urwald kostete lediglich 1 Cent! Riesige 
Flächen Regenwaldes von der Größe Frankreichs und Portugals 
wurden (und werden nach wie vor) zu diesem Zweck gerodet, mit 
bislang unabsehbaren Folgen für die Ökosysteme. Die für den An- 
bau auf diesen Böden aufzubringende Menge an Kunstdünger und 
Pestiziden führte zur Verseuchung des Trinkwassers über weite Ge- 
biete. Während Brasilien dank dem Soja-Export nach EU-ropa, China 
und Japan eines der reichsten Agrarländer wurde, wovon, außer den 
Konzernen, nur eine sehr kleine Schicht von Großgrundbesitzern pro- 
fitiert, leidet ein Viertel der brasilianischen Bevölkerung an den Fol- 
gen von Hunger, Unterernährung und Wassermangel. Doch nicht al- 
lein das Profitstreben der Konzerne und Grundbesitzer sind für diese 
Entwicklung verantwortlich, sondern auch wir Konsumenten: Wenn 
90 Prozent des nach Europa importierten Sojas aus Übersee für die 
Masttierfütterung bestimmt sind, zeigt dies wohl auch den Zusam- 
menhang zwischen dem im Supermarkt billig erstandenen Schnitzel 
und der Zerstörung des tropischen Regenwaldes in Brasilien. 

Bilder von brennendem Mais und Brot zeigen auf drastische Weise 
den Widerspruch der weltweiten Verknüpfung der Erzeugung von 
Nahrungsmitteln: Die bestehende Subventions- und Agrarpolitik führt 
in den Industrieländern zu einer Überproduktion an Nahrungsmit- 
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teln und dazu, daß Bauern lokal erzeugte Nahrungsmittel zu einem 
großen Teil für die Vernichtung produzieren. Gleichzeitig importie- 
ren die Industriestaaten die gleichen Erzeugnisse aus Entwicklungs- 
ländern, in denen Hunger und Unterernährung herrschen: Während 
in EU-ropa Getreide für die Verbrennung zur Energiegewinnung an- 
gebaut wird, bäckt man Brot mit Weizen aus Indien. Die Liberalisie- 
rung des Handels führte zu einer Exportorientierung der Wirtschaft 
in den Entwicklungsländern, die wiederum eine Eigenversorgung mit 
Nahrungsmitteln unmöglich machte und zur Vernachlässigung der 
Natur und Verdrängung der bäuerlichen Arbeit führte. 


Die Folgen: 


1. Industrialisierung der Landwirtschaft: 


Nach der maximalen Erschließung von Nutzflächen ist es das öko- 
nomische Ziel der Globalisierer, auf den vorhandenen Flächen im- 
mer größere Erträge zu erzielen, etwa durch den Einsatz von Tech- 
nik und Chemikalien sowie Wachstumsregulatoren, durch das 
Anlegen von Monokulturen, die Züchtung spezieller Sorten und den 
Einsatz von Futtermitteln und Antibiotika in der Massentierhaltung. 
Diese Maßnahmen setzen nicht nur eine gewisse Betriebsgröße vor- 
aus und zerstören dadurch kleinbäuerliche Existenzen, sondern ha- 
ben auch schwerwiegende Folgen für die Umwelt und führen zu 
Rückständen von schädlichen Substanzen in den Nahrungsmitteln. 


2. Industrialisierung des Fischfangs: 


Große Industrieschiffe sind mit umfangreichen Verarbeitungs- und 
Konservierungsanlagen ausgestattet und können mehrere Monate 
auf Fischfang gehen, bis ihre Lagerräume gefüllt sind. Die EU- 
Fischereipolitik fördert den technischen Fortschritt, um Fangquoten 
gegen Überfischung durchzusetzen, aber auch, um die Produktivi- 
tät zu steigern. Diese ambivalente Entwicklung bedroht jedoch die 
Existenz der regionalen Fischer und den Bestand der Meeresfauna 
durch Überfischung und insbesondere durch die Verwendung von 
Schleppnetzen, die ganze Biotope zerstören. In diesen Netzen ver- 
fängt sich tonnenweise >Beifang< von >nicht benötigtem Meerestieren, 
die anschließend vernichtet werden. Mehr als ein Viertel aller Fisch- 
bestände sind erschöpft oder durch Überfischung bedroht. Der welt- 
weite Fischbestand hat sich zwischen den frühen 70er und dem Ende 
der 90er Jahre nahezu halbiert. 
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3. Vernichtung von Boden und Natur: 


Sowohl im Meer als auf dem Lande hat weltweit der Artenverlust 
stark zugenommen. Ursachen hierfür sind die Vernichtung und die 
ökologische Beeinträchtigung von Lebensräumen wie Wälder und 
Feuchtgebiete, die Übernutzung und Verschmutzung von Öko- 
systemen sowie die Einschleppung von Arten, die andere verdrän- 
gen. Schätzungsweise 50 Prozent der globalen Landfläche sind durch 
direktes Eingreifen des Menschen verändert worden, mit bedeutsa- 
men Folgen für die Artenvielfalt, die Bodenstruktur, den Nährstoff- 
kreislauf, die Biologie und das Klima. Man schätzt, daß 23 Prozent 
der nutzbaren Landfläche eine so weitgehende Verschlechterung 
ihrer Qualität erfahren haben, daß ihre Produktivität zurückgeht. 
Ein wichtiger Faktor ist die Bodenerosion; von ihr sind auf Grund 
menschlicher Aktivitäten weltweit 15 Prozent des Bodens betroffen 
- eine Fläche größer als die USA und Mexiko zusammen! 


4. Wassernotstand: 


Mehr als die Hälfte des zugänglichen Süßwassers wird für mensch- 
liche Zwecke genutzt, 70 Prozent davon in der extensiven Landwirt- 
schaft. Riesige unterirdische Süßwasservorkommen, die sich im Laufe 
der Jahrtausende gebildet haben, werden dabei aufgebraucht. 

Im Doku-Film kommt auch der Österreicher Peter BRABECK ZU 
Wort, Präsident der Nestle AG, einer der weltgrößten Nahrungs- 
mittelkonzerne und Abfüller von Trinkwasser, mit einem Jahresum- 
satz von 58 Milliarden Euro, für den die Lebensmittel eine >Ware 
mit Marktpreis< sind. Seine soziale Verantwortung sieht er darin, 
>durch Profitmaximierung den Konzern und damit auch Arbeitsplät- 
zen zu erhaltene Vor laufender Kamera bekennt er: >Wir haben noch 
nie so gut gelebt, wir hatten noch nie soviel Geld, wir waren noch 
nie so gesund, wir haben noch nie so lange gelebt, wie heute. Wir 
haben alles, was wir wollen!<« Wen meinte BRABECK wohl mit >wir<?In 
der Wachau, an der schönen, blauen Donau, >wirbt< ein fleischver- 
arbeitender Unternehmer als »EU-Fleischzerlegungsbetrieb« für seine 
Erzeugnisse. Wir wünschen gesegnete Mahlzeit! 


Verkehrspolitik oder: 
Räder müssen rollen für die Globalisierung! 


Die Verkehrspolitik besitzt in den Augen der Globalisierer eine ein- 
zige Funktion: Sie muß den >Flow<, den von Grenzen, Zöllen, natio- 


240 Richard Melisch - Der letzte Akt 


nalen Sonderregelungen ungehinderten Strom von Menschen und 
Waren quer durch die Welt jederzeit gewährleisten. Weil unsere glo- 
bale Weltwirtschaftsordnung vom ewigen Wirtschaftswachstum 
abhängt, ist es unumgänglich, daß die Verkehrspolitik für immer 
mehr Eisenbahnschnellverbindungen, immer breitere Autobahnen, 
immer häufigere Flugverbindungen quer durch die Welt sorgen muß, 
wobei sich weder die sogenannten >Verkehrspolitiker< noch die >Ver- 
kehrswirtschaft< um die Umweltverträglichkeit, die Gesundheit und 
das Wohlbefinden der von diesen Verkehrslawinen betroffenen An- 
rainer, den Kosten-/Ertragsfaktor und den volkswirtschaftlichen 
Nutzen der beförderten Frachten zu kümmern brauchen. Hauptsa- 
che, die Sache rollt über die Bühne. 

Nutznießer dieser Politik sind die Frächterlobby, die Speditionen, 
die Automobilindustrie, ihre gesamte Zulieferindustrie, die Ölkon- 
zerne und natürlich die auf das Anzapfen von EU-Fördergeldern in 
Milliardenhöhe spezialisierten >Benzinegel<, die genau wissen, wie 
man es anstellt, um für LKW-Transporte über die Alpen, etwa für 
das Waschen von bayrischen Kartoffeln in Südtirol und von dort 
zurück, hohe Förderungen bekommen kann. Den vereinten Interes- 
sen dieser geballten Lobby ist es bisher gelungen, Gesetze zur Verla- 
gerung von LKW-Transporten auf die umweltverträglichere und 
kostengünstigere Bahn zu stoppen. Wer setzt sich im Interesse der 
Volksgesundheit und der Schadstoff geschädigten Landschaft entlang 
den mißbrauchten Autobahnen ein? Etwa >unsere< Politiker oder die 
zuständigen EU-Kommissare? Einen gewaltigen zusätzlichen Ver- 
kehrsschub erhielt die gesamte rollende Wirtschaft noch zusätzlich 
durch die Einführung von Aus- und Zulieferungsterminen >just in 
time<. Unterhielten noch in den achtziger Jahren die meisten großen 
Industriebetriebe riesige Lagerhallen zur mitte- oder langfristigen 
Lagerung ihres Bedarfs an Bau- und Ersatzteilen, fordern sie nun 
von ihren Zulieferern eine auf die Stunde genau abgestimmte Aus- 
lieferung zu bestimmten Terminen. Dadurch ersparen sich die Im- 
porteure teure Arbeitsplätze und Lagerungskosten und übertragen 
die Verantwortung für zeitgenaue Produktion und Transport->Lo- 
gistik< ihren Zulieferern, die ihrerseits gezwungen sind, auch für 
Kleinstmengen von Material immer häufiger halbleere Lastwagen 
quer durch EU-ropa auf Reise zu schicken. 


11. Kapitel 
Über so manchen Versuch, 
die Weltherrschaft zu errichten 


Martin LUTHER meinte einmal zu Recht: »Der Lauf der Geschichte ist 
wie der Lauf eines Flusses. Er folgt seiner Schwere. Gelegentlich hält 
ihn ein Fels auf oder leitet ihn um. Letztendlich ist seine Richtung 
unabwendbar.« 

Im Laufe der Menschheitsgeschichte hat es nicht an Versuchen 
von Welteroberern gefehlt, sich die Welt Untertan zu machen: ob 
zum Zweck des Raubbaus an fremden Ländern zur Bereicherung 
des eigenen, wie etwa das Römische Reich, ob im Zeichen des Kreu- 
zes, ob durch die Rote Internationale im Zeichen des Sowjetsterns 
oder ob durch die Goldene Internationale im Zeichen des Kapitalis- 
mus. Seit der Implosion des Bolschewismus in den neunziger Jahren 
hat das Amerikanische Imperium die Menschheit um eine Variante 
der Welteroberung bereichert, nämlich um das >Global Empire< des 
Materialismus pur. Aus den Ländern der Erde soll ein einziger, alles 
umspannender und gleichgeschalteter Weltmarkt werden. Aus der 
Vielfalt an Völkern soll eine Einheitsmasse von Humanressourcen 
entstehen. Um dieses Ziel zu erreichen, müssen freilich erst alle Völ- 
ker umerzogen und deshalb alle eigenständigen, traditionellen Kul- 
turen und Glaubensbekenntnisse abgebaut werden. 


Die antiken Weltreiche: erste Versuche einer Globalisierung? 


Vielleicht erreichte ALEXANDERS Imperium gerade deshalb eine so 
gewaltige Ausdehnung, weil der große Makedonier nicht darauf 
bestand, die von ihm besiegten Völker nach einem weltanschaulich, 
politisch oder gar wirtschaftlich zentral gesteuerten System zu re- 
gieren, sondern ihnen ein hohes Maß an Eigenständigkeit und Selbst- 
verwaltung zugestand. Er kann also mit Bestimmtheit nicht als frü- 
her >Globalisierer< bezeichnet werden. Schon aus Mangel an 
geographischen Kenntnissen und Vorstellungen folgten ALEXANDERS 
Feldzüge keinem vorbestimmten Welteroberungsplan, sondern er- 
gaben sich aus der jeweiligen militärischen Lage. Auch wenn ALEX- 
ANDERS Reich China und Japan umfaßt, sich im Westen bis zu den 
Säulen des Herakles erstreckt hätte und ihm noch ein Jahrzehnt ver- 
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gönnt gewesen wäre, um sein Reich zu konsolidieren, hätte er es 
nicht gleichgeschaltet, sondern in seiner Vielfalt an Völkern und Re- 
ligionen bestehen lassen. 

Am ehesten hätte das antike Rom den Vorstellungen von Thomas 
BARNETT von einem globalisierten Weltreich entsprochen. Nach der 
Abschaffung der Republik wurde das Römische Reich von Kaisern 
und Kapitalisten wie ein Konzern verwaltet, der von Nordafrika bis 
Persien, von Arabia felix bis zu den Hebriden dank feindlicher Über- 
nahmen stetig wuchs und sich aus der in den eroberten Provinzen 
zusammengerafften Beute ernährte. Solange die Gallier, Graeculi, 
Ägypter und Iberer brav Steuern und Abgaben zahlten und Söld- 
nerdienste leisteten, war es den Kaisern und Senatoren gleich, wel- 
chen Göttern die Völker opferten. 

Als Rom nach zahllosen Feldzügen und Schlachten langsam die 
Römer ausgingen, sah sich Kaiser CALIGULA 212 gezwungen, den Be- 
wohnern aller eroberten Provinzen das römische Bürgerrecht zu 
verleihen. Was ein antiker Thomas BARNETT als gelungene Vernet- 
zung des eurasischen GAP mit dem römischen CORE und als er- 
freuliche Ausbreitung einer afroasiateuropäischen Mischrasse be- 
grüßt hätte, erwies sich für Rom freilich als der Anfang vom Ende: 

Die Sklaven und Söldner, die aus allen Provinzen herbeigeholt 
werden mußten, um die gefallenen oder verstümmelten römischen 
Centurionen und Legionäre zu ersetzen, dachten nicht mehr daran, 
im Kampf gegen fremde Völker ihr Leben für das Wohl der feisten, 
faulen, dekadenten Herrscherschicht zu Rom hinzugeben, damit sich 
ihre Schatullen mit immer mehr Gold füllten. Von Rom nahmen sie 
keine Befehle mehr entgegen, sondern erwählten sich ihre eigenen 
Kaiser. Für BARNETT gewiß ein schreckliches Szenario, denn nun hat- 
ten sich Völker des GAP, also germanische, keltische, parthische >Ter- 
roristen<, gegen den CORE durchgesetzt. 


Die katholische Kirche: Globalisierung im Zeichen des Kreuzes? 


Propheten und Prediger auf die Erlösung im Jenseits ausgerichteter 
Religionen fordern in Befolgung ihres Missionsauftrages die Ver- 
breitung ihrer Heilsbotschaft über den gesamten Erdkreis - so auch 
die christlichen Kirchen. Obwohl JESUS CHRISTUS verkündete, Sein 
Reich sei nicht von dieser Welt, wollten so manche Päpste und alier- 
christliche Könige in den heroischen Zeiten einer Ecclesia militans 
(einer kämpferischen Kirche) nicht warten, bis sich die Überzeu- 
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gungskraft frommer Missionare auf die zu rettenden Seelen der Hei- 
den langsam auswirkte, sondern mit Feuer und Schwert das gott- 
gefällige Werk der Bekehrung beschleunigen und erzwingen. Schon 
im 2. Jahrhundert hatte IRENÄUS VON LYON verkündet: »Nur in der Kir- 
che liegt die Wahrheit, wer außerhalb der Kirche steht, steht außer- 
halb der Wahrheit!« Als der Kreuzzug LUDWIGS IX., König von Frank- 
reich, 1248 die Levante erreichte, befahl er seinen Rittern: »L'homme 
lay quand il ot medire de la loy Chestienne doit la défendre ne mais 
que de l'espee, dequoi il doiit donner parmi le venire dedens, tant 
comme elle peut entrer« (wenn der Weltliche wider die christliche 
Lehre lästern hört, so soll er mit seinem Schwerte in den Bauch hinein 
stechen, so weit es hineindringt), und er wurde heiliggesprochen. 

Den Höhepunkt ihres Anspruchs auf die Globalisierung der Welt 
im Zeichen des Kreuzes erreichte die Kirche unter Papst BONIFAZ VIII., 
der 1303 in der Bulle »Unam Sanctam« verkündete: »Subesse Roma- 
ni Pontif ici omnes humanae creaturae declaramus, definimus et pro- 
nunciamus, omnino esse de necessitate salutis.< (Wir erklären, ver- 
künden und bestimmen, daß alle Menschen dem römischen Papst 
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unterstehen, schon weil dies für ihr Seelenheil notwendig ist.) Wenn 
auch allzuoft Äbte, Bischöfe und so mancher Papst den irdischen 
Dingen zugeneigt und hinter Schätzen und weltlichen Gütern her 
waren, so war sich doch die Kirche bewußt, daß sie keine Länder, 
sondern Seelen zu erobern hatte. Doch weil diese keine Zinsen ab- 
werfen, hätte BARNETT in eine Firma >Vatikan & Co.< gewiß nichts 
investiert. 

Ob zur globalen Vernetzung von Sarazenen, Mohren, Azteken, 
Mohikanern und Maoris des GAP mit dem vatikanischen CORE oder 
zur Gleichschaltung der gesamten Menschheit im Zeichen des Kreu- 
zes und im Sinne BONIFAZ' VIII. wäre BARNETT freilich an vorderster 
Front der Weltmission zu finden gewesen. Unter den Borgia hätte er 
es vielleicht zum Kardinalsekretär für Finanzen gebracht, um »ad 
maiorem gloriam dei« den ungehinderten >Flow< von Peterspfennigen, 
Ablaßgroschen, in Indien und Peru geraubten Tempelschätzen und 
erpreßten Gold- und Silberbarren aus der heidnischen Welt nach Rom 
sicherzustellen. Ob es ihm freilich gelungen wäre, den Scheiterhau- 
fen eines moralstrengen CALVIN oder Eiferers wie TORQUEMADA ZU 
entgehen, darf ernstlich bezweifelt werden. Wie CHRISTUS einst die 
Geldwechsler und Zinswucherer aus dem Tempel trieb, würde Er 
auch heute nicht zögern, Globalisierungsheuschrecken aus jeder Stadt 
und jedem Land jederzeit hinauszuprügeln. 

Am heutigen Zustand der katholischen Kirche hätte BARNETT seine 
helle Freude, denn seit dem zweiten Vatikanischen Konzil gleicht 
sie einem prunkvollen Kompaß, dem die Nadel abhanden gekom- 
men ist. In ihrer Orientierungslosigkeit will sie es allen recht ma- 
chen, läßt so manche Sonderwege zu und weicht ihre Dogmen auf. 
In ihrem Bemühen um Globalisierung durch Ökumenismus fordert 
sie gegenseitige Öffnung<, betreibt Einbahntoleranz und hält vor- 
sorglich auch gleich die zweite Backe zum Streich hin. Eine derart 
aufgeweichte Kirche, in der >niemand nicht recht< hat, kann Chri- 
sten, die noch glauben, oder jenen, die es gerne täten, weder Halt 
geben noch Vorbild sein. Die Amtskirche sollte endlich wieder die 
Lehre ihres Begründers verkünden und damit aufhören, Evangelien 
umzudeuten, Dogmen >anzupassen<, um es allen recht machen zu 
wollen. Sie sollte aufhören, neuen >Trends< hinterherzulaufen und 
in Gotteshäusern >Events< zu veranstalten, sondern den Suchenden 
den Weg weisen zu JESUS, der da ist die Wahrheit und das Leben. 
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Der Islam: Globalisierung in Grün? 


Genau wie das Christentum verdankt auch der Islam seine Verbrei- 
tung nicht der Überzeugungskraft seiner geistlichen Argumente, 
sondern den Eroberungszügen und Entdeckungsfahrten, die seine 
fanatischen Anhänger unternahmen. Im Koran finden sich wenige 
Stellen, in denen zur Errichtung der Weltherrschaft des Islams auf- 
gerufen wird, doch zahlreiche, in denen die Gläubigen aufgefordert 
werden, sich den Ungläubigen mit der Waffe entgegenzustellen und 
sie zu vernichten. Imame und Ulemas gebieten den Muslimen je- 
doch, weder Präventivschläge gegen christliche >Schurkenstaaten< 
noch einen Dauerdschihad gegen die westliche Wertegemeinschaft 
zu führen. Weil der Glaube im Leben der Muslime noch einen Stel- 
lenwert hat, nehmen sie die frommen Aufrufe ihrer Imame ernst, 
sich gegen die schädlichen Einflüsse westlicher Dekadenz zu weh- 
ren. Verräter am Islam, Knechte der amerikanischen >Kreuzzügler< 
und zionistische Landräuber wollen sie gemäß den Gesetzen der 
Scharia bestrafen. Einen Aufruf zur Globalisierung der Welt unter 
grünem Vorzeichen gibt es gewiß nicht. 

Ein einziges Mal zogen Muslime - es waren ausschließlich Araber 
aus den Oasen Zentralarabiens - unter der grünen Fahne des Pro- 
pheten aus, um den Wahren Glauben über die ganze Welt zu ver- 
breiten. Mitte des 7. Jahrhunderts brachen ihre nur wenige tausend 
Mann zählenden zwei Heere von Arabia felix auf, und es gelang 
ihnen, innerhalb nur weniger Jahre sowohl das zum Oströmischen 
Reich gehörende Ägypten als auch das mächtige Persische Reich der 
Sassaniden zu besiegen. Siegreich, wenn auch stark dezimiert, er- 
reichten die Heere des Propheten MOHAMED das Ufer des Atlantik, 
des Kaspischen und des Schwarzen Meeres und blieben dort man- 
gels Masse liegen. So gering der Aufwand, so bedeutsam die Wir- 
kung, denn schon eine Generation später bekannte sich die große 
Mehrheit der Völker von Marokko bis Afghanistan, vom Kaukasus 
bis Oberägypten zum Islam, verneigte sich im Gebet nach Mekka, 
schrieb fortan von rechts nach links und sprach mit Ausnahme der 
Perser fast ausschließlich Arabisch. Weil damals schon das Wüsten- 
land Arabien, die Heimat des Islams, fast menschenleer, die heiligen 
Stätten Mekka und Medina dünnbesiedelt waren, spielten die >ech- 
ten< Araber bei späteren Eroberungszügen kaum mehr eine Rolle. 

Die Eroberer der Iberischen Halbinsel, die 732 bis Tours und 
Poitiers vorstießen, waren keine Araber, sondern Berber. Die Heere, 
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die Ende des 12. Jahrhunderts in Indien eindrangen, waren keine 
Araber, sondern Afghanen. Die Muslime, die 1529 und 1683 versuch- 
ten, Wien zu erobern, waren keine Araber, sondern Türken. Der eth- 
nische Anteil, den die echten Araber in die >arabisch< genannten 
Völker des Maschrek und Maghreb eingebracht haben, bewegt sich 
im einstelligen Prozentbereich. Die heutigen Marokkaner, Ägypter, 
Levantiner sind genau so wenig echte Araber, wie die heutigen Grie- 
chen Spartaner, die Italiener Römer, die Franzosen Franken sind. 
Was die >arabischen< Völker seit zwölf Jahrhunderten verbindet, ist 
keine ethnische Verwandtschaft, sondern ausschließlich der Islam. 
Doch dieses gemeinsame Band erwies sich als zu schwach, um die 
Gläubigen gegen äußere Feinde zu einen. So manche Scheiche und 
Emire verbündeten sich im 11. und 12. Jahrhundert mit den Kreuzrit- 
tern, wenn die Beute stimmte, und obwohl zu Beginn des Ersten Welt- 
krieges Abdul HAMID, Sultan des Osmanischen Reiches und letzter 
Khalif, zum Dschihad gegen die Feindmächte England und Frank- 
reich aufrief, gab es keinen einzigen Aufstand gegen diese Kolonial- 
mächte, wohl aber Aufstände arabischer Stämme gegen die türkischen 
Armeen des Khalifen. Auch während des Zweiten Weltkrieges und 
in den ersten Jahrzehnten danach spielte der Islam keine politische 
Rolle. Der Freiheitskampf in den fünfziger und sechziger Jahren ge- 
gen die britischen und französischen Kolonialmächte in Marokko, 
Tunesien, Algerien, Syrien, Ägypten, Aden wurde nicht unter der 
grünen Fahne des Propheten, sondern von nationalen Volksbefreiungs- 
bewegungen ausgefochten, deren Kader marxistisch geprägt und in 
Rußland, China oder der DDR geschult worden waren. 


Das britische und das spanische Weltreich 


Das Britische Weltreich war rein merkantil ausgerichtet, sein Inter- 
esse galt ausschließlich der Sicherung seiner See- und Handelsrou- 
ten, ebenso das spanische, dessen Wohlergehen vom sicheren Ein- 
treffen der jährlichen Gold- und Silberflotten aus Indien und Amerika 
abhängig war. Bis Anfang des 19. Jahrhunderts teilten sich sowohl 
die spanischen als auch die britischen Monarchen redlich die Ge- 
winne mit ihren Reedern und privilegierten Handelskompanien. Nie- 
mals wäre es einem König PHILIPP II. oder einer Königin VICTORIA 
eingefallen, auch nur den Bruchteil ihres Imperiums einem Konzern 
anonymer und gottloser Globalisierer zu überlassen. Wegen man- 
gelnden Respektes vor der Viktorianischen Obrigkeit oder der gott- 
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gewollten Ordnung »de los Reyes mui Catölicos« (Ihrer sehr Katholi- 
schen Majestäten) hätten britische oder spanische Gerichte einen 
Thomas BARNETT in die Sträflingskolonie Australien deportieren oder 
an die Ruderbank einer Galeere schmieden lassen. Wie hätte er als 
unheilbarer Materialist auch die Sehnsucht bretonischer, baskischer, 
portugiesischer Abenteurer nach Entdeckungen neuer Welten und 
»mares nunca dantes navegados« (bisher unbefahrener Ozeane) verste- 
hen können, die Luis de CAMÖES in Os Lusiadas so unübertrefflich 
geschildert hat? 


Die Französische Revolution: Globalisierung 
im Namen von >Liberte, Egalite, Fraternite<? 


Die Forderung nach dem Umsturz der abendländischen monarchi- 
schen Weltordnung ging vor allem von Frankreich aus, wo die Auf- 
klärungsphilosophen des 18. Jahrhunderts, die sogenannten Enzy- 
klopädisten d’ALEMBERT, DIDEROT, HELVETIUS, CONDORCET, unterstützt 
vom berühmten Spötter VOLTAIRE - allesamt Freimaurer - immer lau- 
ter nach »Liberte, Egalite, Fraternite« (nach Freiheit, Gleichheit, Brü- 
derlichkeit) riefen. Im 1762 erschienenen Du contrat social dekretiert 
Jean-Jacques ROUSSEAU: »L'homme est né libre (der Mensch ist frei 
geboren). .. chacun met en commun sa personne et sa puissance sous 
la direction de la volonte generale (jeder unterordnet sich selbst und 
seine Fähigkeiten freiwillig dem Allgemeinen Willen)... . Les hom- 
mes deviennent tous egaux par Convention et droit (durch Überein- 
kunft und durch das Recht werden alle Menschen gleich).« 1783 ver- 
bietet LUDWIG XVI., wegen darin enthaltener revolutionärer Tendenzen, 
die weiteren Aufführungen des Bühnenspiels Le Mariage de Figaro 
von BEAUMARCHAIS, in dem Figaro den Grafen anklagt: »Nur weil Sie 
ein hoher Herr sind, glauben Sie, Sie seien ein Genie. Adel, Vermö- 
gen, ein hoher Rang, Ämter, dies alles macht Sie stolz. Was haben 
Sie denn dafür geleistet? Sie haben sich lediglich der Mühe unterzo- 
gen, geboren zu werden, sonst nichts!« 

Doch welche Art >Gleichheit, Freiheit, Brüderlichkeit diese Men- 
schenfreunde den Angehörigen des ersten und zweiten Standes zu- 
gedacht hatten, verkündete sogleich DIDEROT: »L'humanite ne sera 
libre que quand le dernier roi aura été étranglé avec les entrailles du 
dernier prêtre.« (Die Menschheit wird erst dann befreit sein, wenn 
der letzte König mit den Gedärmen des letzten Priesters erdrosselt 
worden sein wird.) Als zahlreiche Persönlichkeiten des In- und Aus- 
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Huldigung auf das Bündnis der befreiten 13 nordamerikanischen Kolonien 
mit dem absolutistischen Frankreich »für diese den Völkern so nützliche 
Freiheit«. Medaillons mit den Porträts von Ludwig XVI., FRANKLIN und 
WASHINGTON, Paris 1786. Trotzdem sind alle auf die Eine Welt hinarbeitenden 
Freimaurer, allen voran FRANKLIN, einig, um den Absolutismus auf französi- 
schem Boden zu beseitigen. 


landes bei ROBESPIERRE intervenierten, um den berühmten LAVOISIER 
vor der Guillotine zu retten, antwortete er: »Die Revolution braucht 
keine Chemiker!« 

1776 wird die Unabhängickeitserklärung der Vereinigten Staaten 
von der feinen aristokratischen Gesellschaft in Paris begeistert mit 
gefeiert, ganz besonders von Herzog PHILIPP VON ORLEANS, dem Cou- 
sin des Königs. Einige idealistisch gesinnte, liberale Aristokraten, wie 
LA FAYETTE und ROCHAMBEAU, hatten an der Seite der amerikanischen 
Revolutionäre gekämpft. Die bestimmende Rolle der Freimaurer- 
logen beim Ausscheiden der 13 nordamerikanischen Kolonien aus 
dem Britischen Empire war auch in Frankreich kein Geheimnis. In 
die vom Hochgradfreimaurer Thomas JEFFERSON ausgearbeitete ame- 
rikanische Verfassung sind fast alle ihre Forderungen und Wunsch- 
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Vorstellungen eingeflossen, und erstmals finden hier die >Menschen- 
rechte< Eingang in die Verfassung einer Nation. Nach Paris entsen- 
det der US-Kongreß als ersten Botschafter der USA den Hochgrad- 
freimaurer Benjamin FRANKLIN, der sofort daran geht, die lose 
miteinander verkehrenden französischen Logen zu reorganisieren 
und ab 1780 der Großloge >Grand Orient de France< zu unterstellen. 
Die amerikanische Botschaft wird zum Hauptquartier von Freigei- 
stern und Oppositionellen aller Couleurs. Er ist der Hohe Priester 
der >Philosophen<, der Messias der Unzufriedenen, gewinnt die Mit- 
arbeit des alternden VOLTAIRE. Er wird vom liberalen Kardinal ROHAN 
umworben, pflegt innige Kontakte zu den späteren Führern der Re- 
volution MARAT und ROBESPIERRE. Unter ernst zu nehmenden Histo- 
rikern besteht kein Zweifel daran, daß aus England sowie von in- 
und ausländischen Freimaurerlogen und internationalen Finanziers 
reichliche Subsidien flössen, um in Frankreich sowohl für die revo- 
lutionäre Propaganda als auch für das Rekrutieren der >Canaille< zu 
sorgen, aus der sich die Halsabschneider und Henkersknechte des 
kommenden >Regime de la Terreur< zusammensetzen sollten. 

In Frankreich finden die Menschenrechte erst nach Ausbruch der 
Revolution im August 1789 als »Declaration des droits de l'homme 
et du citoyen« (»Erklärung der Menschen- und Bürgerrechte«) Er- 
wähnung, und im September 1791 werden die Rechte auf Freiheit, 
Gleichheit, Sicherheit des Eigentums, Freiheit des Gewissens, des 
Kultus, der Meinungs- und Pressefreiheit Bestandteile der Verfas- 
sung. Die Vorkämpfer und Anstifter der Revolution, die Mitglieder 
der Assemblee Constituante (der Konstituierenden Versammlung) 
LACLOS, SIEYES, CONDORCET, LAFAYETTE, MIRABEAU, LA ROCHEFOUCAULD, 
BRISSOT, ROBESPIERRE, MARAT, DANTON, DESMOULINS, sie alle sind Frei- 
maurer. In den Verfassungen der USA und Frankreichs sind somit 
die Endziele der Freimaurerei, ist die Weltanschauung der Globali- 
sierer erstmals kundgetan und festgeschrieben: In der modernen De- 
mokratie könne nur das parlamentarische System gewährleisten, daß 
əla volonte generale«, der Wille der Allgemeinheit, mit anderen Wor- 
ten: der Wille der Volksmassen, der Mehrheit, umgesetzt wird. Und 
wer könnte diesen »Willen« besser interpretieren, formulieren, arti- 
kulieren als eben die erleuchteten Logenbrüder und Theoretiker der 
Revolution? In Frankreich beweisen sie sehr bald, was sie unter >Ega- 
lite< verstehen, indem sie als erstes daran gehen, Hunderttausende 
Gegner, also die Aristokraten, Geistlichen, Besitzenden, die Eliten 
eben, als >Ungleiche< auszusondern, und sie »im Namen des Vol- 
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kes« enteignen, unter die Guillotine schicken oder massenweise in 
leckgeschlagene Flußkähne sperren und zur >deportation verticale< ent- 
lang der Loire verurteilen. Weil die Revolution bekanntlich ihre ei- 
genen Kinder frißt, kullern die Köpfe nicht nur der >Ungleichen< - 
unter ihnen auffallend viele Blondhaarigen -, sondern bald auch der 
weniger blutrünstigen und radikalen >Terroristen< in die Körbe der 
Scharfrichter. Der Hochgradfreimaurer Abbe SIEYES, einer der 
Scharfmacher der Revolution, hatte die »Entgotisierung«, die »Ent- 
nordung« Frankreichs gefordert. NAPOLEON BONAPARTE wußte, daß »in 
Frankreich der Adel fränkischer und burgundischer, das restliche Volk 
meist gallischer Abstammung war«. (Memorial de Sainte Helene, S. 1222) 


Der Siegeszug der >Menschenrechte< 


Am 10. Dezember 1948 verkündete die Generalversammlung der 
Vereinten Nationen die »Allgemeine Erklärung der Menschenrech- 
te« und forderte gleichzeitig alle Mitgliedsstaaten auf, sich »im Glau- 
ben an die grundlegenden Menschenrechte, an die Würde und den 
Wert der menschlichen Person, an die Gleichberechtigung von Mann 
und Frau und den sozialen Fortschritt bei größter Freiheit« einzu- 
setzen: 

Art. 1: Alle Menschen sind frei und gleich an Würde und Rechten 
geboren. .. 

Art. 2: Jeder Mensch hat Anspruch auf die in dieser Erklärung 
verkündeten Rechte und Freiheiten, ohne irgendeine Unterscheidung 
nach Rasse, Farbe, Geschlecht, Sprache, Religion, politischer und 
sonstiger Überzeugung, nationaler oder sozialer Herkunft... 

Bis zum Artikel 28 ist ausschließlich die Rede von »Freiheiten« 
und »Rechten« des Einzelnen, niemals von seinen Pflichten. Nur in 
den Artikeln 29 und 30 ist von »Grundpflichten« die Rede (siehe 
Kapitel 10). 

Es gilt als gesichert, daß bis in die Gegenwart die Mehrheit der 
amerikanischen Präsidenten und Vizepräsidenten, der gekrönten 
Häupter konstitutioneller Monarchien sowie zahlreiche europäische 
Staats- und Regierungschefs westlicher Demokratien Freimaurer 
waren. Nichts fürchtet diese brüderlich-> demokratische< Internatio- 
nale mehr als die Rückbesinnung ihrer Völker auf einstmalige und 
natürliche Bindungen zur Heimat, zur Kirche und zu den vererbten 
Traditionen. Es wundert also nicht, daß die neue Elite seit zweihun- 
dert Jahren mit Zirkelmaß und Kelle unentwegt am utopischen, ab- 
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strakten Menschen weitermauert, der, endlich befreit von religiö- 
sen, nationalen und sozialen Fesseln, unter milder Anleitung von 
gewählten >Volksvertretern< sich ausschließlich seiner persönlichen 
Freiheit und Entfaltung widmen kann und auch soll. Mit den erfolg- 
reich verlaufenen Revolutionen in den USA und Frankreich war es 
den Globalisierern im Zeichen der zwei Säulen und der drei Punkte 
gelungen, die ersten strategischen Bastionen auf ihrem Weg zur 
Weltmacht zu erobern. 

Mit den >Menschenrechten< übernahmen Amerikaner und Fran- 
zosen neues Recht, das besagt: »Das Recht des einzelnen Menschen 
ist höchstes Gut. Es steht über den Rechten der Völker und Gemein- 
schaften«, und schufen damit ein neues Moralgesetz, das jetzt lau- 
tet: Eigennutz geht vor Gemeinnutz. Bald sollten die Völker erfah- 
ren, daß ihre befreiten Citoyens, Citizen und Bürger in ihren neuen 
Demokratien alle Freiheiten haben, außer der Freiheit, keine Demo- 
kraten sein zu dürfen. Das Bekenntnis zu den >Menschenrechten< ist 
Voraussetzung für die Aufnahme eines jeden Staates in die >Verein- 
ten Nationen< geworden und gilt als Eintrittskarte in die Gemeinschaft 
der >westlichen Wertegemeinschaft<. Die 30 Artikel der »Allgemeinen 
Erklärung der Menschenrechte« sowie die 70 Artikel der UNO-Char- 
ta sind zu Glaubens- und Verfassungsartikeln der demokratischem 
Wertegesellschaft geworden, die genauso wenig hinterfragt oder in 
Frage gestellt werden dürfen wie einstmals im Mittelalter die Existenz 
des Leibhaftigen und die wunderbare Brotvermehrung. 

Doch um welche Art >Demokratie< geht es eigentlich? Geht es um 
das Festhalten an der Karikatur der Demokratie als angeblicher 
>Volksherrschaft<, die schon von Philosophen des Altertums, von 
SCHILLER und GOETHE (siehe Kapitel 6) als Verlogenheit angeprangert 
wurde? Oder um jene Perversion von Demokratie, die von 1945 bis 
1989 von den Bolschewisten als >Volksdemokratien< eingerichtet 
wurde, von den USA als Modell der >American Democracy< allen 
>Schurkenstaaten< aufgezwungen werden soll? Oder um jene Art 
Volksherrschaft, deren Führung tatsächlich aus dem Volke erwählt 
wird und nur diesem, ihrem Souverän, Rechenschaft schuldig ist? 
Deshalb fordert auch Pierre KREBS (Im Kampf um das Wesen, 1997) 
entgegen der »Erklärung der Menschenrechte« eine »Charta der Völ- 
kerrechte«. 
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War Napoleon Bonaparte ein Globalisierer? 


Im Exil auf der einsamen Felseninsel von Sankt Helena, inmitten des 
Südatlantik, diktierte der Kaiser der Franzosen dem Marquis Em- 
manuel de LAS CASES 1815 seine Memoiren, und dieser hielt im Me- 
morial de Sainte Helene (S. 1130 ff.) folgende Worte fest: »Wäre mein 
Rußlandfeldzug 1812 siegreich verlaufen, hätte ich Europa be- 
herrscht, überall dieselben Regeln und Gesetze eingeführt (partout 
les memes principes, un code europeen), dieselbe Währung, diesel- 
ben Maße und Gewichte (une m&me monnaie, les mömes poids, les 
mêmes mesures). Europa wäre zu einem einzigen Volk verschmol- 
zen, jeder hätte überall hin reisen können, ohne jemals das gemein- 
same Vaterland zu verlassen (l'Europe n'eut bientôt fait de la Sorte 
véritablement qu'un même peuple, et chacun, en voyageant partout, 
se fût trouvé toujours dans la patrie commune). Die stehenden Heere 
hätten nur noch dem Schutz der Herrscher gedient (les grandes ar- 
mées permanentes fussent réduites désormais à la seule garde des 
souverains).« 

NAPOLEON, SO LAS CASES, steckte voller Einfälle in Sachen Politik, 
Jurisprudenz, Religion, Kunst und Wirtschaft (une foule d'idees sur 
les diverses branches politiques, legislatives; sur la religion, les arts, 
le commerce). Der Kaiser beteuerte: »De retour en France, grande, 
forte, magnifique, glorieuse, j'eusse proclamé ses limites immuables, 
toute guerre future, purement défensive; tout agrandissement nou- 
veau, antinational.« (Nach meiner Rückkehr in das große, starke, 
herrliche und ruhmreiche Frankreich hätte ich seine endgültigen 
Grenzen festgelegt, nur noch Verteidigungskriege zugelassen und 
Gebietserweiterungen als antinational verboten). 

Welche Rechtfertigungen, Pläne und Ideen hätten erst ein Josef STA- 
LIN und ein Adolf HITLER der Nachwelt hinterlassen, wäre ihnen ein 
gnädigerer Lebensabend auf einer einsamen Insel vergönnt gewesen! 

Nein, NAPOLEON war sicher kein Globalisierer, denn er wollte 
»Gloire et Grandeur de la France« (Ruhm und Größe Frankreichs) 
mehren, dieses jedoch sicher nicht den Interessen anonymer und 
internationaler Finanzmächte unterordnen. Unter der Herrschaft des 
großen Korsen hätte es ein Thomas BARNETT nicht einmal zum >Sans- 
culotte< gebracht. 
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»Proletarier der Welt, vereinigt Euch!« Globalisierung im 
Zeichen der >Roten Internationale< 


Knapp siebzig Jahre lang währte der Versuch, den >Sowjetmenschen< 
(sawjetski tschelawek), das marxistische >Paradies der Werktätigem und 
die Diktatur des Proletariats auf Erden zu verwirklichen. Strebte 
Moskau die Weltherrschaft an? 

Schon 1915 schreibt Wladimir I. LENIN (siehe: Ausgewählte Werke, 
1971): »Die Losung der republikanischen Vereinigten Staaten von 
Europa im Zusammenhang mit dem revolutionären Sturz der drei 
reaktionärsten Monarchien Europas ist völlig unanfechtbar... Die 
Welt ist aufgeteilt unter ein Häuflein von Großmächten, die in der 
Ausplünderung und Unterdrückung der Nationen die größten Er- 
folge zu verzeichnen haben. .. So ist in der Epoche der höchsten 
Entwicklung des Kapitalismus die Ausraubung von rund einer Milli- 
arde Erdbewohnern durch ein Häuflein von Großmächten organi- 
siert. Die Vereinigten Staaten der Welt sind jene staatliche Form der 
Vereinigung und der Freiheit der Nationen, die wir mit dem Sozia- 
lismus verknüpfen - solange nicht der vollständige Sieg des Kom- 
munismus zum endgültigen Verschwinden eines jeden, darunter 
auch des demokratischen, Staates geführt haben wird.« 

Nach der Eroberung der politischen Macht durch die Bolschewi- 
sten (Oktober/November 1917) ist für LENIN die Zeit der Weltrevo- 
lution herangereift, denn: » (es) liegen die Dinge nun einmal so, daß 
das russische Vorbild allen Ländern etwas, und zwar überaus We- 
sentliches aus ihrer unausweichlichen und nicht fernen Zukunft zeigt. 
Die fortgeschrittenen Arbeiter aller Länder haben das längst begrif- 
fen. . .« Auf dem Weg zur Weltrevolution sei alles erlaubt, und MARX, 
ENGELS, LENIN, TROTZKI verkünden: »Moral ist, was die Revolution 
fördert. Was die Revolution bremst, ist Unmoral und muß ausge- 
merzt werden.« 

In Lenin, eine Biographie schreibt David SCHUB (Limes Verlag, 1962): 
»Gegen den Hintergrund seiner Zeitgenossen gesehen, hebt sich LE- 
NIN scharf durch die Tatsache ab, daß er, obgleich ein wahrhaft rus- 
sisches Phänomen, doch vollkommen frei von engen nationalen Bin- 
dungen war. LENIN konnte ganz aufrichtig sagen: >Die Interessen des 
Weltsozialismus stehen über nationalen Interessent In der Sowjetre- 
gierung bekämpfte er unerbittliich den russischen Nationalismus. 
Anfang 1922, bei einer Versammlung im Politbüro, sandte er folgen- 
des Billett an STALIN: >Sobald ich diesen verdammten schlechten Zahn 
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los bin, werde ich einen Kampf auf Leben und Tod gegen den groß- 
russischen Chauvinismus einleiten. Ich werde ihn mit meinen ganzen 
gesunden Zähnen verschlingen. Wir müssen absolut darauf bestehen, 
daß bei den Sitzungen des Allrussischen Zentral-Exekutivkomitees 
abwechselnd ein Russe, ein Ukrainer, ein Georgier und so weiter 
präsidiert. Absolut!'< Doch schon im April desselben Jahres wurde 
STALIN zum Generalsekretär des Zentralkomitees der KPdSU gewählt 
und dadurch Macht und Einfluß LENINS, der im Januar 1924 starb, 
stark eingeschränkt. STALINS schrittweise Abkehr vom internationa- 
listischen Kurs marx-engels-leninscher Prägung war somit vorpro- 
grammiert und der Weg frei für seinen nationalrussischen Sozialis- 
mus in einem Lande<.« 

Leo TROTZKI bestätigte 1936 in Verratene Revolution: »Bereits die 
Theorie vom Sozialismus in einem Lande<, die erstmals im Herbst 
1924 verkündet wurde, deutete auf den Wunsch hin, die Sowjet- 
außenpolitik vom Programm der internationalen Revolution zu be- 
freien. . . Unter dem alten Namen mußte die Komintern (unter STA- 
LINS Führung) nunmehr neuen Zielen dienen: Im März 1936 stellte 
Roy HOWARD, ein Reporter der Londoner Times, STALIN folgende Fra- 
gen: >Wie steht es mit den Plänen und Absichten in bezug auf die 
Weltrevolution?< STALIN: >Solche Pläne und Absichten haben wir nie 
gehabt< - >Ja aber. . .?< - >Das ist nur die Folge eines Mißverständnis- 
ses. <« Und in seinem Buch Stalin schreibt TROTZKI: »Der Anti-Inter- 
nationalismus STALINS wird untermauert durch seinen Antisemitis- 
mus.« 

Aus diesen Richtungskämpfen ist zu erkennen, daß sich mit Josef 
STALINS Kurs in Moskau letztendlich die national-russische Variante 
eines kommunistischen Imperiums gegen die internationale Ausrich- 
tung der frühen Gründerväter des Marxismus durchsetzte. Während 
des Zweiten Weltkriegs hat es nicht an Versuchen seitens amerika- 
nischer Kapitalisten und Politiker gemangelt, in der Sowjetunion den 
internationalistischen, trotzkistischen, antistalinistischen Flügel (die 
>Goldene Internationale<) zu stärken. 1948, nach der Gründung des 
Zionistenstaates Israel, kam es zu neuen Annäherungsversuchen 
zwischen der >Roten< (der sogenannten nationalen Internationale) 
und der >Goldenen Internationale< (das ist die internationale Inter- 
nationale), was zu einer Identitätskrise bei vielen international und 
zionistisch ausgerichteten, durchaus linientreuen Kommunisten so- 
wohl innerhalb des Moskauer Politapparates als auch in den Bru- 
derparteien im Sowjetblock und in Westeuropa führte. Erst nach der 
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Implosion des Sowjetreiches gelang der >Goldenen International 
Anfang der neunziger Jahre - dank tätiger Mithilfe der Wall Street, 
der CIA, des Präsidenten Boris JELZIN und einiger >Oligarchen< - die 
Machtergreifung im Reich der Moskowiter. 

Nach der Implosion des Kommunismus brach das Sowjetreich aus- 
einander. Als hätte es nie GPU, NKWD und GULAG gegeben, hol- 
ten Russen, Ukrainer, Balten, Ungarn, Polen, Kaukasier und Mittel- 
asiaten ihre alten Nationalfahnen, Ikonen, Uniformen hervor, 
öffneten wieder ihre Kirchen und Heiligtümer, sangen ihre alten 
Hymnen und Choräle, als hätten sie nicht siebzig Jahre politische 
Unterdrückung und materialistische Gleichschaltung im Sowjetsy- 
stem hinter sich gebracht. 

Aus gleichgeschalteten Genossinnen und Genossen wurden wie- 
der die ukrainischen und russischen, die lettischen und litauischen, 
polnischen und grusinischen, ungarischen und rumänischen Völker. 
Die Mitteldeutschen konnten zwar nicht »heim ins Reich«, sondern 
nur heim in den »freiesten Staat, den es auf deutschem Boden je ge- 
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Michail GORBATSCHOW während der letzten Stunden im Kreml im Dezem- 
ber 1991 (Foto: P. TURNLEY). Sein Nachfolger und US-Handlanger, Boris 
JELZIN, wirtschaftete das tand ab bzw. wirtschaftete es in die Hände der 
Oligarchen. Es ist PUTINS Verdienst, Rußlands Ausbluten gestoppt und 
dessen Rückkehr zur Weltmacht vorangetrieben zu haben. 
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geben hat«, was bedeutete, daß sie täglich die Bild-Zeitung lesen, 
Elvis PRESLEY hören, Peep-Shows sehen, Coca Cola trinken und bei 
>McDonalds< Cheeseburger essen konnten, keinesfalls aber, wie die 
anderen aus dem Paradies der Werktätigen gerade befreiten Völker, 
ihre alten Nationalfahnen und Uniformen hervorholen, ihre alten 
Lieder singen, deutsche Vorbilder ehren und deutsche Traditionen 
pflegen durften. 

Das Imperium der Globalisierer hatte die sich schon seit Jahren 
abzeichnende Wende im Sowjetreich gut vorbereitet und gefördert: 
Finanzmächte an der New Yorker Wall Street, eine Koalition von 
Entscheidungsträgern in beiden US-Großparteien, im Pentagon und 
bei der CIA, neokonservative, zionistische >Berater< der US-Regie- 
rung hatten jahrzehntelang gemeinsam mit sowjetischen Dissiden- 
ten” zionistisch-internationalistisch, sprich: trotzkistisch gesinnten 
Politikern und Apparatschiks sowie mit zahlreichen eingekauften 
Wendehälsen bis hinauf in die höchsten Moskauer Regierungsstel- 
len zwecks Übernahme der Kontrolle über die sowjetische Regie- 
rung und Wirtschaft gut vorgearbeitet. Ungeheure Geldsummen 
waren ausgegeben, politische und wirtschaftliche Institutionen von 
Prag, Kiew bis Taschkent, von Budapest, Moskau bis Tbilisi, von 
liberalen Politikern, >Ohgarchen< und anderen Globalisierungsheu- 
schrecken im Auftrag der in New York wirkenden Mächte unter- 
wandert worden. Hätte Präsident JELZIN noch fünf oder zehn Jahre 
im Sinne seiner transatlantischen Auftraggeber weiter >wirtschaften< 
können, so wäre das neue Rußland ein genau so globalisierter und 
gleichgeschalteter US-Vasallenstaat wie Österreich und Deutschland 
geworden. 

Ist es nicht erstaunlich, daß trotz der 50 bis 60 Millionen vom kom- 
munistischen >Parteiapparat< befohlenen und von der Tscheka, der 
GPU, dem NKWD, der AVO, Securitate usw. liquidierten >Volks- 
feinde< sowie verhungerter, erfrorener, verschollener Opfer des GU- 
LAG und anderer umerzieherischer Maßnahmen kein einziger 
Menschheitsverbrecherprozeß gegen überlebende Angehörige die- 
ses Partei- und Polizeiapparats in der Sowjetunion, ihrer Satelliten- 
staaten, ja nicht einmal vor dem sogenannten Intemationalen Ge- 
richtshof von Den Haag angestrengt wurde? Wie konnte es 
geschehen, daß ein solcher Menschheitsverbrecher wie Lasar Moi- 
schejewitsch KAGANOWITSCH, millionenfacher Massenmörder unter 
STALIN, seinen Lebensabend geruhsam, friedlich und völlig unbela- 
stet in Israel verbringen durfte? 
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Es ist kaum anzunehmen, daß sich Thomas BARNETT für die kom- 
munistischen Weltherrschaftspläne eines Josef STALIN im Zeichen des 
grauen Moskauer Parteiapparates erwärmt hätte, sicher jedoch für 
eine trotzkistische Internationale, unter der Roten Fahne zwar, aber 
mit der Absicherung der vollen Goldtresore in der Wall Street. 

Im Gespräch mit Siegfried GERLICH (in: Sezession, Oktober 2005) 
beurteilte der Historiker Ernst NOLTE den Marxismus wie folgt: »In 
der Tat ist der Marxismus diejenige Weltanschauung, in der das ur- 
sprünglich Theologische noch mit Händen zu greifen ist, und zwar 
als eine späte Erscheinungsform des israelitischen Prophetismus. EN- 
GELS hat zwar nicht selten den Sozialismus als eine Art von moderni- 
siertem, weltlich gewordenem Christentum gekennzeichnet. Aber 
die Jenseitigkeit des christlichen Gottesreiches hat keine Entspre- 
chung im Sozialismus. Ich stimme George STEINER ZU, der den Mar- 
xismus als eine jüdische Lehre bezeichnet hat. Besser sollte man aber 
wohl sagen: als eine hauptsächlich aus jüdischer Wurzel entsprin- 
gende Lehre.. . In dem Augenblick, wo religiöses Weltempfinden 
sich mit dem Aufruf zu Aktivität verknüpft, ist ein Musterbild des- 
sen gegeben, was man als politische Religion oder religiöse Politik 
bezeichnen kann. Und das scheint mir in der ältesten Zeit am ein- 
deutigsten bei den hebräischen Propheten vorhanden zu sein. Es liegt 
nichts Neues in dem Hinweis, daß Karl MARX vieles davon über- 
nommen hat, so daß der jüdische Messianismus eine sehr wichtige 
Rolle in der Weltpolitik spielte.« 

Ernst NOLTE meinte, daß genau hier die entscheidende Frage auf- 
trete: »Wenn nun diese religiös-politische Ideologie mit ihren erklär- 
ten Vernichtungsabsichten angegriffen wird, und zwar auf dersel- 
ben Ebene und mit der gleichen Entschiedenheit angegriffen und 
bekämpft wird - was geschieht dann mit ihrem religiösen oder pseudo- 
religiösen Gehalt? HITLER wollte ja gerade dies: dem Bolschewismus 
mit bolschewistischer Entschlossenheit entgegentreten, und sein Anti- 
semitismus war gleichsam der Schlüssel, der ihm das Geheimnis des 
Marxismus aufzuschließen schien: >Indem ich mich des Juden er- 
wehre, kämpfe ich für das Werk des Herm!<. . . Für den Marxismus 
ist der Kapitalismus ja auch etwas Unnatürliches, das den Menschen 
von sich selbst entfremdet, und es kommt darauf an, auf höherer 
Ebene zur menschlichen Natur zurückzukehren. Dieses anthropolo- 
gische Motiv ist im Marxismus zwar ein wenig hinter seinen ökono- 
mischen und soziologischen Anschauungen versteckt, aber gerade 
die klassenlose Gesellschaft wird im Grunde als eine naturgewollte, 
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weil entfremdungsfreie Gesellschaft gedacht... Wenn man gleich- 
wohl von einem marxistischen Messianismus sprechen muß, dann 
in bezug auf das ursprünglich jüdische Konzept, das MARX durch 
dessen säkularisierte Übernahme glaubte überwinden zu können. 
Wenn der Kern politischer Religion im Messianismus zu finden ist, 
dann würde ich meinen, daß sie von den Juden herkommt und nicht 
von den Deutschen. ..« 


Das >jüdische Jahrhundert<: Globalisierung 
im Zeichen des Davidsterns? 


Das >jüdische Jahrhundert< ist gerade angebrochen. Das behauptet 
zumindest der jüdisch-amerikanische Autor Yuri SLEZKINE in seinem 
2004 erschienenen Buch The Jewish Century. In einem Beitrag für die 
Würzburger Tagespost (24.1.2006) nimmt Prof. Friedrich ROMIG dazu 
Stellung und verweist auf die in der US-Zeitschrift Commentary (1/ 
2005) erschienene These des Amerikaners David GELERNTER, daß die 
Verfassungsprinzipien der den Westen repräsentierenden Welt- 
macht: Freiheit, Gleichheit, Demokratie - ganz unverzichtbar und 
unübersehbar auf den religiösen Vorstellungen der >Hebrew Bible<, 
also des Alten Testaments, beruhten. Das Recht auf Freiheit und 
Unabhängickeit eines Volkes führe er auf den Exodus der Juden aus 
der ägyptischen Sklaverei zurück. Gleichheit hänge mit der im Schöp- 
fungsbericht genannten Ebenbildlichkeit des Menschen mit Gott 
zusammen. Demokratie beruhe auf dem im Deuteronomium ent- 
haltenen Rat Jawehs, das Volk möge sich seine Vorsteher wählen. 
SLEZKINE zufolge sei bereits das 20. Jahrhundert jüdisch geprägt ge- 
wesen. Als solches bildete es zugleich das Vorspiel zu dem jetzt an- 
hebenden 21. Jahrhundert, dem »Jewish Century«. Vier Ereignisse 
seien es gewesen, die das 20. Jahrhundert zu einem jüdischen ge- 
macht hätten: erstens, die bolschewistische Revolution, die ja ganz 
wesentlich von jüdischer Ideologie geformt worden sei; zweitens, der 
Holocaust, durch den die Deutschen zum Inbegriff des absolut Bö- 
sen, das jüdische Volk aber zum Inbegriff des absoluten Opfers wur- 
den; drittens, die Gründung des Staates Israel auf palästinensischem 
Gebiet; viertens, der Einfluß einiger jüdischer Kreise und Lobbies auf 
die amerikanische Währung, Politik, Kultur, Wirtschaft und damit auf 
die westliche Welt. Hatten denn nicht schon die ersten im 17. Jahr- 
hundert eingewanderten >Pilgrim Fathers< und andere fanatische Pu- 
ritaner davon geträumt, in Amerika ein Neues Israel zu gründen? 


11. Über so manchen Versuch, die Weltherrschaft zu errichten 259 


Zu SLEZKINES Buch brachte Natan SZNAIDER folgende Rezension in 
der Welt vom 29. Oktober 2005: »SLEZKINE teilt die Welt in >Merkuria- 
ner<, also mobile Händler, Menschen, die heute im Dienstleistungs- 
sektor arbeiten, und >Apollonianer<, also Menschen, die auf ihrem 
Land leben und es bebauen. Für SLEZKINE sind die Juden die klassi- 
schen >Merkurianer<, und das Buch handelt von dem Drama, das 
sich zwischen diesen beiden Gruppen abspielte, einem Schauspiel, 
das die jüdische und allgemeine Geschichte bestimmt hat und im- 
mer noch bestimmt. Die Zionisten sind für SLEZKINE merkurianische 
Juden, die mit aller Macht versuchen, >Apollonianer< zu werden.. . 
SLEZKINE behauptet, daß die Europäer den Juden nacheiferten: Auch 
Europäer wollten modern sein. Es waren moderne und kosmopoli- 
tische Juden inmitten von nichtjüdischen Barbaren, die den Luxus 
und alles, was das 20. Jahrhundert an ideellen und materiellen Gü- 
tern zu bieten hatte, zu schätzen wußten. Keineswegs handelte es 
sich hier um herzlose und geldgierige Juden, wie sie in der Phanta- 
sie der Antisemiten auftauchten, vielmehr waren sie Vertreter eines 
konstruktiven Umgangs mit der Macht, deren Ziel die Koexistenz 
jenseits religiöser und nationaler Grenzen war. Anders formuliert: 
Als >Merkurianer< sind die Juden die wahren kosmopolitischen Eu- 
ropäer, und gerade deshalb ziehen sie den Haß der Barbaren [Ama- 
lekiter?] auf sich.« 

Als Kontrapunkt zum apollonianischen Ideal der heimatlichen 
Scholle zeichne SLEZKINE ein unheroisches Bild: »Seine Protagonisten, 
die handelnd nach Wohlstand streben, sind nicht Bauern und Hero- 
en, sondern städtische Bürger, Juden, Frauen, die der destruktiven 
Kraft der >Apollonianer< mit ihrem Vergnügen an materiellen Din- 
gen entgegenzuwirken versuchen. Die Juden stehen in dieser Erzäh- 
lung für eine kosmopolitische Moderne, die urban, mobil, gebildet, 
artikuliert, intellektuell und flexibel ist. Es geht darum, aus Bauern 
und Königen Händler zu machen, ohne daß man den Verlust des 
Ursprungs sentimental und romantisch hinterher weint. Es geht dar- 
um, ererbte Privilegien in verdiente Privilegien zu verwandeln. SLEZ- 
KINE beschreibt eine Gesellschaft von Fremden, die ihre Entfremdung 
als Chance für Freiheit begreift. Doch just das wollten die Barbaren 
vernichten, und sie streben immer noch danach. Elitäre Geister di- 
stanzieren sich von diesem modermistischen und merkurianistischen 
Projekt, das in ihren Augen immer noch etwas Fremdes hat, viel- 
leicht sogar Jüdisches oder Amerikanisches. Sie denunzieren es als 
rationalistisch, individualistisch, säkular, materialistisch, oberfläch- 
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lieh und mechanistisch. Statt dessen ziehen sie es vor, tiefere, spiri- 
tuelle, organische Werte zu kultivieren. SLEZKINE zeigt, daß wir die 
Wahl haben, daß es nicht Schicksal ist, welcher Weg beschritten 
wird.. . Mit diesem Buch schrieb SLEZKINE keine jüdische, sondern 
eine Universalgeschichte. Sollte Europa ein Buch über seine neuen 
Herausforderungen benötigen, Yuri SLEZKINE hat es geschrieben.« 

SLEZKNE teilt die Menschheit, wohlgemerkt: die weiße Menschheit, 
in jüdische »Merkurianer« und nichtjüdische »Apollonianer« ein, wo- 
bei er übergreifende Annäherungen und Anpassungen, wie im Falle 
der Zionisten Israels, durchaus in Kauf nimmt und auf Ausnahmen 
ausdrücklich hinweist. 

Aus seinem Buch tritt freilich seine Überzeugung klar hervor, daß 
eigentlich nur Juden/»Merkurianer« die Meisterschaft entwickelt 
haben, mit richtigem Wirken und Streben in unserer modernen, 
schnellebigen Zeit voranzukommen, und sie auch über die nötigen 
Fähigkeiten, über das richtige Wissen und Verständnis verfügen, um 
die politischen und wirtschaftlichen Gesetze und Zusammenhänge, 
die die heutige Welt regieren, zu durchschauen und zu nützen. Sie 
sind eben die idealen und perfekten »Merkurianer« und deshalb den 
»Apollonianern« überlegen und immer um Längen voraus. Mit Si- 
cherheit zählt die Mehrheit der »Merkurianer« zu den Turboladern 
und Katalysatoren des Globalisierungsprozesses. Das weiß auch Tho- 
mas BARNETT, er selbst ein zum Merkurianismus konvertierter Apol- 
lonianer, nur allzugut. Es scheint, daß die Globalisierer mit Unge- 
duld auf den Anbruch des >Jewish Century< warten, damit sie endlich 
die Weltherrschaft antreten können. 

Ohne Zweifel werden zahllose Liberale, Globalisierer, Anhänger 
einer multikulturell vernetzten und gleichgeschalteten Einen Welt, 
alle »Merkurianer« eben, ob des von SLETZKINE verkündeten »Jüdi- 
schen Jahrhunderts« jubeln. Angesichts der im Laufe von nur weni- 
gen Jahrzehnten errungenen Einflußnahme und Einwirkung zahlen- 
mäßig unbedeutender jüdischer Minderheiten auf die Politik, die 
Wirtschaft und das Finanzwesen vieler Gastländer, vor allem der 
USA, wird sich der staunende Zeitgenosse fragen, woran es wohl 
liegen mag, daß es den zahlenmäßig viel bedeutenderen deutschen, 
japanischen, italienischen, irischen Minderheiten in Amerika niemals 
gelungen ist, auch nur den Bruchteil des Einflusses zu erringen, den 
die jüdische dort erreichen konnte. Verdient sie darob nicht unsere 
höchste Bewunderung und Anerkennung? Sind Juden den Nichtju- 
den denn so überlegen? 
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In der 1989 erschienenen Studie Geography of American Achieve- 
ment (Geographie der amerikanischen Errungenschaften) ist der jü- 
dische Autor Nathaniel WEYL, Sozialwissenschaftler und Absolvent 
der London School of Economics, der Frage nachgegangen, welche 
Minderheiten und Ethnien im amerikanischen Völkertiegel nachweis- 
lich die höchsten geistigen Leistungen erbracht haben. Um es gleich 
vorwegzunehmen: Seit 1960 wird die Statistik der Errungenschaften 
und Führungspositionen in fast allen akademischen Berufen, in Wis- 
senschaft, Kunst, Politik und Wirtschaft mit großem Vorsprung von 
Juden angeführt. 

Der Autor hat aus Archiven der Jahre 1936 bis 1984 aus insgesamt 
346 Millionen aufgelisteten Namen 8414 herausgesucht, die minde- 
stens 5000mal vorkommen und daher repräsentativ für immerhin 
243 Millionen Amerikaner sind. Dann folgte sein Versuch, diese 
Namen den einzelnen Minderheiten zuzuordnen. Bei den Popow, 
Schuhmacher, O'Brien, Mazzini, Dupont fiel es ihm leicht, doch ein 
>Martin< hätte sowohl Brite als auch Franzose, ein >Roth< sowohl Jude 
als auch Deutscher, ein >Lee< sowohl Brite als auch Chinese sein kön- 
nen. Bei den Schwarzen kam ihm eine Studie zu Hilfe, der zufolge 
bis zu 20 Millionen Schwarze und Mischlinge in den USA Träger 
von britisch-irischen Namen sind und mit Vorliebe Namen von Bür- 
gerkriegshelden angenommen haben. Vier Fünftel der >Washington 
seien Schwarze, ein Drittel der >Franklin< und >Jefferson< ebenso. Das 
Problem der bei Neueinwanderern häufig vorgekommenen Namens- 
änderungen hält WEYL statistisch für unerheblich, denn diese Ände- 
rungen würden sich wechselseitig aufheben. [Hier erlaubt der Ver- 
fasser kritisch anzumerken, daß Namensänderungen, zum Beispiel 
von >Rabinowitsch< zu >Robbins<, von >Kukurutz< zu >Cook< aus 
verständlichen Gründen wohl eher zustande gekommen sein dürf- 
ten, als umgekehrt]. Auch die häufig vorkommenden Mischehen 
würden die Statistik kaum beeinflussen, da auch diese sich wechsel- 
seitig ausglichen. 

Nach Überprüfung mehrerer Millionen Eintragungen, Curricula, 
Biographien in verschiedenen Who is Who in America, akademischer 
Fachzeitschriften, Diplomarbeiten und Jahrbücher, von Ergebnissen 
landesweiter Leistungswettbewerbe und Preisverteilungen, dem 
Vergleich mit der Häufigkeit ethnisch typischer Namen und nach 
Berücksichtigung amerikanischer Bevölkerungsstatistiken gelangte 
WEYL zu den folgenden Zahlen geistiger Höchstleistungen in den 
USA: 
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Herkunft 1910 1930 1964 1985 
Engländer 171 175 125 114 
Schotten 148 170 135 124 
Iren 87 81 111 118 
Deutsche 83 72 87 92 
Juden 47 61 169 447 
Franzosen 99 62 76 60 
Italiener 0 0 26 54 
Hispanier 0 3 7 8 
Schwarze 0 0 0 0 


Im prestigeträchtigen Directory ofAmerican Scholars (Jahrbuch der 
amerikanischen Geisteswissenschaftler) des Jahres 1982 waren 159 
Namen als englische und schottische, 167 als irische, 193 als deut- 
sche, 244 als skandinavische, 94 als chinesische, 31 als französische, 
14 als italienische, 39 als hispanische und 364 als jüdische Namen zu 
identifizieren. Slawische und >Washingtons< ließen sich an den Fin- 
gern einer Hand abzählen. 

Die Gründe für die offensichtliche Geistes- und Leistungsüberle- 
genheit der jüdischen Minderheit führt WEYL auf die enge Verbun- 
denheit der Juden mit ihrer Geschichte und Religion sowie auf ihre 
Zuchtwahl zurück. Seit der babylonischen Gefangenschaft stünden 
Juden unter starkem Selektionsdruck, züchteten deshalb eine Aus- 
lese, indem sie aus ihrer Mitte die Unqualifizierten ausschlössen, ihre 
geistigen Eliten sowie deren Nachkommenschaft förderten und 
Mischehen vermieden. .. Die jüdische Rasse sei die hervorragend- 
ste von allen, war im Mittelalter die einzige durchwegs des Lesens 
und Schreibens kundige Volksgruppe in Europa und auch die einzi- 
ge, die Geld zählen, Zins- und Zinseszinsen berechnen und Edelme- 
tall bewerten konnte. Sie war mehrsprachig, siedelte rund um das 
Mittelmeer und in den meisten Handelszentren Europas, war stets 
mobil, und ihre Angehörigen erkannten einander, wo immer sie sich 
trafen. Die egalitären Ideale der Französischen Revolution hätten ihr 
die Emanzipation gebracht. Dank ihrer begnadeten Begabung für 
das Finanzwesen und dem Bestehen ihres internationalen Netzwer- 
kes hätten sich die jüdischen Gemeinden geradezu angeboten, um 
das Wesen und die Einrichtungen des modernen Kapitalismus zu 
begründen und auszubauen. Gerade weil wir europäischen und 
amerikanischen »Apollonianer« mit solchen Spitzenleistungen of- 
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fenbar nicht mithalten können, sollten wir von den »Merkurianern 
lernen, wie man seine vererbte Identität bewahrt, die Auslese för- 
dert, Errungenschaften und Traditionen pflegt und hochhält. 


Von der Emanzipation zur Weltmacht? 


Wie gelang es den europäischen Juden in den meisten Staaten Euro- 
pas innerhalb eines knappen Jahrhunderts den schwierigen Weg von 
meist nur geduldeten Minderheiten zu emanzipierten, gleichberech- 
tigten Staatsbürgern zu schaffen? 

Nach den Napoleonischen Kriegen waren sowohl den Völkern 
Europas als auch ihren Judengemeinden einige Jahrzehnte Frieden 
beschert. Das änderte sich jedoch bald, als gegen Ende des 19. Jahr- 
hunderts alte territoriale Wunden in Preußen und Frankreich, Öster- 
reich-Ungarn und Italien, Rußland und Japan aufbrachen, alle 
Machtkämpfe um Einflußsphären, Auseinandersetzungen um Gren- 
zen und Provinzen nach kriegerischen Lösungen schrien. Dank in- 
ternationaler Vernetzungen und familiärer Bande gelang es man- 
chen jüdischen Geldhäusern und Vermittlern, meist mit Wissen von, 
und im Einverständnis mit den Regierenden, über die Grenzen ihrer 
gegeneinander Krieg führenden und verfeindeten Länder hinweg 
Geschäfte abzuwickeln, ohne dabei auf die eigenen Interessen zu 
verzichten. Ihr Fernbleiben von den Schlachtfeldern einerseits, an- 
dererseits ihre Erfolge beim Abschließen profitträchtiger Abkommen 
brachten >den Juden< vielfach den Vorwurf ein, sie identifizierten 
sich nicht mit den nationalen Anliegen ihrer Gastvölker, sondern 
suchten nur den Vorteil für ihr eigenes Volk. 

Es ist hier nicht der Platz, um auf die äußerst wichtige und ent- 
scheidende Rolle jüdischer Finanziers während der Napoleonischen 
Kriege und im Ersten Weltkrieg einzugehen - etwa bei der Vergabe 
des kriegsentscheidenden Kredits von 10 Milliarden Goldfranken an 
die Ententemächte 1917, bei der Entscheidung des amerikanischen 
Präsidenten WILSON zum Kriegseintritt an der Seite Frankreichs und 
Englands 1917, beim Zustandekommen der »BALFOUR Declaration« 
1917 und bei der Mitfinanzierung der bolschewistischen Revolution 
1917, allesamt Ereignisse, über deren engen Zusammenhang das vom 
selben Autor verfaßte Buch Pulverfaß Nahost Aufschluß gibt. Am Ende 
des Ersten Weltkrieges war vor allem einigen jüdischen Bankhäu- 
sern in den USA eine wenn nicht alles beherrschende, so doch ent- 
scheidende Rolle in vielen politischen und weltwirtschaftlichen Be- 
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langen zugefallen. Im Illustrated Sunday Herald vom 8. Februar 1920 
sollte Winston CHURCHILL ausführen: ». .. eine Konföderation inter- 
nationaler Juden hat das russische Volk beim Schopf gepackt und 
die unbestrittene Macht in diesem Riesenreich an sich gerissen. . . 
Man kann gar nicht die Rolle übertreiben, die von internationalen 
jüdischen und zumeist atheistischen Juden bei der Schöpfung des 
Bolschewismus und der Herbeiführung der russischen Revolution 
gespielt wurde.« Und LLOYD GEORGE, Rechtsberater jüdischer Orga- 
nisationen vor 1914, britischer Premierminister während des Ersten 
Weltkrieges und maßgeblich beteiligt am Zustandekommen der »BAL- 
FOUR Declaration«, wird in einer Rede vor der jüdisch-historischen 
Gesellschaft in London im Mai 1925 bekennen: »Wir sind besser unter- 
richtet worden in hebräischer Geschichte als in der Geschichte unse- 
res eigenen Landes. Ich bin in einer Schule aufgezogen worden, in 
der man uns weit mehr die Geschichte der Juden als die unserer 
Heimat lehrte. Ich kann Ihnen alle Könige Israels aufzählen, aber ich 
bezweifle, daß ich damals imstande gewesen wäre, ein halbes Dut- 
zend englischer Könige zu nennen. .. Wir mußten große Abschnitte 
aus den Propheten und Psalmen hersagen. Wir waren getränkt mit 
der Geschichte Ihrer großen Rasse und den Schriften, die den Cha- 
rakter beeinflussen und formen, Menschheitsideen erwecken und 
unterstützen. Wir nahmen sie völlig auf und machten aus ihnen das 
Beste im christlichen Charakter.« (Zitiert bei: Josef COHN, England 
und Palästina, 1930) 


Die beiden Weltkriege 


Mit Ausnahme der USA waren sämtliche kriegführenden Nationen, 
auch die >siegreichen<, auf Grund der Zins- und Zinseszinsprogres- 
sion gegenüber Bankhäusern an der Wall Street auf Jahrzehnte, das 
besiegte Deutschland auf über hundert Jahre verschuldet. Jüdische 
Revolutionäre hatten führende Stellungen in den zentralen Orga- 
nen der bolschewistischen Partei, der Komintern, der kommunisti- 
schen und sozialdemokratischen Parteien Bayerns, Ungarns, der 
Weimarer Republik, Österreichs, der USA, Frankreichs und der ost- 
europäischen Staaten erklommen. In den liberal und konservativ 
regierten Ländern Mittel- und Westeuropas stieg das jüdische Bil- 
dungs- und Geldbürgertum zum beherrschenden Faktor des Mittel- 
standes auf. Ob im Wirtschaftsleben, in der Presse, im Kulturbetrieb, 
an den Universitäten, in den Anwaltskanzleien und Ordinationen, 
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überall schaffte es auf Grund seiner Intelligenz, seiner Tüchtigkeit, 
seines Reichtums und Zusammenhalts nicht nur den Durchbruch, 
sondern baute seine führende Stellung aus. 

Die Völker Europas waren nach fast fünf Jahren Krieg und Bür- 
gerkrieg ausgeblutet, ihre Länder teilweise verwüstet, viele vormals 
Mächtige und Besitzende waren verarmt und hungerten genau so 
wie das einfache Volk. Was man in Berlin wie in Paris, in Budapest 
wie in München und Wien jedoch sehen konnte, war der zur Schau 
getragene Neureichtum einer kleinen Minderheit einheimischer oder 
neu zugewanderter Juden, die sich während der Kriegs- und Nach- 
kriegszeit ungeheuer bereichert hatten. Durfte man ihnen dies zum 
Vorwurf machen? 

Der Vorwurf wäre ungerecht, weil es erstens auch zahlreiche Nicht- 
juden gab, die sich während und nach dem Krieg am Ausschlachten 
des Kadavers der deutschen und österreichisch-ungarischen Mon- 
archien fleißig beteiligten, zweitens, weil so manche Angehörige der 
enteigneten, hungernden, entrechteten Ober- und Mittelklassen nicht 
gezögert hätten, sich in diesen Notzeiten auf Kosten anderer Volks- 
teile zu bereichern, hätte man sie nur gelassen. Ein Vorwurf kann 
den betreffenden Juden freilich nicht erspart bleiben: Sie hätten wis- 
sen müssen, daß sie - wie immer unter Beobachtung stehend und 
jedem Verdacht grundsätzlich ausgeliefert - durch schillernd vor- 
geführten Reichtum, durch Überrepräsentanz in einigen akademi- 
schen Berufen und Fakultäten, ihren Einfluß in der Presse und den 
Linksparteien sehr bald in den Ruf von Nutznießern der nationalen 
Katastrophe gelangen würden. Und so kam es denn auch. Wieder 
erschallte der Ruf: »Die Juden sind unser Unglück!« Durfte man dies 
den Deutschen, Ungarn, Österreichern zum Vorwurf machen? 

Der Vorwurf wäre deshalb ungerechtfertigt, weil durch den osten- 
tativ vorgeführten Reichtum und Einfluß einiger weniger Juden und 
Kriegsgewinnler den roten und braunen Parteiführern die schlagend- 
sten Beweise und überzeugendsten Argumente für ihre Propagan- 
da geradezu auf einem goldenen Tablett geliefert wurden. Denn von 
nun an galt es in den Parolen sowohl der internationalen als auch 
der nationalen Revolution als erwiesen und ausgemacht: »Plutokra- 
ten und Juden sind schuld an Not und Elend!« Darf man Völker 
schuldig sprechen, die in Zeiten bitterster Not sich bei demokrati- 
schen Wahlen und Abstimmungen mit überwältigender Mehrheit 
Parteien zuwandten, die ihnen Arbeit und Brot versprachen, und 
sich letztendlich für jene Parteien entschieden, die nicht nur das Pro- 
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letariat, sondern die gesamten Volksgemeinschaften zu erretten ver- 
sprachen? Man sollte es nicht schuldig sprechen, tut es aber den- 
noch, auch sechzig Jahre nach dem Krieg. 

Dank dem Sieg der Alliierten gegen das Dritte Reich im Zweiten 
Weltkrieg gelang führenden amerikanischen und westeuropäischen 
Juden diesseits, sowjetischen und osteuropäischen Juden jenseits des 
Eisernen Vorgangs ein weiterer Quantensprung bei ihrem Aufstieg 
in die höchsten Etagen und zur Übernahme entscheidender Posten 
in so manchen Regierungen, Parteien, Weltkonzernen und interna- 
tionalen Gremien Europas und Nordamerikas. Und als nach der 
Implosion des Sowjetreiches nur noch die USA als einzige Weltmacht 
übrigblieben, hatten die jüdischen Gemeinden in diesem Land schon 
längst dafür Sorge getragen, daß ihre Interessen von zahlreichen 
Lobbies, Hilfsorganisationen, Agenturen, Komitees stets gewahrt 
blieben. 

Könnte deshalb Yuri SLEZKINES Weissagung zutreffen, daß das jü- 
dische Jahrhundert< nun endgültig angebrochen ist? Vielleicht trifft 
dies zu. Zuvor müßte es den Juden allerdings gelingen, eine sehr 
harte Nuß zu knacken: Was tun mit Israel?! Es ist eine Binsenweis- 
heit, daß die große Mehrheit der Juden keine Zionisten sind. Sie spen- 
den zwar für Israel, sie beten für Israel, doch denken sie nicht im 
Traum daran, dorthin zu ziehen, um drei Jahre Militärdienst zu lei- 
sten und jeden Tag damit rechnen zu müssen, dem Attentat eines 
fanatischen Arabers zum Opfer zu fallen. Fast sechzig Jahre nach 
der Gründung des Zionistenstaates ist Israel einer friedlichen Lö- 
sung keinen Millimeter näher gekommen. Im Gegenteil. 

Im 14. Kapitel wird auf die Entwicklung in Israel besonders ein- 
gegangen. 


Was können Juden und NichtJuden aus der Geschichte lernen? 


Die Geschichte lehrt, daß es bisher nie und nirgendwo zu einer Ver- 
schmelzung von jüdischen Gemeinden mit ihren Wirtsvölkern ge- 
kommen ist. Wohl lebten und gedeihten gelegentlich jüdische Ge- 
meinden und andere Minderheiten friedlich nebeneinander, jedoch 
niemals miteinander. Die Geschichte lehrt ferner, daß jüdische Ein- 
wanderungen stets nach einem unabänderlichen Kreislauf abliefen, 
den Theodor HERZL, einer der Gründerväter des Zionismus, in Der 
Judenstaat (1895) wie folgt beschreibt: » Die Judenfrage besteht über- 
all, wo Juden in wahrnehmbarer Zahl wohnen. .. Wo sie nicht be- 


11. Über so manchen Versuch, die Weltherrschaft zu errichten 267 


steht, wird sie von den Juden im Laufe ihrer Wanderungen hinge- 
bracht. . . Wir ziehen natürlich dorthin, wo man uns noch nicht ver- 
folgt, und dort verursacht unsere Anwesenheit neue Verfolgungen. 
Dies geschieht in jedem Land, und es wird immer so bleiben.« (siehe 
auch 15. Kapitel) 

In seiner Autobiographie Trial and Error (1949) schreibt Chaim 
WEIZMANN, erster Staatspräsident Israels: »Wann immer die Zahl der 
Juden in einem Land den Sättigungsgrad erreicht, reagiert dieses 
Land gegen sie. Diese Reaktion kann nicht als Antisemitismus im 
herkömmlichen Sinn angesehen werden, sondern ist eine sowohl 
gesellschaftliche als auch wirtschaftliche universelle Bedgleiterschei- 
nung jüdischer Einwanderung, die wir nicht abschütteln können.« 

Der jüdische Schriftsteller Bernard LAZARE bekennt 1934 in 
L'antisemitisme, son histoire et ses causes: »Wenn die Feindschaft und 
Abneigung gegen die Juden nur in einem Lande und einer bestimm- 
ten Zeit bestanden hätten, wäre es leicht, die Ursache dieser Wut zu 
ergründen. Aber im Gegenteil, diese Rasse ist seit jeher das Ziel des 
Hasses aller Völker gewesen, in deren Mitte sie lebte. Da die Feinde 
der Juden den verschiedensten Rassen angehörten, sie in weit von- 
einander entfernten Gebieten wohnten, verschiedene Gesetzgebun- 
gen hatten, von entgegengesetzten Grundsätzen beherrscht waren, 
weder dieselben Sitten noch Gebräuche hatten und von unähnlichem 
Geiste beseelt waren, so müssen die allgemeinen Ursachen des Anti- 
semitismus in Israel selbst bestanden haben, und nicht bei denen, 
die es bekämpfen.« 

Folgt der seit Jahrtausenden anscheinend unumkehrbare Rhyth- 
mus von Einwanderungen und Vertreibungen, dem jüdische Ge- 
meinden in der Diaspora immer und überall unterworfen waren, 
einem unerklärlichen Naturgesetz oder gar dem unauslotbaren Wil- 
len des Allmächtigen? 

Wir werden es nie erfahren. Wir wissen lediglich aus dem Studi- 
um der Geschichte, daß infolge dieses schmerzlichen Abstoßprozes- 
ses, dieses bedauerlichen gegenseitigen Nichtverstehenkönnens und 
Nichtverstehenwollens das Urteil vieler bedeutender nichtjüdischer 
Geistesgrößen über >die Juden< zumeist vernichtend ausfiel: Von CI- 
CERO (Rede: »pro Flacco«, Bd. XXVIII), JUVENAL (zit. bei TREITSCHKE, 
Über unser Judentum), Tacitus (Historien, Kap. 5), SENECA (Seneca phi- 
losophus, ed. Bipont. 1782, IV), über PARACELSUS (Franz RUEB, Mythos 
Paracelsus, 1996), LUTHER (Erlanger Ausgabe der Werke Luthers, Bd. 62), 
VOLTAIRE (Essai sur /es moeurs, Bd. 25), KANT (Anthropologie in pragma- 
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tischer Hinsicht, 1798), SCHOPENHAUER (Die Welt als Wille und Vorstel- 
lung, Bd. 1, und Parerga 1), bis Edward GIBBON (The Decline and Fall of 
the Roman Empire, Bd. 3), FRIEDRICH DER GROSSE (H. JUNGFER, Die Juden 
unter Friedrich dem Großen), GOETHE (Wilhelm Meisters Wanderjahre, 2. 
Buch), SCHILLER (Die Sendung Mosis), BISMARCK (»Rede vor dem 
Verei- 

nigten Landtag«, 1847), und die Liste ließe sich seitenlang bis in die 
Gegenwart fortsetzen. Sie alle verurteilten >die Juden<, aus welchen 
Gründen auch immer. 

Waren diese Geistesgrößen alle >Antisemiten<? Konnten denn diese 
unzähligen römischen, deutschen, britischen, französischen, slawi- 
schen, amerikanischen Philosophen, Historiker, Theologen, Dichter, 
Staatsmänner, wenn sie einem Naturgesetz unterstanden, einem 
göttlichen Willen folgten, überhaupt anders urteilen, als sie es ta- 
ten? Haben gläubige Menschen denn vergessen, daß es Gott höchst- 
persönlich war, der am sechsten Tage den Menschen, den Er »schuf 
ihm zum Bilde. .. und Gott sähe an Alles, was er gemacht hatte; und 
siehe da, es war sehr gut« (Heilige Schrift, 1. Kapitel Genesis, Aus- 
gabe 1894, nach der deutschen Übersetzung von Martin LUTHER), so 
gewollt hat, wie er ist? Der liebe Herrgott wird in Seiner Allgüte und 
Allweisheit doch wohl gewußt haben, warum Er »es gut fand«, sei- 
ne Lieblingsgeschöpfe in einer so großen Vielfalt zu erschaffen. Sah 
Er als Allwissender denn nicht voraus, daß sich einige der von Ihm 
erschaffenen Stämme bis zum Jüngsten Tag nicht vertragen werden? 
Wer von uns Menschen möchte sich erdreisten, die unauslotbare 
Vorsehung umdeuten und Gottes Schöpfung verbessern zu wollen, 
wie es unermüdliche Multikulti-Apostel, unverbesserliche Integra- 
tionsprediger und andere Vermischungsutopisten laufend versu- 
chen? 

Zweifler und Ungläubige werden zur Klärung des Oxymorons, 
der offensichtlichen oder vermeintlichen von Anfang an bestehen- 
den Inkompatibilität von Juden und NichtJuden, in keiner Bibel nach- 
schlagen, sondern auf der Suche nach einer Erklärung für diesen 
Abstoßungsprozeß viel eher auf eines der vielen unergründlichen 
und ungelösten Rätsel der menschlichen Natur verweisen, die sich 
leider selten rationell, sondern meist nach den Gesetzen der Physik 
und organischen Chemie ausrichtet. Dürfen wir vom jüdischen Jahr- 
hundert erhoffen, so es denn auf uns kommen sollte, daß sich >Apol- 
lonianer< und >Merkurianer< in gegenseitiger Wertschätzung, Hoch- 
achtung und Toleranz endlich die Hände reichen werden? 


12. Kapitel 
Bestandsaufnahme 


In allen Staaten des CORE erleben die Völker, wie die Globalisie- 
rung voranschreitet und sie, die Einheimischen, innerhalb ihrer Lan- 
desgrenzen immer weniger zu bestimmen haben. Weil sie weder von 
ihren Regierungen, die schon längst den Globalisierern hörig sind, 
Hilfe erwarten können, noch von den gleichgeschalteten Medien die 
Wahrheit erfahren dürfen, befällt sie die dumpfe Ahnung, daß ihr 
Weiterbestand bedroht ist. Es beginnt ihnen zu dämmern, daß sie 
beim Kampf um die Erhaltung all dessen, was sie an überkomme- 
nem Erbe bewahren wollen, allein auf sich gestellt sind. 

Allein die normative Kraft der mit Höchstgeschwindigkeit expo- 
nentiell und unumkehrbar voranschreitenden demographischen 
Entwicklung müßte jeden Zeitgenossen und vor allem die politisch 
Verantwortlichen aus ihren süßen weltbrüderlichen Zukunftsträu- 
men wecken. Darüber hinaus ist die Erdbevölkerung von einer Ener- 
gieversorgungskatastrophe bedroht, der nur zu begegnen wäre, wenn 
die Regierenden sich zu sofortigen, radikalen und vor allem nationa- 
len und regionalen Entscheidungen durchringen könnten und dürf- 
ten. Doch eher geht ein Kamel durch ein Nadelöhr, als daß ein solch 
heroischer Entschluß von >unseren< Volksvertretern zu erwarten wäre. 

Im Sommer 1945 wurde von der sowjetischen Besatzungsmacht 
in Wien der alte Radiosender RAVAG wieder in Betrieb genommen. 
Stets begann der Sprecher der Frühnachrichten mit den Worten: »Hier 
Radio Wien - sieben Uhr - es folgen die Nachrichten.. .« Eines Ta- 
ges wurde er von Freunden gefragt, woher er, da es noch keine elek- 
tronisch gesicherte Zeitnehmung gab, die genaue Uhrzeit wisse. Der 
Sprecher gab zu, er würde jeden Morgen auf dem Weg zum Sender 
die Zeit auf der großen Uhr am Wiener Südbahnhof ablesen. Einige 
Zeit später hatte er am Wiener Südbahnhof zu tun und fragte den 
Bahnhofsvorstand, woher dieser denn seine Uhrzeit beziehe. Er ant- 
wortete: »Ich richte jeden Morgen unsere Bahnhofsuhr nach der Zeit- 
ansage von Radio Wien.« Genau so verhalten sich seit Jahrzehnten 
die Kurssetzer von Politik und Wirtschaft, die an ihrem liberalen, 
demokratischen Weltbeglückungskurs eisern festhalten und sich ge- 
genseitig versichern, daß ihr Kompaß trotz schwerer magnetischer 
Abweichungen nach wie vor und unbeirrt nach Norden zeigt. 
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Uns, den betrogenen Bürgern, geht es deshalb wie den Passagie- 
ren an Bord der >Titanic< im April 1912, die nach dem Auslaufen aus 
Southampton zur Bordzeitung griffen und darin lesen konnten: 
»Willkommen an Bord der unsinkbaren >Titanic<! Sie haben die rich- 
tige Wahl getroffen. Unsere Meteorologen sagen Schönwetter für die 
gesamte Dauer der Atlantiküberquerung voraus, Eisberge sind zu 
dieser Jahreszeit auf unserer Route ganz sicher nicht zu erwarten. 
Drum frisch und fröhlich volle Fahrt voraus! Schönen Gruß, Ihre 
Reederei Cunard.« 

Auf uns, das unendlich geduldige Wahlvieh, könnte ein altes ara- 
bisches Sprichwort gemünzt sein: Man kann zwar Kamele zum Brun- 
nen führen, sie aber nicht zwingen zu trinken. Wer lesen und hören 
kann, was Thomas BARNETT jüngst verkündete, hat jetzt keine Aus- 
rede mehr. Die Kriegserklärung gegen uns, die Völker der Erde, liegt 
vor, und Thomas BARNETT sei dafür gedankt, daß er uns die Kriegs- 
pläne der Globalisierer in allen Einzelheiten dargelegt hat. 


Die Fronten sind gezogen 


Im angehenden 21. Jahrhundert stehen sich wie schon seit Jahrtau- 
senden, diesmal zum Entscheidungskampf, dieselben Kräfte unver- 
söhnlich gegenüber: Jenen der Bewahrung, des Erhaltenwollens der 
eigenen Art, Bräuche und Traditionen stehen die ewig gleichen Geg- 
ner gegenüber, die wider die göttliche Ordnung, wider die Natur, 
ausschließlich zugunsten materiellen Gewinns alle Grenzen und 
Schranken niederreißen und die Weltherrschaft übernehmen wol- 
len. Die Bewahrer verbindet über alle Volksgrenzen und Ozeane hin- 
weg der Wille zur Erhaltung dessen, was ihre Kulturen zur Hoch- 
blüte getragen hat. 

Auf Seiten der Bewahrer, die um den Erhalt der Völker kämpfen, 
stehen >many Indians, no chiefs< (viele Indianer, keine Häuptlinge), 
während die Globalisierer über >many chiefs, but no Indians< verfü- 
gen. An der Front der Völker stehen viele Millionen, doch sind ih- 
nen die Anführer, die ihren Überlebenskampf organisieren und ihm 
voranschreiten sollten, abhanden gekommen, denn von den Globa- 
lisierern werden diese gnadenlos verfolgt und ausgeschaltet. An der 
Globalisierungsfront steht eine im Verborgenen, im dunkeln wir- 
kende Koalition von trilateralen, pentagonalen und hexagonalen 
Internationalisten, deren Hintermänner im Zeichen ihrer dreiseiti- 
gen, fünf- und sechszackigen Symbole die Weltherrschaft anstreben 
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und - das bestätigt Thomas BARNETT - von den Tempeln der Wall 
Street aus ihre Fäden ziehen. Sie verfügen zwar über Schwärme ei- 
nes weltweit eingekauften Gesinnungsgeschmeißes aus Politik, dem 
Kultur-, Wirtschafts- und Wissenschaftsbetrieb, die willig und zu- 
verlässig zu jedem Verrat an den eigenen Völkern bereit sind, und 
verfügen auch über hochbezahlte Söldner und gewissenlose Welt- 
polizisten, die sich dafür hergeben, in jedem Abu Ghraib und Guan- 
tanamo Henkersdienste zu leisten, über jedes Land der Welt - auch 
auf das eigene - Atom-, Napalm- und Splitterbomben abzuwerfen 
und auch als Ephialtesse zu wirken, wenn nur der Judaslohn stimmt. 
Weil sie im eigenen Volk keinerlei Rückhalt haben, fehlt ihnen frei- 
lich sowohl das >Fußvolk< als auch eine gesinnungstreue Gefolg- 
schaft, die bereit wären, das Leben für eine ungerechte und selbst- 
mörderische Sache zu opfern. 


Unverändert leitet europäische Zivilisation die Völker der Erde 


Wenn auch den europäischen Völkern nach zwei verheerenden 
Weltkriegen die ungebrochene Kraft und Kampfbereitschaft, das 
Selbstvertrauen und die Begeisterungsfähigkeit früherer Jahrhunder- 
te abhanden gekommen sind, so gibt eine Aufstellung der noch ver- 
fügbaren geistigen Kräfte und Reserven in Europa keinen Anlaß zur 
Hoffnungslosigkeit. Noch immer beherrschen europäischer Geist, 
europäische Kultur, europäische Gesittung das Leben aller Völker 
der Erde. Während Portugiesen, Spanier, Engländer, Holländer und 
Franzosen die Errichtung ihrer mächtigen Kolonialreiche vom 16. 
bis zum 19. Jahrhundert lediglich zwei Faktoren verdanken, näm- 
lich der Erfindung eines schlanken Bootskiels sowie weiter reichen- 
der Geschütze und Musketen, mit deren Hilfe sie gegen Passat-, 
Monsun-, und Gegenwinde kreuzen, feindliche Schiffe, Festungen 
und Heere aus größerer Entfernung beschießen konnten, sind es 
heute andere Gegebenheiten, die sich zwar ebenso aus der Zeit der 
europäischen Kolonialreiche herleiten lassen, doch heute eine viel 
sanftere Diktatur über die nichteuropäische Menschheit ausüben: Es 
ist vor allem das weltweit anerkannte Wissen darum, daß techni- 
scher Fortschritt und naturwissenschaftliche Erkenntnisse fast aus- 
schließlich auf Forschungen und Erfindungen von Europäern beru- 
hen. Ferner, daß sich heute noch Frauen und Männer weltweit nach 
dem Geschmack französischer und italienischer Modeschöpfer rich- 
ten; daß das Ideal nordischer Frauenschönheit die weiblichen Sehn- 
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Süchte und männlichen Traumwelten quer durch alle Kontinente 
beherrscht; daß die gaumenerfreuende Diktatur französischer Ga- 
stronomie und Weinkultur alle Feinschmecker und Weinkenner ver- 
unsichert; daß das Protokoll auf jedem diplomatischen Parkett und 
bei Empfängen jeder Art die richtige Etikette bei Tisch, im Konzert- 
saal und in der Oper bestimmt; daß der Imperativ der Sprache, der 
sich seit einigen Jahren leider nur noch auf das amerikanisch ver- 
ballhornte Englisch beschränkt, die äußere Form auf allen interna- 
tionalen Konferenzen, bei jedem internationalen Austausch in Wort 
und Schrift, an den meisten Instituten und Universitäten der Welt 
den Inhalt eines jeden Dokumentes regelt; daß sich den Traditionen 
der europäischen symphonischen Musik, klassischen Dichtung, 
Malereitechnik, Architektur noch immer ein großer Teil der Ober- 
und Mittelschicht von Japan bis Nigeria, vom Libanon über Indien 
bis Mexiko fügt, während sich das einfache Volk auf allen Kontinen- 
ten willig und mit Begeisterung dem Eroberungszug europäischer 
Sportarten hingibt. 

Alle diese Faktoren erinnern die nichteuropäischen Völker täg- 
lich daran, daß sie noch sehr lange Zeit benötigen werden, um sich 
von europäischer Gesinnung und Gesittung zu emanzipieren, so- 
fern sie dies überhaupt wollen. In einem einzigen Bereich haben die 
Europäer jedoch als Lehrmeister zu allen Zeiten versagt: Niemals 


Nicht nur 
religiöser 
Übereifer 
kennzeichnete 
das Verhältnis 
der europäi- 
schen Eroberer 
zu den Urein- 
wohnern 
Amerikas, 
sondern auch 
eine offenbar 
nicht zu 
stillende Gier 
nach Gold. 
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waren sie in der Lage, als Vorbilder für das Verfolgen einer weisen 
und nachhaltig friedlichen Politik dazustehen. 

Nichts liegt dem Verfasser ferner, als Jahrhunderte der Ausbeu- 
tung von vier Fünfteln der Erdbevölkerung durch europäische Ko- 
lonialmächte verherrlichen zu wollen. Er möchte nur darauf hinwei- 
sen, daß, wenn Azteken, Mongolen, Araber, Zulu oder Osmanen vor 
den Europäern den schiffsbautechnischen und _artilleristischen 
Durchbruch geschafft hätten, die Kolonisierung sicherlich in umge- 
kehrter Richtung erfolgt wäre. Die präkolumbianischen, afrikani- 
schen und asiatischen Eroberer Europas hätten sich keineswegs >zi- 
vilisierter< benommen als CoRTES, PIZARRO oder Theodore ROOSEVELT: 
Unzähligen Rittern und Mönchen wären in England und Frankreich 
auf Altären aztekischer Pyramiden zu Ehren Quetzalcoatls die Her- 
zen bei lebendigem Leib herausgerissen worden, nördlich der Al- 
pen gäbe es wohl nur noch Steppen, verneigten sich die in Hellas 
und im Mezzogiorno am Leben Gelassenen beim Beten in Richtung 
Mekka, wäre heute nicht die Rede von einer Osterweiterung Euro- 
pas nach Anatolien, sondern von der Westerweiterung des Osmani- 
schen Reiches bis an die Gestade des Atlantik. 

Schließlich war es Brauch bei allen Groß- und Kleinreichen Asiens, 
Afrikas und des präkolumbianischen Amerika, besiegte Völkerschaf- 
ten zu versklaven und in die Sklaverei zu verkaufen, lange, bevor 
Vasco DA GAMA nach Indien, KOLUMBUS nach Hispaniola gelangten. 
Haben wir denn die Einfälle der Hunnen, Awaren und Türken schon 
vergessen? 

Wir Europiden sollten langsam aufhören, uns unserer Geschichte 
zu schämen, Asche aufs Haupt zu streuen und uns für alle Kriegs- 
verbrechen und Ungerechtigkeiten dieser Welt verantwortlich zu 
fühlen. Sir Alec GUINESS, der berühmte englische Schauspieler, sollte 
uns allen Europäern aus der Seele gesprochen haben, als er sagte: 
»Wir leben in einem Zeitalter der Schuldbekenntnisse und Entschul- 
digungen. Ob berechtigt oder nicht, wird von den Nachfahren der 
Welteroberer, der Sklavenbesitzer, der Ketzerverfolger und allen 
Männern, die aus heutiger Sicht geirrt haben, eine Entschuldigung 
erwartet. Zu meinem 85. Geburtstag möchte ich freudig bekennen, 
und deshalb um Entschuldigung bitten, daß ich ein Mann bin, ein 
Weißer und ein Europäer!« 

Aus Anlaß des 50. Jahrestages der Produktion eines der berühm- 
testen Wildwestfilmes, The Searchers, mit John WAYNE in der Haupt- 
rolle, schrieb Antonius PATRICK in American Free Press (13. November 
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2006): »In gewissem Sinne bedeutete >The Searchers< eine Wasser- 
scheide: Es endete die Ära, in der Hollywood die Weißen allgemein, 
insbesondere weiße Männer, in heroischen Rollen darstellte. Von da 
ab haben sich das Fernsehen, die Film- und Unterhaltungsindustrie 
dazu hergegeben, die westliche Kultur zu erniedrigen und zu ver- 
leugnen. Ihre leider nur allzuoft übersehenen Bemühungen haben 
sich gelohnt und zum großen Teil dazu beigetragen, daß sich unsere 
westliche Gesellschaft zu einem multikulturellen Alptraum entwic- 
kelt hat.« 


Ist der Vernichtungskrieg unausweichlich? 
Ist denn keine Verständigung möglich? 


Genau so radikal, wie die Globalisierer das Vorhandensein organisch 
und natürlich gewachsener Entwicklungen leugnen, wehren sich 
trotz der Erschütterungen und Wandlungen von 1789, 1848, 1945 
freilich auch viele Fundamentalisten und Bewahrer früherer Ord- 
nungen um jeden Preis gegen alle fortschrittlichen, gesellschaftspo- 
litischen, philosophischen und theologischen Erkenntnisse, die sie 
als modernistische und liberale Linksabweichungen unerbittlich be- 
kämpfen. Im Hinblick auf die hoffentlich zutreffende Annahme, daß 
sowohl die >Merkurianer< als auch die >Apollonianer< in ihrer Mehr- 
heit weder eine Bekehrung noch eine apokalyptische Vernichtung 
der Gegenseite anstreben, ist zu hoffen, daß die Endschlacht zu Ar- 
mageddon vermieden werden kann. Wie aus den Büchern von Tho- 
mas BARNETT ZU ersehen ist, sucht man auf seiten der Globalisierer 
derzeit weit und breit vergeblich nach Zeichen von Einsicht und 
Vernunft. Ganz im Gegenteil, denn Vernunft ist ja bekanntlich nicht 
demokratiefähig. 

Weil höhere Sittlichkeit und Moral für Globalisierer anscheinend 
keinen Stellenwert besitzen, sondern für sie nur der Stellenwert vor 
dem Komma der Milliardenprofite zählt, die sie aus gleichgeschal- 
teten Völkern herausholen, werden eingefleischte >Merkurianer< wie 
SLEZKINE, Globalisierer wie BARNETT >apollonianische< Bekenntnisse 
wie jenes Martin LUTHERS (»Wüßt' ich, daß morgen Weltuntergang 
wäre, würde ich heute noch ein Apfelbäumchen pflanzen«) oder ei- 
nes Immanuel KANT (»Zwei Dinge erfüllen das Gemüt mit immer 
neuer Bewunderung und Ehrfurcht: Der bestirnte Himmel über mir, 
und das moralische Gesetz in mir«) weder verstehen noch mit ihnen 
etwas anfangen können. Thomas BARNETT würde fragen: »What's in 
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it for me?« (Was schaut denn für mich dabei heraus?), denn welcher 
Profit ließe sich denn schon aus einem armseligen Apfelbäumchen 
oder einem blauen Sternenhimmel herausschlagen? 


Die Kräfte der Globalisierer und der Antiglobalisierer 


Weder auf Seiten der Globalisierer noch auf Seiten der Antiglobali- 
sierer herrschen Übereinstimmung und Eintracht: 


A) Die globalen Weltverbesserer: 


Zur Utopie der Großen Einen Welt bekennen sich nicht nur jene 
wenigen Auserwählten, die aus der Vernetzung und Gleichschal- 
tung aller Länder des Erdkreises machtpolitischen und finanziellen 
Gewinn erzielen, sondern unendlich viele Idealisten, denen >Globa- 
lisierung< die Verwirklichung einer in Frieden und Brüderlichkeit 
vereinten Menschheit bedeutet, in der jeder Einzelne, von keinen 
nationalen Grenzen und Gesetzen eingeschränkt, von keinen rassi- 
schen, religiösen, völkischen, familiären Bindungen gehindert, von 
keinen sozialen und sexuellen Vorurteilen ausgegrenzt, sich in vol- 
ler Freiheit entfalten kann. 

Doch wäre das voraussehbare Chaos in einem solchen >Paradies< 
geradezu vorprogrammiert. Sind denn diese realitätsfernen Ideali- 
sten und hoffnungslosen Utopisten nicht die Handlanger und Erfül- 
lungsgehilfen der Globalisierer, die in Wirklichkeit eine Weltun- 
ordnung herbeiführen wollen, die niemals funktionieren kann? 

All jenen international austauschbaren Globalfetischisten, die ihr 
Leben als einen niemals endenden Ego-Trip in der Business-Class 
der Großen Einheitswelt ansehen, die mit Hörknopf im Ohr, Mikro- 
phon unter der Nase mit der ganzen Welt vernetzt sind, doch noch 
nie mit ihrem Nächsten gesprochen haben, die per Mobiltelephon 
oder Laptop >round the clock< die Aktienkurse der New Yorker Börse, 
die neuesten Schlagzeilen der Washington Post oder des Wall Street 
Journal abfragen, sei gesagt, daß sie letztendlich nur die fleißigen 
Wanderameisen der Globalisierung sind, durch deren Schneisen und 
Kahlschläge sich die reißenden Fluten der vier >Flows< ergießen, die 
alles natürlich Gewachsene mit sich wegschwemmen werden - und 
sie mitten drin. Und all jenen Tagespolitikern, Marketing und Fi- 
nancial Consultants, Werbetextern und Medienberatern der Kultur- 
schickeria, die glauben, sich aus dem viel zu eng gewordenen Kor- 
sett ihrer Muttersprachen, Bindungen und Traditionen emanzipieren 
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zu müssen, indem sie vom Olymp ihrer amerikanisierten Erlebnis- 
und Gesinnungsgemeinschaft herab den intellektuell, kulturell und 
provinziell hienieden zurückgebliebenen Banausen - mit amerika- 
nischen Sprachbrocken durchmischt - die Herrlichkeit der neuen 
Einheitsweltkultur nahebringen wollen, eine Kultur, die durch Sym- 
bole wie Michael JACKSON und MADONNA, Big Mac und Coca Cola, 
Kaugummi und Hollywood hinreichend umrissen werden kann, sei 
gesagt, daß auch sie zu den Milliarden Eintagsfliegen gehören, die 
über den trägen Fluten eines globalen Amazonas noch einmal kurz 
schwirren und sirren, um am Ende ihres kurzen Lebens den im 
Schlamm der braunen Brühe grundelnden Aalen, an der Oberfläche 
schnappenden Piranhas und anderen Globalisierungsraubfischen, 
mangels besserer Happen, als mageres Futter dienen werden. 

Eher kräht die Henne, als daß die wirklich Reichen und wirklich 
Mächtigen auf der Kommandobrücke der Globalisierung es zulas- 
sen würden, daß auch nur eine einzige dieser Termiten, Eintagsflie- 
gen und andere willige Kofferträger der Globalisierer jemals in die 
>Champions League< des Big Money aufsteigen könnten. Sie wollen 
unter sich bleiben und wissen auch warum. Jene Kulis der Globali- 
sierung, die hoffen, mit ihrem auf das Schweizer Konto abgezweig- 
ten Reibach, den sie in der Zeit ihres Schaffens und Raffens, Speku- 
lierens und Manipulierens ergaunert haben, in ihrer Strandvilla in 
der Karibik oder ihrem Chalet in den Alpen noch einige Jahre in 
Saus und Braus leben zu können, werden sich sehr beeilen müssen. 
Denn bald werden auch die reichsten Abzocker dieser Welt kein 
Versteck mehr finden, wo ihre Golfplätze und Jachthäfen vom er- 
sten >Flow<, nämlich von dem ungeheuren Migrations-Tsunami, si- 
cher sein werden. 


B) Die Bewahrer der Nationen: 

Zur Verteidigung ihrer von der Auslöschung bedrohten Völker und 
Kulturen sind Millionen Europäer, Asiaten und Amerikaner bereit. 
Während die Araber, Perser, Süd- und Mittelamerikaner, Russen und 
Chinesen längst wissen, wo der Feind steht, warten die volkstreuen 
Europäer darauf, daß ihnen endlich jemand sagen möge, wo der 
Feind steht und wie er überhaupt aussieht. Es ist zu hoffen, daß - 
wie immer schon im Laufe der europäischen Geschichte - auch dies- 
mal die seßhaften Völker gegen wandernde Eroberer obsiegen wer- 
den, auch wenn es sehr lange dauern wird, bis sie sich zum Wider- 
stand aufraffen werden. 
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Ein passendes Bühnenbild zu der zwangläufigen Entwicklung? 


Wenn es nicht innerhalb der nächsten drei bis fünf Jahre zur geisti- 
gen und militärischen Entwaffnung der zum totalen Krieg treiben- 
den Globalisierer kommt, wenn es nicht innerhalb der nächsten fünf 
bis zehn Jahre zur Entschärfung der weltweit drohenden Energie- 
versorgungskatastrophe kommt, wenn es nicht mit sofortiger Wir- 
kung zur Eindämmung der Masseneinwanderung aus der Dritten 
Welt kommt, könnten die Bewohner europäischer Großstädte fol- 
gendes frei erfundenes, wenn auch durchaus wirklichkeitsnahes Sze- 
nario erleben: 

»Seit Tagen und Nächten brennt es an allen Ecken und Enden. 
Bewaffnete Banden und hungrige Massen fremder Zuwanderer er- 
gießen sich raubend und plündernd aus ihren Wohnbezirken und 
aus allen Teilen des Landes in die Städte und die Villenviertel der 
Reichen. Auf ausdrücklichen Befehl der längst geflohenen Oberkom- 
missare und Bevollmächtigten mußten Bürgerwehren und Polizei 
die Waffen niederlegen. Kauf- und Lagerhäuser durften nicht abge- 


F- F ) 


Ein ähnliches Szenario hat der berühmte französische Schriftsteller Jean 
RASPAIL in seinem Bestseller-Roman Le Camp des Saints (dt. Das Heerlager der 
Heiligen, Tübingen ?2006) geschildert, der auf einer Bibelpassage (Offenba- 
rung, 20. Kapitel) aufgebaut ist: »Die Zeit der tausend Jahre vollendet sich. 

Es werden die Völker von den vier Enden der Welt ausgehen, und ihre Zahl 

ist wie der Sand am Meer. Sie werden heraufziehen auf die Breite der Erde 

und das Heerlager der Heiligen und die geliebte Stadt umringen.« 
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sperrt werden. Die selektive Verteilung von Reserven an Proviant, 
Trinkwasser, Heizmaterial an Einheimische wurde streng untersagt, 
weil sie die fremdzugewanderte Bevölkerungsmehrheit diskriminie- 
ren würde. Die Armee steht am Hindukusch und verteidigt dort die 
Grenzen der westlichen Wertegemeinschaft gegen Rassismus und 
Fremdenfeindlichkeit. Die Oberkommissare der EU und ihre loka- 
len Erfüllungsgehilfen haben sich in streng gesicherte Auffangstel- 
lungen auf Malta zurückgezogen und Kommissionen gebildet, die 
über Pläne nachdenken, welche Ausschüsse zu bestellen sind, die 
darüber beraten sollen, welche Beschlüsse dem Europäischen Exil- 
Parlament zur Entscheidung vorgelegt werden müssen. In den lee- 
ren Amtsräumen schrillen seit Wochen pausenlos die Telefone. An- 
rufende Bürger hören die mit heiterer Popmusik untermalte, stets 
gleiche Tonbandaufzeichnungen auf Türkisch, Arabisch, Hindi, Urdu 
und Serbokroatisch: >Legen Sie bitte nicht auf. Wir sind Tag und 
Nacht um Ihre Anliegen bemüht. Wir melden uns sofort.< Überall in 
Europa werden sich die ängstlichen und verzagenden Bürger in ih- 
ren Kellern einschließen, ihren Nachbarn weder beim Feuerlöschen 
noch bei der Suche nach dringend benötigten Lebensmitteln und Arz- 
neien helfen. Von Plünderern erschlagen oder von Flammen über- 
rascht, werden sie in ihren Kellern wie Ratten verrecken. In alten 
Burgruinen und in den rauchenden Trümmern geplünderter Kir- 
chen und Bauernhöfe werden sich überlebende und zum Widerstand 
bereite Einheimische sammeln und trotz Verbotes der NATO und 
EU zur Wehr setzen. Von ihren Festungen aus werden sie die Wie- 
dereroberung und Befreiung Europas in Angriff nehmen. Nach bis- 
her unbestätigten Meldungen soll der auf dem Weg zu einem Bil- 
derbergertreffen von Freiheitskämpfern gefangengenommene 
EU-Generalsekretär geteert und gefedert worden sein. ..« 


13. Kapitel 
Die gefährlichsten Krisenherde 


Wie auf der umseitig abgebildeten Weltkarte des amerikanischen 
Ministeriums für Verteidigung (Pentagon) zu ersehen ist, haben die 
USA alle Regionen der Erde schon vorsorglich in amerikanische Mi- 
litärkommandos eingeteilt. Die USA unterhalten derzeit Stützpunk- 
te in über 120 Staaten der Welt, und dank Thomas BARNETT wissen 
wir, welchem Endziel diese dienen. 

Interinfo (Mai 2007) berichtet, die US-Streitkräfte hätten kürzlich 
ein weiteres Militärkommando (USAFRICOM) mit Sitz in Stuttgart 
eingerichtet, das Einsätze auf dem afrikanischen Kontinent koordi- 
nieren wird. In Dschibuti sei bereits eine >Combined Joint Task For- 
ce for Africa< mit 1800 Marineinfanteristen stationiert. Ein weit grö- 
ßerer Armee- und Marinestützpunkt soll demnächst auf der Insel 
Säo Tome im Golf von Guinea eingerichtet werden, um den USA die 
Kontrolle über die westafrikanischen Ölreserven zu ermöglichen. 


1. Krisenherd Weltmacht USA 


Schon immer meinten es die amerikanischen Finanziers und Staats- 
männer gut und wollten stets nur das Beste für all die fremden Völ- 
ker da draußen in der weiten Welt. So erklärte Präsident William 
MCKINLEY 1899 nach der Eroberung der Philippinen: »Wir konnten 
doch diese primitiven Menschen nicht sich selber überlassen, sie 
waren unfähig, sich selbst zu regieren. Es gab also keinen anderen 
Weg, als das Land zu annektieren, um die Filipinos zu erziehen, zu 
zivilisieren, zu christianisieren und mit Gottes Segen das Beste dar- 
aus zu machen.« 640000 getötete Filipinos waren das Ergebnis die- 
ser gewaltsamen Annexion. Heutige Systemmedien würden von li- 
quidierten >Terroristen < sprechen. 

Präsident Woodrow WILSON, ein früher Globalisierer, spannte sich 
willig vor den Karren amerikanischer Trusts: »Weil der Welthandel 
die Grenzen überwindet und unsere Industrie den freien Weltmarkt 
fordert, muß ihr unsere Flagge folgen: Türen von Nationen, die sich 
dieser Forderung verschließen, müssen eingetreten, Interessen un- 
serer Finanziers geschützt werden, auch dann, wenn die Souveräni- 
tät widerspenstiger Nationen verletzt wird. Wir müssen Kolonien 
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erwerben, auf daß kein einziger Nutzen versprechender Winkel des 
Planeten unausgebeutet bleibt.« 

Und daß die amerikanischen Entscheidungsträger heute erst recht 
an der Welteroberung festhalten, beweisen Aussagen wie jene des 
neokonservativen Vordenkers Michael LEDEEN, der in War Against 
the Terror Masters (2002) bekannte: »Die furchterregende Macht, mit 
der unsere freie demokratische Gesellschaft unbeirrbar ihr Ziel ver- 
folgt, ist unseren Feinden noch immer nicht bewußt... Unser schnel- 
ler Sieg in Afghanistan war nur das Vorspiel für einen viel größeren 
Krieg, der nicht nur im Nahen Osten neue Verhältnisse schaffen, 
sondern auch die politischen Verhältnisse in vielen Staaten der Welt 
umgestalten wird.« 

Thomas BARNETTS Bücher beweisen, daß es diesen Kriegstreibern 
sehr ernst ist. Doch nur die völlige Entmachtung dieser politisch- 
globalistisch-militärischen Machtelite kann zu einer Neuausrichtung 
der US-Politik führen, wie sie von konservativen Patrioten wie Re- 
vilo OLIVER (America's Decline, 1981, Populism and Elitism, 1982,) und 
Patrick BUCHANAN (A Republic, not an Empire, 1999, The Death of the 
West, 2002, Where the Right went Wrong, 2004) gefordert wird. 

Die Welteroberungspläne der USA werden von folgenden unaus- 
weichlichen und unabwendbaren Entwicklungen bedroht: 


Die Demographie 


American Free Press berichtete am 20. November 2006 von der Be- 
kanntgabe des >US-Census Bureau<, die Bevölkerung der USA hätte 
im Oktober 2006 die 300 Millionen überschritten. In Wirklichkeit sei 
aber diese Ziffer bereits vor sechs Jahren erreicht worden, nur hatte 
die Regierung die damals schon wohlbekannte Tatsache, daß sich 
zwischen 18 und 20 Millionen sogenannter >Illegaler< im Lande auf- 
hielten, offensichtlich unter den Tisch gekehrt. Daß es sich bei den 
legal und illegal Eingewanderten fast ausschließlich um Nichteuro- 
pide handelte, die sich bedeutend schneller vermehrt hatten als die 
Europiden, führte innerhalb der letzten fünf Jahre dazu, daß die 
Weißen in einigen US-Bundesstaaten bereits in Minderheit geraten 
sind. Die logische Folge dieser demographischen Entwicklung be- 
deutet, daß in den kommenden 10 bis 20 Jahren die afroamerikani- 
schen und hispanischen Bevölkerungsmehrheiten neue demokrati- 
sche Regierungsmehrheiten bilden werden. Es ist mit Sicherheit 
davon auszugehen, daß die in den Landes- oder Bundeskongressen 
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sitzenden Vertreter ihrer afroamerikanischen oder hispanischen 
Wähler weder eine innere Bindung zur >westlichen Wertegemein- 
schaft< noch eine Verpflichtung zur immerwährenden und bedin- 
gungslosen Unterstützung und Finanzierung des Zionistenstaates 
Israels verspüren, sondern eher für die Erhöhung von Sozialleistun- 
gen, für die Verbesserung des daniederliegenden Bildungssystems 
und für die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit sowie der ausufern- 
den Kriminalität eintreten werden. 

Trotzdem glauben viele Juden, daß ihnen nur noch Amerika Si- 
cherheit und Geborgenheit bieten könne. Im März 2007 berichteten 
israelische und amerikanische Medien, daß 7000 französische Juden 
in einer Petition an den amerikanischen Kongreß um politisches Asyl 
in den USA ersucht haben. Zum Ärger zionistischer Organisationen 
hätten in den letzten fünf Jahren bereits 10000 französische Juden 
einer Auswanderung nach Nordamerika dem Exodus nach Israel 
den Vorzug gegeben. 

In ihrer Petition hatten die Auswanderungswilligen angeführt: 
»Nach dem barbarischen Mord an einem jungen Juden, der getötet 
wurde, weil er ein Jude war, und nach der Zunahme antisemitischer 
Ausschreitungen von Islamisten fühlen sich zahlreiche Mitglieder 
der jüdischen Gemeinde in Frankreich nicht mehr sicher.« 

Die Tageszeitung Miami Herald erfuhr von einem gerade in Flori- 
da eingetroffenen französischen Juden: »Der Mord an dem jungen 
Ilan HALMI und das haßerfüllte Verhalten der Muslime gegenüber 
der jüdischen Gemeinde ließen uns keine andere Wahl als die Flucht 
aus Frankreich. . . Die französischen Juden seien sich der Gefahr be- 
wußt und wollen nicht den letzten Moment zur Abreise verpassen.« 


Zwangsverordnete Integration 


Mit einem Aufwand an Steuergeldern in Milliardenhöhe wurde nach 
dem Zweiten Weltkrieg versucht, durch strenge Gesetze und Auf- 
klärungskampagnen die Integration der schwarzen Minderheit in 
den USA herbeizuführen und die trotz Gleichberechtigung vor dem 
Gesetz faktisch noch immer vorhandenen >Rassenschranken< zwi- 
schen weißen und schwarzen Amerikanern abzubauen. Im Rahmen 
von Förderprogrammen wie >Head Start< und >Affirmative Action< 
wurden die Aufnahmekriterien für schwarze Studenten an Hochschu- 
len herabgesetzt, an der Harvard Universität Quoten festgesetzt. So- 
wohl beim Staatsdienst als auch in der Privatindustrie wurden Quoten- 
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regelungen eingeführt, die >Afroamericans< gegenüber >Caucasians< 
(Weiße), die 80 Prozent der Steuerleistungen in den USA erbringen, 
begünstigten. Im Zuge des Abbaus aller Rassendiskriminierungen 
wurden von liberalen Organisationen, Stiftungen und studentischen 
Linksparteien wie SDS und PLP, dank finanzieller Unterstützung 
der Regierung und weltweit orchestrierter Medienkampagnen, Frie- 
densmärsche von Aktivisten nach Washington organisiert, die Auf- 
nahme schwarzer Kinder in weißen Schulen erzwungen und auf al- 
len Ebenen gegen die unzeitgemäße >Segregation< agitiert. 

Patrick BUCHANAN, mehrmaliger Präsidentschaftskandidat der 
Republikaner, schrieb in The Death ofthe West (2002): ». . . als Richard 
NIXON 1969 den Amtseid ablegte, gab es in den USA 9 Millionen im 
Ausland Geborene, als Präsident George BUSH (sen.) 1996 die Hand 
zur Eidesleistung erhob, waren es bereits 30 Millionen. Jedes Jahr 
strömen eine Million Einwanderer in die USA, dazu eine halbe Mil- 
lion Illegale. Bei der letzten Volkszählung im Jahre 2000 schätzte man 
ihre Zahl zwischen 9 und 11 Millionen. .. Diese Zuwanderungswel- 
le, die sich alljährlich über die Vereinigten Staaten ergießt, kommt 
aus Asien, Afrika und Lateinamerika, ist weder integrierbar noch 
assimilierbar.« 

Allein in den neunziger Jahren erhöhte sich der Anteil der aus 
Mexiko gekommenen >Chicanos< auf 21 Millionen, der aus Kuba, 
Puerto Rico und anderen lateinamerikanischen Republiken auf 6 Mil- 
lionen, die zumeist indianischen oder schwarzen Mischrassen ange- 
hören. Für die Mexikaner bedeutet Heimat das Land jenseits des Rio 
Grande. Millionen denken nicht im Traum daran, Englisch zu erler- 
nen oder sich einbürgern zu lassen. In den USA gründen sie eine 
Menge kleiner >Tijuanas< (mexikanische Arbeitersiedlungen) am 
Rande amerikanischer Städte, sie wollen ganz einfach Mexikaner 
bleiben, ihre mexikanischen Zeitungen lesen und mexikanische Fern- 
sehprogramme sehen. Hier entsteht ein Staat im Staate. In mexikani- 
schen Kreisen dies- und jenseits der Grenze spricht man schon ganz 
offen von einer neuen >Reconquista<, also von einer Rückeroberung 
der von den Amerikanern im 19. Jahrhundert den Mexikanern ge- 
stohlenen Gebiete. In den Bundesstaaten Arizona, Texas, Kaliforni- 
en und New Mexico ruft die mexikanische Partei >Movimiento Chi- 
cano de Aztlan< offen zur Abspaltung von den USA auf, um den 
autonomen Staat Aztlan zu gründen. In einem ihrer Aufrufe heißt 
es: »Mit der einen Hand am Herzen, der anderen auf unserem heili- 
gen Boden erklären wir die Unabhängigkeit unserer Mestizennati- 
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on. Vor aller Welt, vor ganz Nordamerika und allen unseren Brü- 
dern auf dem bronzefarbenen Kontinent erklären wir: Wir sind eine 
Nation, wir sind eine Gemeinschaft freier Völker, wir sind Aztlan!« 
Das Land soll endlich den Völkern gehören, die die Felder bestellen 
und bewässern, die die Ernte einbringen, und nicht den Gringos. Ihr 
Kampfruf lautet: »Por la raza todo,fuera de la raza nada!« (Alles für die 
Rasse, nichts außerhalb der Rasse!) 

Waren bis vor wenigen Jahren die aus europäischen Ländern stam- 
menden weißen Amerikaner in sämtlichen 50 Bundesstaaten der USA 
in der Mehrheit, so sind innerhalb der letzten vier Jahre bereits vier 
Staaten ethnisch >gekippt<, nämlich Kalifornien, Texas, Louisiana und 
Florida. In diesen Bundesstaaten stellen die Europiden neben den 
>Hispanics< und den Schwarzen nur eine der drei großen Minder- 
heiten dar. Auf Grund der unaufhaltbaren Enteuropäisierung Nord- 
amerikas wird es in 15 bis 20 Jahren in keinem einzigen US-Bundes- 
staat mehr weiße Mehrheiten geben. 2003 geschah es zum ersten Mal 
in der Geschichte der USA, daß ein US-Senator im Abgeordneten- 
haus zu Washington eine Rede in einer fremden Sprache hielt: Ein 
aus Mexiko stammender Volksvertreter hatte auf Spanisch gespro- 
chen, und keiner protestierte. Glaubt denn ein einziger von uns Eu- 
ropäisch gleichgeschalteten Gesinnungslemmingen im Ernst, daß sich 
in den >Volksvertretungen< EU-ropas auch nur eine einzige Protest- 
stimme erheben würde, wenn demnächst im Unterhaus zu London 
ein Abgeordneter seine Rede auf Hindi oder Urdu, in der Abgeord- 
netenkammer zu Paris ein Depute auf Arabisch, im Bundestag zu 
Berlin ein MdB auf Türkisch hielte? 

Bedroht von dieser demographischen und in der Folge auch de- 
mokratischen Entwicklung in den USA müssen sich freilich jene 
Minderheiten fühlen, die bisher unter dem besonderen Schutz und 
Schirm des amerikanischen Establishment standen und im politischen 
und medialen Kraftfeld der Globalisierer blühen und gedeihen konn- 
ten. So warnte Stephen STEINLIGHT, der fünf Jahre lang dem > Ameri- 
can Jewish Committee< vorstand, am 16. Juni 2006 in einer Studie 
für das >Center on Immigration Studies< vor den Gefahren der de- 
mographischen Entwicklung für Amerikas Juden. Die Hauptgefahr 
sei, daß die Juden die Kontrolle über die amerikanische Regierung 
verlieren könnten. Denn immer stärker würden sich die Massen 
außereuropäischer Zuwanderer zu den eigenen rassischen Wurzeln 
bekennen, immer geringer seien deshalb die Druckmittel der jüdi- 
schen Minderheit, mit politischem und medialem Einfluß Wahlen 
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Eine Enteuropäisierung der US-Bevölkerung findet statt. Die US- 
Mauer an der Grenze zu Mexiko wird die Einwanderung von Latinos 
nicht aufhalten. 


entscheiden zu können. Immer schwieriger werde es sein, beklagt 
STEINLIGHT, den amerikanischen Juden besonderen Schutz angedei- 
hen zu lassen und den nichteuropäischen Mehrheiten klar zu ma- 
chen, warum alljährlich fast 80 Prozent der US-Auslandshilfe nach 
Israel überwiesen werden und die drei Generationen zurückliegen- 
den Schrecken des Holocaust auch heute noch 97,5 Prozent der 
Amerikaner zu einer besonderen Heraushebung und Bevorzugung 
der 2,5 Prozent zählenden jüdischen Minderheit verpflichten soll- 
ten. Auf Seite 18 mahnt er seine jüdischen Leser: ». .. dank christli- 
cher Schuldgefühle kommen wir in den Genuß so mancher >Frei- 
fahrten<. . . Wir sollten uns deshalb bemühen, dankbarer und 
patriotischer zu erscheinen.« STEINLIGHT fordert schließlich - man höre 
und staune - ein radikales Umdenken in der amerikanischen Ein 
wanderungspolitik: Zunächst sollte die Zuwanderung muslimischer 
und anderer »schwer kontrollierbarer« Immigranten tunlichst unter- 
bunden, jene von leichter assimilierbaren und amerikanisierbaren Men- 
schen gefördert werden. Das gesamte Gejammer STEINLIGHTS ist 26 
Seiten lang und kann im Internet unter cis.org. abgerufen werden. 
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Aus der Sicht seiner Minderheit hat STEINLIGHT mit seinen Befürch- 
tungen natürlich recht, genau so wie sein Landsmann Nathaniel WEYL 
(siehe 11. Kapitel) mit seinen Erkenntnissen über ethnisch spezifi- 
sche Intelligenz- und Leistungsunterschiede in den USA. Beide for- 
dern deshalb einwanderungsgesetzliche Schutzmaßnahmen, wie sie 
in Israel längst in Kraft sind. Warum meiden die Regierungen der 
EU-Staaten scharfe Einwanderungs- und Einbürgerungsgesetze wie 
der Teufel das Weihwasser? Dürfen Israels Volksvertreter, dürfen 
jüdisch-amerikanische Wissenschaftler das aussprechen, was euro- 
päische Nationale nicht einmal denken dürfen? Wäre es nicht auch 
im Interesse jüdischer Minderheiten, die im Fall der Fälle nach Eu- 
ropa zurückströmen sollten, auf unserem Kontinent ein Habitat vor- 
zufinden, in dem sie sich vor nichteuropäischen und nichtintegrier- 
baren Massen, wie sie jetzt schon in Frankreich vielfach anzutreffen 
sind, in denen sie sich sicher und wohlbehütet entfalten könnten? 
Warum werden europäische und amerikanische Patrioten oftmals 
als >Rassisten< verunglimpft, wo doch gerade in Israel ethnische Ab- 
wehrmaßnahmen als eine dringend gebotene patriotische Notwehr 
ein hohes Ansehen genießen? Wie im nächsten Absatz zu lesen sein 
wird, ist es der jüdischen Minderheit in den USA gelungen, dank 
umtriebiger und einflußreicher Interessensvertretungen eine politisch 
ausschlaggebende Bedeutung zu erlangen. 


Von der zionistischen Einflußnahme auf die amerikanische Politik 


Wie schon im 11. Kapitel erwähnt, haben Millionen europäische Ju- 
den seit dem Beginn des 20. Jahrhunderts und vor allem nach dem 
Zweiten Weltkrieg eine neue Heimat in den USA gefunden. Über 
den oftmals entscheidenden Einfluß jüdischer Lobbies auf die ame- 
rikanische Politik schreibt Patrick BUCHANAN in A Republic, not an 
Empire (1999): »Präsident TRUMAN berichtete über den Druck seitens 
der jüdischen Lobby 1948 im Zuge der Anerkennung des Staats Isra- 
el: >Das war das Intensivste, dem ich jemals ausgesetzt worden bin.< 
Einige Jahre später bekannte John Foster DULLES, Außenminister un- 
ter Präsident EISENHOWER: >In diesem Lande ist es praktisch unmög- 
lich, eine Außenpolitik zu betreiben, die nicht von den Zionisten 
genehmigt ist.<« 1973 klagte J. W. FULBRIGHT, Vorsitzender des au- 
Benpolitischen Senatskomitees, in einem Interview: »Israel kontrol- 
liert den Senat!« Ein Fachmann in Sachen Lobby war Paul FINDLEY, 
der 1989 in seinem Buch Die Israel Lobby über den Einfluß des Al- 
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PAC (>American-Israel Public Affairs Committee<), der ADL (>Anti- 
Defamation League<), des AJC (>American Jewish Committee<), des 
>Jewish National Fund<, der Jewish Defense League<, des >United 
Jewish Appeal, des >American Zionist Council< und anderer ein- 
schlägiger Organisationen schrieb: »Das System funktioniert so, daß 
jeder US-Senator oder Congressman immer dann, wenn Entschei- 
dungen politischer, militärischer oder wirtschaftlicher Art anliegen, 
die auch nur im entferntesten die Interessen des Zionistenstaates 
berühren könnten, tagtäglich mit einer Flut von Briefen, Petitionen, 
Telefonanrufen von seiten jüdischer Wähler aus ihren Wahlkreisen 
eingedeckt wird.« Diese seien perfekt organisiert, der Wortlaut der 
Klagen, Fragen und Forderungen sei abgestimmt. Immer wieder wür- 
den sie darauf hinweisen, das Überleben des Staates Israel sei in Ge- 
fahr, man droht, den Politiker persönlich zur Verantwortung zu zie- 
hen. Die Israel-Lobby schickt Delegationen in die Büros der 
Abgeordneten, falls Gegenargumente vorgebracht werden, wird so- 
gleich Antisemitismus unterstellt. Außenminister DULLES beschied 
1956 die im Namen der Israel-Lobby bei ihm intervenierende Ex- 
Präsidentengattin Eleanor ROOSEVELT, den demokratischen Senator 
und späteren US-Präsidenten Lyndon JOHNSON und den republika- 
nischen Senator William KNOWLAND: »Wir können doch nicht unsere 
gesamte Politik in Jerusalem machen lassen!« 

Als 1975 Präsident Gerald FORD es wagte, die US-Hilfszahlungen 
an Israel an die Bedingung zu knüpfen, der Zionistenstaat müsse 
sich bereit erklären, einen von den USA vorgeschlagenen Kompro- 
miß mit den Arabern wohlwollend zu prüfen, bekam er die Macht 
der Lobby zu spüren: Mehr als drei Viertel der amerikanischen Se- 
natoren traten als Verteidiger des israelischen Standpunktes auf. Die 
Unterschriften der 76 Senatoren machten Präsident FORD deutlich, 
daß der amerikanische Senat dem Aufruf des AIPAC, und nicht dem 
Gesetzesvorschlag des amerikanischen Präsidenten folgen würde. 
Dasselbe widerfuhr Präsident Jimmy CARTER, als ihn die Israel-Lob- 
by zwang, seine bereits erteilte Genehmigung für den Verkauf von 
F-15 Kampfflugzeugen an Saudi-Arabien rückgängig zu machen. Als 
die USA für eine UNO-Resolution stimmten, die Israels Siedlungs- 
politik verurteilte, konnte die Lobby den Präsidenten zu einem Wi- 
derruf zwingen, und im nächsten Wahlkampf unterstützte sie ein- 
stimmig CARTERS demokratischen Gegenkandidaten Edward KENNEDY. 

In ihrem Buch Friends in Deed, inside the U. S.-Israel Alliance (1994) 
bestätigen die israelischen Autoren Dan RAVIV und Yossi MELMAN 


288 Richard Melisch - Der letzte Akt 


FINDLEYS Aussagen: »Israels Premierminister BEN GURION berichtet 
über seinen Besuch 1961 bei John F. KENNEDY: >Gegen Ende des Ge- 
sprächs stand er auf und führte mich in eine Ecke des Raumes, au- 
Ber Hörweite der anwesenden Berater, und sagte mir: Wissen Sie, 
ich wurde von New Yorker Juden gewählt, jetzt muß ich für sie ir- 
gendwas machen.< Über den Präsidenten Lyndon JOHNSON wußte Si 
KENEN, Direktor des AIPAC, zu berichten: >Er steht an vorderster 
Front im Einsatz für Israel!< Der beste Freund, den Israel in der REA- 
GAN-Regierung besaß, war Präsident Ronald REAGAN selbst, denn er 
bekannte: >Mein Herz gehört ganz und gar Premierminister 
Menachem BEGN.< « 

Die beiden Autoren beschreiben in allen Einzelheiten die wohl 
größte Auseinandersetzung, die jemals zwischen einer gewählten 
amerikanischen Regierung und der zionistischen Lobby in den USA 
stattfand: Am 12. September 1991 hatten die zionistischen Organisa- 
tionen 1200 führende Mitglieder aufgeboten, die sich wie eine 
menschliche Woge in die Säle und Büros des US-Senates zu Washing- 
ton ergoß. Jeder von ihnen hatte Termine mit mindestens drei oder 
vier Kongreßabgeordneten und Senatoren, um sie mit gleichlauten- 
den Argumenten aufzufordern, dem an jenem Tag zu behandeln- 
den Antrag Israels um eine US-Kreditgarantie für eine Anleihe von 
zehn Milliarden Dollar zuzustimmen. Die Zionisten argumentier- 
ten, es handle sich hierbei um ein humanitäres Projekt, um für eine 
Million jüdischer Einwanderer aus der gerade implodierten Sowjet- 
union in Israel Wohnraum und Arbeitsplätze finanzieren zu können. 
Mit dieser Massenintervention von bisher ungeahntem Ausmaß woll- 
ten Israels Premierminister Itzchak SCHAMIR und die führenden Zio- 
nisten in den USA den US-Kongreß unter solchen Druck setzen, daß 
Präsident George BUSH sen. gezwungen gewesen wäre, die von Israel 
geforderte Kreditgarantie sofort und bedingungslos zu gewähren. 

Präsident BUSH und sein Außenminister James BAKER, die nach der 
siegreichen Operation >Desert Storm< gerade darangingen, eine Frie- 
denskonferenz vorzubereiten, an der die israelische und auch die 
arabischen Regierungen teilnehmen sollten, hatten niemals die Ab- 
sicht geäußert, den gewünschten Kredit in Frage zu stellen oder gar 
abzulehnen, sondern sich lediglich erlaubt, die israelische Regierung 
zu bitten, ihren Antrag um wenige Monate aufzuschieben. Doch die 
Israelis blieben hart. Sie wurden zwar gewamt, daß die Zeiten be- 
dingungsloser Finanzierungen in Multimilliardenhöhe vorbei seien 
und daß die USA in Zeiten finanzieller Schwierickeiten gezwungen 
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sein würden, jeden Dollar, den Israel für Siedlungsprogramme im 
Westjordanland, dem Gasastreifen und den Golanhöhen ausgab, von 
der geforderten Kreditsumme wieder abzuziehen. Präsident BUSH 
hatte die Mitglieder des Kongresses inständig gebeten, die Behand- 
lung des israelischen Kreditantrags nicht etwa abzulehnen, sondern 
lediglich um 120 Tage bis nach der Friedenskonferenz, die in Ma- 
drid stattfinden sollte, zurückzuhalten. Doch SCHAMIR und AIPAC 
erhöhten den Druck, um sich einer Mehrheit von 66 Senatoren zu 
versichern, die notwendig war, um ihren Antrag ohne weiteren Auf- 
schub noch an jenem 12. September gegen BUSH durchzubringen. 

An jenem Tag geschah dann etwas Unerhörtes. Um ein Uhr nach- 
mittags trat der amerikanische Präsident ohne Vorankündigung vor 
die Kameras der im Presseraum des Kapitols versammelten Fern- 
sehstationen seiner Nation und verkündete: »Wir stehen heute hier 
im Kapitol sehr starken und schlagkräftigen Gruppen gegenüber. 
Ich habe erfahren, daß heute über tausend Lobbyisten hergekom- 
men sind, die auf der anderen Seite stehen. Hier stehe nur ich allein, 
als einsamer kleiner Mann. Ich glaube daran, daß mich das amerika- 
nische Volk unterstützen wird. Noch vor wenigen Monaten riskier- 
ten amerikanische Männer und Frauen in Uniform ihr Leben, um 
Israelis vor den Angriffen irakischer Scud-Raketen zu beschützen. 
Allein in diesem Jahr und trotz unserer eigenen finanziellen Proble- 
me haben die USA dem Staat Israel bereits vier Milliarden Dollar an 
Wirtschafts- und Militärhilfe gewährt, was für jeden Mann, jede Frau, 
jedes Kind in Israel einen Betrag von je 1000 Dollar bedeutet. Vierzig 
Jahre lang waren die USA Israels zuverlässigster Partner in der Welt, 
und das soll auch so bleiben, solange ich Präsident bin.« 

Doch sein Schicksal war bereits besiegelt. Die Daumen der zioni- 
stiichen Lobbyisten zeigten nach unten. Wenige Monate später 
sprach Tom DINE, Präsident des AIPAC, anläßlich einer Konferenz 
vor 2100 geladenen Gästen das Anathema über George BUSH aus: 
»Der 12. September 1991 wird für die pro-israelischen Amerikaner 
ein Tag der Schande bleiben. Wie die indischen Elefanten wollen 
auch wir niemals vergessen!« Und er beendete seine Rede mit den 
Worten: »Bei den anstehenden Präsidentschaftswahlen könnten Ju- 
den in einigen Bundesstaaten einen entscheidenden Umschwung her- 
beiführen.« 1992 gewann der demokratische Kandidat Bill CLINTON, 
dem 90 Prozent der jüdischen Wähler ihre Stimme gegeben hatten. 

Kein Wunder, daß derartige Beweise von erfolgreicher Durchdrin- 
gung und Kontrolle sowohl des politischen als auch des Wirtschaft- 
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lichen Apparats der größten Weltmacht aller Zeiten zu gelegentli- 
chen Bekundungen von Selbstüberschätzung und Ausbrüchen von 
Siegestrunkenheit auf Seiten dieser prozionistischen Minderheit füh- 
ren mußten: 1962 verkündete der israelische Premierminister BEN 
GURION im amerikanischen Look Magazine seine Zukunftsvision: »In 
Jerusalem, der künftigen Hauptstadt der dereinst wirklich friedlich 
Vereinten Nationen, wird man ein Heiligtum zu Ehren der Propheten 
und im Dienste der Union aller Kontinente erbauen. Dieses wird der 
Sitz des Obersten Gerichtshofs der ganzen Menschheit sein.« Anläß- 
lich des 23. Weltzionistenkongresses präzisierte er: »Wenn ein Jude in 
Amerika oder Europa mit anderen Juden über >unsere< Regierung 
spricht, dann meint er damit die >Regierung Israels<... Die zionistischen 
Organisationen in aller Welt sind zur unbedingten Unterstützung des 
Staates Israel verpflichtet. Auch dann, wenn diese Verpflichtung im 
Gegensatz zu den Gesetzen der Regierungen ihrer Gastländer stehen 
sollte.« (zitiert bei: Roger GARAUDY, Le Procès du Sionisme israélien). 

In seinem Artikel »The Jews who run Clinton's Court« (Die Ju- 
den, die an Clintons Hof regieren) schrieb A. BAR-YOSEF 1994 in der 
israelischen Tageszeitung Ma'ariv: »Die USA haben keine Gojim- 
Regierung mehr, sondern eine Regierung, in der Juden gleichberech- 
tigte Partner auf allen Entscheidungsebenen sind. ..« 

Israels Premierminister Ariel SCHARON meinte in seiner vom israe- 
lischen Fernsehen übertragenen Antwort an den Vorsitzenden der 
Arbeiterpartei Schimon PERES am 3. Oktober 2001 bezeichnenderwei- 
se: »Jedes Mal bekomme ich von Ihnen zu hören, die USA werden 
dies, die USA werden jenes tun. Jetzt werde ich Ihnen ganz klar sa- 
gen: Kümmern Sie sich nicht um den amerikanischen Druck auf Is- 
rael. Wir, das jüdische Volk, kontrollieren Amerika, und die Ameri- 
kaner wissen das!« 

Im Oktober 2001 bekannte Stephen STEINLIGHT, ehemaliger Direk- 
tor des >American Jewish Committee<, in seiner Schrift The Jewish 
Stake in America's Changing Demographic (Der jüdische Einsatz im Hin- 
blick auf Amerikas sich verändernde Demographie): »Ich bekenne, so 
wie Tausende anderer typisch jüdischer Kinder meiner Generation, 
daß ich als jüdischer Nationalist erzogen wurde. Jeden Sommer ver- 
brachte ich in meinen prägenden Jugendjahren zwei Monate in ei- 
nem jüdischen Sommerlager. Dort salutierte ich jeden Morgen eine 
fremde Flagge, trug eine fremde Uniform, sang eine fremde Natio- 
nalhymne, lernte eine fremde Sprache, fremde Volkslieder und Tänze 
und lernte, daß Israel die wahre Heimat war. Unterschwellig wurde 
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ich über die Überlegenheit meines Volkes über die Ungläubigen be- 
lehrt, von denen wir unterdrückt wurden. Wir wurden gelehrt, Nicht- 
juden, denen wir moralisch und geistig überlegen waren, stets mit 
Mißtrauen zu begeanen.« 


Der drohende >Crash< des amerikanischen Dollar 


Thomas BARNETT bestätigt es in seinen Büchern, und die Welt weiß 
es schon längst: Der US-Dollar ist das Papier nicht wert, auf dem er 
gedruckt ist. Zwei von der Wall Street betriebene und siegreich be- 
endete Weltkriege sowie zahllose Kolonialraubkriege haben es ih- 
ren dort ansässigen Bankinstituten ermöglicht, die in Kriegszeiten ver- 
armten Volkswirtschaften der meisten Länder mittels Erpressung von 
Zins- und Zinseszinsrückzahlungen für praktisch wertlose Dollarkre- 
dite in eine Schuldenfalle zu zwingen, die Preise der Rohstoffe, den 
Tauschwert der Währungen weltweit zu kontrollieren. Ein US-Dol- 
lar, der 1913 vor der Gründung des Federal Reserve Systems von der 
US-Regierung zinsfrei ausgegeben worden wäre, ist seither mit 7,2 
Prozent zu verzinsen und würde heute an die 550 Dollar kosten! 

Am 15. Dezember 2006 berichtete die Washington Post über schwere 
Mißstimmungen anläßlich der Eröffnung der hochrangig besetzten 
chinesisch-amerikanischen Wirtschafts- und Währungskonferenz zu 
Beijing sowie vom öffentlichen Schreiduell, den sich der US-Finanz- 
minister Henry PAULSON und die chinesische Vizepremierministerin 
Wu Yi dort geliefert hatten. Den amerikanischen Forderungen nach 
marktwirtschaftlichen Reformen und einer den amerikanischen In- 
teressen entgegenkommenden Aufwertung des Yüan begegnete sie 
mit der Klarstellung, China blicke auf eine Geschichte von 5000 Jah- 
ren zurück, wisse deshalb am besten, wo seine Interessen lägen. China 
habe auf vielen Gebieten argen Nachholbedarf, gewaltige Versor- 
gungsprobleme, suche passende Lösungen und gehe deshalb oft- 
mals seinen eigenen Weg. So müsse das Reich der Mitte in den näch- 
sten Jahren für 300 Millionen Landarbeiter, die in Industriegebiete 
abwanderten, Arbeitsplätze schaffen. Das sei mehr als die Gesamt- 
bevölkerung der USA! Ben BERNANKE, Präsident der Federal Reserve, 
schloß sich den Forderungen PAULSONS nach einer Aufwertung des 
Yüan an und betonte, wie wichtig das chinesische Wirtschaftswun - 
der für den amerikanischen Markt sei. 

Zunehmend verselbständigt sich das amerikanische Finanzsystem 
der Wall Street und steuert völlig unkontrolliert und ungebremst in 
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Richtung des freien Falles. Im Laufe der letzten 35 Jahre hat sich die 
Geldmenge weltweit um das Vierzigfache vermehrt, während sich 
die Gütermenge lediglich vervierfacht hat. Das bedeutet, daß 90 Pro- 
zent aller Finanztransaktionen keinen realwirtschaftlichen Hinter- 
grund haben, sondern reinen Spekulationen entspringen. Schon 
längst gleicht das internationale Bankengeschäft in vielen Bereichen 
der organisierten Kriminalität mit jährlichen Zuwachsraten von 20 
und 30 Prozent. Das unseriöse Wettgeschäft mit Derivaten hat ein 
Volumen von 200 000 Milliarden Dollar erreicht, das sind 200 euro- 
päische Billionen oder 200 amerikanische Trillionen! Zum Vergleich: 
Das amerikanische Bruttoinlandsprodukt erreicht gerade einmal 
12000 Milliarden US-Dollar. Das >Bankengeschäft< gleicht einem 
Pyramidenspiel: Immer mehr Teilnehmer müssen immer höhere Ein- 
sätze wagen, und unweigerlich muß irgendwann das System zu- 
sammenbrechen. Ausgelöst könnte ein solcher >Crash< von Ländern 
werden, die dank ihrer Massenexporte an Rohstoffen (Erdöl aus 
Venezuela, Mexiko, Saudi-Arabien) oder Konsumartikeln (Billigelek- 
tronik, Textilien und Sportartikel aus China) Milliarden praktisch 
wertloser Dollar horten und vielleicht auf den Gedanken kommen 
könnten, diese zu einem für sie politisch günstigen, für die USA wirt- 
schaftlich ungünstigen Zeitpunkt auf den Devisenmarkt zu werfen. 
Die Gefahr eines langsam, aber sicher stattfindenden Ausstiegs aus 
der Zwangsjacke des US-Dollar wächst mit jeder politischen und 
militärischen Pleite der USA, die immer mehr Völkern auf Erden als 
zahnloser Papiertiger erscheinen, aus dessen Pranken man sich nun 
endlich befreien könnte. 

Wie schon Präsident AHMADINEDSCHAD, der im Sommer 2006 eine 
iranische Rohstoffbörse eingerichtet hatte, an der Erdöl und Erdgas 
in Euro und verschiedenen Landeswährungen gehandelt werden, 
verkündete im Mai 2006 auch Präsident PUTIN die baldige Gründung 
einer russischen Rohstoffbörse, an der Erdöl und Erdgas in Rubel 
notieren würden. Schlimme Nachrichten für die Börsianer in Lon- 
don und New York, gute Nachrichten für die Völker der Welt! Und 
was tun unsere EU-ropäischen Politlemminge? Anstatt zu erfassen, 
daß sie mit einem Ausstieg aus der Dollarzwickmühle ihre Länder 
endlich entschulden könnten, stehen sie mit unverbrüchlicher Treue 
zum Weltverschuldungssystem der Wall Street und warten auf die 
nächste Befehlsausgabe der Hohenpriester zu New York. 
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Erlebt die Welt den Dollar->Crash< im Jahre 2007? 


Unter dem Titel »The Great Dollar Crash of 2007« veröffentlichte 
der Publizist Mike WHITNEY, der im Bundesstaat Washington lebt, 
am 6. Februar 2007 folgende Warnung: 

»Jede Zahlung in Dollar bedeutet die Ziehung eines Schecks auf 
ein Konto, das mit derzeit 8600 Millarden Dollar Schulden überzo- 
gen ist. Zweifellos bedeutet dies den größten Schwindel, den es in 
der Geschichte der Menschheit je gegeben hat. Wertlose Fetzen grü- 
nen Papiers werden im Tausch gegen teure Produkte und Dienstlei- 
stungen entgegengenommen, ohne Rücksicht auf den Unwert die- 
ser Währung. Wie ist es möglich, daß dieses Betrügen anhält, obwohl 
sehr viele Menschen über die massiven Schulden und ungeheuren 
Defizite Bescheid wissen, mit denen der Dollar belastet ist? Glauben 
sie an das Märchen des starken und verläßlichen Amerika, das für 
jeden Dollar gerade steht? Oder lassen sie sich von Hexenmeistern 
und >Währungsexperten< wie GREENSPAN, PAULSON und BERNANKE ein- 
schläfern, die von einem >starken Dollar< faseln? 

In Wirklichkeit stützt sich der Dollar auf das brüchige Fundament 
einerseits der konsumfreudigen Amerikaner und andererseits des 
Erdöls. Mit 70 Prozent trägt der unstillbare Appetit der amerikani- 
schen Konsumenten zum Bruttoinlandsprodukt (BIP, GDP) bei und 
hat jahrzehntelang den Höhenflug des Dollar ermöglicht. Die Lust 
der Amerikanerinnen und Amerikaner am Geldverschwenden für 
eine Unzahl elektrischer Geräte, letzter Modeschreie, nutzloser Spie- 
lereien hat Ökonomen zu allen Zeiten in Erstaunen versetzt. Sie be- 
zeichnen die amerikanische Lust am Konsumieren als den >Motor 
des globalen Wachstums<. 

Bedauerlicherweise gibt es starke Anzeichen, daß die US-Konsu- 
menten sich auf Grund ihrer steigenden Schulden zunehmend ver- 
weigern. Diese Woche meldete AP (Associated Press), seit der gro- 
Ben Depression von 1929 hätten die Amerikaner noch nie so wenig 
gespart wie jetzt. Und das Handelsministerium verlautbarte, die pri- 
vaten Sparkonten im Jahre 2006 wiesen eine Negativrate von minus 
eins auf - das schlechteste Ergebnis seit 73 Jahren! Die Kreditkarten- 
schulden sind in die Höhe geschossen; ein Zeichen dafür, daß Mil- 
lionen Hausbesitzer keine Hypotheken mehr aufnehmen können, die 
im letzten Jahr immerhin 825 Milliarden Dollar ausmachten. Offen- 
sichtlich ist der Brunnen ausgetrocknet, der Realitätenmarkt befin- 
det sich im freien Fall, und es gibt nichts, was Paul BERNANKE [Chef 
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der Federal Reserve] dagegen tun kann. Weltweit beobachten die 
Zentralbanken mit Sorge, wie der amerikanische Konsument lang- 
sam seinen Geist aufgibt. Wenn es so weitergeht, werden überall 
Bankdirektoren emsig darangehen, ihre Dollar abzustoßen und dann 
den Ausgängen zuzueilen. Wenn der >Motor des globalen Wach- 
stums< anfängt zu stottern, wird sich der Vorhang endgültig über 
den Dollar senken.« 

Dann nimmt sich WHITNEY die »Ölbetrüger« vor: »Mehr als 70 Pro- 
zent des Erdöls werden weltweit in Dollar gehandelt, was fast ei- 
nem amerikanischen Monopol gleichkommt. Das Überleben des 
Dollar hängt von seiner Bindung an das Öl ab. Noch 2006 ließ sich 
Rußland von Deutschland sein Öl in Dollar bezahlen. Die USA träu- 
men davon, dieses System aufrechtzuerhalten, das es ihnen vor al- 
lem ermöglicht, ihren Schuldenstand bis in alle Ewigkeit zu erhö- 
hen. Deshalb werden alle Länder, die dieses Monopol brechen 
wollen, indem sie ihr Öl in Euro verkaufen, zu >Schurkenstaaten< 
erklärt, die zur Vernunft gebracht werden müssen. Tausende Milli- 
arden Dollar sind dank des Erdöls in Umlauf, halten seinen Preis 
künstlich hoch und schüren seinen künstlichen Bedarf.« 

Das sogenannte >Globale Wirtschaftssystem< habe nichts mit frei- 
em Markt, freiem Wettbewerb oder freiem Unternehmertum zu tun, 
fährt WHITNEY fort: »Das ist alles Quatsch. In Wirklichkeit handelt es 
sich um die größte Erpressungsaktion aller Zeiten, bei der Uncle Sam 
seine Pistole an die Schläfe seiner Opfer hält und sie zwingt, unser 
wertloses Papiergeld als Zahlung für >unser< Öl anzunehmen. War- 
um sonst würde irgendein Land den Scheck eines Staates in Zah- 
lung nehmen, das mit mehr als 8,5 Milliarden Dollar verschuldet ist? 
Als Saddam HUSSEIN von der Dollarwährung zum Euro wechselte, 
wurde sein Land sechs Monate später als >Schurkenstaat< von ame- 
rikanischen Bombenteppichen umgepflügt. Jetzt gehen auch der Iran 
und Venezuela daran, auf den Euro umzusteigen. Ist es ein Wunder, 
daß auch diese auf der Liste der >Schurkenstaaten< stehen? 

Auch Rußland hat einen Teil seiner Dollarreserven abgestoßen, 
und sein Außenhandel rechnet jetzt in Euro und Rubel ab. Weil Pu- 
TIN über Atomwaffen verfügt, können ihn die Amerikaner nicht so 
schnell abservieren, also versucht man es mit täglichen Anschuldi- 
gungen und Schmähungen in der Presse, er sei ein Autokrat, der die 
Demokratie wieder abschaffen wolle. Inzwischen sind die USA 
darangegangen, Raketen in Polen und der Tschechei zu stationieren 
und somit den Druck auf die ehemaligen Sowjetrepubliken Rußland, 
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Ukraine und Weißrußland zu erhöhen. Man möge sich doch BUSHS 
Forderungen für das Budgetjahr 2007/2008 genau ansehen: Allein 
für die Fortführung des Irakkrieges hat er 700 Milliarden Dollar be- 
antragt! BUSH beabsichtigt jetzt, die Zentralbanken in aller Welt zu 
zwingen, größere Dollarmengen in ihren Tresoren zu horten. Im The 
International Forecaster schrieb jüngst Bob CHAPMAN: >Der Anteil der 
USA an den weltweit insgesamt aufgenommen Staatskrediten be- 
trägt 58,8 Prozent!< Sollte BUSHS Wirtschaftsgebaren anhalten, wird 
der Dollar genau so schnell aussterben wie der Dodo! 

Erste Warnzeichen waren schon aus Beijing, Caracas, Delhi und 
Moskau zu vernehmen. Dort warten aufmerksame Beobachter dar- 
auf, ob BUSH die unsichtbar im Wüstensand gezogene rote Linie über- 
schreitet, um ihre Dollar zu entsorgen. Diese >rote Linie< bedeutet 
die iranische Grenze. In vielen Ländern der Welt ist man sich einig 
geworden, daß Washington Einhalt geboten werden muß, unprovo- 
zierte Kriege vom Zaun zu brechen und seiner Verschwendungs- 
sucht auf Kosten der übrigen Völker weiterhin zu frönen. In diesen 
Ländern läßt sich niemand mehr von BUSHS Drohgebärden einschüch- 
tern. Die Welt bezieht neue Frontstellungen auf Grund gemeinsamer 
Interessen und gleicher Einschätzungen. Die wachsende Bedeutung 
der SCO (>Shanghai Cooperation Organisation<) in Lateinamerika 
und Asien zeigt den abnehmenden Einfluß des Westens und das 
Entstehen einer völlig neuen Lage auf dem Energiesektor. 

Chinas Zentralbank hat im Dezember 2006 folgende Warnung aus- 
gesprochen: >Falls kein Fremdkapital mehr in die USA fließen sollte, 
könnte der Wert des Dollar absinken, was in den USA sowohl zu 
geringerem Konsum und weniger Investitionen als auch zu höheren 
Zinsen und Turbulenzen auf den Weltmärkten führen würde. Dar- 
aus könnte sich ergeben, daß europäisches Privatkapital, asiatische 
Währungsreserren und Milliardeneinnahmen aus dem Ölgeschäft 
nach neuen Investitions- und Beteiligungsmöglichkeiten suchen 
würden.< Was die Chinesen damit meinen, ist wohl klar: >Falls das 
laufende US-Budgetdefizit weiterhin schneller wächst als das BIP, 
würde die bisherige Einschätzung der amerikanischen Vermögens- 
werte (Assets) neu bewertet werden müssen, was die Bereitschaft 
der Investoren; weiterhin Dollar zu horten, um sie in den USA zu 
investieren, drastisch verringern dürfte. Dies könnte die Wechsel- 
kurse und Kapitalflüsse weltweit gravierend verändern< Klarer kann 
man es wirklich nicht mehr ausdrücken. 

Wir sollten niemals die Warnung Thomas JEFFERSONS [1743-1826, 
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dritter Präsident der Vereinigten Staaten von Amerika] vergessen: 
> Falls das amerikanische Volk es zuläßt, daß Privatbanken unsere 
Währung erst durch Inflation, dann durch Deflation kontrollieren, 
werden die machtgierigen Banken und Konzerne das Volk enteig- 
nen, bis seine Kinder eines schönen Tages auf diesem Kontinent, das 
ihre Väter erobert haben, ohne Dach über dem Kopf aufwachen wer- 
den. Diese Macht muß den Banken aus den Händen gerissen und 
dem Volk übertragen werden, wo sie auch hingehört.« 


Von der drohenden Energieversorgungskrise 


Wie die anderen Länder der Welt auch (siehe 8. Kapitel) werden die 
USA von >Peakoil< nicht verschont bleiben. Sollte es ihnen gelingen, 
sich dank militärischer Eroberungen und mittels finanzpolitischer 
Erpressungen die Kontrolle über einen Teil der letzten Öl- und Gas- 
reserven zu sichern, werden sie sich einer geschlossenen Front der 
Völker dieser Welt gegenüberstehen. 


Vom Widerstand der von den USA bedrohten Völker 


Als am Abend des 11. September 2001 George W. BUSH im Weißen 
Haus vor die Fernsehkameras trat und allen >Schurkenstaaten< und 
>Terroristen< weltweit den Krieg erklärte, wurde gleichzeitig auch 
die Geburtsstunde des Widerstandes gegen willkürliche Schuldzu- 
weisungen, Drohungen und Anmaßungen des amerikanischen Prä- 
sidenten eingeläutet. Seither ist in allen Weltregionen, in denen sich 
die USA in Verfolgung ihrer >manifest destiny<; ihrer gottgewollten 
Bestimmung, einmischen und ausbreiten, für Spannung gesorgt. 
Überall, wo Uncle Sam demokratisches Weihwasser predigt, um im- 
perialistischen Wein zu ernten, kommt es zu Bürgerkriegen, Not und 
Elend. Ob in Süd- und Mittelamerika, im Irak, in Korea, auf Taiwan, 
in den neuen islamischen Republiken Mittelasiens, in Afghanistan, 
Südostasien, ja sogar in den meisten Ländern EU-ropas, überall 
wünscht man ihn zum Teufel. Weil Druck bekanntlich Gegendruck 
erzeugt, Kriegsdrohungen mit Aufrüstungen begegnet wird, sehen 
sich die USA und ihre kriegsdienstleistenden EU-Lakaien dem wach- 
senden Kampfwillen von immer zahlreicheren, immer besser gerü- 
steten und zu fanatischem Widerstand entschlossenen Völker gegen- 
über. 
Weil es gegen die unaufhaltsame demographische Entwicklung, 

gegen den sich abzeichnenden Dollar-Crash, gegen den drohenden 
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Regierungswechsel im Jahre 2008, gegen den zunehmenden Wider- 
stand im eigenen Volk und die um sich greifende Ablehnung der 
US-Politik in aller Welt kein Gegenmittel gibt - außer der radikalen 
Abkehr von materialistischen Endzeitvisionen, ein Umdenken, das 
allerdings für die Globalisierer nicht in Frage kommt -, werden sie 
alles in ihrer Macht Stehende unternehmen, um in der kurzen Zeit- 
spanne, die sie noch zur Verfügung haben, ihre Welteroberungsstra- 
tegie voranzutreiben und eine Entscheidungsschlacht zu erzwingen. 
Um diese herbeizuführen, werden sie bestimmt nicht zögern, bei gün- 
stiger Gelegenheit, etwa anläßlich einer bevorstehenden Nahostfrie- 
denskonferenz oder eines Gipfeltreffens, an ausgesuchten Orten und 
zur besten Sendezeit geballte Ladungen von >Lusitanias<, Pearl Har- 
bors, World Trade Centers, Eiffeltürmen, Monumenten, Kathedra- 
len und Al Aksa-Moscheen medienwirksam in die Luft zu jagen und 
gleichzeitig die >rechten< Spuren zu legen, auf daß die dummen Ama- 
lekiter ad maiorem gloriam novi mundi ordinis (zur höheren Ehre der 
Neuen Weltordnung) in den Dritten Weltkrieg - und wieder einmal 
gegeneinander - hineinmanövriert werden können. Wir sollten uns 
schon jetzt auf das drohende Armageddon vorbereiten und recht- 
zeitig warm anziehen. 


2. Krisenherd Israel und das >Pulverfaß Nahost < 
Wie entstand der >Nahostkonflikt<? 


Für das Volk ohne Land ein Land ohne Volk! 


Der Budapester Jude Theodor HERZL, einer der Gründervater des 
Zionismus, beschrieb 1895 in seinem Buch Der Judenstaat das Ideal 
einer zukünftigen jüdischen Heimstätte in Palästina und beging hier- 
bei auch gleich den ersten Sündenfall, der fürderhin dafür sorgen 
sollte, daß stets Sand ins Getriebe des kommenden Judenstaates ge- 
raten würde. Denn mit keinem Wort erwähnt er, daß Palästina be- 
reits besiedelt war. Die seit Jahrhunderten dort wohnenden. christli- 
chen und muslimischen Palästinenser kommen in seinem Buch ganz 
einfach nicht vor. Im Schweiße ihres Angesichts sollten die jüdischen 
Einwanderer aus dieser kargen Wüste ein blühendes Paradies er- 
schaffen. Auch Israels Staatsgründer BEN GURION wird sich an diese 
Version halten und 1969 in seinem Buch Israel verkünden: »Palästi- 
na ist menschenleer«, und Golda MEIR, langjährige Außenministerin 
des Zionistenstaates, wird deshalb stets linientreu versichern: »Es 
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gibt gar keine Palästinenser!« Weil in Palästina Mitte des zwanzig- 
sten Jahrhunderts aber offenbar schon Hunderttausende fleißiger 
nichtjüdischer Bauern, Bürger und Handwerker lebten, die erst ver- 
trieben werden mußten, um für Hunderttausende Juden aus Östeu- 
ropa Platz zu machen, begann 1948 mit der Schaffung des Staates 
Israel zugleich der blutige Nahostkonflikt, in dem bisher keine der 
Konfliktparteien einer friedlichen Lösung, geschweige denn einem 
Sieg näher gekommen ist. Im Gegenteil: Die Ausweitung des Nah- 
ostkonflikts ist von den Globalisierern fest eingeplant, der Einsatz 
deutscher, österreichischer und anderer Hiwi-Kontingente im Mor- 
genland deshalb geradezu vorprogrammiert. 

So sehr HERZL sich mit seinen blühenden Zukunftsprognosen der 
friedlichen Errichtung eines Eretz Israel inmitten arabischen Kern- 
landes geirrt haben mag, so recht hatte er mit den Ursachen und 
Beweggründen, die Millionen Juden dazu trieben, sich dem Zionis- 
mus anzuschließen. Er schreibt im Judenstaat: »Wir Juden sind ein 
Volk.. . Wir wollen leben als freie Menschen in unserem eigenen Land, 
in Frieden sterben in unserer eigenen Heimat. .. Die Judenfrage be- 
steht noch. Es wäre zwecklos, dies zu leugnen. Die Judenfrage be- 
steht überall, wo Juden in wahrnehmbarer Zahl wohnen. Wo sie nicht 
besteht, wird sie von den Juden im Laufe ihrer Wanderungen hinge- 
bracht. Wir ziehen natürlich dorthin, wo man uns nicht verfolgt, und 
dort verursacht unsere Anwesenheit Verfolgungen. Die unseligen 


Man beachte die fruchtlosen Bemühungen des energisch schreitenden 


Kibbutz-Bauern, seine Pferde zu motivieren. Es handelt sich offensichtlich 
um ein Propaganda-Bild aus den dreißiger Jahren, das zur Auswanderung 
nach Palästina ermuntern sollte. Aus: Joanna NITTENBERC (Hg.), Wandlungen 
und Brüche, 1997, das aus Anlaß des 100. Geb. von HERZLS >Welt< erschien. 
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Juden tragen nun den Antisemitismus nach England hinein, sie ha- 
ben ihn schon nach Amerika gebracht.« Immer mehr Juden wollten 
deshalb dem Aufruf Theodor HERZLS folgen, um aus diesem anschei- 
nend unentrinnbaren Teufelskreis von Wanderungen und Vertrei- 
bungen auszubrechen. Die Vision eines eigenen Staates bot ihnen 
diese Aussicht. 

Hatte denn Theodor HERZL recht mit seiner kategorischen Fest- 
stellung, das Schicksal der jüdischen Minderheiten in der Diaspora 
habe zu allen Zeiten und in jedem Lande von der Einwanderung 
zur unausweichlichen Verfolgung geführt? Diese Abfolge wird ja 
von zahlreichen nichtjüdischen und jüdischen Historikern bestätigt. 
Liegt da ein ewiger Fluch auf den Beziehungen zwischen jüdischen 
Wanderern und ihren Gastvölkern? Lag es denn im Laufe von über 
zweitausend Jahren an den Juden oder an ihren Gastgebern, Schran- 
ken zu durchbrechen, sich der anderen Seite zu eröffnen und zu er- 
klären, um das gegenseitige Verstehen zu fördern, sich den fremden 
Gesetzen und Gebräuchen zu fügen? Die Geschichte der jüdischen 
Gemeinden in Asien und Europa scheint zu bestätigen, daß die zu- 
gewanderten Judengemeinden überall darum bemüht waren, in 
Absonderung von den Gastvölkern nur ihren Gesetzen und Gebräu- 
chen nach zu leben. Diese räumliche, religiöse, kulturelle Absonde- 
rung empfanden die Gastvölker, die ihrerseits nach eigenen stren- 
gen religiösen und säkularen Gesetzen lebten, oftmals als böswillige 
Verweigerung und Provokation. 

Dieser sowohl ungelöste als auch unlösbare Konflikt überragt in 
seiner Bedeutung alle anderen politischen und militärischen deshalb, 
weil vom Pulverfaß Nahost aus unzählige schon längst brennende 
Zündschnüre zu Pulverfässern in den USA, in Rußland und einigen 
EU-Staaten, in Afghanistan und Pakistan, im Iran und den anderen 
Golf Staaten, in Nord- und Ostafrika, ja bis in den Vatikan gelegt wor- 
den sind, die jederzeit hochgehen können. Der Zionistenstaat Israel 
steht mit dem Rücken zur Wand. Seine Existenz ist von folgenden 
unausweichlichen und katastrophalen Entwicklungen bedroht: 


Die Demographie 

Statistiker haben errechnet, daß in spätestens einer Generation in- 
nerhalb des israelischen Kernlandes der Bevölkerungsgleichstand 
zwischen Juden und Arabern erreicht sein wird. Das Zusammenleben 
der immer schneller anwachsenden, unversöhnlichen und unter- 
drückten Mehrheit der Araber neben der stagnierenden Minderheit 
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des zionistischen Herrenvolkes im selben Land ist - trotz der Errich- 
tung einer >Berliner Mauer< - eine Schreckensvision für jeden Juden. 


Israels selbstgewählte Isolation 


Israel ist nach bald sechzig Jahren seines Bestehens ein politischer 
und wirtschaftlicher Fremdkörper in der Region geblieben. Seine bis 
in die achtziger Jahre hinein glanzvollen und siegreichen Eroberungs- 
kriege gegen Jordanien, Syrien, Ägypten, den Libanon haben den 
Zionistenstaat überheblich werden lassen. Seit seiner Gründung vor 
knapp sechzig Jahren ist Israel einer friedlichen Lösung freilich kei- 
nen Zentimeter näher gekommen. Im Gegenteil: Gerade deshalb ist 
es zur Aufrechterhaltung seiner Rüstungsüberlegenheit gegenüber 
den arabischen und islamischen Staaten geradezu verurteilt. Nun 
mußte Israel im Sommer 2006 zur Kenntnis nehmen, daß seine über- 
legene Kriegsmaschine im Verlauf eines fünf Wochen lang dauern- 
den Angriffskrieges zu Lande und aus der Luft nicht in der Lage 
war, die weit schwächer gerüsteten, nur 2500 bis 3000 Mann zählen- 
den, hervorragend ausgebildeten, fanatisch religiösen libanesischen 
Freiheitskämpfer der >Hisbollah< an seiner Nordgrenze zu besiegen, 
geschweige denn zu vernichten. In den Augen aller arabischen, isla- 
mischen Völker, ja der gesamten Dritten Welt haben die Israeli das 
Gesicht verloren. 


Von seiner Abhängigkeit von fremder Hilfe 
Von Beginn seiner Existenz an war der Zionistenstaat Israel nicht in 
der Lage, sich finanziell und wirtschaftlich selbst zu erhalten. Das 
Land ist karg, leidet an Wassernot, verfügt kaum über Bodenschätze. 
Die Zahl abwandernder Juden steigt, die einwandernder Juden sinkt. 
Der Touristenstrom droht in Krisenzeiten zu versiegen. Israels Über- 
leben hängt vom dauernden Spendenfluß von Juden aus der Diaspo- 
ra, von regelmäßigen Geschenken deutscher Steuerzahler und vom 
Dauertropf amerikanischer Hilfszahlungen in Multimilliardenhöhe 
ab. Sollte Israel seine Grenzen öffnen, würden sich Ströme von ara- 
bischen Billiglohnarbeitern, Unmengen billiger landwirtschaftlicher 
Produkte, Textilien und Waren des täglichen Gebrauchs aus Syrien, 
Ägypten und dem Libanon ins Land ergießen, die teureren israeli- 
schen Produkte verdrängen und eine gewaltige Arbeitslosigkeit un- 
ter den Einheimischen auslösen. 

Der ultrarechte israelische Vize-Regierungschef Avigdor LIEBER- 
MAN hat den EU-Beauftragten für Außenpolitik Javier SOLANA mit 
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dem britischen Premier Neville CHAMBERLAIN verglichen, der wegen 
seiner Beschwichtigungspolitik gegenüber Adolf HITLER bekannt wur- 
de. So, wie durch das Münchner Abkommen 1938 die Briten die 
Tschechoslowakei geopfert hätten, um den Frieden zu erhalten, so 
»versuchen heute EU-ropäische Politiker, Israel zu opfern, um die 
Sicherheit Europas zu gewährleisten«, meinte LIEBERMAN gegenüber 
dem Wiener Wochenmagazin Profil (März 2007). Der wahre Kon- 
flikt im Nahen Osten bestehe nach LIEBERMANS Ansicht im Kampf 
der Kulturen zwischen der radikalen moslemischen Welt und der 
freien Welt. In diesem Kampf verteidige Israel die Frontlinie Euro- 
pas und fühle sich deshalb als ein Teil desselben. Aus diesem Grund 
strebt LIEBERMAN, Chef der Partei >Israel Beitenu< (Israel unser Haus), 
die Vollmitgliedschaft Israels in der Europäischen Union an. 
Das könnte die EU-Nettozahler in mehreren Hinsichten teuer zu 

stehen kommen. 


Israels Ölversorgungskrise und Wasserknappheit 


Auch Israel, das über keine eigenen Erdölreserven verfügt und seit 
2000 unter Wasserdefizit leidet, wird von der im 8. Kapitel beschrie- 
benen >Peakoil<-Katastrophe und der im 9. Kapitel erwähnten Was- 
serknappheit bedroht. Dies erklärt vielleicht, warum die Israeli seit 
1948 nun schon zum dritten Mal versucht haben, ihre Grenzen zu- 
mindest bis zum libanesischen Litani vorzuschieben. Von 1982 bis 
zu ihrer ersten Vertreibung 2000 durch die >Hisbollah< haben die 
Israeli den Litani angezapft und zeitweise in den Tiberias-See um- 
geleitet. Wird deutsches Militär, das derzeit zum Schutz Israels ent- 
lang der libanesischen Küste patrouilliert, demnächst vielleicht auch 
im Südlibanon infanteristische Hilfsdienste leisten müssen, damit 
israelische Obstplantagen mit libanesischem Wasser bewässert wer- 
den können? 


Historische Parallelen 


Das Schicksal Israels erinnert in fataler Weise an dasjenige des Kö- 
nigreichs Jerusalem im 12. Jahrhundert: Schon damals hatten fremd- 
völkische, intolerante Anhänger einer fremden Religion versucht, das 
Heilige Land unter ihre Herrschaft zu bringen, die ansässige Bevöl- 
kerung zu unterjochen oder zu vertreiben. Genau wie der heutige 
Zionistenstaat nur dank seiner Nabelschnüre nach Amerika und 
Europa sowie der Einwanderung von Juden aus allen Erdteilen 
überleben kann, war der Kreuzfahrerstaat vollkommen auf die mate- 
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rielle Hilfe christlicher Fürsten und auf den Nachschub fanatischer 
Kreuzfahrer angewiesen. Jeder Ritter, Prediger und Hufnagel, jede 
Braut, Rüstung und Schachtel Camembert, jedes Schlachtroß, Schwert 
und Faß Bordeaux mußten über das weite Mittelmeer eingeführt 
werden. Dank der Hilfe von außen hielt sich das Königreich der 
Kreuzritter immerhin fast ein Jahrhundert und begann ab dem Zeit- 
punkt zu verfallen, als die sieggewohnten Tempelritter und Johan- 
niter sich voller Selbstüberschätzung unbesiegbar wähnten. 

Bei Tagesanbruch des 4. Juli 1187 lag bei Hattin das letzte Aufge- 
bot der Kreuzfahrer dem Riesenheer der Muslimen gegenüber und 
machte sich bereit zur Entscheidungsschlacht. Überzeugt von der 
Überlegenheit ihrer Ritter in schweren Rüstungen und ihres kampf- 
erprobten Fußvolks sattelten 3000 Templer ihre Schlachtrosse, lösch- 
ten 20 000 Fußsoldaten aus aller christlichen Herren Ländern die La- 
gerfeuer. Sie hatten die Nacht auf einem felsigen Hügel verbracht, 
umzingelt von 6000 Reitern und 60 000 Fußsoldaten, die Sultan SA- 
LADIN, der Feldherr der muslimischen Sarazenen, über den Jordan 
herangeführt hatte. Über achtzig Jahre Dauerkrieg und ungezählte 
Gefechte gegen die Kreuzfahrer hatten die Muslime zwar gelehrt, 
daß die >Frandschi<, die Franken, auch wenn sie in der Minderzahl 
waren, stets unbesiegt blieben, doch war es SALADIN diesmal gelun- 
gen, die Kreuzritter in eine Falle zu locken: Er tat so, als erwartete er 
sie am Ufer des Tiberias-Sees. Sie waren so kampfbegierig und sie- 
gessicher, daß sie, ohne Vorsicht walten zu lassen, am Vortag in der 
sengenden Sommerhitze durch die wasserlose trockene Wüste eil- 
ten, um ihn endlich zu schlagen. 

Als die schwergerüsteten >Frandschi< schon fast am Verdursten 
waren, hatte sie SALADINS Heer kaum zwei Marschstunden vor dem 
rettenden See überfallen und auf einen Hügel zurückgedrängt, auf 
dem sie ohne einen Tropfen Wasser für Mann und Roß die Nacht 
verbracht hatten. Vom Durst gequält, taumelten sie die felsigen Hän- 
ge herab dem Feind entgegen, doch plötzlich wehten ihnen beißen- 
der Qualm und der heiße Hauch eines Feuers entgegen, den die Sol- 
daten SALADINS an das ausgetrocknete Wüstengras gelegt hatten. Irr 
vor Durst und Hitze wurden die Christen hingeschlachtet, nur we- 
nige hatten noch die Kraft, das Schwert zu führen, die Streitaxt zu 
schwingen. Als es den Sarazenen gelang, dem Bannerträger der 
Kreuzritter >la Vraie Croix<, das wahre Kreuz Christi, zu entreißen, 
legten die wenigen Überlebenden, darunter 300 Templer, die Waf- 
fen nieder und ergaben sich. Alles war verloren. An diesem Tag hatte 
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die >Umma<, die islamische Gemeinschaft der Gläubigen, gesiegt, 
war nach 88 Jahren das Ende des christlichen Königreichs Jerusalem 
bereits eingeläutet: erstens, weil der versprochene Nachschub aus 
den christlichen Ländern mangels Geldes und Interesses ausblieb, 
zweitens, weil die hohen Herren Kreuzritter aus rassischer und kul- 
tureller Überheblichkeit, im Glauben an ihre waffentechnische und 
taktische Überlegenheit und vor allem aus religiöser Intoleranz auf 
die Massen der >primitiven< Araber herabsahen. 


Wohin, Israel? 


Sowohl in Israel als auch in verstärktem Maße in nahezu allen arabi- 
schen Staaten sind Regierungen an die Macht gelangt, die aufgrund 
fundamentaler Gebote ihrer Religionen und Propheten weder in der 
Lage sind noch im Traume daran denken, auch nur einen Fußbreit 
von ihren Maximalforderungen an die Gegenseite abzurücken. Wie 
unnachgiebig und unversöhnlich sich Israel auf der einen Seite, die 
Anführer der demokratisch gewählten palästinensischen >Hamas< 
und der libanesischen >Hisbollah< gegenüberstehen, mögen folgen- 
de zwei Beispiele zeigen: 

Am 14. Juli 2006 sprach der Generalsekretär der Hisbollah, Sajid 
Hassan NASRALLAH! im Fernsehen zu Beirut, also wenige Tage, nach- 
dem Israel mit seinen Bombenangriffen auf den Libanon begonnen 
hatte: 

»Friede sei mit euch, und Gottes Segen! 

In dieser Ansprache möchte ich einige Worte richten an das liba- 
nesische Volk, an die Freiheitskämpfer und an die Zionisten. An die 
internationale Gemeinschaft werde ich keine Worte richten, weil 
ich nie daran geglaubt habe, daß es so etwas wie eine > internationale 
Gemeinschaft< gibt. 

Der gegenwärtige Krieg hat mit dem Austausch von Gefangenen 
nichts mehr zu tun. Den Zionisten geht es um die Rache an dem 
Volk, seinem Staat, seiner Armee und Widerstandsbewegung, sei- 
nen Strukturen, Städten, Dörfern und Familien, das dem Eindring- 
ling diese historische Schlappe beigebracht hat. Heute erleben wir 
einen totalen Krieg, den die Zionisten gegen das libanesische Volk, 
den libanesischen Staat, die libanesische Armee führen, aus Rache 


1 Der Titel >Sajed< bezeichnet einen direkten Nachfahren des Propheten MOHA- 
MED. 
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für ihre Niederlage im Jahre 2000 [als die Israeli nach 18 Jahren Be- 
setzung von der >Hisbollah< aus dem Südlibanon vertrieben wur- 
den]. 

Liebes libanesisches Volk, ich sage dir, daß du in diesem Kampf 
zwei Wege einschlagen kannst: Entweder du unterwirfst dich sämt- 
lichen Bedingungen, die dir von den Zionisten und Amerika dik- 
tiert werden, oder Du bleibst standhaft. Der zweite Weg bedeutet, 
daß wir Widerstand leisten und uns verteidigen. Ich, der ich Gott, 
dem Allmächtigen, vertraue und fest im Glauben an Ihn bin, ver- 
spreche euch den Sieg! 

Als zweites wende ich mich an die Widerstandskämpfer, meine 
teuren Brüder: Auf euch ruht die Hoffnung jedes Libanesen, jedes 
Palästinensers, jedes Arabers, jedes Muslimen, daß ihr uns erneut 
die Befreiung erkämpfen werdet. 

Den Zionisten sage ich in dieser Stunde: Ihr werdet bald heraus- 
bekommen, wie dumm eure neue Führerschaft ist. Sie will keine 
Tatsachen zur Kenntnis nehmen. Ihr wollt den erbarmungslosen, 
totalen Krieg, wir sind für ihn bereit, ihr sollt ihn haben, einen Krieg 
auf allen Ebenen. Wir werden euch in Haifa treffen, und auch jen- 
seits von Haifa, und noch viel weiter als Haifa treffen. Vorbei die 
Zeit, da nur ihr unsere Häuser zerstörten, nur ihr unsere Kinder tö- 
ten durftet. Nicht nur unser Volk wird vertrieben werden. Ich ver- 
spreche euch: Diese Zeiten sind vorbei. 

Auch ihr werdet die Verantwortung übernehmen müssen für all 
das, was eure Regierung getan hat. Sie hat sich für den erbarmungs- 
losen totalen Krieg außerhalb des Kriegsrechts entschieden, gut, sie 
soll ihn haben. Ihr habt noch immer nicht verstanden, mit wem ihr 
es zu tun habt, gegen wen ihr eigentlich kämpft. Ihr kämpft gegen 
die Anhänger MOHAMEDS, des Propheten, und seiner Nachfolger ALI, 
Hassan und Hussein. Ihr führt einen Krieg gegen ein Volk, das so felsen- 
fest in seinem Glauben steht, wie sonst kein Volk auf Erden. Ihr führt 
einen totalen Krieg gegen eine Glaubensgemeinschaft, die stolz ist 
auf ihre Geschichte und Zivilisation, ihre Kultur, die reich ist an 
materiellen Ressourcen und tausendjährigen Erfahrungen, die über 
viel Mut und wilde Entschlossenheit verfügt. In den nächsten Tagen 
werden wir uns gegenüberstehen: Nur IHR und WIR! 

Friede sei mit euch, und Gott sei euch gnädig!« 


Wenige Tage später erschienen in der israelischen Tageszeitung 
Ha'aretz folgende Zeilen, die der Dichter S. SCHEINFELD den Soldaten 
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Tsahals an der libanesischen Front gewidmet hatte: »Zerreiße nicht 
nur das Dach, vernichte auch die Fundamente.. . Stürme vorwärts 
nach Gasa und in den Libanon. Pflüge das Land um, säe Salz in den 
Boden und verwandle ihn in eine menschenleere Wüste. Rette unser 
Land, werfe Bomben auf ihre Dörfer und Städte. Töte sie, vergieße 
ihr Blut, mache ihr Leben zur Hölle, auf daß sie sich nie mehr gegen 
uns erheben. Laß uns das Zerbersten ihrer Berge hören, ihr Klagen 
und Wehgeschrei, und zermalme ihre Gräber. ..« 

Ilja EHRENBURG läßt grüßen! 

In Israel ist man verunsichert und fühlt sich zunehmend isoliert. 
Die Lösungsvorschläge reichen vom >harten Durchgreifen und ei- 
ner Endlösung des Palästinaproblems durch die Vertreibung der 
Palästinenser über den Jordan nach Jordanien, bis zum Einlenken 
und dem Eintreten in einen friedlichen Dialog. Zur Verteidigung 
beider extremer Standpunkte meldeten sich zahlreiche namhafte 
Persönlichkeiten des In- und Auslands zu Wort: Ariel SCHARON spricht 
in seiner Autobiographie (Warrior, 2001) von einem möglichen »Ex- 
port« der Palästinenser: »Jordanien ist, wenn schon nicht dem Na- 
men nach, in Wirklichkeit ein Palästinenserstaat, mit dem wir über 
die Zukunft der in Samaria und Judäa [israelische Bezeichnung für 
die besetzten Gebiete Palästinas] noch lebenden Palästinenser ganz 
offen reden sollten.« 

Daniel GOLDHAGEN fordert die Solidarität des Westens im Entschei- 
dungskampf gegen den militanten Islam ein und lobt im Magazin 
der Süddeutschen Zeitung (November 2006) Angela MERKEL, weil sie 
dem Präsidenten des Iran folgendes »ceterum censeo« entgegenge- 
schleudert hatte: »Im übrigen sage ich das als deutsche Bundeskanz- 
lerin: Ein Präsident, der das Existenzrecht Israels in Frage stellt, ein 
Präsident, der die Existenz des Holocaust leugnet, kann nicht er- 
warten, daß Deutschland die geringste Toleranz zeigt!« GOLDHAGEN 
bohrt nach: »Wie einig und entschlossen wird der Westen dem poli- 
tischen Islam antworten?« 

Der britische Zionist Tony JUDT distanziert sich von den militan- 
ten Falken in Israel und stellt in Jeune Afrique (4.-10. Juni 2006) fest: 
»Die USA werden Israel nicht ewig unterstützen!« Israel benehme 
sich zunehmend wie ein verwöhntes Einzelkind, das sich von nie- 
mandem verstanden fühlt und immer beleidigt ist. ».. . es verkün- 
det mit aggressiver Eindringlichkeit, es könne tun und lassen, was 
es wolle, und weil es das ewige Opfer sei, brauche es keine Folgen 
zu befürchten.. . Bis 1967 konnte diese Unart noch durchgehen, doch 
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seither weiß die ganze Welt, daß nicht Israel das Opfer, sondern die 
Palästinenser es sind, die Opfer israelischer Vertreibungen und Säu- 
berungen sind. .. Die Behauptung, jede Verurteilung Israels sei der 
Beweis einer verkappten antisemitischen Gesinnung, ist der Haupt- 
grund für den real zunehmenden Antisemitismus in Europa und in 
Asien. .. Die Israeli glaubten bisher, sich über jede Kritik und alle 
Normen hinwegsetzen zu können, weil sie sich der unbedingten und 
niemals in Frage gestellten Unterstützung aus den USA sicher wa- 
ren. Doch die Zeiten ändern sich, und es gibt Anzeichen dafür, daß 
sich in Amerika Widerstand zu regen beginnt gegen die immer offe- 
ner ausgeübte Kontrolle, die seitens jüdischer Organisationen über 
die politischen Entscheidungen in Washington ausgeübt wird. Vie- 
len Amerikanern dämmert es langsam, aber sicher, daß die gegen- 
über dem kleinen und unbedeutenden Israel eingegangenen Ver- 
pflichtungen sich zu einer Belastung für die weltweiten strategischen 
und wirtschaftlichen Interessen der USA erweisen könnten. Israel 
wäre gut beraten«, so Tony JUDT, »sich auf eine Zukunft einzustel- 
len, in der Israel keine Narrenfreiheit mehr genießen würde. ..« 

In einem Interview mit CBS am 11. Dezember 2006 sagte Ex-Präsi- 
dent Jimmy CARTER: »Kein Mensch in Washington wagt es, Israel zu 
kritisieren, wir sind nicht mehr Herr im eigenen Hause.. .« 

Schließlich empfiehlt ja sogar Thomas BARNETT ein Umdenken im 
Nahostprozeß und die Einbindung eines >befreiten< und zwangs- 
demokratisierten Iran - freilich eines brav-vernetzten Iran ohne Mul- 
lahs - als >America's bestfriend< und Mitglied des New-CORE inner- 
halb eines neugestalteten >New Middle Eas <. 

Im 14. Kapitel werden wir auf die Entwicklung im Nahostkon- 
flikt näher eingehen. 


14. Kapitel 


Zusammenfassung der Lage 
in den Krisengebieten 


Die politischen Ziele der USA 


»Denn der Herr ist zornig über alle Heiden und grimmig über all ihr 
Heer. Er wird sie verbannen und zum Schlachten überantworten. 
Und ihre Erschlagenen werden hingeworfen werden, daß der Ge- 
stank von ihren Leichnamen aufgehen wird und die Berge von ih- 
rem Blut fließen.« 
(Die Bibel, Jesaja 34, 2-3) 


»Ja, ich rechne mit dem irrationalen Widerstand der Gegner meiner 
Weltanschauung. Doch sollten sie gegen die Globale Weltordnung 
Gewalt anwenden, so fordere ich: Tötet sie!« 

(Thomas BARNETT, Blueprint for Action, S. 282) 


Bringt 2007 den ersehnten Frieden? 


Zeitgenossen, die an den Weihnachtsmann glauben und an all das, 
was schwarz und weiß in den gleichgeschalteten Systemmedien zu 
lesen ist, waren nach dem deutlichen Wahlsieg der Demokraten über 
die Republikaner im Sommer 2006 überzeugt, die neuen Mehrheits- 
verhältnisse im Senat und im Kongreß zu Washington würden Ge- 
orge W. BUSH zwingen, seine Kriegspolitik zu überdenken. Wohl 
brachte der Präsident ein Bauernopfer und entließ den ungeliebten 
Verteidigungsminister RUMSFELD, den Hauptverantwortlichen für die 
Vietnamisierung des lIrakkrieges, während alle anderen >Neocons< 
das Weiße Haus, das Pentagon, die Redaktionen und Denkfabriken 
des Washingtoner Establishments weiterhin fest im Griff haben. »Wer 
weiß denn schon, daß der offiziell ausgebootete Donald RUMSFELD 
mit einem Stab von 14 Mitarbeitern im Pentagon weiterhin ein Büro 
belegt, wo er mit Angriffsplänen gegen den Iran befaßt ist?« In Um- 
kehrung der vom römischen Militärtheoretiker VEGETIUS RENATUS im 
5. Jahrhundert aufgestellten These: »Si vis pacem, para bellum« (Willst 
du den Frieden, so rüste zum Krieg!), handeln diese Kriegstreiber 
nach dem Motto: »Si vis bellum, para pacem! (Willst du den Krieg, 
dann rüste im Frieden!) 
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>Millenarians< und >Neocons<: die unheilige Allianz von 
Kreuzzüglern und Zeloten 


Michael LIND, Texaner in der fünften Generation und deshalb wasch- 
echter >Südstaatler<, beschreibt in seinem 2003 erschienenen Buch 
Made in Texas. George W. Bush and the Southern Takeover of American 
Poltics (In Texas gemacht. George W. Bush und die südstaatliche 
Übernahme der amerikanischen Politik), wie es nach BUSHS Regie- 
rungsantritt dazu kommen konnte, daß die beiden politisch und 
weltanschaulich einflußreichsten Strömungen in den USA trotz fun- 
damentaler und unvereinbarer Meinungsverschiedenheiten in fast 
allen Glaubenssätzen zu einer Koalition zusammenfanden und nun- 
mehr die Handels-, Finanz-, Umwelt-, Kriegs- und Außenpolitik in 
Washington bestimmen. Denn trotz aller Gegensätze verbinden die 
>Southern Protestant Fundamentalists< und die liberalen >Neocon- 
servatives< zwei ausschlaggebende gemeinsame Nenner: Erstens 
könne sich keine der beiden politischen Strömungen, allein auf sich 
gestellt, an der Macht halten, zweitens seien sie beide dem Erhalt, 
dem Gedeihen und der uneingeschränkten Loyalität gegenüber Is- 
rael bedingungslos verpflichtet. 

Die notorische Intoleranz und Militanz der nach Texas eingewan- 
derten anglo-keltischen Protestanten erklärt der Autor aus der Ge- 
schichte ihrer Wanderungen. Schon die ersten schottisch-irischen 
Siedler wären im 16. und 17. Jahrhundert darangegangen, die ame- 
rikanische Ostküste ethnisch zu >säubern<, die Rothäute zu vertil- 
gen, sie ihres Landes und ihrer Jagdgründe zu berauben. Zusam- 
men mit den Nachzüglern des 18. Jahrhunderts habe sich diese 
landräuberische und schießwütige Wanderwelle von bibelfesten und 
schußbereiten Puritanern >westward ho!< über die weiten Prärien des 
Mittleren Westens ergossen, den Mississippi überwunden und Te- 
xas erreicht. Überall auf ihrem Weg hätten sie Indianer, Europäer 
und Mexikaner vertrieben, sich deren Land, deren Herden angeeig- 
net und dann eingeborene Mexikaner und aus Afrika importierte 
Sklaven für sich arbeiten lassen. Eine eigenartige Moralauffassung 
habe sich bei diesen Puritanern des >Texan Old South< herausgebil- 
det: Wohl forderten sie die strikte Einhaltung streng protestantischer 
Moralbegriffe, doch seien sie - umgeben von einer ungläubigen und 
sündigen Umwelt - oftmals gezwungen, gewisse Gesetze zu über- 


treten. Dazu gehöre natürlich - stets in >legitimate self defense< - auch 
mal der Griff zur Schußwaffe. 
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Diese heuchlerische, aggressive texanische Abart des >Southern 
Gentleman< dürfe man, so LIND, nicht verwechseln mit dem Erschei- 
nungsbild des kultivierten aristokratischen Plantagenbesitzers der 
Küstenstaaten Virginia, Georgia und Alabama. Die Mehrheit der etwa 
50 bis 55 Millionen zählenden streng konservativen Baptisten und 
Methodisten in Texas seien bekennende >Millenarians<. Sie glauben 
an die unmittelbar bevorstehende und leibhaftige Wiederkehr Jesu 
Christi nach Jerusalem, von wo aus Er über Sein neu errichtetes Tau- 
sendjähriges Reich der Guten herrschen werde. Die meisten dieser 
protestantisch fundamentalistischen Südstaatler seien die direkten 
Abkömmlinge der frühen Landräuber, die mit der Flinte in der ei- 
nen Hand, der Bibel in der anderen die rechtmäßigen Besitzer uner- 
meßlich weiter Gebiete Nordamerikas und Mexikos vertrieben hät- 
ten. Sie sähen daher in den zionistischen Siedlern in Palästina ihr 
heroisches Ebenbild und verglichen den Widerstand von Palästinen- 
sern, Libanesen, Syrern gegen die zionistischen Gebietserweiterun- 
gen mit dem >terroristischem Widerstand von Rothäuten, Spani- 
ern, Mexikanern gegen die >manifest destiny<, die gottgewollte 
Vorbestimmung. Für den US-Präsidenten George W. BUSH, selbst ein 
bekennender >Millenarian<, bedeute die jüngere Geschichte Israels 
Beweis und Bestätigung für die Erfüllung der Vorsehung und der 
biblischen Prophezeiungen. Kein Wunder, daß man seit seinem 
Amtsantritt von einer verstärkten >Israelisierung< der US-Außenpo- 
litik spricht. 

Die Millenarier bilden keine Partei, sondern beeinflussen partei- 
übergreifend durch ihre konservativen und antiliberalen Stellung- 
nahmen den Entscheidungsprozeß in den beiden Großparteien. Die 
Namen ihrer Anführer Tom DELAY, Phil GRAMM, Pat ROBERTSON, Dick 
ARMEY sind bei uns kaum bekannt. Dank fetter Spenden und Bei- 
tragszahlungen sind ihre Kirchen unermeßlich reich und leisten sich 
Zeitungen, Fernseh- und Radiostationen, über die sie ihre militan- 
ten Botschaften und Predigten landesweit verbreiten. 

Ganz anders das Erscheinungsbild und Entstehen der sogenann- 
ten >Neocons<: Zu diesen zähle man einen harten Kern von nicht 
mehr als zwanzig, meist jüdischen Ex-Demokraten und Intellektuel- 
len, die in ihrer Jugend stark trotzkistische Neigungen erkennen lie- 
ßen, sich jedoch in den achtziger Jahren wegen der immer stärker 
antizionistischen und proarabischen Politik des Kreml von Moskau 
abwandten und der bedingungslos proisraelischen Politik des Re- 
publikaners Ronald REAGAN zuwandten. Es sei ihnen gelungen, vor 
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allem im Verteidigungsministerium wichtige Schlüsselstellungen zu 
besetzen. Zu den bekanntesten >Neocons< gehörten unter anderen 
Richard PERLE, Paul WOLFOWITZ, Douglas VEITH, die Publizisten Wil- 
liam und Irving KRISTOL, Charles KRAUTHAMMER und die nichtjüdi- 
schen >Neocons< Donald RUMSFELD und Dick CHENEY. Die meisten 
amerikanischen Juden würden jedoch die bedingungslos prozioni- 
stische Politik der >Neocons< und Republikaner keineswegs unter- 
stützen, sondern eher den Demokraten zuneigen. 

In einem Interview am 14. Januar 2007 antwortete US-Vizepräsi- 
dent Dick CHENEY Fox News: 

»Frage: Ist den USA für den Sieg [im Irak] jedes Mittel recht? 

CHENEY: Ich denke ja. Wenn Sie sich den Konflikt anschauen, um 
den es hier geht, handelt es sich um einen globalen Krieg, der sich 
von Pakistan bis nach Nordafrika hinzieht... Seit dem 9/11 führen 
wir diesen Angriffskrieg gegen Schurkenstaaten, die Terroristen be- 
herbergen, ausbilden und ausrüsten und von denen aus Anschläge 
gegen die USA geplant und ausgeführt werden. In Afghanistan unter- 
stützen wir Leute wie KARZAI, in Pakistan wie MUSCHARRAF, die zu- 
verlässige Verbündete sind.. . Ein Zeichen gefährlicher Schwäche 
wäre es, wenn wir in unserem Kampf nachließen, den wir gegen 
den globalen Terror führen, und zusehen würden, wie all das bisher 
von uns Errungene in sich zusammenfällt, nur weil wir jetzt befinden 
sollten, daß wir im Irak vor einer schwierig zu lösenden Aufgabe 
stünden. .. Es handelt sich um einen grundsätzlichen Konflikt, und 
wir haben hier eine Aufgabe zu bewältigen, die unsere Regierung 
für die nächsten 20, 30 oder 40 Jahre beschäftigen wird.. . Der Präsi- 
dent hat sich zu dieser Entscheidung durchgerungen, und es ist eine 
gute Entscheidung, eine richtige Politik.« 

Wer erwartet hätte, daß sich die frommen Millenarier angesichts 
der hoffnungslos in den Sanddünen des Irak festgefahrenen ameri- 
kanischen Nahostpolitik zu einem Umdenken aufraffen und einen 
neutraleren Kurs zur Lösung des Konfliktes einschlagen würden, 
sieht sich jeden Tag aufs neue enttäuscht. So übertrug CNS-News 
aus Jerusalem eine Rede von Tom DELAY vor Abgeordneten zur Knes- 
seth: »Fürchtet euch nicht, denn euer Kampf ist auch unser Kampf, 
und er läßt uns nicht gleichgültig. .. Niemals werden die USA bei 
ihrer Unterstützung für Israel nachlassen. .. Wir wissen, daß unser 
Sieg über den internationalen Terrorismus vom Überleben Israels 
und von der Vernichtung des palästinensischen Terrors abhängt. .. 
Aus ganzem Herzen bekenne ich mich deshalb zu Israel!« 
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Wen wundert es da noch, was einem Bericht der israelischen Ta- 
geszeitung Ha'aretz zufolge George W. BUSH, der fromme Millenari- 
er, 2003 anläßlich des Gipfeltreffens zu Akaba seinen israelischen 
und palästinensischen Gesprächspartnern Ariel SCHARON und Mach- 
mud ABBAS anvertraute: »Gott befahl mir, Al Qaida anzugreifen, und 
ich habe zugeschlagen. Dann befahl Er mir, Saddam HUSSEIN anzu- 
greifen, und auch das tat ich; und nun habe ich beschlossen, die Pro- 
bleme des Nahen Ostens zu lösen...« 

In der Asia Times vom 21. Dezember 2006 schreibt Bill BERKOVITZ: 
»Wenn bisher schon die führenden protestantischen Geistlichen der 
>Millenarians< Pat ROBERTSON und Jerry FALWELL als fanatische Zioni- 
sten galten, so wurden sie dieses Jahr von John HAGEE und seiner 
18 000 Zeloten zählenden Sekte >Christians United for Israel aus San 
Antonio (Texas) bei weitem übertroffen. In seinem kürzlich erschie- 
nenen Buch Jerusalem Countdown: Warning to the World versichert 
HAGEE, wir stünden kurz vor dem Weltenende. Nach dem unmittel- 
bar bevorstehenden Atomschlag gegen den Iran werde es zu Krie- 
gen kommen, wie sie im Buch Ezekiel beschrieben sind, und schließ- 
lich zur Entscheidungsschlacht von Armageddon.« 

Für führende christlich-zionistische Taliban wie John HAGEE und 
Joel ROSENBERG steht es felsenfest, daß im Iran gerade ein neuer Adolf 
HITLER auferstehe, der mit seinen Kernwaffen die gesamte Welt be- 
drohe. Von CNN und Fox News Channel befragt, bestätigte ROSEN- 
BERG, er habe anläßlich von Bibelstunden im Weißen Haus mit meh- 
reren Kongreßabgeordneten, führenden Experten der >Homeland 
Security< (Behörde für die Heimatüberwachung) und des Pentagon 
über seine aus der Bibel gewonnenen Erkenntnisse gesprochen: ». .. 
vor allem wollten die Anwesenden wissen, ob aus Bibeltexten zu 
erkennen ist, daß der Iran, Rußland und einige nahöstliche Staaten 
ein Angriffsbündnis gegen Israel schließen könnten. Meine Antwort 
darauf war: Ja!« 

Die in vielen grundsätzlichen Fragen übereinstimmenden >Mille- 
narians< und >Neocons<, vom Präsidenten BUSH abwärts, bestimmen 
die amerikanische Innen- und vor allem die Außenpolitik. In allen 
Angelegenheiten, die den Nahen Osten betreffen, sind die frommen 
>Millenarians< eindeutig die besseren Zionisten. Diese unheilige Al- 
lianz von fanatischen Zeloten, durchgedrehten Makkabäern und zu 
spät gekommenen Kreuzzüglern wünscht nichts sehnlicher, als zur 
Durchsetzung und Verwirklichung der Globalisierung die Entschei- 
dungsschlacht Armageddon herbeizuzwingen. 
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Wieder einmal erweist sich die bekannte Tatsache, daß »tantum 
religio potuit suadere malorum«, nämlich religiöser Eifer gar Übles be- 
wirken kann. Was sind das nur für Haßprediger und Säulenheilige, 
die als Preis für die Schaffung ihres irdischen Gottesreiches die Ver- 
nichtung der Menschheit gern in Kauf nehmen? 


Führt die Pleite im Irak zum Abzug der Amerikaner? 


In Folge der unerwarteten militärischen und außenpolitischen Plei- 
ten im Irak, wo die USA kein einziges ihrer vorgegebenen Ziele, mit 
Ausnahme des Sturzes von Saddam HUSSEIN, erreichen konnten, herr- 
schen dort Chaos und Anarchie, droht die Aufsplitterung dieses 
ganzen Landes und das Übergreifen des Krieges auf die ganze Regi- 
on. Die Regierung in Washington, ihr neokonservativer Beraterstab, 
der zu einer Ansammlung von Ja-Sagern und Lobbyisten degradierte 
Kongreß und Präsident George W. BUSH höchstselbst, sie alle stehen 
nun als entlarvte Kriegshetzer und Heuchler da, die ihr Volk mit 
Lügen über angebliche irakische Massenvernichtungswaffen und 
Absprachen mit der Al Qaida in einen sinnlosen Krieg getrieben 
haben, aus dem die US-Soldaten nicht als ehrenhaft Unterlegene, 
sondern als gefürchtete Plünderer und Vergewaltiger, als überführte 
Folterer und Kriegsverbrecher sehr bald werden heimkehren müs- 
sen. Bemerkenswert ist allerdings, daß die neo-konservativen und 
prozionistischen Kriegstreiber an der Heimatfront weiterhin fleißig 
am Wirken sind. 

Scott RITTER, Offizier der US-Marineinfanterie, Ex-Agent der CIA 
und Chef der Waffeninspektoren im Irak, der die amerikanische 
Kriegspolitik scharf verurteilt, warnt uns Europäer vor einem sol- 
chen > Alliierten< und gibt uns den guten Rat: ». .. wenn dein Freund 
betrunken ist, dann nimm ihm die Autoschlüssel weg!« 

War denn der Sieg der Demokraten bei den Halbzeitwahlen 2006 
nicht als Wählerauftrag an den Senat und Kongreß zu deuten, die 
141000 US-Soldaten aus der irakischen Pleite heimzuholen? Doch 
wann haben >demokratische< Regierungen der >westlichen Werte- 
gemeinschaft< den Wählerwillen, etwa in der Frage der Massenein- 
wanderung aus der Dritten Welt nach Nordamerika und Europa, 
der Einführung einer EU-Verfassung, der Aufnahme der Türkei in 
die EU oder der Verteidigung Europas am Hindukusch jemals ernst 
genommen? 

Am 5. Dezember empfahl die unter dem Vorsitz des ehemaligen 
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republikanischen US-Außenministers James BAKER zusammengestell- 
te hochkarätige ISG (>Iraq Study Group<) dem US-Präsidenten den 
militärischen Rückzug aus dem Irak, die Aufnahme von Direktge- 
sprächen mit der syrischen und der iranischen Regierung sowie die 
Einberufung einer Nahost-Friedenskonferenz - eine Empfehlung, der 
sich der neu ernannte Verteidigungsminister Robert GATES anschloß. 
Drei Tage später erteilte der US-Präsident den Empfehlungen der 
ISG eine klare Absage: Anstatt abzuziehen, würde er zusätzliche 
Truppen in den Irak entsenden und nicht daran denken, mit Syrien 
und dem Iran in Verhandlungen zu treten. Abu Omar AL BAGHDADI, 
ein selbsternannter >Emir< des kürzlich im >sunnitischen Dreieck< ge- 
gründeten >Islamischen Staates Irak<, übermittelte Präsident BUSH ein 
Ultimatum: Sollten die amerikanischen Truppen nicht innerhalb ei- 
nes Monats abziehen, so gnade Allah den USA! Dann würde näm- 
lich der islamische Befreiungskrieg erst richtig beginnen. 

Und hier ist das, was Thomas BARNETT am 7. Dezember 2006, auf 
den Tag genau 65 Jahre nach dem japanischen Überfall auf Pearl 
Harbor, in einer Presseaussendung zu den Vorschlägen der ISG zu 
sagen hatte: »Es ist keine Rede von Abzug, sondern nur die eines 
taktischen Rückzuges, um unsere Verluste zu verringern und die 
irakischen zu erhöhen. Seien wir doch ehrlich: Was scheren uns Ame- 
rikaner die irakischen Toten! BUSH hätte sich nicht auf schwächliche 
Alliierte mit gläsernem Kinn aus den alten CORE-Staaten verlassen, 
sondern hätte die >richtigen< aus dem neuen CORE ranlassen sol- 
len.« Wo blieb der Aufschrei der angeblichen demokratischem 
Opposition im US-Senat und -Kongreß? Wo blieb der Protest der 
EU-Politlemminge zu Brüssel und der US-Hiwis in Berlin? 

In seinem Artikel »What America Must Not Do Now« (Was Ameri- 
ka jetzt nicht tun darf), erschienen im Global Research vom 10. Januar 
2007, beschreibt Michael CARMICHAEL die innere Zerrissenheit der De- 
mokratischen Partei: Durch Vermittlung des _ israelisch-amerikani- 
schen Milliardärs Chaim SABAN habe Mitte Dezember 2006 bei der 
exklusiven >Brookings Institution< zu Washington ein Geheimtreffen 
stattgefunden, an dem Israels stellvertretender Premierminister Schi- 
mon PERES, der Minister für strategische Fragen Avigdor LIEBERMAN, 
Außenministerin Tzipi LIVNI, das Ehepaar CLINTON sowie einige füh- 
rende Mitglieder der Busn-Regierung teilnahmen. SABAN, der das sei- 
nen Namen tragende >Saban Center for Middle Eastern Affairs< grün- 
dete und als großzügiger Finanzier des CLINTON-Clans und des DLC 
(Democratic Leadership Council) bekannt ist, war der großzügige 
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Gastgeber. Über den Inhalt der Gespräche war nur so viel zu erfah- 
ren, daß sowohl die schweren Probleme der Regierungen BUSH und 
OLMERT als auch der zunehmende Einfluß der Schiiten im Nahen 
Osten erörtert wurden. Während angesehene liberale Publizisten und 
Journalisten wie Daniel ELLSBERG und Seymour HERSH vor dem von 
George W. BUSH angedrohten Atomkrieg gegen den Iran warnten, 
drängte Jeremy ROSNER, einer der wichtigsten Mitarbeiter des demo- 
kratischen DLC, zu militärischen Einsätzen in der ganzen Welt. In 
seiner Studie »What we must do now« fordert er die Demokratische 
Partei auf, einen globalen Krieg zur Durchsetzung der Demokratie 
in aller Welt zu unterstützen, »for defeating Jihadism and defending li- 
berty« (um den islamischen Dschihadismus zu vernichten und die 
Freiheit zu verteidigen). Quo vadis, Amerika? 

Nach ihrem Sieg bei den Kongreßwahlen des Sommers 2006 stellte 
es sich heraus, daß entgegen ihren Wahlversprechen, »to bring our 
boys home« aus dem Irak, die führenden Demokraten Steny HOYER, 
Hillary CLINTON, Nancy PELOSI und der Schwarze Barack OBAMA sich 
mit Kritik gegenüber Präsident BUSHS Plänen zur Entsendung zu- 
sätzlicher Soldaten in den Irak und die angedrohten >preemptive stri- 
kes< gegen den Iran auffallend zurückhalten. Ob dies damit zusam- 
menhängt, fragt Mark GLENN in der American Free Press vom 22. Januar 
2007, »daß der Fraktionsvorsitzende der Demokraten, Emmanuel 
RAHM, dem die Mehrheit der neuen Kongreßabgeordneten ihre Po- 
sten verdanken, ein eingefleischter Zionist mit zwei Pässen ist, der 
im ersten Golfkrieg in israelischer Uniform >daheim< - damit ist Is- 
rael gemeint - Militärdienst leistete und damit offenbarte, wem sei- 
ne Loyalität gelte.« 

Bei den >Primaries< (Vorwahlen) zur Ernennung des demokrati- 
schen Kandidaten bei den Präsidentschaftswahlen des Jahres 2008 
erwartet man in den USA ein Kopf an Kopf-Rennen zwischen dem 
Afroamerikaner Barack OBAMA und der Ex-Präsidentengattin Hillary 
CLINTON, die beide vom liberalen Establishment, der Hochfinanz, den 
Bilderbergern und von George SOROS unterstützt werden, so James 
TUCKERin der American Free Press vom 15. Januar 2007. 


Frieden an Rußlands Grenzen? 


Mitte Dezember fand die NATO-Gipfelkonferenz in Riga statt, die 
sich mit dem Hauptthema »Nachschub für Afghanistan« befassen 
sollte. Von den neuen Mitgliedern Kroatien, Mazedonien und Al- 
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banien würde man einen entsprechenden Beitrag an Kanonenfutter 
für den >Krieg gegen den Terror« am Hindukusch erwarten. General- 
sekretär Jaap DE Hoop SCHEFFER bestätigte, die Verhandlungen mit Ser- 
bien, Bosnien und Georgien seien so weit gediehen, daß auch diese 
drei »Partner Staaten für den Frieden« bald als neue NATO-Mitglie- 
der aufgenommen würden. Konnten diese Ankündigungen als Signale 
einer NATO-Friedenspolitik gewertet werden? Was hat die von den 
USA kontrollierte und befehligte NATO in Georgien verloren, einem 
Land, das niemals Hinterhof, sondern stets Vorzimmer Rußlands war? 
Wie wird Rußland auf diese Provokation reagieren? Wie auf die an- 
geblich bevorstehenden NATO-Beitrittsgespräche mit der Ukraine? 
Wird Präsident PUTIN den USA ein Ultimatum stellen müssen, wie 
weiland Präsident KENNEDY der Sowjetunion, als diese sich anschickte, 
Raketenstellungen auf Fidel CASTROS Zuckerinsel zu errichten? 

Werden wir demnächst im Fernsehen erleben, wie Bundeskanzle- 
rin MERKEL, Verteidigungsminister JUNG und irgendein Hiwi-General 
der Bundeswehr selbdritt deutsche Soldaten bei NATO-Manövern 
am Don, bei Charkow oder auf der Krim, diesmal unter amerikani- 
schem Befehl, zu ihren bevorstehenden >Friedenseinsätzen< gegen 
Rußland beglückwünschen und die Grüße der dankbaren Heimat 
überbringen werden? 


Putins Warnung an die Globalisierer 


In seiner Rede vom 10. Februar 2007 erteilte der russische Präsident 
Wladimir PUTIN auf der »Münchner Konferenz zu Fragen der Sicher- 
heitspolitik« seine Antwort auf die amerikanische Politik der einsa- 
men Entscheidungen und der weltweiten Einmischungen, gleichzei- 
tig auch eine Warnung, daß Rußland nicht bereit sei, sich der 
amerikanischen Vereinnahmung durch Globalisierung zu unterwer- 
fen. Wegen ihrer Brisanz und Triftigkeit möchten wir die Rede des 
russischen Präsidenten wiedergeben: 

»Vielen Dank, verehrte Frau Kanzlerin [Angela MERKEL] für die 
Einladung zu dieser Konferenz, die Politiker, Militärs, Unternehmer 
und Experten aus mehr als 40 Ländern zusammengeführt hat. 

Das Format der Konferenz gibt mir die Möglichkeit, der >über- 
triebenen Höflichkeit zu entgehen, mit geschliffenen, angenehmen, 
aber leeren diplomatischen Worthülsen sprechen zu müssen. Das 
Format der Konferenz erlaubt, das zu sagen, was ich wirklich über 
die Probleme der internationalen Sicherheit denke... 
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Also: Es ist bekannt, daß die Problematik der internationalen Si- 
cherheit bedeutend breiter ist als die Fragen der militärpolitischen 
Stabilität. Dazu gehören die Beständigkeit der Weltwirtschaft, die 
Überwindung der Armut, die ökonomische Sicherheit und die Ent- 
wicklung des Dialogs zwischen den Zivilisationen. 

Dieser allumfassende, unteilbare Charakter der Sicherheit drückt 
sich auch in seinem Grundprinzip aus: >Die Sicherheit des Einzel- 
nen - das ist die Sicherheit aller.< Wie sagte doch Franklin ROOSEVELT 
schon in den ersten Tagen des Zweiten Weltkrieges: >Wo auch im- 
mer der Frieden gebrochen wird, ist er gleichzeitig überall bedroht 
und in Gefahr.< Diese Worte haben bis heute ihre Aktualität behalten. 
Davon zeugt übrigens auch das Thema unserer Konferenz, so wie es 
hier geschrieben steht: >Globale Krisen - globale Verantwortung<. 

Vor gerade einmal zwei Jahrzehnten war die Welt ideologisch und 
wirtschaftlich zerbrochen, aber ihre Sicherheit garantierten die ge- 
waltigen strategischen Potentiale zweier Supermächte. 

Der globale Gegensatz schob äußerst drängende ökonomische und 
soziale Fragen an den Rand der internationalen Beziehungen und 
Tagesordnungen. Und wie jeder Krieg hinterließ uns auch der >Kalte 
Krieg< - bildlich ausgedrückt - >Blindgänger<. Ich meine damit ideo- 
logische Stereotypen, doppelte Standards, irgendwelche Schablonen 
des Blockdenkens. 

Die nach dem Kalten Krieg vorgeschlagene monopolare Welt kam 
auch nicht zu Stande. 

Die Menschheitsgeschichte kennt natürlich auch Perioden mo- 
nopolaren Zustandes und des Strebens nach Weltherrschaft. Alles war 
schon mal da in der Geschichte der Menschheit. Aber was ist eigent- 
lich eine monopolare Welt? Wie man diesen Terminus auch schmückt, 
am Ende bedeutet er praktisch nur eines: Es gibt ein Zentrum der 
Macht, ein Zentrum der Stärke, ein Entscheidungs-Zentrum. 

Es ist die Welt eines einzigen Hausherrn, eines Souveräns. Und 
das ist am Ende nicht nur tödlich für alle, die sich innerhalb dieses 
Systems befinden, sondern auch für den Souverän selbst, weil es ihn 
von innen zerstört. 

Das hat natürlich nichts mit Demokratie gemein. Weil Demokra- 
tie bekanntermaßen die Herrschaft der Mehrheit bedeutet, unter 
Berücksichtigung der Interessen und Meinungen der Minderheit. 

Nebenbei gesagt, lehrt man uns - Rußland - ständig Demokratie. 
Nur die, die uns lehren, haben selbst, aus irgendeinem Grund, keine 
rechte Lust zu lernen. 
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Ich denke, daß für die heutige Welt das monopolare Modell nicht 
nur ungeeignet, sondern überhaupt unmöglich ist. Nicht nur, weil 
für eine Einzel-Führerschaft in der heutigen, gerade in der heutigen, 
Welt weder die militärpolitischen noch die ökonomischen Ressour- 
cen ausreichen. Aber was noch wichtiger ist - das Modell selbst er- 
weist sich als nicht praktikabel, weil es selbst keine Basis hat und 
nicht die sittlich moralische Basis der modernen Zivilisation sein 
kann. 

Damit ist alles, was heute in der Welt geschieht - und wir fangen 
jetzt erst an, darüber zu diskutieren -, eine Folge der Versuche, solch 
eine Konzeption der monopolaren Welt in der Welt einzuführen. 

Und mit welchem Ergebnis? 

Einseitige, oft nicht legitime Handlungen haben nicht ein einziges 
Problem gelöst. Vielmehr waren sie Ausgangspunkt neuer menschli- 
cher Tragödien und Spannungsherde. Urteilen Sie selbst: Die Kriege, 
die lokalen und regionalen Konflikte sind nicht weniger geworden. 
Herr TELTSCHIK hat ganz leicht daran erinnert. Und es sterben nicht 
weniger Menschen bei diesen Konflikten als früher, sondern sogar 
mehr. Bedeutend mehr! 

Heute beobachten wir eine fast unbegrenzte, hypertrophierte 
Anwendung von Gewalt - militärischer Gewalt - in den internatio- 
nalen Beziehungen, einer Gewalt, welche eine Sturmflut aufeinan- 
der folgender Konflikte in der Welt auslöst. Im Ergebnis reichen dann 
nicht die Kräfte für eine komplexe Lösung wenigstens eines dieser 
Konflikte. Eine politische Lösung ist ebenfalls unmöglich. 

Wir sehen eine immer stärkere Nichtbeachtung grundlegender Prin- 
zipien des Völkerrechts. Mehr noch - bestimmte Normen, ja eigentlich 
fast das gesamte Rechtssystem eines Staates, vor allem natürlich der Verei- 
nigten Staaten, hat seine Grenzen in allen Sphären überschritten: so- 
wohl in der Wirtschaft, in der Politik und im humanitären Bereich 
wird es anderen Staaten übergestülpt. Nun, wem gefällt das schon? 

In den internationalen Angelegenheiten begegnet man immer öfter 
dem Bestreben, die eine oder andere Frage, ausgehend von einer so 
genannten politischen Zielgerichtetheit, auf der Grundlage der ge- 
genwärtigen politischen Konjunktur zu lösen. Das ist allerdings äu- 
Berst gefährlich. Es führt dazu, daß sich schon niemand mehr in Si 
cherheit fühlt. Ich will das unterstreichen - niemand fühlt sich mehr 
sicher! Weil sich niemand mehr hinter dem Völkerrecht wie hinter 
einer schützenden Wand verstecken kann. Eine solche Politik erweist 
sich als Katalysator für das Wettrüsten. 
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Die Dominanz des Faktors Gewalt löst in einer Reihe von Ländern 
den Drang nach dem Besitz von Massenvernichtungswaffen aus. Mehr 
noch - es erschienen ganz neue Bedrohungen, die zwar früher schon 
bekannt waren, aber heute globalen Charakter annehmen, wie der 
Terrorismus. 

Ich bin überzeugt, daß wir heute an einem Grenzpunkt angelangt 
sind, an dem wir ernsthaft über die gesamte Architektur der globa- 
len Sicherheit nachdenken sollten. Man muß ablassen von der Suche 
nach einer ausgeklügelten Balance der Interessen aller international 
handelnden Subjekte. Um so mehr, als sich gerade jetzt die interna- 
tionale Landschaft so spürbar und so schnell ändert, und zwar auf 
Grund der wirtschaftlichen Entwicklung einer ganzen Reihe von 
Staaten und Regionen. 

Die Frau Bundeskanzlerin hat schon darauf aufmerksam gemacht. 
So ist das summierte BIP Indiens und Chinas hinsichtlich der paritä- 
tischen Kaufkraft schon größer als das der USA. Das gleichermaßen 
berechnete BIP der BRIC-Staaten (Brasilien, Rußland, Indien und 
China) übersteigt das BIP der EU. Nach Auffassung der Experten 
wird diese Entwicklung weiter anhalten. Es besteht kein Zweifel, 
daß das wirtschaftliche Potential neuer Wachstumszentren auf der 
Welt unausweichlich auch in politischen Einfluß umschlägt und die 
Multipolarität stärkt. 

In diesem Zusammenhang wächst auch ernsthaft die Rolle der 
mehrseitigen Diplomatie. 

Offenheit, Transparenz und Berechenbarkeit sind in der Politik 
ohne Alternative, aber die Anwendung von Gewalt sollte ebenso 
ausgeschlossen sein wie die Anwendung der Todesstrafe in den 
Rechtssystemen einiger Staaten. 

Wir beobachten aber heute im Gegenteil, daß Länder, in denen 
die Anwendung der Todesstrafe sogar gegenüber Mördern und an- 
deren gefährlichen Verbrechern verboten ist, ungeachtet dessen an 
militärischen Aktionen teilnehmen, die schwerlich als legitim zu bezeich- 
nen sind. Doch bei diesen Konflikten sterben Menschen - Hunderte, 
Tausende friedlicher Menschen! 

Gleichzeitig stellt sich die Frage: Sollen wir etwa untätig und wil- 
lenlos auf die verschiedenen inneren Konflikte in einzelnen Ländern 
starren, auf das Treiben autoritärer Regimes, von Tyrannen, auf die 
Verbreitung von Massenvernichtungswaffen? Genau hierin lag das 
Wesen der Frage, die der Bundeskanzlerin von unserem verehrten 
Kollegen LIEBERMAN [israelischer Minister] gestellt wurde. Das ist tat- 
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sächlich eine ernsthafte Frage! Können wir unbeteiligt zusehen, was 
passiert? Natürlich nicht. 

Aber, haben wir die Mittel, um diesen Bedrohungen zu widerste- 
hen? Natürlich haben wir sie. Wir brauchen uns nur an die jüngste 
Geschichte zu erinnern. Haben wir nicht in unserem Land einen fried- 
lichen Übergang zur Demokratie vollzogen? Es hat doch eine friedli- 
che Transformation des sowjetischen Regimes stattgefunden. Und 
was für ein Regime! Mit welcher Menge an Waffen, darunter Kern- 
waffen! Warum muß man jetzt bei jedem beliebigen Ereignis bombardie- 
ren und schießen ? Es kann doch nicht sein, daß es uns bei einem Ver- 
zicht auf die Androhung gegenseitiger Vernichtung an politischer 
Kultur und Achtung vor den Werten der Demokratie und des Rechts 
fehlt. 

Ich bin überzeugt, daß der einzige Mechanismus zur Entschei- 
dung über die Anwendung von Gewalt als letzte Maßnahme nur 
die UN-Charta sein darf. In diesem Zusammenhang habe ich auch 
nicht verstanden, was kürzlich der Verteidigungsminister Italiens 
gesagt hat, oder er hat sich unklar ausgedrückt. Ich habe jedenfalls 
verstanden, daß die Anwendung von Gewalt nur dann als legitim gilt, 
wenn sie auf der Grundlage einer Entscheidung der NATO, der EU oder 
der UNO basiert. Wenn er das tatsächlich meint, dann haben wir ver- 
schiedene Standpunkte. Oder ich habe mich verhört. Legitim ist eine 
Anwendung von Gewalt nur dann zu nennen, wenn ihr ein UNO- 
Beschluß zu Grunde liegt. Und man darf die UNO nicht durch die NATO 
oder die EU ersetzen. Und wenn die UNO wirklich die Kräfte der in- 
ternationalen Gemeinschaft vereint, die tatsächlich auf Ereignisse in 
einzelnen Staaten reagieren können, wenn wir uns von der Nichtbe- 
achtung internationalen Rechts abkehren, dann kann sich die Situa- 
tion ändern. Im anderen Fall gerät die Situation nur in eine Sackgas- 
se, und es häufen sich die schweren Fehler. Zugleich muß man 
erreichen, daß das Völkerrecht universalen Charakter erhält, sowohl 
im Verständnis wie auch in der Anwendung der Normen... 

Sehr geehrte Damen und Herren! 

Die potentielle Gefahr einer Destabilisierung der internationalen 
Beziehungen ist auch mit einem Abrüstungsstau verbunden. 

Rußland tritt für die Wiederaufnahme des Dialogs zu dieser wich- 
tigen Frage ein. 

Es ist wichtig, die Beständigkeit der völkerrechtlichen Basis für 
die Abrüstung zu sichern, gleichzeitig auch die Fortführung des Pro- 
zesses der Reduzierung der Kernwaffen zu gewährleisten. 
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Wir haben mit den USA den Abbau unserer strategischen Kern- 
waffenpotentiale auf 1700-2200 Sprengköpfe bis Ende 2012 verein- 
bart. Rußland beabsichtig, die übernommenen Verpflichtungen 
streng einzuhalten. Wir hoffen, daß unsere Partner genauso trans- 
parent handeln und nicht für einen >schwarzen Tag< ein paar Hun- 
dert Sprengköpfe zurücklegen. Und wenn uns heute der neue Ver- 
teidigungsminister der USA [Robert GATES] erklärt, daß die 
Vereinigten Staaten diese überzähligen Sprengköpfe nicht in Lagern, 
nicht unter dem Kopfkissen und auch nicht unter der Bettdecke ver- 
stecken, dann schlage ich vor, daß sich alle erheben und stehend 
applaudieren. Das wäre eine sehr wichtige Erklärung. 

Rußland hält sich weiterhin streng, wie auch bisher, an die Ver- 
träge über die Nichtweiterverbreitung von Kernwaffen und die viel- 
seitigen Kontrollregimes für Raketentechnologie. Die in diesen Do- 
kumenten festgehaltenen Prinzipien tragen universellen Charakter. 

In diesem Zusammenhang möchte ich daran erinnern, daß die 
UdSSR und die USA in den achtziger Jahren einen Vertrag über die 
Liquidierung einer ganzen Klasse von Raketen geringer und mittle- 
rer Reichweite unterzeichnet haben, aber einen universellen Cha- 
rakter hat dieses Dokument nicht erhalten. 

Heute haben schon eine Reihe Staaten solche Raketen: Die Korea- 
nische Volksdemokratische Republik, die Republik Korea, Indien, 
Iran, Pakistan, Israel. Viele andere Staaten der Welt projektieren sol- 
che Systeme und planen, sie mit Waffen zu bestücken. Nur die USA 
und Rußland haben sich verpflichtet, keine solchen Waffensysteme 
zu bauen. 

Klar, daß wir unter solchen Bedingungen über die Gewährleistung 
unserer eigenen Sicherheit nachdenken müssen. 

In Verbindung damit dürfen wir keine neuen destabilisierenden 
hochtechnologischen Waffenarten zulassen. Nicht zu reden von 
Maßnahmen zur Erschließung neuer Sphären der Konfrontation, vor 
allem im Kosmos. >Star Wars< sind bekanntermaßen längst keine 
Utopien mehr, sondern Realität. Schon Mitte der achtziger Jahre ha- 
ben unsere amerikanischen Partner in der Praxis einen ihrer eigenen 
Satelliten gekapert. 

Die Militarisierung des Weltraums kann, nach Auffassung Ruß- 
lands, für die Weltgemeinschaft unvorhersehbare Folgen provozie- 
ren - nicht weniger als zu Beginn der Kernwaffenära. Wir haben 
nicht nur einmal Initiativen vorgelegt, die auf den Verzicht auf Waf- 
fen im Kosmos gerichtet waren. 
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Ich möchte Sie heute darüber informieren, daß wir einen Vertrags- 
entwurf über die Vermeidung einer Stationierung von Waffen im 
Weltraum vorbereitet haben. In der nächsten Zeit wird er allen Part- 
nern als offizieller Vorschlag zugeleitet werden. Lassen sie uns ge- 
meinsam daran arbeiten. 

Uns beunruhigen auch Pläne zum Aufbau von Elementen eines 
Raketenabwehrsystems in Europa. [PUTIN bezieht sich hier auf die 
Stationierung eines >NATO-Raketenabwehrschirms< in Polen, Tsche- 
chien und - wie die FAZ am 3. März 2007 berichtete - ebenfalls >im 
Kaukasus<, wobei Georgien gemeint ist]. Wer braucht eine neue Run- 
de eines in diesem Falle unausweichlichen Wettrüstens? Ich zweifle 
zutiefst daran, daß es die Europäer selbst sind. 

Über Raketenwaffen, die, um tatsächlich Europa gefährden zu 
können, eine Reichweite von 5000-8000 Kilometern haben müssen, 
verfügt keines dieser so genannten >Problemländer< [Iran, Syrien, 
Hisbollah]. Und in der absehbaren Zukunft werden sie auch keine 
haben, nicht einmal die Aussicht darauf. Selbst der hypothetische 
Start einer nordkoreanischen Rakete in Richtung des Territoriums 
der USA über Westeuropa hinweg widerspricht allen Gesetzen der 
Ballistik. Wie man bei uns in Rußland sagt, ist das so, wie wenn man 
sich mit der linken Hand am rechten Ohr kratzt. 

Weil ich gerade hier in Deutschland bin, kann ich nicht umhin, an 
den kritischen Zustand des Vertrages über die konventionellen Streit- 
kräfte in Europa zu erinnern. 

Der adaptierte Vertrag über die konventionellen Streitkräfte in 
Europa wurde 1999 unterzeichnet. Er berücksichtigte die neue geo- 
politische Realität - die Liquidierung des Warschauer Paktes. Seit- 
her sind sieben Jahre vergangen, und nur vier Staaten haben dieses 
Dokument ratifiziert, darunter die Russische Föderation. 

Die NATO-Länder haben offen erklärt, daß sie den Vertrag, ein- 
schließlich der Festlegungen über Begrenzungen bei der Stationie- 
rung einer bestimmten Stärke von Streitkräften an den Flanken, so 
lange nicht ratifizieren werden, bis Rußland seine Basen in Molda- 
wien und Georgien schließt. Aus Georgien ziehen unsere Truppen 
ab, sogar im Eiltempo. Diese Probleme haben wir mit unseren geor- 
gischen Kollegen geklärt, wie allen bekannt sein dürfte. In Molda- 
wien verbleibt eine Gruppierung von anderthalbtausend Wehrpflich- 
tigen, die friedensfördernde Aufgaben erfüllen und Munitionslager 
bewachen, die noch aus Zeiten der UdSSR übrig geblieben sind. Wir 
sind ständig im Gespräch mit Herrn SOLANAüber diese Probleme, 
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und er kennt unsere Position. Wir sind bereit, auch weiterhin in die- 
ser Richtung zu arbeiten. 

Aber was geschieht zur selben Zeit? In Bulgarien und Rumänien 
entstehen so genannte leichte amerikanische Vorposten-Basen [Mi- 
litärflugplätze] mit jeweils 5000 Mann. Das bedeutet, daß die NATO 
ihre Stoßkräfte immer dichter an unsere Staatsgrenzen heranbringt 
und wir, die wir uns streng an den Vertrag halten, in keiner Weise 
auf dieses Vorgehen reagieren. 

Ich denke, es ist offensichtlich, daß der Prozeß der NATO-Erweite- 
rung keinerlei Bezug zur Modernisierung der Allianz selbst oder zur Ge- 
währleistung der Sicherheit in Europa hat. Im Gegenteil, das ist ein provo- 
zierender Faktor, der das Niveau des gegenseitigen Vertrauens senkt. Nun 
haben wir das Recht zu fragen: Gegen wen richtet sich diese Erwei- 
terung? Und was ist aus jenen Versicherungen geworden, die uns 
die westlichen Partner nach dem Zerfall des Warschauer Vertrages 
gegeben haben? Wo sind jetzt diese Erklärungen? An sie erinnert 
man sich nicht einmal mehr. 

Doch ich erlaube mir, vor diesem Auditorium daran zu erinnern, 
was gesagt wurde. 

Ich möchte ein Zitat von einem Auftritt des Generalsekretärs der 
NATO, Herrn WÖRNER, am 17. Mai 1990 in Brüssel bringen. Damals 
sagte er: >Schon der Fakt, daß wir bereit sind, die NATO-Streitkräfte 
nicht hinter den Grenzen der BRD zu stationieren, gibt der Sowjet- 
union feste Sicherheitsgarantien.< Wo sind diese Garantien? 

Die Steine und Betonblocks der Berliner Mauer sind schon längst 
zu Souvenirs geworden. Aber man darf nicht vergessen, daß ihr Fall 
auch möglich wurde dank der historischen Wahl, auch unseres Vol 
kes, des Volkes Rußlands, eine Wahl zugunsten der Demokratie und 
Freiheit, der Offenheit und echten Partnerschaft mit allen Mitglie- 
dern der großen europäischen Familie. 

Jetzt versucht man, uns schon wieder neue Teilungslinien und 
Mauern aufzudrängen - wenn auch virtuelle, trotzdem trennende -, 
die unseren gesamten Kontinent teilen. Soll es nun etwa wieder vie- 
le Jahre und Jahrzehnte dauern und den Wechsel von einigen Politi 
ker-Generationen, um diese neuen Mauern zu >demontieren<? 

Sehr geehrte Damen und Herren! 

Wir treten eindeutig für die Festigung des Regimes der Nichtwei- 
terverbreitung ein. Die bestehende völkerrechtliche Basis erlaubt es, 
eine Technologie zur Herstellung von Kernbrennstoff für friedliche 
Zwecke auszuarbeiten. Und viele Länder wollen auf dieser Grund- 
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PUTINS Kraftauftritt bei der Sicherheitskonferenz in München wirbelte das 
Wohlgefühl der Europäer durcheinander. Vor allem prangerte er die »mo- 
nopolare Weltherrschaft« der Amerikaner an. 


lage eigene Kernenergie erzeugen als Basis ihrer energetischen Un- 
abhängidkeit. 

Aber wir verstehen auch, daß diese Technologien schnell für den 
Erhalt waffenfähigen Materials transformiert werden können. 

Das ruft ernsthafte internationale Spannungen hervor. Das deut- 
lichste Beispiel dafür ist die Situation um das iranische Atompro- 
gramm. Wenn die internationale Gemeinschaft nicht eine kluge Ent- 
scheidung zur Lösung dieses Interessenkonflikts ausarbeitet, wird 
die Welt auch künftig von solchen destabilisierenden Krisen erschüt- 
tert werden, weil es mehr Schwellenländer gibt als den Iran, wie wir 
alle wissen. Wir werden immer wieder mit der Gefahr der Weiter- 
verbreitung von Massenvernichtungsmitteln konfrontiert werden.. . 

In diesem Zusammenhang verweile ich etwas länger bei der in- 
ternationalen Zusammenarbeit im Energiebereich. Die Frau Bundes- 
kanzlerin hat ebenfalls kurz zu diesem Thema gesprochen. Im Ener- 
giebereich orientiert sich Rußland auf die Schaffung von einheitlichen 
Marktprinzipien und transparenten Bedingungen, die für alle gül- 
tig sind. Es ist offensichtlich, daß der Preis für Energieträger sich 
dem Markt anpassen muß und nicht zum Spielball politischer Spe- 
kulationen, ökonomischen Drucks oder von Erpressung werden darf. 
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Wir sind offen für Zusammenarbeit. Ausländische Unternehmen 
beteiligen sich an unseren größten Projekten zur Energiegewinnung. 
Nach unterschiedlichen Einschätzungen entfallen bis zu 26 Prozent 
des in Rußland geförderten Erdöls - merken Sie sich bitte diese Zahl! 
- auf ausländisches Kapital. Versuchen Sie bitte, mir ein Beispiel von 
einer ähnlich breiten Beteiligung russischer Unternehmen an Schlüs- 
selbereichen der Wirtschaft in westlichen Staaten zu nennen. Es gibt 
keine! 

Ich erinnere auch an das Verhältnis von Investitionen, die nach 
Rußland kommen, und jener, die aus Rußland in andere Länder ge- 
hen. Dieses Verhältnis ist etwa 15:1. Hier haben Sie ein leuchtendes 
Beispiel für die Offenheit und Stabilität der russischen Wirtschaft. 
Wirtschaftliche Sicherheit, das ist die Sphäre, in der sich alle an ein- 
heitliche Prinzipien halten müssen. Wir sind bereit, ehrlich zu kon- 
kurrieren. 

Hierfür hat die russische Wirtschaft immer mehr Möglichkeiten. 
Das schätzen auch die Analysten und unsere ausländischen Partner 
ebenso ein. So wurde erst kürzlich das >Rating< Rußlands in der 
OECD erhöht: Aus der vierten Risikogruppe stieg unser Land in die 
dritte Gruppe auf. Ich möchte hier und heute in München die Gele- 
genheit ergreifen, unseren deutschen Kollegen für die Zusammen- 
arbeit bei der genannten Entscheidung zu danken. 

Weiter: Wie Sie wissen, ist der Prozeß der Einbindung Rußlands 
in die WTO in der Endphase. Ich stelle fest, daß wir im Laufe langer, 
schwieriger Verhandlungen nicht ein Wort über Handelsfreiheit und 
Chancengleichheit gehört haben, sondern ausschließlich zu unserem, 
dem russischen Markt befragt wurden. 

Noch zu einem anderen wichtigen Thema, das unmittelbar die 
globale Sicherheit beeinflußt. Heute reden viele von dem Kampf 
gegen die Armut. Aber was passiert denn wirklich? Einerseits wer- 
den für die Hilfsprogramme zugunsten der ärmsten Länder Finanz- 
mittel zur Verfügung gestellt, und nicht einmal geringe. Aber ganz 
ehrlich, auch das wissen viele: Es ist in Wirklichkeit so, daß sich 
Unternehmen der Geber-Länder dieses Geld >aneignen<. Zur selben 
Zeit werden andererseits in den entwickelten Ländern die Subven- 
tionen in der Landwirtschaft aufrechterhalten, wodurch für andere 
der Zugang zur Hochtechnologie begrenzt wird. 

Nennen wir die Dinge doch beim Namen: Mit der einen Hand 
wird >wohltätige Hilfe< geleistet, aber mit der anderen wird nicht 
nur die wirtschaftliche Rückständigkeit konserviert, sondern auch 
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noch Profit gescheffelt. Die entstehenden sozialen Spannungen in 
solchen depressiven Regionen führen unausweichlich zum Anwach- 
sen des Radikalismus und Extremismus, nähren den Terrorismus 
und lokale Konflikte. Aber wenn dies zudem noch, sagen wir, in 
Ländern des Nahen Ostens geschieht, deren Behandlung von der 
Außenwelt als ungerecht angesehen wird, dann entsteht das Risiko 
einer globalen Destabilisierung. .. 

Sehr geehrte Damen und Herren! 

Zum Abschluß möchte ich folgendes bemerken. Wir hören sehr 
oft, auch ich persönlich, von unseren Partnern, auch den europäi- 
schen, den Aufruf an Rußland, eine noch aktivere Rolle in den An- 
gelegenheiten der Welt zu spielen. 

In diesem Zusammenhang gestatte ich mir eine kleine Anmerkung. 
Man muß uns kaum dazu ermuntern oder drängen. Rußland ist ein 
Land mit einer mehr als tausendjährigen Geschichte, und fast im- 
mer hatte es das Privileg, eine unabhängige Außenpolitik betreiben zu 
können. 

Wir werden an dieser Tradition auch heute nichts ändern. Dabei sehen 
wir sehr genau, wie sich die Welt verändert hat, schätzen realistisch 
unsere eigenen Möglichkeiten und unser Potential ein. Und natürlich 
möchten wir gerne mit verantwortungsvollen und selbständigen Part- 
nern zusammenarbeiten am Aufbau einer gerechten und demokra- 
tischen Welt, in der Sicherheit und Aufblühen nicht nur für Auser- 
wählte, sondern für alle gewährleistet ist. 

Ich danke für die Aufmerksamkeit.« 


Diese Worte dem US-Präsidenten BUSH, der Frau Bundeskanzlerin 
und ihrem Außensteinmeier ins Gästebuch! Hat man denn in Berlin 
und Washington die Einschläge überhaupt bemerkt? 

Die Reaktion der USA und ihrer Trabanten in der EU schwankte 
zwischen Empörung und Beleidigtsein. US-Verteidigungsminister 
GATES warf PUTIN vor, er wolle einen neuen Kalten Krieg vom Zaun 
brechen. Schließlich diente der entlang der russischen Grenze ge- 
plante Raketen-Abwehrschirm nur dem Frieden in der Welt. 

Rußland hat ein Interesse daran, die Pläne der USA zu vereiteln, 
in Polen und Tschechien Abwehrraketen zu installieren. Der russi- 
sche Verteidigungsminister Sergej IWANOW drohte, Rußland würde 
mit einem strategischen System antworten, das jede Abwehr über- 
winden könnte. Die Behauptung der Amerikaner, ihr Abwehrschirm 
in Osteuropa entlang der russischen Grenze diene der Abwehr von 
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Raketen aus Nordkorea, dem Iran und anderen >Schurkenstaaten<, 
wird von den Russen, mit Hinweis auf geographische Entfernungen 
und die technische Rückständigkeit der genannten Staaten, in den 
Bereich der Phantasie verwiesen. 


Frieden an der Erdöl- und Erdgasversorgungsfront? 


Parallel zum offiziellen NATO-Gipfeltreffen fand in Riga eine inof- 
fizielle Nebenkonferenz statt, an der die sogenannte > Istanbul Co- 
operation Group<, ein NATO-Anhängsel, dem der >assoziierte< Staat 
Israel angehört, sowie US-Senator Richard LUGAR, Vorsitzender des 
Auswärtigen Ausschusses, teilnahmen. Gegenstand dieser Neben- 
konferenz war die Festlegung der neuen Strategie der westlichen 
Verteidigungsallianz im >Krieg gegen den Terrorismus< und zur >Be- 
freiung< und Zwangsdemokratisierung der islamischen >Schurken- 
staaten< des >Greater Middle East<. 

Anwesend waren außerdem der alte kalte Krieger Zbigniew BRZE- 
ZINSKI, der Finanzier aller liberalen und orangen Oppositionspartei- 
en George SOROS sowie Vertreter amerikanischer und deutscher Fonds 
und >Friedensstiftungen< - die Creme de la Creme der Oberglobali- 
sierer also. Nichts hätte deutlicher die Befolgung von Thomas BAR- 
NETTS Strategie zur Erringung der Weltherrschaft untermauern kön- 
nen als die bei dieser Konferenz von der US-Regierung geforderte 
Privatisierung aller Öl- und Gasreserven einerseits, andererseits die 
>Koordinierung< der Energiepolitik aller Staaten weltweit mit der 
NATO, die hinfort den >Schutz< der nunmehr im Privatbesitz des 
Ölkartells befindlichen Energiereserven übernehmen, die Versorgung 
und Verteilung von Öl und Gas an die globalwirtschaftlich vernetz- 
ten und politisch gleichgeschalteten Staaten weltweit gewährleisten 
würde. 

Denn der amerikanische Senator stellte laut Novosti vom 20. De- 
zember 2006 fest: »In den nächsten Jahrzehnten werden Energieman- 
gel und -manipulationen die wahrscheinlichste Ursache für einen 
bewaffneten Konflikt in Europa und in den anliegenden Regionen 


sein. . . Die überwältigende Mehrheit der globalen Öl- und Gasvor- 
räte liegt heute außerhalb der Kontrolle von Privatunternehmen und 
der >marktwirtschaftlichen Rationalität< . . 79 Prozent der globalen 


Öl- und Gasvorräte werden von den jeweiligen Regierungen kon- 
trolliert. .. Diese Regierungen setzen Preise, ausgehend von den ei- 
genen Investitions- und Produktionsentscheidungen, fest und ha- 
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ben umfangreiche Möglichkeiten, das Ventil aus politischen Erwä- 
gungen zuzudrehen.« 

Deshalb forderte Richard LUGAR: »Die NATO muß darauf vorbe- 
reitet sein, auf eine Energieerpressung von seiten Rußlands oder des 
Iran mit angemessenen Gegenmaßnahmen zu antworten... Die En- 
ergie wird schon heute als Waffe mißbraucht. Die Einstellung der 
russischen Gaslieferungen an die Ukraine zeigte, daß Energie zur 
Erreichung politischer Ziele genutzt werden kann. . . Die NATO muß 
sich klar machen, welche Schritte sie unternimmt, wenn Polen, 
Deutschland, Ungarn oder Lettland der gleichen Gefahr wie die 
Ukraine ausgesetzt würden.« 

Daraus schließt Senator LUGAR messerscharf, das Kapitel 5 der 
NATO-Satzung, wonach der »Überfall auf einen Mitgliedsstaat der 
NATO einem Überfall auf die gesamte Organisation gleichgesetzt 
wird«, müsse auch auf »energiewirtschaftliche Überfälle« ausgedehnt 
werden: »Da ein Angriff durch Aussetzung der Energiezufuhr die 
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Purinhat sehr zum Ärger der USA und der Globalisierer dafür gesorgt, daß 
das Öl- und Gasgeschäft in Rußland re-nationalisiert wird. Abb.: Ölraffinerie 
im sibirischen Tomsk. Rußland hat es in der Hand, zur Wahrung und zum 
Schutz seiner Interessen seine Ressourcen zu benutzen und einzusetzen. 
Führende EU-Politiker haben es offensichtlich nicht erkannt. 
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Wirtschaft eines Staates ruinieren und zu Tausenden Opfern führen 
kann, muß sich die NATO zur kollektiven Abwehr eines solchen 
Angriffs gemäß Kapitel 5 verpflichten! Es gibt keinen Unterschied, 
ob ein NATO-Mitglied durch die Einstellung von Energielieferun- 
gen einem fremden Willen unterworfen oder ob dieser Mitgliedsstaat 
Opfer einer militärischen Aggression wird.« LUGAR sprach sich für 
die Abhaltung von NATO-Manövern aus, wie sie zu Zeiten des Kal- 
ten Krieges zur Abwehr eines möglichen sowjetischen Überfalls an- 
gesetzt worden waren. Drohungen des Iran, seine Ölexporte dros- 
seln zu wollen, müßten mit schärfsten Sanktionen beantwortet 
werden. 

Es ist geradezu zu Tränen rührend, wie die Globalisierer um die 
Energieversorgung der Deutschen, Polen, Ungarn, Letten besorgt 
sind. Die NATO wird also demnächst als Energiepolizei fungieren 
und sich darum kümmern, daß keine bösen Russen und finsteren 
Mullahs uns frierenden Lämmchen in der EU den Öl- und Gashahn 
abdrehen! Hat ein einziger der anwesenden NATO-Vasallen gegen 
diese heuchlerische amerikanische >Haltet-den-Dieb<-Strategie pro- 
testiert? Stehen denn russische Truppen an der amerikanisch-mexi- 
kanischen Grenze, oder umzingeln nicht vielmehr die USA mit zahl- 
reichen Stützpunkten das Reich der Moskowiter? Haben unsere 
gleichgeschalteten Systemmedien über die weitreichenden Folgen 
dieser inoffiziellen NATO-Kriegskonferenz berichtet? 


Frieden in Europa? Die Gefahren der Masseneinwanderung 


Die letzten Tage von Europa, so betitelte der Historiker Walter LAQUEUR 
sein letztes Buch, das Christian ORTNER in der Wiener Zeitung (Febru- 
ar/2007) besprach: 

»LAQUEUR formuliert messerscharf: >Europas Vormachtstellung auf 
der Welt ist dahin, seine beherrschende Rolle in der Weltpolitik ge- 
hört der Vergangenheit an, Prognosen, denen zufolge Europa vor 
einem neuen Aufschwung als moralische Supermacht stehe, wer- 
den nicht als schöne Fantasien bleiben.. . Ich beneide all jene, die in 
den letzten Jahren über Europas brillante Zukunft geschrieben ha- 
ben, und wünschte, ich könnte ihren Optimismus teilen. Ich vermute 
jedoch, daß es eine eher bescheidene Zukunft werden wird.< Er 
schließt dies aus dem dramatischen Bevölkerungsrückgang in Euro- 
pa - dessen Anteil an der Weltbevölkerung von 1900 bis 2100 von 
fast einem Viertel auf dann gerade noch vier Prozent absinken wird, 
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einer damit verbundenen Islamisierung des Kontinents durch Ein- 
wanderung einerseits und anderem Reproduktionsverhalten der 
Muslime andererseits; sowie einem endgültigen Scheitern der EU-ro- 
päischen Integration. Aus der Tatsache, daß das Durchschnittsalter 
der Europäer bis 2050 von heute 37 auf 53 Jahre ansteigen wird, wäh- 
rend jenes der US-Amerikaner bei 36 Jahren gleichmäßig jugendlich 
bleibt, folgert LAQUEUR, daß unter diesen Gegebenheiten Europa, aus 
Mangel an jungen Männern, einfach keine militärische Macht mehr 
darstellen kann. 

LAQUEUR stellt auch die Frage, warum in Paris zum Beispiel frühere 
Einwanderergenerationen von Polen, nordafrikanischen Juden oder 
Chinesen >die Eingliederung erstaunlich gut schafften<, und schließt 
daraus: >ihre Motivation, eine gute Bildung und Ausbildung zu er- 
halten, muß sich von der Motivation der muslimischen Einwande- 
rer unterschieden haben<. Und weiters: >Sollte es heute wirklich ein 
höheres Maß an Fremdenfeindlichkeit geben, so könnte dies auch 
eine Reaktion der weißen Arbeiterschaft auf die Vorzugsbehandlung 
sein, die man Neueinwanderern häufig angedeihen läßt. < 

Bereits innerhalb der nächsten zwei Jahrzehnte erwartet LAQUEUR 
das Entstehen >islamischer Kernlande< in Europa, etwa im Ruhrge- 
biet, Teilen von Belgien und Holland, einigen Flecken um Paris und 
London sowie einigen anderen Städten. In diesen Zonen wird die 
islamische Kultur die dominierende sein und sich umgekehrt die 
Frage der Integration jenen stellen, die ihr nicht angehören. Die Ge- 
fahr einer Abspaltung dieser Gebiete oder die Einführung der Scha- 
ria hält er für gering, denn es würde soziale Zahlungen der Zentral- 
regierungen an diese Gebiete gefährden. Aber es ist >ein Abschied 
von einem Europa, wie wir es kennen<. Sein Schlußwort: 

>Der Niedergang des römischen Reiches wurde Jahrhunderte lang 
erörtert, und es könnte sein, daß der Niedergang Europas ebenso 
lange ein Thema sein wird. <« 


1. Berichte aus Frankreich 


Der französische Publizist Guillaume FAYE führte in einem Vortrag 
im April 2006 aus: »Es gibt derzeit sechs Millionen Muslime in Frank- 
reich, und jährlich kommen 300000 neue Immigranten dazu, von 
denen nur fünf Prozent Arbeit finden. 2020 wird der Islam die erste 
Religion in Frankreich und Belgien sein, zwanzig Prozent der Bevöl- 
kerung Frankreichs werden Nichtfranzosen sein. Dieselbe Entwick- 
lung geht auch in Großbritannien, Deutschland, den Beneluxstaa- 
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»Aufruhr in Eurarabia« {Der Spiegel). Die wochenlangen Unruhen in den 
sensiblen Vierteln und Vororten aller französischen Großstädte im Herbst 
2005 haben hinlänglich gezeigt, wo sich die künftigen Krisenherde auf 
europäischem Boden befinden werden. 


ten, in Österreich und in Italien vonstatten. Die Unruhen des ver- 
gangenen Winters [in Frankreich] hatten mit der Armut der nord- 
und schwarzafrikanischen Bevölkerung nichts zu tun, denn diese 
Zuwanderer werden finanziell stark unterstützt. Es entstand ein Sach- 
schaden von 100 Millionen Euro, acht weiße Franzosen fanden den 
Tod. Die französische Regierung kapitulierte schließlich vor der Stra- 
Be, weitere Bürgerkriege sind deshalb vorprogrammiert. Der Sturm- 
angriff der farbigen Völker auf Europa wird von den USA und den 
Regierungen der EU-Staaten durch Umkehrung aller nationalen 
Werte, Ethnomasochismus, Erweckung von Scham- und Schuldge- 
fühlen gegenüber Andersrassigen, Bevorzugung der Fremden, Eman- 
zipation der Homosexuellen, Rechtfertigung der Rassevermischung, 
Niedergang der Familie, Leugnung der Abstammung, Aufhebung 
der Geschlechtsunterschiede, Zunahme des Drogenkonsums, För- 
derung der Multikulturalität, Verleugnung der Genetik, der Tradi- 
tionen und der Kunst, Förderung der Untauglichen, des Abschaums, 
der Pornographie, der Kommerzialisierung in allen Bereichen, des 
Konsumzwangs, der Verharmlosung der Kriminalität, durch Schü- 
ren des Hasses und der Verneinung alles Natürlichen und Wertvol- 
len, und den Mord an den Ungeborenen unterstützt.« 

Über das Buch La colonisation de L'Europe von Guillaume FAYE (Pa- 
ris, 2000) wird in EU-ropa heftig diskutiert. Er will nachweisen, daß 
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es nicht mehr nur um die Probleme der Masseneinwanderung geht, 
sondern bereits um die Kolonisierung Frankreichs durch Nord- und 
Schwarzafrikaner und daß der Islam im Begriff ist, Frankreich und 
EU-ropa zu erobern. Schon jetzt zähle man in Frankreich über tau- 
send >zones de non-droit< (rechtsfreie Zonen) und >zones conquises< (er- 
oberte Zonen), aus denen die inländischen Bürger abgezogen seien, 
in die sich keine französische Polizei, Feuerwehr, Briefträger, Lehre- 
rinnen, Busfahrer und Zugbegleiter mehr getrauten, in denen nur noch 
die >Scharija< der islamischen Gemeinden, die Dschungelgesetze ju- 
gendlicher Banden von Nordafrikanern und Drogenhändlern sowie 
das Stammesrecht von Schwarzafrikanern gälten. Hier könnten sich 
illegale Asylanten verstecken, hier würde ungestraft geplündert, ver- 
gewaltigt, abgefackelt. Man wähne sich in >down town< Los Angeles’ 
und New Yorks, in den Slums von Johannesburg und Rio de Janeiro. 

Wenn sich nichts ändere, werde in spätestens zwei Generationen 
die Mehrheit der Bevölkerung Frankreichs nicht mehr europäisch 
sein, und mit einigen Jahren Verspätung würden Deutschland, Öster- 
reich, Italien, Spanien, Belgien, Holland folgen. Seit dem Untergang 
des Römischen Reiches sei Europa nicht mehr von einer solchen Ka- 
tastrophe bedroht worden. Doch die Entwicklung werde, so der Au- 
tor, von einer verschworenen Interessengemeinschaft liberaler Poli- 
tiker und Ethnomasochisten, die nicht nur in der französischen, 
sondern auch in anderen Regierungen westlich-liberaler Demokra- 
tien höchste Posten bekleideten, mit voller Absicht herbeigeführt. 
Guillaume FAYE ist überzeugt, daß weder die Integration noch die 
Assimilierung von Millionen ethnisch und kulturell grundverschie- 
dener Massen möglich ist. Er ruft deshalb zur »Reconquista« auf, 
zur Wiedereroberung Frankreichs. 

Präsident Charles DE GAULLE muß die Entwicklung vorausgeahnt 
haben, als er in den siebziger Jahren warnte: »Ich möchte nicht erle- 
ben, daß aus [seinem Alterssitz] Colombey-les-deux-Eglises (Colom- 
bey-Zweikirchen) eines Tages Colombey-Zweimoscheen wird!« Doch 
der algerische Präsident Huari BOUMEDIENNE wußte es schon damals 
besser: ». .. unsere Frauen werden mit ihren Bäuchen Frankreich 
erobern!« und forderte die arabischen und islamischen Völker auf, 
nach der Vertreibung der Franzosen aus Nordafrika nun ihrerseits 
Frankreich zu kolonisieren. Offiziell leben heute zwischen acht bis 
neuen Millionen zumeist nord- und schwarzafrikanischer Immigran- 
ten in Frankreich, wobei - so FAYE - Millionen von bereits Eingebür- 
gerten und deren zahlreiche Nachkommenschaft nicht inbegriffen 
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seien. Im Jahre 2010 werde es in Frankreich mehr als 15 Millionen 
>citoyens francais< außereuropäischer Herkunft geben und der Islam 
die am meisten verbreitete Religion sein. 75 Prozent der Gewaltver- 
brechen würden von Nord- und Schwarzafrikanern begangen. Wohl 
sei nur eine Minderheit von Zuwanderern aus Nord- und Schwarz- 
afrika kriminell, doch sei die Mehrheit der Kriminellen in Frankreich 
schwarz- und nordafrikanisch. Über achtzig Prozent der wegen Ein- 
bruch, Vergewaltigung, Drogenhandel, Morde in Frankreich einsit- 
zenden Verbrecher seien Afro-Maghrebiner. 

Eingewanderte Wirtschaftsflüchtliinge würden im Namen der 
»Menschenrechtskonvention« genau so »integriert« wie Asylbetrü- 
ger. Zahlreiche Organisationen und SOS-Notdienste, die vom fran- 
zösischen Steuerzahler finanziert werden, kümmerten sich rund um 
die Uhr um alle nur denkbaren Probleme, denen bedürftige Einwan- 
derer begegnen könnten. Den verantwortlichen >Eliten< sei die Lage 
wohlbekannt, doch als praktizierende Ethnomasochisten förderten 
sie diese Entwicklung und damit die stetig voranschreitende Kolo- 
nisation Frankreichs »von unten«, so der Autor. 

Im zweiten Halbjahr 2005 war französischen Medien zu entneh- 
men: 

- daß muslimische Studentinnen von ihren Ehemännern begleitet 
werden dürfen, wenn sie bei Prüfungen antreten, und dort nur von 
Frauen bewertet werden wollen (Nouvel Observateur), 

- daß Muslime in einigen Volksschulen das Verbot von Weih- 
nachtsfeiern und des Aufstellens von Weihnachtsbäumen durchge- 
setzt haben (Le Parisien), 

- daß Muslime in Ämtern, Gymnasien und Hochschulen eigene 
Beträume und die gesetzliche Anerkennung ihrer religiösen Feierta- 
ge fordern (Nouvel Observateur), 

- daß in französischen Geschichtsbüchern jeder Hinweis auf 
Charles MARTELL und JEANNE D'ARC (Jungfrau von Orleans) getilgt 
werden wird, daß verschleierte Medizinstudentinnen sich weigern, 
männliche Patienten zu behandeln, und daß französische Ärzte ver- 
prügelt wurden, weil sie muslimische Frauen ohne Einverständnis 
ihrer Ehemänner versorgt hatten (Le Monde, Le Figaro), 

- daß jener Nordafrikaner, der in Val de Marne eine junge Frau 
lebendig verbrannt hatte, beim Lokaltermin am Tatort von Musli- 
men begeistert akklamiert wurde (Journal von TV3), 

- daß islamische Milizen in den Straßen von Antwerpen auf der 
Suche nach rassistischem weißen Polizisten patrouillieren (Liberation), 
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- daß eine Studie des Verteidigungsministeriums folgendes Er- 
gebnis erbrachte: Auf die Frage, ob sie bereit wären, im Kriegsfall 
Frankreich zu verteidigen, antworteten sieben von zehn jungen 
muslimischen Einwanderern mit Nein, zwei zogen es vor, zu lachen 
und zu schweigen, und nur einer war bereit, für Frankreich in den 
Krieg zu ziehen (Le Point). 

Jean RaspaıL, Autor des Romans Le camp des saints, 1985 (Das Heer- 
lager der Heiligen, 2006) schrieb in einem Artikel für Le Ligaro: »Hier 
ein Beweis unter Tausenden für meine These, die das ganze Aus- 
maß der Entwicklung ersichtlich werden läßt. Laurent FABIUS sagte 
am 17. Mai 2003 auf dem Parteitag der Sozialisten in Dijon: >An dem 
Tag, an dem Marianne (Symbolgestalt Frankreichs) in unseren Rat- 
häusern das schöne Gesicht einer Französin mit Migrationshinter- 
grund angenommen haben wird, an diesem Tag wird Frankreich 
einen großen Schritt auf dem Weg der Verwirklichung der republi- 
kanischen Werte getan haben!< Und ich füge zwei weitere Zitate hin- 
zu: >Mit keiner atomaren Abschreckung kann die Flut von Menschen 
eingedämmt werden, die sich eines Tages aus den armen, südlichen 
Weltteilen in offene Räume der nördlichen Hemisphäre ergießen 
wird< (Algeriens Präsident BOUMEDIENE, 1974). Und aus der Offenba- 
rung des Johannes: >Und wenn die tausend Jahre vollendet sind, wird 
der Satan los werden aus seinem Gefängnis und wird ausgehen, zu 
verführen die Völker an den vier Enden der Erde, den Gog und 
Magog, um sie zu versammeln zum Streit; deren Zahl ist wie der 
Sand am Meer. Und sie zogen herauf auf die Breite der Erde und 
umringten das Heerlager der Heiligen und die geliebte Stadt. Und 
es fiel Feuer vom Himmel und verzehrte sie. <« 


2. Berichte aus Spanien 


Enrico RAVELLO, Herausgeber von Tierra y Pueblo (Boden und Volk), 
führte bei einem Vortrag im April 2006 aus: »Erst mit der Amts- 
übernahme des neuen Regierungschefs Jose Maria AZNAR, des Wunsch- 
kandidaten Washingtons, und nach einer entsprechenden Multikulti- 
Propagandakampaane in allen Medien begann in Spanien die gezielte 
Einwanderung. Sie lief nach folgendem Plan ab: Erst wurden die 
Illegalen nur geduldet, dann folgte ihre Legalisierung, dann ihre 
Familienzusammenführung und zuletzt die Einladung an die Da- 
heimgebliebenen, bald nachzukommen. In den Jahren 1995 bis 1997 
lebten in Spanien etwa 1,6 Prozent Fremde, zumeist Nordeuropäer, 
die hier überwinterten. 2001 zählte man schon 1,2 Millionen legale 
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Einwanderer, 2003 waren es bereits drei Millionen, 2004 vier Millio- 
nen, also zehn Prozent der Gesamtbevölkerung. Es handelt sich in 
Spanien und Portugal vor allem um Afrikaner, Süd- und Mittelame- 
rikaner, die Banden bilden und von organisierter Kriminalität leben.« 
RAVELLO schloß mit folgendem Appell: »Hier handelt es sich nicht 
mehr um Immigration, sondern um eine Invasion! Die Indios und 
Mestizen sind keine >Latinos<, wie uns die Regierung weismachen 
will. Ich bin ein >Latino<, weil ich Spanier bin! Spanien muß wieder 
zu einem Land der Reconquista, der Wiedereroberung werden!« 


3.Berichte aus Österreich 

2006 wurde für Polizei und Beamte des Innenministeriums ein >To- 
leranztraining< für den politisch korrekten Umgang mit Ausländern 
verpflichtend eingeführt. In den Oberösterreichischen Nachrichten vom 
5. Januar 2007 war der Aufruf eines Welser Bürgers an seine Mitbür- 
ger zu lesen. Er wolle eine Bürgerwehr gründen, weil in der etwa 40 
Kilometer von Linz gelegenen Kleinstadt »Banden von Ausländern 
außer Kontrolle geraten sind und die Polizei machtlos ist«. Klar, daß 
dieser Aufruf sowohl beim roten Bürgermeister als auch beim Chef 
der Polizei auf Ablehnung stößt. Die Staatsanwaltschaft prüft nun, 
ob die von der Bürgerinitiative in einem Flugblatt aufgestellte Be- 
hauptung, 60 Prozent aller Straftäter hätten einen »Migrationshin- 
tergrund«, politisch noch rechtskonform ist. 


4.Berichte aus Finnland 


Aus finnischen Medienberichten geht hervor, daß der Flüchtlings- 
strom innerhalb von vier Jahren um fünfzig Prozent angestiegen sei. 
Das kleine Fünfmillionenvolk sieht sich außerstande, solche Massen 
kulturfremder Immigranten zu integrieren. Sollte dem Zuzug aus 
der Dritten Welt nicht dringend Einhalt geboten werden, befürchten 
die Finnen, ihr Land könnte bald mit französischen Verhältnissen 
konfrontiert sein. 


5.Berichte aus Großbritannien 

Laut >Office for National Statistics< hätten seit 2000 etwa eine Mil- 
lion britischer Bürger ihre Insel verlassen, berichtete The Spectator im 
November 2006. Allein 2005 wären es 380000 Briten gewesen, die 
freilich von 565 000 »Neuzugängen« aus Indien, Pakistan und Ban- 
gladesch »ausgeglichen« worden seien. In diesem Artikel wurde 
verschwiegen, daß die auswandernden Briten fast ausschließlich zu 
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der noch-weißen Mehrheit gehörten, die vor der Masseneinwande- 
rung aus Indien, Afrika und der Karibik die Flucht ergriffen hätten. 
Und dieser Trend setze sich fort. 


Guillaume FAYE stellt die Frage, ob man die weißen Völker abschaf- 
fen wolle, denn weder die Europäer noch die Nordamerikaner wur- 
den und werden zu diesen Masseneinwanderungsplänen befragt, 
und sie werden von ihren Regierungen über die wahren Ausmaße 
belogen. Wüßten sie Bescheid, so könnten sie dank ihrer Noch-Mehr- 
heit gegen diese Politik stimmen, doch in wenigen Jahren werde der 
Zeitpunkt erreicht sein, da es für eine Umkehr zu spät sein wird und 
beim Urnengang die Stimmen der Afrikaner, Asiaten und Mestizen 
den Ausschlag geben werden. Dann blieben - so versichert Guillau- 
me FAYE - nur zwei Alternativen: das Sich-Verabschieden aus der 
Geschichte oder die >Reconquista<, die Wiedereroberung ihrer Län- 
der. Wie einst der römische Kaiser CARACALLA mit einem einzigen 
Federstrich das volle römische Bürgerrecht allen Völkern seines Rei- 
ches verlieh, so würden heute die Staatsbürgerschaften Europas und 
Nordamerikas jedem dahergelaufenen Scheinasylanten und Wirt- 
schaftsflüchtling regelrecht nachgeschmissen - Hauptsache, sie sei- 
en schwarz und Nichteuropäer -, und schon wären sie in allen Stati- 
stiken und per Gesetz als echte Franzosen, Deutsche oder 
US-Amerikaner angesehen. Weder in amtlichen Fragebögen noch in 
Zeitungsinseraten dürfe die ethnische Herkunft hinterfragt werden. 
Der Trugschluß der links- und rechtsliberalen Weltverbesserer sei 
offenbar: Die in Massen eingewanderten und sich in Massen repro- 
duzierenden Nord- und Schwarzafrikaner dächten in ihrer überwäl- 
tigenden Mehrheit nicht daran, sich in die französische Gesellschaft 
einzugliedern und sich als Franzosen zu assimilieren. Sie blieben 
vielmehr unter sich, kapselten sich ab und verweigerten jeglichen 
Versuch zur Vermischung und Integration mit dem (noch) mehr- 
heitlichen Staatsvolk. Der Aberglaube der Linken, diese schnell ein- 
gebürgerten Immigranten würden dereinst zu verläßlich >links< wäh- 
lenden >Franzosen< mutieren, habe sich als falsche Hoffnung 
erwiesen. Die normative Kraft der rassischen Abstammung bringe 
es mit sich, daß die Schwarzen und Araber ihre eigenen Parteien 
gründeten, die ihre konfessionellen, kulturellen und ethnischen 
Anliegen und Interessen verträten und daher ganz im Sinne demo- 
kratischer Spielregeln in wenigen Jahren in Frankreich eigene Mehr- 
heitsverhältnisse herstellen würden. Schon jetzt forderten schwarze 
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und islamische Minderheitensprecher feste Quoten für Arbeitsplätze 
im Staatsdienst und in jeder Gemeinde. 

Als typisches Beispiel für das Leugnen und Verharmlosen der 
brisanten Lage nennt Guillaume FAYE das Verhalten der ehemaligen 
französischen Umweltministerin Dominique VOYNET, die im Rathaus 
der Kleinstadt Dole überfallen worden war. Ihre Schilderung des 
Vorfalles übertrug der Fernsehsender TF1 direkt: ». .. ich habe ge- 
gen die Täter keine Anklage erhoben, obwohl ich sie auf der Straße 
wiedererkannt habe. Denn diese gehören einer Randgruppe der Be- 
völkerung an, die schon allzuoft verleumdet wurde.. . Ich möchte 
mich nicht des Rassismus schuldig machen.. .« Was Madame VOYNET 
damit den angesprochenen Randgruppen öffentlich vermittelte, war 
die Tatsache, daß in Frankreich Straftaten, sofern sie von Afro- 
Maghrebinern begangen werden, entschuldbar und nicht strafbar 
seien, und daß es »rassistisch« sei, in Frankreich einen Nicht-Wei- 
Ben anzuklagen. 

Rassismus, so FAYE, sei im übrigen nichts anderes als Notwehr 
gegen ethnische und kulturelle Kolonisation. Er läßt einen General 
zu Wort kommen, der nicht genannt werden will: »Wenn die Regie- 
rung nicht handelt, dann werden sich eben bewaffnete Bürgermili- 
zen bilden, die das Gesetz in die Hand nehmen und nicht allein da- 
stehen werden. An ihrer Seite werden viele frustrierte und enttäuschte 
Offiziere, Soldaten, Polizisten treten, die sich zwar dem Gesetz nach 
in der Illegalität befinden, jedoch das Prinzip der Deklaration der 
Menschenrechte verkörpern werden: Der Souverän ist das Volk, und 
nicht der Staat, und schon gar nicht dessen Verwaltungsorgane. Das 
Volk wird diesen Verteidigungskrieg führen, ich wünsche ihn zwar 
nicht herbei, doch eilen wir diesem bereits entgegen.« 


Welche Lösungen schlägt Guillaume Faye vor? 

Schon jetzt entstünden in den meisten Ländern Europas und Nord- 
amerikas Parteien und Bewegungen, die das Problem klar erkannt 
hätten und die Bereitschaft zu radikalen und revolutionären Lösun- 
gen erkennen ließen. Wie schon vor ihnen die Jakobiner und Bol- 
schewisten, seien sie der Überzeugung, daß der Zweck die Mittel 
heile. Die Zeit der Diskussionen sei vorbei, die Zeit der Repressio- 
nen gekommen. Welche Ziele verfolgten sie? Einige schlügen die frei- 
willige Rückwanderung der Afro-Maghrebniner vor, die durch fi- 
nanzielle Anreize versüßt werden sollte. Andere verlangten schlicht 
und einfach deren Ausweisung, so, wie einst der US-Präsident Abra- 
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ham LINCOLN in seinem »Plan for a Resettlement« (Wiederansiedlungs- 
plan) die Rückführung der Schwarzen aus den USA nach Afrika vor- 
geschlagen hatte. Sie wollten durchsetzen, daß nur die Abstammung 
ein Recht auf Einbürgerung schafft, und nicht die zufällige Geburt in 
einem Lande, und daß weder das Aussitzen von noch so vielen Jah- 
ren noch die Verleihung eines Reisepasses einen Araber oder Schwarz- 
afrikaner in einen Franzosen verwandeln könnten. 

Eine weitere Verschärfung der Lage bedeuteten die wochenlang 
anhaltenden Rassenkrawalle, Haßorgien und Zerstörungen im Spät- 
herbst 2005 in Frankreichs Städten. Angesichts der Überfälle und 
Brandlegungen und somit des eklatanten Beweises für das Mißlin- 
gen der Integration von Millionen Nichteuropäern im Land der al- 
berte, Egalite und Fraternite< beschlossen die von keiner demokrati- 
schen Wahl legitimierten Brüsseler Spitzen, Frankreich eine Nothilfe 
von einer Milliarde Euro zu gewähren - doch nicht etwa, um den 
Besitz, die Gebäude, Schulen, Einrichtungen, Kulturdenkmäler des 
französischen Volkes gegen weitere Übergriffe durch Randalierer zu 
schützen, sondern um die »Lebensqualität« und die Infrastruktur in 
den Wohnbezirken der weder integrationsfähigen noch -willigen 
Afro-Maghrebiner zu verbessern (sprich: Mietzuschüsse), die soziale 
und gesellschaftliche Eingliederung von Millionen Muslimen und 
ausländerspezifische Arbeitbeschaffungsprogramme (sprich: Quo- 
tenregelungen) zu finanzieren. Wer wird dieses Milliardengeschenk 
finanzieren dürfen? Richtig! Die EU-Nettozahler. 

Welche Botschaft wurde, laut FAYE, mit diesem ungeheuren Ver- 
brechen an jedem Rechtsgrundsatz von Brüssel aus den in Europa 
bereits anwesenden und weiteren Millionen von potentiellen Asy- 
lanten aus aller Welt übermittelt? Daß in Zukunft alle nicht integrier- 
baren und leistungsunwilligen Fremdminderheiten in Europas Städ- 
ten nur Randale zu veranstalten, Geschäfte zu plündern, Busse und 
Autos abzufackeln, weiße Passanten zu verprügeln brauchten, um 
großzügig finanziert zu werden. Und weil ja die weißen Gastvölker 
grundsätzlich immer schuld am eigenen Unglück zu sein haben, 
brauchten die >Gäste< aus Afrika weder Ausweisung noch Strafver- 
folgung zu befürchten. Liberale Politiker, satte Wohlstandsbürger, 
politisch korrekte Trendlemminge, Leitartikler und die Multikultur- 
schickeria, die stets laut und vernehmlich für mehr Toleranz eintre- 
ten und für den Abbau von >Fremdenfeindlichkeit< und Rassismus 
militieren und spenden, werden spätestens dann - und zwar sehr laut 
und empört - nach der Polizei rufen, wenn Fellachen Zeltlager auf 
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ihren Golfplätzen aufstellen und wenn subsaharische Großfamilien 
in gepflegten Gartenanlagen ganze Hammel am Spieß braten werden. 

Wo stehen wir nun, die von Identitätsverlust und langsamem 
Aussterben bedrohten weißen Völker Europas und Amerikas? Die 
wenigen Wissenden sind machtlos, werden als Feinde des Fort- 
schritts, Ewiggestrige und Rassisten abgestempelt, verfolgt und aus- 
geschaltet. Von Vancouver bis Versailles, von Stockholm bis Sevilla, 
von Houston bis Hoyerswerda, überall und täglich vernehmen Mil- 
lionen Europäer diesseits und jenseits des Atlantik die Botschaften 
der >demokratischen< Parteien und liberalen Institutionen, nur Multi- 
kultur und Globalisierung würden Fortschritt und ewigen Frieden 
in der Welt herbeiführen, und erfahren von den gleichgeschalteten 
Medien, daß Masseneinwanderung aus Asien und Afrika eine >Be- 
reicherung<, Mischehen >in<, Grenzsicherung und Abschiebung von 
kriminellen Asylanten >pfui< seien. Gleichzeitig aber erleben diesel- 
ben Millionen, sofern sie nicht völlig blind, taub und geruchsunemp- 
findlich sind, wie es entgegen den Versicherungen gutmenschlicher 
Politiker und salbungsvoller Vermischungsprediger, trotz Chloro- 
formierung durch die Lizenzpresse langsam, aber unausweichlich 
zur Afrikanisierung ihrer Innenstädte und Levantinisierung ihres 
Lebensraumes kommt. 

Wir, die weißen Völker in Europa und Amerika, müssen uns ein- 
gestehen, daß wir den drohenden demographischen und energie- 
wirtschaftlichen Tsunamis hilflos ausgeliefert sind. Politisch sind die 
europäischen Staaten völlig machtlos, untereinander hoffnungslos 
zerstritten und werden von den Globalisierern am Gängelband ge- 
führt. Weder gibt es eine europäische >Union der Nationalem, ge- 
schweige denn einen transatlantisch abgesprochenen und organi- 
sierten Widerstand gegen Gleichschaltung und Ausbeutung durch 
Globalisierungsheuschrecken und Welteroberungsphantasten. 

Und wie aus dem 5. Kapitel zu ersehen ist, wollen sich auch die 
asiatischen Völker keinesfalls dem Diktat der Globalisierer fügen. 


Frieden am Persischen Golf? 


Am 10. August 2006 berichtete der Leitartikler Michel CHOSSUDOVSKY 
in Global Research vom Auftrag des Vizepräsidenten CHENEY an US- 
STRATCOM (das strategische Oberkommando), einen >Contingen- 
cy Plan< (Eventualplan) für den Fall eines >Second 9/ll< (eines zwei- 
ten Angriffs a la 11. September 2001) auszuarbeiten, um diesen als 
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Vorwand für einen Gegenschlag gegen den Iran zu nützen. Dieser 
Plan sieht vor, »Luftangriffe mit nuklearen und herkömmlichen 
Waffen zur Zerstörung von 450 strategischen Zielen durchzufüh- 
ren. ..« Nur wenige Tage nach Beginn der israelischen Bombenan- 
griffe auf den Libanon warnte Dick CHENEY: »Der Feind, der am 11. 
September zugeschlagen hat, ist wohl geschwächt, stellt aber noch 
immer eine tödliche Gefahr dar, er ist fest entschlossen, uns wieder 
anzugreifen.« Die Kulissen sind aufgestellt, Bühne frei für den näch- 
sten Akt! 

Der New York Times vom 21. Dezember 2006 war zu entnehmen, 
daß die USA und Großbritannien ihre militärische Präsenz im Persi- 
schen Golf beträchtlich verstärken wollen: Der neue Verteidigungs- 
minister Robert GATES habe befohlen, die bereits Mitte Dezember im 
Persischen Golf eingetroffene US-Flotte, die aus dem Flugzeugträger 
>Eisenhower<, drei Begleitschiffen und einem U-Boot besteht, mit dem 
Flugzeugträger >Stennis< zu verstärken, während die Royal Navy 
einige Minensuchboote nachschickte. Ein dritter Flugzeugträger soll 
im März folgen. Insgesamt würden jetzt zwischen dem Roten Meer 
und dem Persischen Golf 45 Kriegsschiffe auf Friedenswacht patrouil- 
lieren, ein Drittel davon unter den Flaggen Australiens, Bahrains, 
Kanadas, Deutschlands, Frankreichs, Italiens, Pakistans und Groß- 
britanniens, wozu noch mindestens zwei atomraketenbestückte is 
raelische U-Boote >made and presented by Germany< zu zählen sind. 
Die deutschen Tornado-Kampfflugzeuge in Afghanistan können 
dann sofort die amerikanische >Friedenswacht< am Hindukusch ver- 
stärken. Dies wurde am 21. Januar 2007 vom Leitartikler CHOSSUDOV- 
SKY bestätigt. Der amerikanisch-israelische Flottenaufmarsch entlang 
der iranischen Südküste sei nun abgeschlossen. Es zeichne sich eine 
russisch-chinesische Absprache zur Unterstützung des Iran im Falle 
des amerikanisch-israelischen Überfalls ab. 

Die Marinestreitkräfte der >Achse des Gutem haben also ihr Ein- 
satzgebiet erreicht. Ab jetzt muß jederzeit damit gerechnet werden, 
daß die Regierung der USA oder Israels den roten Knopf betätigt, 
um den >Schurkenstaat< Iran auszulöschen. American Free Press vom 
26. Februar berichtet: »Innerhalb der höchsten Militärhierarchie ist 
ein Konflikt ausgebrochen, der sich sicher auf das Weiße Haus und 
das Kapitol auswirken wird: Der im Januar zum Chef des CENT- 
COM (Central Command) ernannte Admiral Richard FALLON gilt als 
>Neocon< und prozionistischer Scharfmacher. Er war bisher Chef von 
PACOM (Pacific Command) und hat dort Erfahrung bei amphibi- 
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sehen Einsätzen und von Flugzeugträgern aus gestarteten Luft- und 
Raketenangriffen gesammelt. Er ist also genau der richtige Mann 
bei CENTCOM, das für die Kriegsschauplätze im Nahen Osten, Irak, 
Afghanistan und, im Falle eines Angriffs auf den Iran, auch für die- 
sen zuständig ist. Soweit, so gut. Doch es gibt ein Problem: General 
David PETRAEUS, der bei CENTCOM für die amerikanischen Land- 
streitkräfte zuständig ist, gilt als Gegner der proisraelischen Kriegs- 
politik seines Landes. Der Konflikt sei schon offen ausgebrochen. 
Präsident BUSH wird ein Machtwort sprechen müssen. In Washing- 
ton geht man davon aus, daß er entsprechend den Befehlen der >Neo- 
cons< handeln wird. 

Die Agentur Reuters berichtete am 16. Januar 2007, Rußland habe 
dem Iran neueste Luftabwehrraketen vom Typ TOR-MI im Wert von 
einer Milliarde Dollar geliefert. Schon am 3. Januar hatte AP berich- 
tet (zitiert in: Freace, 13. Januar), daß 24 US-Kampfflugzeuge des Typs 
F-16 vom deutschen Stützpunkt Spangdahlem nach Incirlik in die 
Türkei beordert worden seien. Sie könnten in 20 Minuten Flugzeit 
die iranische Grenze erreichen. 

American Free Press vom 8. Januar 2007 zitierte die Aussage des 
israelischen Brigadegenerals Zvi SHTAUBER gegenüber der Jerusalem 
Post, den Iran müsse man durch einen Militärschlag endlich aufhal- 
ten. Einen Schritt weiter geht Brigadiergeneral Oded TIRA, früherer 
Chef der israelischen Artillerie, der in seinem »Was soll mit dem 
Iran geschehen?« betitelten Artikel für das israelische OnlineJour- 
nal YNET feststellt: »Präsident BUSH fehlt die politische Macht, den 
Iran anzugreifen. Weil ein amerikanischer Angriff auf den Iran für 
Israel so lebenswichtig ist, müssen wir unsere Lobby in den USA 
einsetzen, um sowohl die Demokratische Partei als auch die Zeitungs- 
herausgeber zu bearbeiten. Wir müssen erreichen, daß der Schlag 
gegen den Iran von beiden amerikanischen Großparteien gefordert 
und nicht in Zusammenhang mit dem Fiasko im Irak in Zusammen- 
hang gebracht wird. Unserer Lobby muß es gelingen, daß Hillary 
CLINTON und andere demokratische Präsidentschaftskandidaten Ge- 
orge W. BUSH öffentlich auffordern, den Iran dringend anzugreifen. 
Wir sollten auch die europäischen Staaten beeinflussen, damit sie 
den amerikanischen Angriff auf den Iran unterstützen, und müssen 
die Saudis heimlich bearbeiten, damit auch sie die USA überzeugen, 
den Angriff zu starten. Wir müssen unsere eigenen, über irakischen 
Luftraum geplanten Angriffe auf den Iran mit den Amerikanern 
abstimmen, mit Aserbaidschan über die Benutzung seiner Stützpunkte 
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und die Unterstützung durch seine im Iran lebenden Minderheiten 
sprechen. Darüber hinaus sollten wir uns dringend auf iranische Ver- 
geltungsangriffe vorbereiten.« 

Es wundert nicht, daß die zum Krieg treibenden Neokonservati- 
ven in ihrer Hauspostille Foreign Policy (Nov./Dez. 2006) folgenden 
Artikel von Joshua MURAVCHIK brachten, einen Mitarbeiter des vom 
>Neocon< Richard PERLE geleiteten >American Enteprise Instituten 
»Macht euch nichts vor, Präsident BUSH wird gezwungen sein, vor 
seinem Abtreten die nuklearen Anlagen des Iran bombardieren zu 
müssen. .. Wir müssen diesen Angriff jetzt schon verstandesmäßig 
(intellectually) so vorbereiten, daß wir ihn dann, wenn es so weit ist, 
auch rechtfertigen können.« (zitiert in AFP, 5. Februar 2007) 

Im Zusammenhang mit Präsident BUSHS Androhungen, in Syrien 
und den Iran einzumarschieren, fand am 12. Januar 2007 in Washing- 
ton eine Anhörung von Außenministerin Condoleezza RICE vor dem 
außenpolitischen Komitee des US-Senats durch den Vorsitzenden 
Senator Joseph BIDEN und den Senator Chuck HAGEL statt (»Informa- 
tion Clearing House«, 12.1. 2007): 

Senator BIDEN: »Ministerin RICE, gestern sagte der Präsident: >wir 
werden [in Syrien und im Iran] Netzwerke aufstöbern und vernich- 
ten, die unsere Feinde im Irak schulen und mit modernen Waffen 
beliefern< Bedeutet dies, daß der Präsident plant, die iranische und 
syrische Grenze zu diesem Zweck zu überschreiten?« 

Ministerin RICE: ». .. der Vorsitzende unserer Vereinten Streitkräfte 
(Joint Chiefs of Staff) hat bereits betont, daß wir alles unternehmen 
müßten, um unsere Streitkräfte im Irak zu schützen.« 

Senator BIDEN: »Ministerin RICE, glauben Sie, daß der Präsident 
über das verfassungsmäßige Recht verfügt, Netzwerke jenseits der 
syrischen und iranischen Grenzen zu verfolgen?« 

Ministerin RICE: »Well, Herr Vorsitzender, ich möchte mich nicht 
auf das verfassungsmäßige Recht des Präsidenten einlassen, mir je- 
doch erlauben, auf seine sehr weiten Befugnisse als Oberster Befehls- 
haber unserer Streitkräfte hinzuweisen.. . Das amerikanische Volk, 
und ich hoffe, daß dies auch für den Kongreß zutrifft, erwartet vom 
Präsidenten, daß er alles unternimmt, um unsere Streitkräfte zu be- 
schützen.« 

Senator BIDEN: »Ich will nur klarstellen, daß dem Präsidenten im 
Rahmen der für den Krieg im Irak zugestandenen Rechte keine Ge- 
nehmigung erteilt wurde, in Syrien oder im Iran Krieg zu führen. 
Dazu müßte er beim Kongreß erst um Genehmigung ansuchen.« 
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Senator HAGEL: »Frau Minister, ... als Sie vorhin, bezüglich der 
gestern vom Präsidenten angedrohten Einsätze in Syrien und im Iran, 
Senator BIDEN Rede und Antwort standen, hätten Sie als Regierungs- 
mitglied nicht einfach dasitzen dürfen, um den Amerikanern mitzu- 
teilen, daß wir in Wirklichkeit gar nicht die Absicht haben, in diese 
Länder einzudringen... Denn, Frau Minister, Sie müssen sich über 
die Gefahren dieser vom Präsidenten angestrebten Politik völlig im 
klaren sein. Ich bin überzeugt, daß die gestrige Rede des Präsidenten, 
falls ihr Inhalt umgesetzt wird, den gröbsten Fehler unserer Außen- 
politik seit Vietnam darstellt. Ich werde gegen ihn ankämpfen!« 

Immer eindringlicher und häufiger berichten Medien vom bevor- 
stehenden Angriff auf den Iran. So der britische Sunday Herald am 
30. Januar 2007, die USA hätten die Einkreisung des Iran nun an 
allen Fronten vollendet. Bulgarische und rumänische Medien erwar- 
ten, daß die Luftangriffe der Amerikaner von den bulgarischen Stütz- 
punkten Bezmer und Ignitiewo, wohin die USA bereits 3000 Mann 
entsendet haben, möglicherweise auch vom rumänischen Stützpunkt 
Kogalniceanu aus gestartet werden, wo eine stattliche Ansammlung 
von Kampfflugzeugen der Typen A-10, F-15 und F-16 sowie insge- 
samt 2000 amerikanische Soldaten auf ihren Einsatz warten. 

Von einem Kriegsfalken zu einer Friedenstaube scheint der ehe- 
malige amerikanische Oberbefehlshaber der NATO-Truppen im 
Balkankrieg, General Wesley CLARK, mutiert zu sein. In einem Inter- 
view für die Zeitung Forward verurteilte er, daß sehr viel Geld von 
den »New York money people« dafür eingesetzt würde, um Druck auf 
die aussichtsreichsten Kandidaten bei der Präsidentschaftswahl 2008 
auszuüben, damit sie einen Krieg gegen den Iran unterstützen. Seit- 
her steht CLARK unter Dauerbeschuß pro-zionistischer Kreise. Ben 
CHOUAKE, Präsident des pro-israelischen NORPAC Komitees, meint: 
»Iran bedeutet eine ungeheure Gefahr für die USA und deshalb auch 
für Israel.. . Der für die Verteidigung unseres Landes erfahrenste, 
geeignetste und mutigste Mann wäre Senator John MCCAIN«, der stets 
auch für die Weiterführung des Krieges im Irak bis zum bitteren 
Endsieg eintritt. (AFP vom 29. Januar 2007) 

Auch der frühere Prediger für Amerikas Welteroberung Zbigniew 
BRZEZINSKI ist zu einem Spätbekehrten geworden, denn bei seiner 
Anhörung vor dem >Senate Foreign Relations Committee< am 1. Fe- 
bruar 2007 bezeichnete er den Irakkrieg als »a colossal foreign political 
blunder« (einen kolossalen außenpolitischen Schnitzer), der die Recht- 
mäßigkeit und Ausrichtung der globalen amerikanischen Politik 
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untergrabe. Sowohl die >collateral damages< (zivile Opfer) und Kriegs- 
verbrechen als auch die nmperial hubris< (imperiale Überheblichkeit) 
Amerikas im Irakkrieg würden das moralische >image< der USA be- 
schmutzen. Als höchst erstaunlich und erschreckend beschreibt BRZE- 
ZINSKI das von der Bush-Regierung erhoffte glaubwürdige Szenario 
für den militärischen Zusammenstoß mit dem Iran: Dieses würde 
vorsehen, daß dem Iran unerfüllbare Bedingungen gestellt werden, 
die er ablehnen müsse. Daraufhin würden die USA im Irak oder in 
Amerika einen »Terroranschlag« provozieren, den sie dem Iran unter- 
jubeln (by some provocation in Iraq or a terrorist act in the USA, blamed 
on Iran), um ihn »aus Notwehr« angreifen können. BRZEZINSKI sagte 
abschließend: »Ich bin sehr darüber erstaunt, daß die wichtigsten 
strategischen Entscheidungen offenbar innerhalb eines sehr kleinen 
Kreises von möglicherweise nur fünf Personen getroffen werden.. .« 

Im The New Statesman vom 23. Februar beschrieb der britische Leit- 
artikler John PILGER ein ähnliches Szenario und warnte, daß Präsi- 
dent BUSHS Erklärung, »die USA würden die Netzwerke im Iran und 
in Syrien angreifen, die unsere Feinde im Irak unterstützen«, ein Hin- 
weis dafür sei, die USA würden den Iran vor Ende April angreifen. 
Auch Rußlands Oberstratege General Leonid IWASCHOW erwarte, die 
Amerikaner würden den Angriff mit atomar bestückten Gleitflug- 
körpern eröffnen, der Iran mit Raketenangriffen auf Israel sofort 
antworten, woraufhin die USA mit Vernichtungs- und >Vergeltungs<- 
Schlägen den Iran endgültig auslöschen wollten. Unklar sei freilich, 
so IWASCHOW, ob der Kongreß den Kriegsplänen des Präsidenten 
Widerstand leisten wolle. PILGER bezweifelt, daß die führenden De- 
mokraten Nancy PELOSI, Hillary CLINTON, John EDWARDS und Howard 
DEAN entgegen ihren pazifistischen Lippenbekenntnissen sich aus 
ihrer Abhängigkeit von der proisraelischen Lobby befreien können 
und überhaupt wollen. 

Air Force-General Thomas MCINERNEY, der sich für einen »Präven- 
tivschlag« gegen den Iran einsetzt, meint: »Jede Bombe, die im Irak 
hochgeht, müssen wir mit einer Bombe auf den Iran heimzahlen!« 
(AFP vom 12. Februar 2007) Für die drohende Niederlage im Irak 
muß also der Iran als Sündenbock aufgebaut werden. 

Am 8. März erließ Israels Nationaler Sicherheitsrat eine Warnung 
an alle israelischen Staatsbürger, in 37 namentlich angeführte Staaten 
nicht einzureisen, und eine Empfehlung, diese sofort zu verlassen. 

Zur alljährlich stattfindenden Konferenz des AIPAC (>American 
Israel Public Affairs Committee<) waren am 12. März 2007 sechstau- 
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send hochrangige Gäste nach Washington gekommen. Die Veran- 
stalter suchten nach einem Weg, so Ron KAMPEAS in Jewish Telegra- 
phic Agency, ihren Gästen, unter ihnen zahlreiche Kriegsgegner aus 
der Demokratischen Partei, die Irak-Politik des US-Präsidenten 
schmackhaft zu machen, denn Israels Sicherheit hinge von der dau- 
ernden Anwesenheit des US-Militärs im Irak ab. In seiner Begrü- 
RBungsrede, die aus Jerusalem zugeschaltet wurde, versicherte des- 
halb der israelische Premierminister Ehud OLMERT den bei einem 
Galadiner versammelten Gästen in Washington: »Die Freunde Isra- 
els wissen das, und sie werden deshalb dafür sorgen, daß die Ame- 
rikaner stark, mächtig und überzeugungskräftig bleiben!... Ich weiß, 
daß Ihr, liebe Freunde Israels, angesichts der Drohungen aus dem 
Iran die Bedeutung einer starken Führung in Amerika richtig ein- 
schätzen könnt, um diesen Gefahren zu begegnen. Ich bin mir si- 
cher, daß Ihr nicht unnötigerweise diese starke Führung behindern 
oder zurückhalten werdet!« 

Viele Demokraten waren erstaunt über eine derart offene Partei- 
nahme und Einmischung in den internen politischen Prozeß der USA. 
Doch noch krasser drückte sich Vizepräsident CHENEY aus: »Unter 
Freunden hat man so offenherzig wie möglich zu sein: Liebe Freun- 
de! Es ist ganz einfach inkonsequent, einerseits den Angriff gegen 
den Iran zu verlangen, andererseits den Abzug aus dem Irak, denn 
dies würde Amerika, Israels besten Freund, entschieden schwächen.« 

Ganz Washington schüttelt jetzt den Kopf, daß schon zwei Tage 
später ausgerechnet Nancy PELOSI, die demokratische Parlaments- 
präsidentin (House Speaker), in hinterhereilendem Gehorsam das 
Gesetz geflissentlich zu Fall brachte, das den Präsidenten bisher 
zwang, für einen Angriffskrieg gegen den Iran um >Congressional 
Approval< (um Genehmigung beim Kongreß) anzusuchen. Von jetzt 
ab kann BUSH also losschlagen, wann immer er will. 

Als sich am 27. März 2007 der amerikanische Senat mit einer denk- 
bar knappen Mehrheit von 50 zu 48 Stimmen für den stufenweisen 
Abzug aller amerikanischen Streitkräfte aus dem Irak bis zum 31. 
März 2008 aussprach (The New York Times, 28. März 2007), leistete er 
nur scheinbar heroischen Widerstand gegen die Irakpolitik des Prä- 
sidenten, wußten doch die Herren Senatoren genau, daß der Krieg 
gegen den Iran ohnehin feststeht und mit seinem Ausbruch ein Rück- 
zug aus dem Irak ohnehin nicht in Frage kommt. Ihre zur Schau 
getragene Friedensliebe war reine Heuchelei und deshalb reines 
Theater für das Wahlvolk. 
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Ende März warnte die Moskauer Zeitung Novosti, der russische mi- 
litärische Geheimdienst berichte von Anzeichen hektischer Aktivität 
der amerikanischen Streitkräfte entlang der iranischen Grenze, die auf 
militärische Vorbereitungen von Operationen zu Lande und aus der 
Luft hindeuteten. Das Pentagon, so Generaloberst Leonid IWASCHOW, 
Vizepräsident der Akademie für Geopolitische Studien in Moskau, 
habe sich noch nicht für den Zeitpunkt des Losschiagens entschieden, 
sondern suche noch nach einer Lösung, wie man den Iran mit einem 
Mindestmaß an Eigenverlusten in die Knie zwingen könne. 

Die Geisel-Affäre um die 15 gefangenen britischen Marinesolda- 
ten war für die britische Regierung an Peinlichkeiten nicht zu über- 
bieten. Die Gefangenen wurden von den Iranern auf dem Flughafen 
Teheran wie liebe Freunde verabschiedet und mit Geschenken gera- 
dezu überhäuft. Die BBC zeigte in einem Fernsehbericht, wie sie kurz 
vor dem Start der Maschine ihre Freilassung mit Champagner feier- 
ten. In England werden die Marinesoldaten jetzt erklären müssen, 
warum sie sich widerstandslos festnehmen ließen, im iranischen 
Fernsehen weder mit Selbstbezichtigungen noch mit Eingeständnis- 
sen sparten, sie hätten iranisches Hoheitsgebiet absichtlich verletzt. 
Diese >Elitesoldaten< der Royal Marines samt Tony BLAIR haben nicht 
nur vor Millionen iranischer und arabischer Fernsehzuschauer, son- 
dern auch vor der Mehrheit ihrer britischen Landsleute das Gesicht 
endgültig verloren. 


Rätselhafte Geiselnahme 


»Brits Trapped in Shadowy Iran War« (Briten gerieten im iranischen 
Schattenkrieg in eine Falle), so betitelte ein ehemaliger Leitartikler 
großer amerikanischer Systemblätter unter dem Pseudonym Richard 
WALKER seinen Beitrag in American Free Press vom 16. April 2007 und 
bezog sich auf absolut verläßliche Quellen: »Manche Hinweise er- 
härten die These, daß die Gefangennahme der 15 britischen Marine- 
soldaten am 24. März vor Basrah nur eine Episode im Schattenkrieg 
ist, den die USA seit Jahren gegen den Iran führen. Am 4. April gab 
der Iran bekannt, er habe den 15 britischen Gefangenen >verziehen< 
und werde sie umgehend freilassen. Über die Vorgeschichte und 
Hintergründe dieser Affäre schweigen sich die gleichgeschalteten 
westlichen Systemmedien freilich beharrlich aus.« 

»Alles hatte am 11. Januar begonnen, als amerikanische Spezial- 
truppen, unterstützt von >Black Hawk<-Hubschraubern, in der nord- 
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irakischen und von den Kurden kontrollierten Stadt Arbil das Ge- 
bäude eines iranischen Verbindungsbüros stürmten, fünf Iraner dort 
festnahmen und an einen geheimen Ort flogen. Das Pentagon feierte 
die Entführung als einen großen Sieg, denn bei den fünf Iranern handle 
es sich um Mitglieder der >Revolutionsgarden<, die zu einem Ge- 
heimtreffen mit irakischen >Aufständischen< angereist seien. Verär- 
gert zeigten sich sowohl die irakische Regierung als auch die kurdi- 
sche Regionalregierung, denn sie wußten, daß es sich bei den 
entführten Iranern nicht um Militärs, sondern um iranische Diplo- 
maten handelte, die offiziell eingeladen worden waren. 

Am 4. Februar wurde dann Dschalal SCHARAFI, Sekretär an der ira- 
nischen Botschaft zu Bagdad, auf Befehl der Amerikaner von einer 
irakischen Spezialeinheit entführt. Einen Monat später >verschwand < 
während einer Zwischenlandung in Istanbul der iranische Brigade- 
general Alireza ASCHGARI auf dem Weg zu einem offiziellen Treffen 
mit dem syrischen Verteidigungsminister. Die Amerikaner verbrei- 
teten das Gerücht, ASCHGARI habe die Fronten gewechselt und in den 
USA um politisches Asyl angesucht, während man in der Region 
überzeugt ist, der Mossad habe ihn im Auftrag der USA entführt. 

Am 3. April erschien im Londoner Independent folgender Bericht 
seines Nahostkorrespondenten Patrick COCKBURN: >Der Überfall der 
Amerikaner in Arbil ist ein Fehlschlag gewesen, denn nicht den fünf 
unbedeutenden Diplomaten hätte die Aktion gegolten, sondern zwei 
hochrangigen iranischen Generalen: Mohammed DSCHAFARI, stellver- 
tretender Chef des Iranischen Sicherheitsrates und Verantwortlicher 
für Irans innere Sicherheit, sowie Minodschahar FROUSANDA, Geheim- 
dienstchef der Revolutionsgarden, wahrscheinlich der mächtigste 
und unabhängigste Offizier des gesamten iranischen Militärs. Beide 
Generale waren von der irakischen und kurdischen Regierung offizi- 
ell eingeladen worden und befanden sich auf dem Weg nach Arbil, 
als dort die Amerikaner um wenige Stunden zu früh einfielen. Gerne 
hätten sie die Brüskierung der Iraker und Kurden in Kauf genom- 
men, wäre ihnen der Fang der beiden dicken Fische gelungen, aus 
denen sie Informationen über die Atomrüstung, die Geheimdienst- 
strukturen und die Verteidigungsanlagen des Iran herauszupressen 
erhofften. 

Angesichts dieser Entführungen war es klar, daß der Iran nicht 
lange zögern würde, um seinerseits den Amerikanern eins auszuwi- 
schen. Die Gefangennahme der 15 britischen Soldaten war die logi- 
sche Folge. Ein erstes Anzeichen für den Zusammenhang zwischen 
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den amerikanischen Entführungen und der iranischen Gefangennah- 
me der Briten wurde am 3. April sichtbar, als die Amerikaner unter 
dem Druck des seinerseits bedrängten Tony BLAIR den oben erwähn- 
ten iranischen Diplomaten SCHAFARI freiließen.« Stand es Mitte März 
in diesem Entführungswettbewerb noch 7:0 für die USA, so haben 
die Iraner inzwischen aufgeholt und führen Mitte April nun mit 15:7. 
Für Spannung ist also gesorgt. 


Im wilden Kurdistan braut sich allerhand zusammen 


Als ob die Amerikaner nicht schon genug Sorgen und zu wenig Sol- 
daten hätten, droht ihnen ein weiterer Konflikt in Kurdistan: »Die 
Kurden werden von den USA beschützt«, so Richard WALKER, »weil 
Israel die BusH-Regierung überzeugt hat, ein unabhängiges, freies 
und erdölreiches Kurdistan im nördlichen Irak sei ein ideales Boll- 
werk gegen den immer mächtiger werdenden Iran, der sonst den 
Irak beherrschen würde.« Zu diesem Zweck werden die kurdischen 
Milizen, darunter die PKK, von der CIA und den Israelis gedtrillt, 
ausgerüstet und gelegentlich im kurdisch-iranischen Grenzgebiet bei 
Aufklärungs- und Sabotageeinsätzen eingesetzt. 

Aus türkischer Sicht stellt sich die Lage freilich anders dar: Wäh- 
rend der Irak im Begriff ist, in Bürgerkrieg und Chaos zu versinken, 
sieht sich die Türkei mit einem Kurdenstaat konfrontiert, der die 
irakisch-arabischen Sunniten aus seinem Gebiet vertreibt, die reichen 
Ölfelder von Kirkuk kontrolliert und unter dem Schutz der Welt- 
macht USA sowie der Regionalmacht Israel steht. Die Kurden wer- 
den immer mächtiger und unterstützen die marxistische PKK, die 
>Kurdische Arbeiterpartei, die für eine Vereinigung der türkischen 
und iranischen Kurdengebiete mit dem irakischen Kurdistan kämpft. 
Für die Türken sind die nach Unabhängigkeit strebenden Kurden, 
die sie >Bergtürken< nennen, Staatsfeinde und >Terroristen<, die vom 
irakischen Kurdistan aus unterstützt werden. Außenminister Abdulla 
GÖL warnte: »Wir werden das tun, was wir zu tun haben. Ich habe 
den Amerikanern mehrmals gesagt: Was würdet ihr tun, wenn euch 
eine Terror Organisation von Mexiko aus angreift?« Die Türken sind 
verärgert, weil sie sich von ihrem NATO-Partner USA mehr Solida- 
rität erhofft hätten. Sie erwarten von den Amerikanern, daß sie im 
Norden des Irak, wie sie es schon mehrmals versprochen haben, die 
Lage bereinigen und dafür sorgen, daß es zu keinen weiteren 
grenzüberschreitenden Einsätzen der PKK oder anderer kurdischer 


348 Richard Melisch - Der letzte Akt 


Kräfte gegen die Türkei kommt. Schon 2006 war der türkische Re- 
gierungschef Recep ERDOGAN nahe daran, den Einmarsch türkischer 
Truppen im Nordirak zu befehlen. Mitte April 2007 warnte der Ober- 
befehlshaber der türkischen Armee anläßlich eines seiner seltenen 
öffentlichen Auftritte, der Einmarsch in den Nordirak könne unmit- 
telbar bevorstehen. 

»Angesichts der zunehmend antiwestlichen Stimmung in der Tür- 
kei, deren Bevölkerung sich zu 98 Prozent zum Islam bekennt, steht 
die Regierung unter immer stärkerem Druck, ihre proamerikanische 
Politik zu überdenken und dafür zu sorgen, daß dem täglichen Ge- 
metzel und Massakrieren an Muslimen im benachbarten Irak end- 
lich Einhalt geboten wird. Doch solange die Globalisierer fortfah- 
ren, den Türken den EU-Beitritt zu versprechen, werden sie, 
zumindest kurzfristig, bei der Stange bleiben«, so Richard WALKER. 
Doch wie lange noch? 

Sollte sich der Krieg auf den vorläufig noch ruhigen kurdischen 
Norden ausweiten, würde ein Bürgerkrieg >alle gegen alle< die Fol- 
ge sein. Für die Türkei eine günstige Gelegenheit, sich die Kontrolle 
über die Ölfelder von Kirkuk zu sichern. In Bagdad >regiert< eine 
schiitisch dominierte und von den Amerikanern am Gängelband 
geführte Zentralregierung, auf die niemand hört und die von ihrer 
Polizei und den amerikanischen Sicherheitskräften nicht einmal in 
ihrem eigenen Parlamentsgebäude inmitten des amerikanischen 
Hochsicherheits-Militärstützpunktes beschützt werden kann. Einer 
solchen Entwicklung würde der Iran, Schutzmacht der schiitischen 
Bevölkerungsmehrheit im Irak, nicht länger zusehen können, son- 
dern im Irak eingreifen. Und dann sähen sich die USA, die über keine 
Infanteriereserven mehr verfügen, mit der Aufgabe konfrontiert, 
sowohl die geballte Kraft sämtlicher sunnitischen und schiitischen 
irakischen >Terroristen< als auch den >Schurkenstaat< Iran, die Kur- 
den und ihren türkischen NATO-Partner besiegen zu müssen. 

Dazu kann man Präsident BUSH aus ganzem Herzen nur gratulie- 
ren: »Mission accomplished!« 


Darf der Vasall mit dem Feind seines Herrn sprechen? 


Die Stimmenverluste des Präsidenten AHMADINEDSCHAD, die Stimmen- 
gewinne der gemäßigten Reformer Haschemi RAFSANDSCHANI und 
Said SCHARJATI bei den iranischen Wahlen im Dezember 2006 sollten 
nicht darüber hinwegtäuschen, daß alle wichtigen politischen Ent- 
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Scheidungen wie schon seit Jahren beim Obersten Geistlichen Rat 
liegen, der nicht zur Wahl stand. Ein Abgehen der iranischen Politik 
in grundsätzlichen Fragen der Sicherheit der Nation, des Festhal- 
tens an islamischen Grundsätzen, des Baus von Atomkraftwerken 
ist nicht zu erwarten. Der Dialog zur Lösung aller Fragen wird ja 
nicht von den Persern verweigert, sondern von der Regierung BUSH. 
Und keiner der gehorsamen EU-Politlemminge wagt es, mit den 
Persern zu sprechen. 

Ende November 2006 erreichte die deutsche Bundeskanzlerin ein 
langer Brief des iranischen Präsidenten Machmoud ACHMEDINED- 
SCHAD, in dem er seine Meinung über die Probleme und Krisen in 
der Welt äußerte, gemeinsame Lösungsvorschläge unterbreitete und 
unter anderem ausführte: 

»Exzellenz, ich hätte diesen Brief nicht geschrieben, wenn Deutsch- 
land nicht der Mittelpunkt der großen Entwicklungen in Wissen- 
schaft, Philosophie, Literatur, Kunst und Politik gewesen wäre, keine 
so wichtige positive Rolle bei internationalen Bemühungen zur För- 
derung des Friedens gespielt hätte; und wenn so manche Weltmächte 
und bestimmte Gruppen nicht ständig mit Beharrlichkeit das Große 
Deutschland als Verlierer und Schuldigen am Zweiten Weltkrieg 
dargestellt und es ständig erpreßt hätten. ... Der wahre Frieden kann 
nur auf der Grundlage der Gottesverehrung und Gerechtigkeit in 
der Welt hergestellt und gesichert werden. Frieden, Ruhe und Men- 
schenwürde gehören zu den Rechten aller Völker. Sie und wir könn- 
ten in Anlehnung an die allen monotheistischen Religionen gemein- 
samen Grundlagen eine neue Bewegung zur Verwirklichung dieser 
großen menschlichen Ideale gründen...« 

Hatte Frau MERKEL den Mut, auf die verschiedenen Vorschläge 
einzugehen und den Brief sachlich zu beantworten? 


Frieden in Israel und rund um das Pulverfaß Nahost? 


An dieser Stelle möchte der Verfasser seine These über den Aus- 
gang des Nahostkonfliktes, die er schon in seinem Buch Pulverfaß 
Nahost (2003) aufgestellt hat, nochmals wiedergeben, weil sie unver- 
ändert aktuell ist und ihr Wahrheitsgehalt nicht abgenommen hat: 
Der Nahostkonflikt ist bereits entschieden: Israel hat bisher jeden 
mit modernen Waffen geführten Krieg gewonnen und wird auch 
die nächsten Kriege gewinnen, kann aber den Nahostkonflikt nicht 
für sich entscheiden. Die Araber wurden stets besiegt und werden 
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auch die nächsten mit modernen Waffen geführten Kriege verlieren, 
den Nahostkonflikt jedoch gewinnen. 

Den zionistischen Entscheidungsträgern innerhalb und außerhalb 
Israels stehen zwei Optionen offen: 

1. Die Fortsetzung der Konfrontation mit den arabischen Nach- 
barstaaten mit kriegerischen Mitteln, obwohl diese Option nach fast 
sechs Jahrzehnten Krieg Israel einem Sieg oder einem entscheiden- 
den Durchbruch keinen Schritt näher gebracht hat. 

2. Der Einstieg in Friedensverhandlungen mit den Nachbarstaa- 
ten, vor allem mit den Palästinensern, auf der Grundlage voller 
Gleichberechtigung, wobei die Araber niemals von ihren vier Frie- 
densbedingungen abgehen werden: 

Rückzug Israels aus den besetzten Gebieten, Rückkehr der aus 
ihrer Heimat vertriebenen Palästinenser, Gründung eines unabhän- 
gigen, gleichberechtigten und souveränen Staats Palästina, Teilung 
der gemeinsamen Hauptstadt Jerusalem. 

Doch weder die Kriegsoption noch die Friedensoption können 
Israel zum Frieden verhelfen. 

Was bedeutet für Israel die Fortführung des Krieges? 

1. Wie schon während der vergangenen Jahrzehnte, bedeutet für 
Israel die Fortführung des Krieges weiterhin drei Jahre Militär- und 
Polizeidienst für fast ein Drittel seiner männlichen und weiblichen 
Bevölkerung sowie die Kriegsmobilisierung eines hohen Prozent- 
satzes der israelischen Wirtschaft. 

2. Die Zunahme der Abwanderung von Führungskadern, Fach- 
kräften, verängstigten Bürgern sowie der Rückgang der Einwande- 
rung. Die Angst vor dem Bombenterror, der jedermann zu jeder Ta- 
ges- und Nachtzeit an jedem Ort treffen kann. 

3. Der für Israels Wirtschaft überlebenswichtige Tourismus 
kommt zum Erliegen. 

4. Die notwendige Sperrung der äußeren und inneren Grenzen 
bedeutet das Ausbleiben der für die israelische Bau- und Landwirt- 
schaft sowie für die israelischen Dienstleistungsbetriebe unverzicht- 
baren palästinensischen Billigarbeitskräfte. 

5. Zunehmende Kritik und Abscheu im In- und Ausland gegen 
eine Terrorspirale von Angriffen mit Panzern und schweren Waffen 
gegen Zivilisten auf der einen Seite, einer >Intifada< von steinewer- 
fenden Jugendlichen und selbstmordbereiten Bombenattentätern auf 
der anderen Seite, mit täglichen Zivilopfern auf beiden Seiten. 
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6. Das langsame Begreifen innerhalb der israelischen Führungs- 
schicht, daß dieser mit hochtechnischer Ausrüstung geführte und 
gewaltige Finanzmittel verschlingende Dauerkrieg gegen das fana- 
tisierte und zu jedem Opfer bereite Millionenvolk der Palästinenser, 
das schon alles verloren und deshalb nichts mehr zu verlieren hat, 
militärisch nicht zu gewinnen ist. 

7. Daß sowohl die israelischen als auch die amerikanischen Wirt- 
schaftsdaten die Finanzierung eines sehr viel länger andauernden 
Nahostkrieges unwahrscheinlich erscheinen lassen. Israel wird auf 
Dauer nicht mit der bedingungslosen wirtschaftlichen und politi- 
schen Hilfsbereitschaft der USA und der EU rechnen dürfen. Immer 
mehr Juden in der Diaspora warnen vor der beängstigenden Zunah- 
me des Antisemitismus angesichts der unversöhnlichen Politik der 
israelischen Regierung. Amerikanische Politiker, Wirtschaftsführer 
und Finanziers, darunter auch Zionisten, drängen Präsident BUSH, 
Israel einzubremsen. Immer stärker geraten die Regierungen eini- 
ger der engsten Alliierten Israels in Europa, Asien und Amerika un- 
ter Druck ihrer Völker, die eine bedingungslose Partnerschaft mit 
den USA und Israel nicht mehr hinnehmen wollen. Wirtschaftsfüh- 
rer in Europa und Fernost sehen nicht ein, warum sie im Nahen Osten 
eine Konfrontationspolitik unterstützen sollen, die sich gegen die 
Interessen ihrer zahlungskräftigen arabischen Kunden wendet. 

8. Auf die politische, finanzielle, rüstungstechnische, logistische 
Allianz mit den USA kann sich Israel zwar - bedingt - noch immer 
verlassen, auf militärischen Beistand jedoch nur so lange, wie er die 
USA keine Toten kostet. Der amerikanischen Öffentlichkeit sind seit 
dem Vietnamkrieg nur noch solche Feldzüge zuzumuten, bei denen 
sich die Feinde ohne Gegenwehr niedermetzeln lassen; niemals mehr 
aber solche, bei denen gefallene Amerikaner in schwarzen Plastik- 
säcken aneinandergereiht täglich im Fernsehen zu erblicken wären. 
Im Falle der Ausweitung des Nahostkrieges über den Irak hinaus 
auf andere Kriegsschauplätze in der Region, die in den Bereich sehr 
großer Wahrscheinlichkeit rückt, müßte sich Israel allein auf Tsahal 
verlassen. Es könnte jedoch keinen Krieg finanziell durchstehen, der 
länger als zwei Monate dauern würde. 

9. Jederzeit könnte Israels politische und militärische Führung 
einen Krieg gegen eine Koalition arabischer Staaten mit einem Schlag 
militärisch gewinnen, wenn es Raketen mit Atomsprengköpfen auf 
fünf oder sechs islamische Hauptstädte gleichzeitig abfeuert. In weni- 
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gen Jahren hätten die Angegriffenen jedoch ihre Verluste von 20 oder 
40 Millionen demographisch wieder ausgeglichen. Einen solchen 
Holocaust gegen den Islam sowie die Verursachung weltweiter Ver- 
seuchung würde der Zionistenstaat jedoch weder weltpolitisch noch 
moralisch überstehen. Er würde sich einer geschlossenen Front von 
Abscheu, Scham und Ablehnung gegenüber finden, in der Menschen 
aller Nationen und Konfessionen, freilich auch der jüdischen, ver- 
eint stünden. 

10. Jederzeit könnte Israel im Zuge einer militärisch-polizeilichen 
Razzia die noch im Westjordanland und im Gazastreifen verbliebe- 
nen Palästinenser zusammenfassen und über die Grenzen eines oder 
mehrerer Nachbarländer treiben. Kurzfristig und kurzsichtig ließe 
sich eine solche erfolgreich abgewickelte >Operation< als >Sieg< fei- 
ern, doch wäre es ein tragischer Trugschluß, wenn Israel daraus die 
Erwartung ableitete, es könnte sein Palästinenserproblem damit los- 
werden, daß es diese >exportiert<, denn sie hängen genauso an ihrer 
Heimat, wie die Zionisten es zweitausend Jahre lang taten, und wer- 
den - wenn nötig - genauso lange auf die Heimkehr warten. Ein 
militärisch erzwungener >Transfer< der Palästinenser aus Israel wäre 
eine Garantie für Destabilisierung und Bürgerkriege in der gesam- 
ten arabischen Welt, vor allem aber in den arabischen Frontstaaten, 
und somit auch für die Fortsetzung und Ausweitung des Nahost- 
konfliktes in neue Dimensionen. 


Was bedeutet für Israel die Friedensoption? 


1. Israel müßte die seit 1967 besetzten Gebiete Syriens und Jor- 
daniens räumen und die aus diesen Gebieten abziehenden zionisti- 
schen Siedler nach Israel heimführen. Ebenso müßte Israel einen Groß- 
teil seiner Wehrsiedlungen inmitten palästinensischer Gebiete 
(Westjordanland, Jerusalem, Gazastreifen) auflösen und die Siedler 
in Israel integrieren. 

2. Etwa zwei Drittel der im Kriegsdienst an der Front oder im 
Polizeistreifendienst Eingezogenen wären demobilisiert und nun- 
mehr arbeitslos. 

3. Es käme in Folge eines Friedensabkommens zur Öffnung der 
inneren Grenzen und zur Aufhebung der Sperren gegenüber Palä- 
stinensern. Ebenso käme es zur Öffnung der Grenzen nach dem Li- 
banon, nach Syrien, nach Jordanien, nach Ägypten und somit zum 
Hereinströmen von Hunderttausenden palästinensischer und ande- 
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rer arabischer Arbeitskräfte. Gleichzeitig käme es zur Heimkehr von 
Hunderttausenden seit 1948 und 1967 vertriebenen Palästinensern 
aus ihren libanesischen, syrischen, jordanischen Lagern in ihre alte 
Heimat Palästina - heute Israel - gemäß ihrem Recht auf Rückkehr. 

4. Es käme zum Konkurrenzkampf israelischer Erzeuger mit den 
aus allen arabischen Ländern nunmehr frei hereinströmenden land- 
wirtschaftlichen Produkten und Konsumartikeln. Kaum ein in Isra- 
el erzeugtes Produkt könnte kosten- und preismäßig gegen arabi- 
sche Billiglohnerzeugnisse bestehen. Ob bei den Arabern Bedarf und 
Interesse an hochtechnischen Systemen >made in Israel< bestünden, 
muß bezweifelt werden. Auch im Bankensektor, im Flug- und Schiffs- 
verkehr, bei der Telekommunikation und anderen Dienstleistungen 
stünde Israel in dauernder Konkurrenz zu seinen Nachbarländern, 
die sprachlich und kulturell verwandt, wirtschaftlich seit Jahrzehn- 
ten bestens vernetzt sind. 

5. Für neue Einwanderer nach Israel gäbe es wenig Anreiz. 

6. Die USA, die EU-Staaten und einige andere Länder würden 
sicher bereit sein, den schrittweisen politischen und militärischen 
Rückzug, die wirtschaftlichen Defizite und andere Schwierigkeiten 
Israels - im Gegenzug für seine Friedensbereitschaft - finanziell groß- 
zügig abzufedern. Die Hilfszahlungen, Spenden, Geschenke, mit 
denen Israel Jahrzehnte hindurch verläßlich rechnen konnte, wür- 
den jedoch nicht mehr im selben Maße eingehen, denn es könnte 
weder auf seinen Belagerungszustand durch arabische Feindstaaten 
noch auf seine existentielle Bedrohung verweisen können. Die inter- 
nationale Staatengemeinschaft würde deshalb erwarten, daß sich 
Israel mit seinen Nachbarn endlich in einem friedlichen wirtschaftli- 
chen Wettstreit bewähren möge. 

7. Gerade in Friedenszeiten wird Israel stets mit der exponentiell 
ansteigenden demographischen Überflutung von seiten seiner ara- 
bischen Nachbarn rechnen müssen. 

8. In einer neuen Periode friedlicher und gleichberechtigter Nach- 
barschaft wäre kein Raum mehr für eine Minderheit, die sich auf Grund 
ihrer selbstproklamierten Auserwähltheit besondere Vorrechte gegen- 
über ihren Nachbarn herausnehmen wollte. Diese nötige Selbstbeschei- 
dung könnte für einen großen Teil der fundamentalistischen und un- 
versöhnlichen Zionisten ein Grund für die Abwanderung sein. 

9. Seit den neunziger Jahren gibt es sehr konkrete und vertrauli- 
che Gespräche zwischen Entscheidungsträgern des israelischen Staa- 
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tes und Vertretern der EU, mit dem Ziel, den Zionistenstaat immer 
enger in die EU und NATO einzubinden. Dadurch könnte Israel so- 
wohl wirtschaftlich von den europäischen Nettozahlern profitieren 
als auch militärisch durch den Einsatz europäischer >Friedenskon- 
tingente<, etwa zum Schutz israelischer Siedlungen, etwas länger über 
Wasser gehalten werden. 

10. Eine solche Öffnung hinein nach Europa würde im Notfall 
bei vielen Israeli die Bereitschaft zu einem neuen Exodus, diesmal in 
umgekehrte Richtung, stark ansteigen lassen. Viele von ihnen, die 
als Zionisten nach Israel kamen, würden wieder Aufnahme in den 
jüdischen Gemeinden ihrer alten Herkunftsländer finden. Eine Wieder- 
integration würde für die meisten von ihnen keinerlei Probleme auf- 
werfen. Wahrscheinlich bliebe dann nur der Anteil der jüdischen 
Bevölkerung in Israel zurück, der schon während der vergangenen 
2000 Jahre aufgrund seiner religiösen und politischen Toleranz im- 
mer schon bereit gewesen ist, in Frieden und gegenseitiger Achtung 
mit seinen muslimischen und christlichen Nachbarn in einem nun- 
mehr wirklich Heiligen Land zusammenzuleben. 

2004 hatte der Verfasser Gelegenheit, in Beirut mit Sajed HANI ei- 
nem hohen schiitischen Geistlichen, über dieses Thema zu sprechen. 
Als ich ihn fragte, ob der radikale Islam, die >Hisbollah< und andere 
radikale Gegner des Zionistenstaates auf die Vernichtung Israels und 
die Vertreibung der Juden aus Palästina bestünden, verneinte er. Der 
Islam, so Sajed HANI, habe nichts dagegen einzuwenden, wenn die 
ursprünglich schon dort beheimateten Juden in einem eigenen Staa- 
te lebten, doch müßten alle seit 1948 eingewanderten Juden, die ja 
die Ursache für die Vertreibung der muslimischen und. christlichen 
Palästinenser waren, in ihre europäischen, amerikanischen oder nah- 
östlichen Herkunftsländer zurückkehren. 


Die Radikalisierung der israelischen Politik 


Die Gründerväter des Zionistenstaates kamen allesamt aus Osteu- 
ropa und waren tief geprägt von den Lehren des Marxismus, die sie 
im Judenstaat umsetzen wollten. Theodor HERZL, Wladimir JABOTIN- 
SKY, Chaim WEIZMANN, BEN GURION, Golda MEIR, Menachem BEGIN, 
träumten alle von der Verwirklichung des marxistischen Idealstaa- 
tes. So eifrig sie an den Aufbau des realen Sozialismus im Judenstaat 
schritten, so wenig kümmerten sie sich um die religiösen Belange 
der einwandernden Juden. Bis in die sechziger Jahre stammte die 
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Mehrheit der politisch bedeutsamen und entscheidenden Klasse Is- 
raels aus zumeist osteuropäischen Juden, die noch vom Kampf ums 
Überleben während des Zweiten Weltkrieges geprägt waren, deren 
führende Kader weniger davon träumten, im Heiligen Land einen 
Gottesstaat im Einklang mit halachischen Gesetzen und Weissagun- 
gen von Propheten zu gründen, sondern vielmehr darangingen, nach 
marxistischen Lehren einen idealen Judenstaat aufzubauen. Die in 
einer Koalition mit der Arbeiterpartei befindlichen religiösen Parteien 
hatten noch 1967 gegen die Annektion von Ost-Jerusalem gestimmt 
- eine in der heutigen Atmosphäre undenkbare Tatsache. 

Weil auch die überwältigende Masse der nicht sonderlich religiös 
geprägten Einwanderer aus Osteuropa stammte, fühlten sich diese 
in der sozialistischen >Arbeiterpartei< politisch gut vertreten und 
aufgehoben. Weil es 1956 zum >Suez-Krieg<, 1967 zum >Siebentage- 
Krieg<, 1973 zum >Yom Kippur-Krieg< gegen die arabischen Nach- 
barstaaten kam und Israel sich von einer friedlichen Lösung immer 
weiter entfernte, kam die Einwanderung aus Europa fast zum Erlie- 
gen. Dafür begann eine neuere Einwanderungswelle sogenannter 
Orientjuden, die ihre reichen Gemeinden in Damaskus, Beirut, Tehe- 
ran, Bagdad, Kairo, Marrakesch, im Jemen verließen, um nach Eretz 
Israel zu ziehen. Mit dem Marxismus konnten sie nichts anfangen, 
dafür waren sie tief gläubige Anhänger der jüdischen Orthodoxie. 
Während die durchschnittliche Geburtenrate in Israel bei 2,9 liegt, 
beträgt sie bei den Orthodoxen 5,9 (WATZAL, Feinde des Friedens, 2001). 
Vergebens versuchten sich die aus arabischen Ländern neu Einge- 
wanderten zu integrieren, sie fühlten sich als Juden zweiter Klasse 
und wendeten sich den religiösen Fundamentalisten zu. Alles wurde 
anfangs von den >Aschkenasen< (den aus Europa eingewanderten 
Juden) für sie entschieden, und es dauerte einige Jahre, bis sie sich 
politisch organisierten und fortan auch gehört wurden. 

In seiner Geschichte des Zionismus (2001) beschreibt Prof. Amnon 
RUBINSTEIN, wie es im Laufe der siebziger Jahre zu dieser radikalen 
Umwälzung in der Politik Israels kam, als es einigen fundamentalis- 
tischen, nationalen Gruppen gelang, das bisherige Monopol der Ar- 
beiterpartei und des Likud zu brechen. 1974 entstand der Gusch 
Emunim, der >Block der Treuem, um den heute kein israelischer 
Entscheidungsträger herumkommt. Der oft provokante israelische 
Schriftsteller Henryk BRODER sagte in einem Interview, das er im Mai 
1998 der in Wien erscheinenden Illustrierten Neuen Welt gab: ».. . es 
ist doch verrückt, daß sich die Mehrheit der Vernünftigen in Israel 
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nicht gegen die durchgeknallte Minderheit durchsetzen kann, son- 
dern daß diese das Leben bei uns immer stärker prägt...« 

Nun gewann, so RUBINSTEIN, »bei allen allgemeinen Wahlen der 
rechte Flügel, unterstützt und begünstigt durch eine wachsende, 
zunehmend religiöse Front... Ministerpräsident Menachem BEGIN 
und der Likud waren vollständig unter dem Einfluß des Gusch Emu- 
nim. Die Regierung machte den Gusch zur führenden Siedlungsbe- 
wegung mit eigener Siedlermiliz und kapitulierte, sooft es einen In- 
teressenskonflikt gab«. Er zitiert die Führer der neuen religiösen 
Parteien und ihre Neubewertung des Zionismus: »Rabbi Jehuda AMI- 
TAL Führer der Meimad-Beweagung, definiert diesen Zionismus der 
Erlösung, wie folgt: >Das Ziel des Zionismus. . . ist nicht die Norma- 
lisierung des Volkes Israel, eine Nation wie alle anderen Nationen 
zu sein, sondern ein heiliges Volk zu sein, Volk eines lebendigen 
Gottes.<.. . Und weiter die Ansicht des Rabbi Meir YEHIEL: >Wir ha- 
ben uns nicht hier angesiedelt, um Frieden und Ruhe zu suchen. 
Wir sind trotz Schall und Rauch hierhergekommen, um den Befehl 
des Herrn auszuführen, und nichts wird uns aufhalten.. .< Dieser 
offene Widerstand gegen HERZLS Zionismus und gegen alles, wofür 
die Arbeiterpartei stand, wird immer und überall da wiederholt, wo 
Gusch-Wortführer ihre Philosophie erklären... Das ideologische Fun- 
dament des Gusch hat alle Züge eines Patentrezeptes, und sein Zio- 
nismus ist Teil einer fundamentalistisch-religiösen Weltanschauung. 
Das jüdische Volk kehrt zu messianischen Sehnsüchten aus der Zeit 
vor HERZL zurück; aber anders als in der Vergangenheit, wo es hilf- 
los war, kann es seine gegenwärtige Macht einsetzen, um sein Recht 
durchzusetzen. Seine Forderung nach einem Groß-Israel wird nicht 
von Sicherheitsbedürfnissen diktiert, sie ist vielmehr die Manifesta- 
tion eines Rechts, ja, einer Pflicht, die aufzugeben die Juden nicht 
autorisiert sind. .. Die Rückkehr nach Zion soll nicht eine Rückkehr 
in die Familie der Nationen sein, sondern genau das Gegenteil: eine 
neue Polarisierung zwischen Juden und NichtJuden.« 

Am prägnantesten hat vielleicht der verstorbene Rabbi Zwi Jehu- 
da KOOK, Vordenker des Gusch Emunim, anläßlich einer Rede den 
derzeit in Israel politisch vorherrschenden kategorischen Imperativ 
zum Ausdruck gebracht: »Wir sind Am Segula, das auserwählte Volk. 
Diese Auserwähltheit und Einzigartigkeit des jüdischen Volkes ist 
darin begründet, daß es einen Vertrag mit seinem Gott hat. Unser 
Gott versprach uns und unseren Nachfahren dieses Land. Er gab 
uns den ausdrücklichen Befehl, es zu besetzen. Würden wir es nicht 
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besetzen, so brächen wir diesen Vertrag und würden an Gott fre- 
veln.« (Zitiert in: Ilan LUSTICK, For the Land and the Lord, Council on 
Foreign Relations, 1988) Hier wird in unmißverständlicher Deutlich- 
keit das unwandelbare Dogma der zionistischen Politik ausgespro- 
chen. Eroberung und Vertreibung sind Gottesdienst, Frieden und 
Ausgleich sind Gottesfrevel. Wohl weist der Autor Ian LUSTICK dar- 
auf hin, daß die extremistischen Ansichten der Gusch Emunim und 
anderer Fundamentalisten bei israelischen Journalisten und Intel- 
lektuellen auf Abscheu stoßen und daß ihr Inhalt »discourages attempts 
to explain it to non-Jews«. Nichtsdestoweniger muß er zugeben, daß 
ein Großteil der Vordenker und Propagandisten der zionistischen 
Rechten voll auf der Linie Rabbi KOOKS liegen. Er nennt: Hanan Po- 
rat, Mosche LEWINGER, Eleazar WALDMAN, Schlomo AVINERI, Yoel BEN 
NUN, Yaakov ARIEL, Harold FISCH, Chaim DRUCKMAN und Vertreter 
der Schas und der Tehya-Partei. 

Auch bei Prof. RUBINSTEIN (Geschichte des Zionismus) kommt Rabbi 
KOOK zu Wort: »Israels Verteidigungsarmee ist vollkommen heilig, 
sie verkörpert die Herrschaft des Gottesvolkes über sein Land - folg- 
lich seien auch die von Israel eroberten Gebiete in Heiligkeit geklei- 
det, der Verzicht auf Land sei ein Sakrileg.« Ebenso der religiöse Vor- 
denker Joel FLORSHEIM: »Was ist der wahre Status des Landes Israel? 
Er basiert auf der Vorstellung, daß es bis zum heutigen Tage eine Kluft 
zwischen dem Volke Israel und den Nationen der Erde gibt. Denn 
Gott der Allmächtige ist nicht nur der Schöpfer der Welt, denn sein 
Königreich verkörpert sich in der Verpflichtung, die das jüdische Volk 
bei seinem Bund auf sich genommen hat, der vorherbestimmte, daß 
das Land auf ewig den Nachkommen Abrahams als Besitz übereignet 
werden sollte. Dies ist göttlicher Wille und Gerechtigkeit, und ohne 
diese gibt es keine Möglichkeit, den jüdischen Anspruch auf das Hei- 
lige Land und den Vorrang dieses Anspruchs vor arabischem Recht 
zu erklären. Ohne diese göttliche Rechtfertigung ist die Rückerstat- 
tung des Landes an die Juden ein irrationaler Akt, eine schreiende 
Ungerechtigkeit gegenüber den arabischen Bewohnern Palästinas. 
Folglich hätte der Zionismus einen grundlegenden Fehler begangen.« 

Ein weiterer Vordenker der Rechten, Chaim PELES, deutet Israels 
>splendid isolation< und sogar seine Kriege als Akte göttlicher Gnade: 
»Der Grund für das Verbot, einen Pakt der Freundschaft und Liebe 
mit den Gojim zu schließen, liegt darin, daß wir nicht zu sehr mit 
ihnen fraternisieren sollten, um nicht ihre Lebensweise zu überneh- 
men. Das Volk Israel ist gegenwärtig in einem solchen Stadium, daß 
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ein formeller Frieden mit den Arabern die Assimilierung großer Teile 
unseres Volkes in die semitische Region mit sich bringen wird. Folg- 
lich können wir in dem Zustand des Krieges zwischen uns und den 
Arabern die Hand der göttlichen Vorsehung sehen, die dafür sorgt, 
daß die Integrität des Volkes erhalten bleibt.« 

Da darf freilich nicht die Meinung des Rabbi Yaacov ARIEL fehlen: 
». .. der religiöse Jude habe trotz seiner höheren moralischen Größe 
etwas gegen den Frieden, weil er ein weit entwickeltes historisches 
Bewußtsein hat, das ihn Ereignisse seiner Vergangenheit nicht ver- 
gessen läßt. Wahrer Friede sei ein metaphysisches Konzept, das eine 
Anerkennung des absoluten Monotheismus des Herrn einschließt, 
sowie die Anerkennung der Nichtjuden, daß das jüdische Jerusalem 
ihre spirituelle Hauptstadt ist. . . Der Friede, das frühere Ziel aller 
zionistischen Bestrebungen, sei nicht Ziel des politischen Parteipro- 
gramms des Gusch.« Tatsache ist, daß die Regierungen von BEGIN, 
SCHAMIR, BARAK, NETANYAHU, SCHARON und selbstverständlich auch 
OLMERT einige Mitglieder dieser fundamentalistischen Parteien in ihre 
Regierungen einbezogen haben und diese vor allem die Siedlungs- 
politik Israels und seine Besatzungs- und Ausgrenzungspolitik maß- 
geblich mit beeinflußten. 

Es mangelt nicht an jüdischen Kritikern innerhalb und außerhalb 
Israels, die eine solche radikal religiös-chauvinistische Politik ableh- 
nen. Schon früh warnte Rabbi Mosche MENUHIN, der Vater des be- 
rühmten Geigers Yehudi MENUHIN, in seinem Buch The Decadence of 
Judaism: »Heute ekeln sich die Völker vor Verkündungen von über- 
legenen Rassen, von auserwählten Völkern, von Bündnissen mit 
Göttern und Gelobten Ländern. Alle diese Ansprüche werden heute 
von unmoralischen und aggressiven Nationalisten gegen schwächere 
Völker ins Treffen geführt. Es bricht mir das Herz beim Anblick des 
heutigen Irrweges des Judentums auf der Suche nach >Lebensraum<. 
Kehret um zum Gott Eurer Väter, zum universellen, moralischen 
und menschlichen Judentum der Propheten.« 

1968 verurteilte Rabbi Elmar BERGER in seiner Schrift Prophecy, Zio- 
nism and the State of Israel den Irrglauben an Land und Rasse: »Zion 
ist nur da heilig, wo Gottes Gesetz herrscht. Die Tradition der Pro- 
pheten zeigt klar, daß die Heiligkeit des Landes weder vom Boden 
noch von seinen Bewohnern abhängt, sondern allein durch das Bünd- 
nis mit Gott und durch das Verhalten seines Volkes gegeben ist. Der 
Staat Israel hat kein Recht zu behaupten, seine Existenz geschähe im 
Einklang mit Gottes Willen.« 
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Ähnlich kritisiert Israel SCHAHAK, Professor an der Hebräischen 
Universität zu Jerusalem, in The Racism in the State of Israel: »Die jü- 
dische Religion wird von der zionistischen Regierung für politische 
Zwecke mißbraucht.« (Zitiert bei: Roger GARAUDY, Le Proces du Sio- 
nisme Israelien, 1998) 

Höchst kritisch über die zionistische Politik Israels äußert sich 
Moische A. FRIEDMAN, Oberrabbiner der orthodoxen jüdischen Ge- 
meinde in Wien, in einem Interview mit der Wochenzeitung Zur Zeit 
(Nr. 30-31/2002): ». .. selbst eine Eroberung Palästinas durch die 
Araber würde keine Probleme für orthodoxe Juden bedeuten. Es wäre 
dann wenigstens der Zionismus aufgelöst. Das wäre besser für die 
Welt und auch für die Juden! Das klingt zwar radikal, aber rein sach- 
lich gesehen wäre es die beste Lösung. Es ist ja das Ziel der Zioni- 
sten und des Reformjudentums, die traditionelle jüdische Religion 
auszurotten. Die Zionisten wollen aus dem Judentum eine nationa- 
listische, rassistische und faschistische Rassenbewegung machen. .. 
Wir glauben, daß der Geburtstag des Staates Israel auch der Geburts- 
tag von allen palästinensischen Flüchtlingslagern im arabischen 
Raum ist... Es gab unzählige Übergriffe gegen Palästinenser im Laufe 
der letzten Jahrzehnte. Kein Land der Welt hat so viele Resolutionen 
der Vereinten Nationen ignoriert wie Israel! Juden selbst sind Opfer 
des Zionismus.« (Anmerkung des Autors: Bis 1998 gab es genau 192 
UNO-Resolutionen gegen Israel, die entweder von den USA mittels 
Vetos blockiert oder von Israel ganz einfach ignoriert wurden.) 


Israels ungeklärte Grenzen 


Seit Bestehen des Zionistenstaates erleben die Nachbarländer immer 
wieder die Versuche Israels, sein Territorium auf ihre Kosten zu ver- 
größern. 

Seither beschäftigt Palästinenser, Syrer, Libanesen, Ägypter stets 
die äußerst wichtige Frage, welche Grenzen dem auserwählten Volk 
von seinem Gott für Eretz Israel nun konkret vorgegeben wurden. 
Doch da sind sich bis heute die Propheten und Deuter der heiligen 
Schriften nicht einig. Die einen wollen sich maßvoll, die anderen eher 
großzügig bedienen. Sicher ist nur, daß es im ersten Buch Mose (15,18) 
heißt: »An dem Tag schloß der Herr einen Bund mit Abraham und 
sprach: Deinen Nachkommen will ich dies Land geben, von dem 
Strom Ägyptens bis an den großen Strom Euphrat.« Bekanntlich ist 
der Nil ein sehr langer Fluß, der weit im Süden inmitten Afrikas 
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entspringt; es ist auch kein Geheimnis, daß Euphrat und Tigris aus 
den Bergen Anatoliens herabfließen. Es ist deshalb kein Wunder, 
daß sowohl die afrikanischen Nilstaaten Ägypten und Sudan als auch 
die levantinischen und mesopotamischen Anrainerstaaten Türkei, 
Syrien und der Irak höchst besorgt sein müssen. 

Am 29. Dezember 1919 schrieb Chaim WEIZMANN den folgenden 
Brief an den britischen Premierminister LLOYD GEORGE mit Bezug auf 
die künftige Nordgrenze des jüdischen Palästina: ». .. zusammen- 
fassend empfehlen wir bei der Festlegung der Nordgrenze Palästi- 
nas folgende Fakten zu berücksichtigen: 1.) Palästina verfügt über 
wenige natürliche Reichtümer. .. 2.) Palästina verfügt weder über 
Kohle noch über viel Holz.. . 3.) Der zukünftige Reichtum Palästi- 
nas wird von seinem fruchtbaren Boden und gemäßigten Klima ab- 
hängen, die reiche landwirtschaftliche Ernten versprechen. Diese wer- 
den jedoch von den Regenmengen und Wasserzufuhren bedingt, die 
in Palästina nicht gewährleistet sind. 4.) Neben den Wassern des Jor- 
dan hat die Natur die Region Palästinas auch mit den Wassern des 
Litani (!) gesegnet, den man auch in den Jordan umleiten könnte... 
8.) Aus den oben angeführten Gründen erscheint es lebenswichtig, 
daß die zukünftige Nordgrenze auf einer Länge von 25 Kilometern 
das Tal des Litani bis hinauf zum Berg Hermon umfassen müßte.« 

Dieser Text erschien in dem Jewish Observer and Middle East Review 
vom 16. November 1973 und wurde am 2. Dezember 1973 in der 
libanesischen Tageszeitung L'Orient le Jour nachgedruckt. 

LLOYD GEORGE, wie eh und je, wäre ja gern bereit gewesen, den 
Wünschen der Zionisten zu entsprechen, doch stellten sich die Fran- 
zosen quer, die auf den Libanon, der Teil des ihnen zugesicherten 
syrischen Mandatsgebietes war, nicht verzichten wollten. 

Der zionistische Gelehrte Yaakov ARIEL ist vorsichtig und sagt: 
»Wir sollten uns gar nicht festlegen. Erweitern wir doch zunächst 
unsere Grenzen bis in die syrische Wüste.« Yaacov FEITELSON, frühe- 
rer Bürgermeister der Siedlung Ariel, meint, die Zionisten sollten 
überhaupt neue Siedlungen in allen Regionen des Nahen Ostens 
gründen. Yuval NEEMAN von der radikalen Tehya-Partei besteht auf 
sichere Grenzen irgendwo in Saudi-Arabien, möglichst nahe bei den 
Ölfeldern. Yisrael ARIEL stellt Gebietsansprüche an Syrien, den Irak, 
einschließlich Kuwaits. Yehuda ELITZUR von dem Gusch Emunim for- 
dert ganz Jordanien, den Oberlauf des Euphrat in der Türkei, das 
Nildelta und selbstverständlich den Libanon und Syrien. In der Zeit- 
schrift Nekuda vom November 1982 schrieb er: »Der Libanon ist Teil 
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‚Agent in Egypt, refused to allow diversion of water from the Nie, and the 
project was abandoned for lack of. fresh water supply 


d by Britain as a home for the Jews. But in 1908 Lord Cromer, British | >a A 
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Von den Zionisten angestrebte Grenzen im Zeitraum 1892-1919, 
aus: Walter LAQUEUR, A History ofZionism, London, 1971. 


Die Karte zeigt, daß die Zionisten bereits 1919 Cebietsansprüche auf den 
halben Libanon, das westliche Jordanien und das südliche Syrien stellten, 
bis vor die Tore von Amman und Damaskus. Aqaba hätte auch dazu gehört. 
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unseres Fleisches, wir werden dieses Land besetzen kraft des mora- 
lischen Auftrags, den uns die Thora erteilt. Unsere militärische Füh- 
rung hätte während der Besetzung des Libanon dort jeden töten 
müssen. Keine Erinnerung, keine Spur hätte zurückbleiben dürfen.« 
(zitiert bei: Ian LUSTICK, For the Land and the Lord, 1988 herausgegeben 
vom >Council on Foreign Relations<) 

Zum Thema Grenzen äußerte sich der Rechtsextremist Meir KA- 
HANE (in: R. MERGUI U. P. SIMONNOT, Israels Ayatollahs, 1985) wie folgt: 
»Die minimalen Grenzforderungen Israels schließen die Sinai ein bis 
El Arisch, den westlichen Teil Jordaniens, Teile Syriens und des Li- 
banon sowie den Irak bis zum Tigris.« Also nicht nur bis zum Eu- 
phrat, sondern jetzt gar bis zum Tigris! Sollen denn Baghdad und 
Babylon eingemeindet werden? Haben denn nicht schon ZEBULON 
und ISSACHAR »verborgene Schätze« dem auserwählten Volk verspro- 
chen (Deuter. 33:19), und von ASCHER wird berichtet, »er wird seinen 
Fuß in Naft [Erdöl] baden.. .« (Deuter. 33,24) 


Israels peinliche Niederlage im Libanon im Sommer 2006 


Was verbindet das grünhügelige waldige Land entlang des Weser- 
ufers, unweit von Minden, mit der steinigen Landschaft, den kargen 
Obstgärten und Olivenhainen rund um das Dorf Bint Dschbeil im 
Südlibanon? Hier, in Niedersachsen, erfochten germanische Kämp- 
fer um ihre Freiheit einen entscheidenden Sieg über die Weltmacht 
Rom, die fortan alle Versuche einstellen mußte, ihr Imperium jen- 
seits des Rhein auszudehnen. Dort, im Südlibanon, zwangen libane- 
sische Freiheitskämpfer die übermächtige Regionalmacht Israel zum 
Abzug und zur vorläufigen Aufgabe ihres Ziels, das zionistische Eretz 
Israel um den Südlibanon zu bereichern. 

So wie römische Autoren und Berichterstatter (PLINIUS der Ältere, 
CAESAR) in den Jahren um die Zeitenwende die Germanen als Rauf- 
bolde, Hungerleider, Metsäufer, schlecht bewaffnete Barbaren dar- 
stellten, die vor den Legionen des GERMANICUS die Flucht ergreifen 
würden (TACITUS), so bezeichnen heute unsere gleichgeschalteten 
Medien den arabischen und islamischen Widerstand, der sich der 
Errichtung eines Eretz Israel vom Euphrat bis zum Nil entgegen- 
stemmt, als finstere Terroristen, ihre Heimatländer als >Schurken- 
staaten<. Historische Tatsache ist, daß es den schlechter gerüsteten 
Cheruskern in den Jahren 15 und 16 n.Chr. gelang, eine dreifache 
römische Übermacht (95000 Mann) vernichtend zu schlagen, und 
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daß es einer nach Partisanenart kämpfenden Hisbollah (3000 Mann) 
gelang, die technisch modern hochgerüstete und in allen materiel- 
len Belangen weit überlegene Infanterie Israels (15 000 Mann) vier 
Wochen lang auszusitzen und schließlich zum Rückzug zu zwin- 
gen, nachdem es diesen als unbesiegbar geltenden Panzerkolonnen, 
Fallschirmjägern und Spezialtruppen wochenlang nicht einmal ge- 
lungen war, das Dorf Bint Dschbeil zu erobern. Von den Römern 
wissen wir, daß sie nie mehr wiederkamen, doch wie steht es mit 
den Zionisten, die sowohl aus den Schriften ihrer Propheten als auch 
aus den Forderungen ihrer politischen Führer einen >rechtmäßigen< 
Anspruch auf das Land der Zedern ableiten? 

Auf Grund ihrer nicht mehr zu verkraftenden Infanterieverluste 
von 34 Mann, der Zerstörung von 78 Merkava-Panzern, der Versen- 
kung eines Kriegsschiffes allein während der letzten drei Tage so- 
wie des nicht mehr nachlassenden Beschüsses Nordisraels mit Ra- 
keten der Hisbollah sah sich die Regierung OLMERT auf dringendes 
Anraten ihrer militärischen Führung gezwungen, am 14. August ei- 
ner vom UNO-Sicherheitsrat vorgeschlagenen Feuerpause zuzustim- 
men. Schon wenige Tage später legte das CSIS (>Center for Strategie 
and International Studies<) in Washington eine Studie vor, der zu- 
folge kein einziges der von Israel angestrebten Ziele erreicht wurde. 
So sei es unklar, ob das Arsenal an Lang- und Mittelstreckenraketen 
(bis 220 km Reichweite) der Hisbollah vernichtet oder noch gar nicht 
eingesetzt wurde und wie viele >Katjuschas<, nach dem Abfeuern 
von insgesamt 3970 dieser Kurzstreckenraketen, noch im Südliba- 
non verborgen seien. Das CSIS geht davon aus, daß einige Waffen- 
systeme der Hisbollah nicht einmal eingesetzt wurden. Tsahal meint, 
daß von den geschätzten 2000 bis 3000 Hisbollah-Kämpfern 500 bis 
600 ausgeschaltet worden seien. Es vermutet jedoch, die Hisbollah 
verfüge über eine Reserve von über 10 000 gut ausgebildeten Rekru- 
ten. Weder sei es Israel gelungen, sie nachhaltig zu schwächen, noch 
sie aus dem Südlibanon zu vertreiben. Entgegen der Einschätzung 
der israelischen Regierung glaubt das CSIS, die schiitische Hisbol- 
lah sei sowohl im Libanon als auch in der gesamten Region politisch 
gestärkt aus dem Krieg gegen Israel hervorgegangen und stehe nun- 
mehr als Vorbild für alle islamischen Widerstandsbewegungen da. 
Mit seinem auf Grund öffentlicher und politischer Debatten über 
die unverhältnismäßigen und nicht zu verkraftenden Verluste an 
Soldaten ausgelösten Rückzug signalisiere Israel allen Feinden die 
Grenzen der Opferbereitschaft seines Volkes zu militärischen Kampf- 
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tung von Tausenden Zivilisten bewußt in Kauf genommen. Von den 
drei hauptsächlichen Kriegszielen habe Israel keines erreicht: We- 
der seien die Hisbollah zerschlagen, noch sei die libanesische Regie- 
rung umgebildet, noch die Glaubwürdigkeit der militärischen Un- 
besiegbarkeit Israels wiederhergestelt worden. Abschließend 
kommentiert der Herausgeber der Studie, Zvi SCHTAUBER: Das Nicht- 
erreichen seiner militärischen Ziele habe sowohl die politische als 
auch die militärische Lage Syriens und des Iran erheblich verstärkt. 
Das Hauptproblem des multikonfessionellen Libanon sei das Feh- 
len einer überkonfessionellen Regierung, die willens und in der Lage 
wäre, ihre Macht durchzusetzen. Der [vom Westen] erzwungene 
Abzug der Syrer, die lange Zeit einen mäßigenden Einfluß auf die 
Hisbollah ausübten, habe die Lage nur verschlechtert. Bevor sich Is- 
rael aus dem Libanon zurückziehe oder mit den Palästinensern ein 
dauerhaftes Abkommen schließe, sei es lebenswichtig, solche Ord- 
nungsfaktoren [mit den Syrern] zu schaffen. 

In Befolgung der hastig zustande gekommenen und unpräzise 
formulierten UNO-Resolution 1701 hat sich die >Weltgemeinschaft< 
nach langem Feilschen dazu aufgerafft, den Wünschen Israels und 
der USA entsprechend, eine multinational zusammengesetzte UNO- 
Friedenstruppe im Südlibanon im Laufe des September 2006 mit un- 
gefähr 10000 europäischen Soldaten auf 30000 Mann aufzustocken. 
Ihre Aufgabe ist jedoch nicht klar umrissen. Sie soll gemeinsam mit 
der libanesischen Armee Stellungen entlang der Südgrenze des Li- 
banon beziehen und sowohl Grenzverletzungen als auch Kampf- 
handlungen verhindern. In der UNO-Resolution wird - entgegen 
den Beteuerungen einiger westlicher Nahost->Experten< und Kom- 
mentatoren - weder eine Entwaffnung der Hisbollah noch ihr Rück- 
zug hinter den Litani gefordert. Solche Bedingungen, die ohnehin 
niemand erzwingen könnte, würden weder die Hisbollah noch die 
libanesische Regierung annehmen. 

Somit ist die baldige Wiederaufnahme des Krieges um den Liba- 
non geradezu vorprogrammiert: Einerseits hat die israelische Regie- 
rung unmißverständlich klargestellt, daß sie sich das Recht vorbe- 
hält, jederzeit und überall einzugreifen, um die Nachrüstung, die 
Umgruppierung oder eine Verstärkung der Hisbollah zu unterbin- 
den. Andererseits kann keine militärische Macht der Welt verhin- 
dern, daß die Hisbollah, die mit der mehrheitlich schiitischen Bevöl- 
kerung des Libanon identisch ist und auch unter sunnitischen und 
sogar christlichen Libanesen eine immer breitere Anhängerschaft fin- 
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Israelische Panzer an der libanesischen Grenze. Israel hat, obwohl es nahezu 
alle in seinen Bunkern lagernden konventionellen Waffen einsetzte, keines 
seiner großen Kriegsziele erreicht. Der Chefstratege der Hisbollah, NASRALLAH, 
wurde nicht einmal ausgeschaltet, und die Entwaffnung der libanesischen 
Untergrundarmee Hisbollah, die vom großen Teil der Bevölkerung unterstützt 
wird, ist vorerst nicht abzusehen. 


einsätzen. Es besteht die sehr reelle Aussicht, faßt das CSIS zusam- 
men, daß bei den radikalen arabischen Kräften der Widerstandswille 
neu angefacht wird und Israel deshalb in einen Vierfrontenkrieg 
verwickelt werden könnte, der auch in den bisher >angepaßten< ara- 
bischen Staaten zu islamisch-revolutionären Entwicklungen führen 
würde. Israels libanesisches Kriegsabenteuer habe allen Feinden ge- 
zeigt, so das CSIS, daß Israel verwundbar ist. 

Ähnlich schätzten die Experten des JCSS (>Jaffee Center for Stra- 
tegie Studies<) in Tel Aviv in einer »strategischen Einschätzung« die 
Lage Israels ein: Sowohl Premier OLMERT als auch Verteidigungsmi- 
nister PERETZ seien als militärische Laien bei der überstürzt und un- 
genügend vorbereiteten Libanonaktion überfordert gewesen. Von 
Anfang an habe das Kabinett OLMERT geplant, die Stützpunkte und 
Wohnzentren der Hisbollah im ganzen Libanon zu vernichten und 
somit die Zerstörung der libanesischen Infrastruktur und die Tö- 


366 Richard Melisch - Der letzte Akt 


det, wieder nachrüstet, um sich auf die dritte Invasion Israels inner- 
halb von vierundzwanzig Jahren, die so sicher wie das Amen in der 
Kirche kommen wird, gut vorzubereiten. Das Szenario und die wei- 
tere Abfolge im Krieg um das Pulverfaß Nahost stehen bereits fest: 
Sowohl Israel als auch die Schiitenmiliz wissen, daß sie jederzeit unter 
dem Vorwand, des einen Nachschub unterbinden zu wollen oder 
des anderen Bedrohungen zuvorzukommen, militärische Schläge 
austeilen können, um Gegenschläge zu provozieren. Und dort >hinter 
der Türkei<, wo schon GOETHE wußte, »daß die Völker aufeinander- 
schlagen«, sind, dem Wunsch der israelischen Regierung entspre- 
chend, nun auch deutsche Soldaten eingesetzt, wo sich zwei unver- 
söhnliche und nach gegenseitiger Vemichtung trachtende radikale 
und fanatische Gegner seit bald sechzig Jahren gegenüberstehen. 


Israel steht unter Zugzwang 


Der israelische Informationsdienst Ynet news.com befragte am 12. 
Dezember 2006 David WURMSER, den neokonservativen Nahost- 
berater des US-Vizepräsidenten Dick CHENEY, sowie seine israelische 
Frau Meyrav, Forscherin am neokonservativen Hudson Institute, 
über die politische Lage nach den letzten Ereignissen im Nahen 
Osten: »Sicher gehen Sie davon aus, daß ich als Israelin im amerika- 
nischen Team Beweis für die These bin, wir >Neocons< steckten mit 
Israel und dem Mossad unter einer Decke. .. In Wirklichkeit treten 
wir für eine aktive amerikanische Nahostpolitik und auch für den 
Export amerikanischer Freiheitsideale und der amerikanischen Auf- 
fassung von Demokratie ein. .. Wir waren von der Notwendigkeit 
des >Krieges gegen den Terror< im Nahen Osten überzeugt, und auch 
davon, daß dort die politischen Führungen ausgewechselt und im 
Irak neue demokratische Verhältnisse geschaffen werden mußten. 
Doch bald erkannten wir, daß alle Aufständischen aus dem Iran und 
Syrien kamen. ..« 

Tatsächlich - so Ynet news - hätten die >Neocons< in ihrer Blüte- 
zeit die Zügel der Regierung in ihren Händen gehalten: Im Penta- 
gon hätten Paul WOLFOWITZ, Douglas FEITH, Harold RHODE, im Büro 
des Vizepräsidenten Louis LIBBY, John HANNAH, Richard PERLE, im 
Weißen Haus Elliott ABRAMS und John BOLTON, der spätere US-Bot- 
schafter bei der UNO, geschaltet und gewaltet. Meyrav WURMSER 
betont, die Pläne der Neokonservativen seien weder im Irak noch in 
der Region umgesetzt worden: Das Außenministerium unter Colin 
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POWELL und einige Militärs hätten sich quergestellt, als die >Neocons< 
[den Betrüger und CIA-Agenten] Achmed SCHALABI mit der Regie- 
rung im Irak betrauen wollten. »In der ganzen Region stehen wir 
jetzt vor einem Scherbenhaufen«, so WURMSER, »Israel hat den gan- 
zen Feldzug des vergangenen Sommers im Libanon vermurkst. Die 
Hisbollah hat Israel seine erste militärische Niederlage zugefügt, 
darüber gibt es keinen Zweifel, und man ist in Israel deswegen zu 
Recht aufgebracht. Bei uns Neokonservativen ist der Ärger groß, daß 
Israel nicht den wahren Feind, nämlich Syrien, angegriffen, sondern 
sich gegen die Hisbollah verzettelt hat. .. Die US-Regierung hoffte, 
Israel würde gegen Syrien losschlagen. Wir Neokonservativen hat- 
ten dafür gesorgt, daß Israel genügend Zeit für diese Aktion zuge- 
standen wurde, wir wollten den Sieg Israels. Hätte Israel Syrien eine 
vernichtende Niederlage beigebracht, wäre dies für den Iran ein har- 
ter Schlag gewesen. Die politische Landschaft des Nahen Ostens wäre 
verändert worden und der Widerstand im Irak zusammengebrochen. 
Wir in den USA hätten euch begeistert applaudiert, und niemand 
wäre euch in den Arm gefallen.. . Als (Außenministerin) Condole- 
ezza RICE ZU diesem Zweck die Region bereiste, fiel eurem Militär 
nichts Besseres ein, als in Qana (Südlibanon) ein Massaker zu veran- 
stalten [das Massaker an vier UNO-Beobachtungsoffizieren]. .. Kann 
denn euer Militär in Tel Aviv und Jerusalem nicht einmal mehr Land- 
karten lesen% 

Ist das denn kein schöner Beweis dafür, wie die Kriegstreiber den 
UNO-Weltsicherheitsrat manipulieren? 

Am 11. August 2006 stimmten 27 Staaten des UNO-Menschen- 
rechtsrates für die Verurteilung Israels wegen schwerer Menschen- 
rechtsverletzungen gegen die libanesische Zivilbevölkerung. Elf Staa- 
ten stimmten dagegen, acht enthielten sich der Stimme. Kein einziger 
der EU-Mitgliedsstaaten stimmte für die Verurteilung! Wer glaubt, 
daß bei dieser Abstimmung die EU-Vasallen keinem Befehl von >ganz 
oben< folgten, der glaubt wohl an den OÖsterhasen! 


Frieden im Libanon? 


Die wegen der Reichtümer des Libanon und der Tüchtigkeit der Li- 
banesen stets neidvollen Nachbarstaaten waren immer von der poli- 
tischen und wirtschaftlichen Zwangsvorstellung besessen, sie müß- 
ten den Zedernstaat destabilisieren, damit ihre eigenen Länder besser 
gedeihen. Die Syrer wollen seit 1945 den Libanon >heim ins Reich< 
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holen, die zu Hunderttausenden von den Zionisten aus ihrer Hei- 
mat vertriebenen Palästinenser träumten in ihren Flüchtlingslagern 
seit den fünfziger Jahren, unter der Führung Jasser ARAFATS, von der 
Gründung eines PLO-Staates inmitten des gastlichen Libanon und 
lösten damit den fast zwanzig Jahre dauernden Bürgerkrieg aus. Und 
wann immer der Zionistenstaat versuchte, Erez Israel in den Liba- 
non hinein auszudehnen, stets pochte er auf Besitzrechte aus bibli- 
schen Zeiten, hätten doch schon Propheten des Alten Bundes von 
den jüdischen Stämmen Ascher und Naphtali berichtet, die im Land 
der Zedern geerntet, was andere gesät, und ihre Ziegen weideten im 
Zedernlande, wo Milch [Schnee] und Honig fließen. 

Im Mai 2002 führte der Verfasser in Beirut ein Gespräch mit Nas- 
rallah SFEIR, dem Patriarchen der Maroniten, der einer nach Rom 
ausgerichteteten christlichen Gemeinde vorsteht, die vor über 1500 
Jahren im Libanon entstand und der weltweit an die acht Millionen 
Gläubige angehören. In dem Gespräch ging es darum, ob und wie 
sich die christlichen Kirchen in der Levante gegen die immer stärkere 
Ausbreitung des Islams weiterhin behaupten können, zumal die 
>christlichen< Staaten des Abendlandes und der Vatikan völlig des- 
interessiert sind. Gerade in jenen Tagen geschah es, daß israelische 
Soldaten tagelang die Geburtskirche Jesu zu Bethlehem beschossen, 
in der sich palästinensische Kämpfer verschanzt hatten, und diese 
aus der Kirche das Feuer erwiderten. Täglich und weltweit konnte 
man im Fernsehen diesen Kampf live verfolgen. Der Patriarch klagte: 
»Würde es sich um ein islamisches oder ein jüdisches Heiligtum 
handeln, hätte der Aufschrei in aller Welt zu einer sofortigen Feuer- 
einstellung und zur Räumung dieser heiligen Stätte geführt. Doch 
wie verhalten sich die Regierungen der sogenannten. christlichen 
Völker? Wie reagiert die Amtskirche zu Rom? Wie die UNO? Haben 
Sie von irgendeinem Protest gehört, irgendeiner einer Resolution? 
Überhaupt nichts! Man nimmt diesen Kampf um die Geburtskirche 
des Heilands nicht anders zur Kenntnis, als handle es sich um eine 
Fabrikhalle, um eine Parkgaragel« Und zuletzt klagte der Achtzig- 
jährige mit Wehmut: »Die Bereitschaft Europas, Amerikas und der 
katholischen Kirche, irgend etwas zum Schutz und für das Überle- 
ben der Christen des Orients zu unternehmen, ist schon so schwach, 
daß man in wenigen Jahrzehnten im Heiligen Land, der Heimat un- 
seres Herm JESUS Christus, keine Christen mehr vorfinden wird.« 

Heute steht das Land vor einem neuen Bürgerkrieg, denn die Welt 
erlebt gerade den Versuch der westlichen >Wertegemeinschaft<, den 
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Libanon zu destabilisieren, indem man ihm eine Regierung aufzwin- 
gen will, die zwar das Vertrauen der USA und Israels genießt, von 
der Mehrheit des libanesischen Volkes jedoch abgelehnt wird. Wäh- 
rend die Bevölkerungszahlen bei den Schiiten seit Jahren stetig an- 
wachsen, bei den Sunniten und Drusen etwa konstant bleiben, sin- 
ken sie bei den Maroniten, Orthodoxen, Armeniern und Katholiken 
dramatisch. Trotz dieser demographischen Entwicklung hält die 
politische Kaste von Oligarchen im Libanon seit Jahrzehnten eisern 
am paritätischen >Pacte National< des Jahres 1943 fest, der noch mit 
der französischen Mandatsmacht ausgehandelt wurde und für alle 
Regierungsposten konfessionelle Quoten vorsieht. So sind auch heute 
noch die Posten des Präsidenten, des Außenministers, des Oberbe- 
fehlshabers der Armee für Christen reserviert, während der schiiti- 
schen Mehrheit erst vor wenigen Monaten ein dritter Ministerpo- 
sten zugestanden wurde. So konnte es dem (christlichen) Präsidenten 
Emil LAHOUD entgegen der libanesischen Verfassung, jedoch mit sy- 
rischem Geld gelingen, eine zweite siebenjährige Amtsperiode an- 
zutreten, und ist es dank amerikanischer Subsidien der Regierung 
des (sunnitischen) Ministerpräsidenten Fuad SINIORA bisher gelun- 
gen, die von der schiitischen Opposition (>Hisbollah< und >Amal<) und 
dem mit ihr verbündeten christlichen >Courant Patriotique Libre< ge- 
forderten Neuwahlen abzublocken. 

Hassan NASRALLAH hat oftmals bekräftigt, daß BUSHS offene Unter- 
stützung und Lob für Fuad SINIORA der beste Dienst sei, den er der 
schiitischen und christlichen nationalen Opposition erweisen kann. 

Auch hierzu hat Nasrallah SFEIR, der Patriarch der Maroniten, seine 
Meinung hören lassen: »Im Libanon herrscht eine Sauwirtschaft wie 
nie zuvor: Wir haben einen Präsidenten, der regiert, weil er die Re- 
gierung als unrechtmäßig bezeichnet, und eine Regierung, die re- 
giert, weil sie behauptet, der Präsident säße unrechtmäßig im Amt.« 
Die Schiiten des Libanon, die nach dem >Sieg< ihrer Hisbollah- Kämp- 
fer gegen die israelischen Aggressoren immer selbstbewußter und 
mit stolzgeschwellter Brust auftreten, wollen nicht länger zuwarten, 
sondern fordern immer lauter und kategorischer Neuwahlen. Am 
23. Januar riefen die Verbündeten Hassan NASRALLAH, Generalsekre- 
tär der >Hisbollah<, und General Michel AOUN (Spitzname >Napola- 
oun<), Chef des christlichen CPN, gemeinsam den Generalstreik aus, 
der landesweit eingehalten wurde, zu Schießereien führte und drei 
Todesopfer forderte. Der sich jetzt anbahnende zweite Bürgerkrieg 
wäre für die USA und Israel die ersehnte Gelegenheit zu einem er- 
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neuten Einmarsch in den Libanon, um erstens die kürzlich erlittene 
Schlappe auszuwetzen, zweitens die prowestlichen politischen Kräfte 
des Landes militärisch zu stützen, drittens die Hisbollah, und somit 
die iranische Gefahr<, an der Nordarenze Israels endgültig auszu- 
schalten. Doch wie schon die Amerikaner zuvor in Vietnam, in Af- 
ghanistan, im Irak und wie schon seit sechzig Jahren die Zionisten 
in Palästina dürften beide überhebliche Großmächte die Rechnung 
ohne die arabischen und iranischen Wirte gemacht haben. Und we- 
gen der immerwährenden Dankbarkeit, atlantischen Bündnistreue 
und historischen Verantwortung< ihrer Berliner Politlemminge stek- 
ken die Deutschen jetzt mitten drin. 

In Zeitfragen vom 13. März 2007 war die Übersetzung eines Ge- 
sprächs zu lesen, das der Leitartikler Seymour HERSH, nach Einhal- 
tung peinlich genauer Sicherheitsvorkehrungen und nach mehreren 
Sicherheitskontrollen, mit dem Generalsekretär der >Hisbollah<, Has- 
san NASRALLAH, im Dezember 2006 in Beirut geführt hat: 

NASRALLAH sagte, er glaube, »das Ziel von Präsident BUSH [sei] das 
Zeichnen einer neuen Karte für die Region. Der Irak steht nicht am 
Rande eines Bürgerkrieges - dort ist Bürgerkrieg! Dort gibt es ethni- 
sche und religiöse Säuberungen. Mit dem täglichen Töten und Ver- 
treiben, das im Irak stattfindet, wird auf drei irakische Teile hingear- 
beitet, die ethnisch und konfessionell rein sind. .. Innerhalb von 
höchstens einem oder zwei Jahren wird es vollständig sunnitische, 
vollständig schiitische und vollständig kurdische Gebiete geben. 
Sogar in Bagdad befürchtet man, die Stadt könnte zweigeteilt wer- 
den. Ich kann sagen, daß Präsident BUSH lügt, wenn er sagt, er wolle 
keine Aufteilung des Irak. Alle Tatsachen, die vor Ort geschehen, 
lassen nur den Schluß zu, daß er den Irak teilen will. Und der Tag 
wird kommen, an dem er sagt, >ich kann doch nichts machen, wenn 
die Iraker selbst die Aufteilung ihres Landes wollen<«. 

Laut HERSH sagte NASRALLAH, er glaube, daß Amerika außerdem 
die Teilung des Libanon und Syriens herbeiführen wolle. In Syrien 
wäre die Folge, daß das Land »in Chaos und innere Kämpfe wie im 
Irak« gestürzt würde. Im Libanon »wird es einen sunnitischen, ei- 
nen alauitischen, einen christlichen und einen Drusenstaat geben, 
aber ich weiß nicht, ob es einen schiitischen Staat geben wird«. Er 
vermute, eine der Absichten hinter der Bombardierung des Libanon 
durch Israel im Sommer 2006 sei die Zerstörung schiitischer Wohn- 
gebiete und die Vertreibung der Schiiten aus dem Libanon gewesen. 
Sie sollten aus dem Libanon und Syrien in den südlichen Irak flie- 
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hen, der von Schiiten dominiert ist. Ich bin da nicht absolut sicher, 
aber ich rieche das!« 

Nach diesen Aufteilungen wäre Israel von kleinen, ruhigen Staa- 
ten umgeben. »Ich kann Ihnen versichern«, so NASRALLAH, »daß das 
saudische Königreich ebenfalls aufgeteilt wird, und die ganze Sache 
wird auch die Staaten in Nordafrika treffen. Es werden kleine eth- 
nisch und konfessionell homogene Staaten entstehen. Mit anderen 
Worten, Israel wird der wichtigste und stärkste Staat in einer Region 
sein, die in ethnische und religiöse Staaten aufgeteilt sein wird, die 
in Übereinstimmung miteinander und mit sich selbst sind. Das ist 
der Plan des Neuen Nahen Ostens!« 

Damit zum sicheren Schaden für den Libanon auch gleich der pas- 
sende Spott nachgereicht wird, versammelten sich am 25. Januar 2007 
in Paris die >Geberländer<, um - zur Freude der Bauwirtschaft und 
westlicher Spekulanten - 7,6 Milliarden Dollar Steuergelder in das 
gerade erst von Israels Luftwaffe gründlich zerstörte Pulverfaß Li- 
banon zu pumpen, das bereits mit 41 Milliarden Dollar überschuldet 
ist. Selbstverständlich werden weder der Libanon noch das libanesi- 
sche Volk auch nur einen Dollar von diesem >Kredit< sehen, handelt 
es sich doch um eine der in solchen Fällen üblichen >Umschuldun- 
gen<, die das weitere Heraussaugen von Zinsen und Zinseszinsen 
aus dem ausgebluteten Land gewährleisten. 

Zu dieser Frage schrieb ein besorgter deutscher Steuerzahler fol- 
genden Leserbrief an die FAZ (19. September 2006): 

»Ich habe als Bürger und Steuerzahler wenig Verständnis für die 
Wiederaufbauhilfe für den Libanon. Wenn die Zerstörung der Infra- 
struktur des Libanon militärisch erforderlich und kriegsrechtlich ge- 
rechtfertigt war, um die terroristische Hisbollah zu bekämpfen, wer- 
den durch diesen Wiederaufbau die militärischen Anstrengungen 
Israels konterkariert - unter Beteiligung der Bundesregierung. War 
die Zerstörung der Infrastruktur und von Wohngebäuden nicht er- 
forderlich und deshalb gegen das Völkerrecht, dann sollte Israel den 
Wiederaufbau bezahlen. Wäre es angesichts der jetzt anfallenden 
Wiederaufbaukosten ivon sicherlich über einer Milliarde Dollar nicht 
einfacher gewesen, Israel hätte die Kriegskosten gleich der libanesi- 
schen Regierung zur Verfügung gestellt, um die Hisbollah ins Ab- 
seits zu stellen, 150 oder mehr Soldaten seiner Streitkräfte vor dem 
Tode zu bewahren und auch die vielen tausend Zivilopfer im Liba- 
non zu vermeiden?« 

Ende Dezember 2006 verkündete die >Hisbollah< über ihren Fern- 
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sehsender AI Manar, Walid DSCHUNBLAT - Chef des PSP (Parti Socia- 
liste Progressiste), Minister für Telekommunikation, proamerikani- 
scher Führer der libanesischen Drusen und einer der schärfsten Geg- 
ner Syriens - habe während der Bomben- und Raketenangriffe des 
letzten Sommers den Israeli die genauen Koordinaten des unterirdi- 
schen Hauptquartiers verraten, in dem sich Hassan NASRALLAH, der 
Führer der >Hisbollah<, aufhielt. Und am 29. Dezember 2006 meldete 
die Beiruter Tageszeitung L'Orient-Le Jour, DSCHUNBLAD fordere dazu 
auf, den syrischen Präsidenten Bashar EL ASSAD umzulegen. Eben 
derselbe DSCHUNBLAT - wir lasen es schon im 6. Kapitel -, der laut 
Informationsdienst des deutschen Außenministeriums vom April 2005 
von der Bundesregierung in Berlin nicht nur empfangen wurde, son- 
dern von einer SPD-nahen Stiftung auch gefördert wird. 

Nachdem israelische Kampfflugzeuge schon einige Male im Tief- 
flug Scheinangriffe gegen französische Stellungen im Südlibanon 
geflogen waren, wurde der israelische Botschafter Daniel SCHEK in 
das französische Verteidigungsministerium zitiert, wo ihn die Mini- 
sterin Michele ALIOT-MARIE warnte, die französischen UNO-Trup- 
pen würden gemäß UNO-Resolution 1701 nicht zögern, im Falle wei- 
terer Provokationen das Feuer auf israelische Flugzeuge zu eröffnen. 
Die israelische Regierung antwortete, sie behalte sich das Recht vor, 
jederzeit im Libanon ihre Sicherheitsinteressen zu wahren. Sajed Has- 
san NASRALLAH, Generalsekretär der Hisbollah, ließ wissen, sein Ar- 
senal an Raketen sei wieder aufgefüllt. Im Libanon ist jeden Tag da- 
mit zu rechnen, daß Tsahal und Hisbollah demnächst wieder 
aufeinander krachen. 


Frieden in Palästina? 


Zur Freude Israels bekriegen sich nun offen die verfeindete >Fatah<, 
militärischer Arm der säkularen PLO (>Palestinian Liberation Orga- 
nisation<, angeführt von dem >Präsidenten< und ARAFAT-Nachfol- 
ger Machmoud ABBAS, und die streng islamische >Hamas<, unter der 
Führung des palästinensischen Regierungschefs Ismail HANIJE, Sie- 
ger der im Januar 2006 abgehaltenen demokratischen Wahlen. Wäh- 
rend HANIJE mehrmals kundtat, seine Organisation würde niemals 
den zionistischen Unrechtsstaat Israel anerkennen, bestätigte Mach- 
moud ABBAS schon einige Male, die PLO könnte sich »unter gewis- 
sen Umständen« durchaus mit Israel arrangieren. Weder die USA 
noch ihre EU-ropäischen Vasallen können und wollen zur Kenntnis 
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nehmen, daß die Palästinenser mit >Hamas< bewußt die Partei ge- 
wählt haben, die den »Befreiungskampf bis zum bitteren Ende der 
israelischen Besatzung« fordert. Mit allen Mitteln versuchen die Glo- 
balisierer, durch Anstachelung zum Bürgerkrieg, durch Abdrehen 
des Geld-, des Wasser- und des Ölhahnes das Votum der palästi- 
nensischen Bevölkerung zu kippen, die >Hamas<-Regierung in die 
Knie zu zwingen. Am 27. Dezember 2006 war zu erfahren, daß mit 
Wissen der Israeli und im Einverständnis mit der ägyptischen Re- 
gierung ein für die >Fatah< bestimmter Waffentransport die ägyp- 
tische Grenze zum Gasastreifen passieren durfte. Um dieselbe Zeit 
wurden dem >Hamas<-Chef HANIJE die bei der Einreise in den Gasa- 
streifen mitgebrachten Spendengelder aus Saudi-Arabien konfis- 
ziert. 

Wie im Libanon, finanzieren die Globalisierer in Palästina jene 
Politiker, die bereit sind, für einige Millionen Silberlinge ihr Volk zu 
verraten. Von der übriggebliebenen Führungsmannschaft der einst- 
mals revolutionären und militanten palästinensischen Befreiungs- 
front PLO und ihrer militärischen >Fatah< ist ein Haufen angepaßter, 
rundlicher und weißhaariger >alter Kämpfern Bürokraten, Sammler 
von Pfründen und Posten übriggeblieben, der sich längst mit der 
faktischen Herrschaft der israelischen Besatzungsmacht abgefunden 
hat. Eher klettert ein Kamel auf das Minarett, als daß von dieser zahn- 
losen Riege ein neuer Geist des Widerstandes angefacht werden 
könnte. Kein Wunder, daß sich die zur Fortsetzung des Befreiungs- 
kampfes gegen die israelischen Besatzer bereiten Palästinenser nun- 
mehr um die militant islamischen Bewegungen >Al Aksa Brigaden<, 
>Dschihad al Islamija< und >Hamas< scharen. 

Weder die Dollarsubventionen noch die häufigen Fernsehauftritte 
und das Händeschütteln mit Miss Condoleezza RICE, Herrn Ehud 
OLMERT höchstpersönlich sowie zahlreichen EU-Wichtigtuern wer- 
den Machmud ABBAS, den Präsidenten der Palästinensischen Behör- 
de< in den Augen seiner Landsleute erhöhen oder den Sieg der radi- 
kalen >Hamas< aufhalten können. Ganz im Gegenteil: Mit jeder seiner 
Unterwerfungsgesten gegenüber Israel, Amerika und den Europäi 
schen Vasallen erscheint Machmud ABBAS seinen Landsleuten im- 
mer mehr als williger Erfüllungsgehilfe der Besatzer und verschwin- 
det die >Fatah<, einstmals Vorbild aller arabischen Befreiungsfronten, 
immer schneller in die Versenkung. Mit viel Geld inszenierte vor- 
zeitige Neuwahlen sollen die >Fatah< noch einmal retten, die >Ha- 
mas< von der Regierung ausschließen. 
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In Zeit-Fragen vom 5. Januar 2007 zitiert Silvia CATTORI einen wohl- 
informierten Palästinenser: »Machmud ABBAS hat kein Recht, Neu- 
wahlen zu fordern. .. Er hat sich wie ein Diktator aufgeführt. Was er 
getan hat, war illegal. Er hat den (gewählten) Premierminister HANIJE 
übergangen... ABBAS ist in die Hände einer >Viererbande< (RABBO, 
TAKHMAD, DAHLAN und EREKAT) geraten, von Marionetten in den Hän- 
den Israels und der CIA. .. DAHLAN tritt immer häufiger als Nachfol- 
ger Machmud ABBAS auf. Er ist der am meisten verabscheute Mensch 
in Palästina, sogar bei den >Fatah<-Leuten.. . Er kann viel Geld ver- 
teilen. .., denn sein Konto wird von der CIA gedeckt. .. Diese Wahlen 
werden wie ein Staatsstreich wahrgenommen. Es bringt das Pulver- 
faß zum Explodieren, es ist ein abgekartetes Spiel, um die >Hamas< 
aus der Regierung auszuschließen. Israel und die Vereinigten Staa- 
ten unterstützen Machmud ABBAS. . . Es ist ein Kampf zwischen de- 
nen, die mit dem Besetzer kollaborieren, und denen, die sich für ihre 
Befreiung einsetzen. .. Wollen denn unser Präsident und seine Be- 
raterclique sich mit Israel verbünden, israelische Waffen erhalten und 
damit die >Hamas< eliminieren 


Frieden im Irak? 


Die bisherigen Gesamtkosten des Irakkrieges belaufen sich auf un- 
gefähr 1000 Milliarden Dollar. Die voraussichtlichen Kosten für die 
Fortsetzung des lrakkrieges: 


Bei Truppenabzug bis 2010: 

Ausgaben für Militär, Schuldendienst, usw.: 839 Milliarden Dollar 
Kosten für wirtschaftliche Folgen: 187 Milliarden Dollar 
Gesamt: 1026 Milliarden Dollar 


Bei Truppenabzug bis 2015: 

Ausgaben für Militär, Schuldendienst usw: 1189 Milliarden Dollar 
Kosten für wirtschaftliche Folgen: 1050 Milliarden Dollar 
Gesamt: 2238 Milliarden Dollar 


Zur militärischen und politischen Pleite der Amerikaner im Irak ge- 
sellt sich nun auch eine finanzielle, denn anscheinend sind 12 Milli- 
arden Dollar im Lande Ali Babas ganz einfach verschwunden. Als 
noch Paul BREMER 2003 die irakischen CPA (>Coalition Provisional 
Authority<) leitete, wurden 16 Milliarden Dollar (360 Tonnen!) an 
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Steuergeldern in Hundert-Dollarnoten in drei Großraum-Transport- 
flugzeugen vom Typ C-130 nach Bagdad geflogen und seiner Obhut 
übergeben. In den folgenden drei Jahren wurden die Ausgaben we- 
der säuberlich gebucht, noch gab es irgendwelche Kontrollen. Fazit 
ist, daß 12 Milliarden Dollar fehlen, und niemand weiß, wohin das 
Geld gekommen ist. Jüngst erfolgte Nachforschungen haben erge- 
ben, daß amerikanische und irakische Stellen Doppelbuchungen 
durchgeführt und für nichtvorhandene Büroräume, Unterkünfte, 
Soldaten, Polizisten und Bauaufträge kassiert haben. Riesige Men- 
gen an amerikanischen Waffen sind zwar in den USA verladen wor- 
den, sind aber in Bagdad nie angekommen. Ein Teil davon sei bei 
der Hisbollah wieder aufgetaucht. (American Free Press, 26. Februar 
2007) 

Zur Abhilfe solcher Pleiten soll offensichtlich ein neues Gesetz im 
Irak dienen, welches dem amerikanischen Ölkartell die Kontrolle 
über die Ölreserven des Landes sichern soll. So berichtete James PAR- 
SONS im St. Galler Tagblatt (4. April 2007), dieses Gesetz siehe vor, 
daß die amerikanischen Olfirmen dreißig Jahre lang siebzig Prozent 
der irakischen Produktion für sich behalten dürfen. Weitere 20 Pro- 
zent sollen dauerhaft von jeder Art Besteuerung befreit werden. Die 
US-Ölmultis könnten dank dieser »Aufteilung« mit einer Rendite 
von 42 bis 162 Prozent rechnen, die im Normaldurchschnitt nur 12 
Prozent beträgt. Bei einem Ölpreis von nur 40 Dollar pro Faß würde 
dies, je nach Produktionsmenge, zwischen 74 und 194 Milliarden an 
entgangenen Einnahmen für den Irak bedeuten. Dieses neue >iraki- 
sche< Ölgesetz wurde in Washington von der Beratungsfirma Bea- 
ring Point entworfen. Auch die von Ex-Außenminister James BAKER 
geleitete >Iraq Study Group< habe im Dezember 2006 empfohlen, diese 
Lösung anzustreben. 

Einen glänzenden Einfall hatte Senator Joseph LIEBERMAN aus Con- 
necticut, der Anfang Februar im Kongreß den Antrag stellte, die US- 
Bürger mit einer Sondersteuer zur Weiterführung des >BusH-Krie- 
ges< gegen den >Terrorismus< einzuheben. Man darf gespannt sein, 
wann die Brüsseler Spitzen als Zeichen der transatlantischen Solida- 
rität auch diesen >Vorschlag< EU-weit durchsetzen werden. 

Einen schlechten Einstand hatte Verteidigungsminister Donald 
RUMSFELDS Nachfolger Robert GATES: Global Research berichtete am 
25. Dezember 2006, der neue Chef des Pentagon sei kurz vor seiner 
Amtsübernahme in den Irak geflogen, um die Meuterei des in Ra- 
madi eingesetzten 6. Bataillons der US-Marineinfanterie zu untersu- 
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Einer der unzähligen Selbstmordattentate auf irakischem Boden. 19. Juni 
2007 - Unmittelbar vor der Drucklegung dieses Buches schockiert eine 
erneute Tragödie die Weltöffentlichkeit: 75 tote Zivilisten bei einem Anschlag 
in Bagdad. Ein teurer Preis für einen angeblichen Demokratisierungsprozeß, 
aber es ging ja nur um Öl, wie Richard PERLEunumwunden zugab. 


chen, das sich samt Waffen und Fahrzeugen einer irakischen Miliz 
ergeben habe. Ein Teil der entwaffneten GIs habe unter dem Schutz 
der Iraker versucht, in die Türkei zu gelangen, um dort politisches 
Asyl zu beantragen. Die gräßlich vermurkste und dazu auch noch 
gefilmte Hinrichtung Saddam HUSSEINS wird von der großen Mehr- 
heit der Iraker den Amerikanern zur Last gelegt. War denn Iraks 
früherer Präsident während seiner gesamten Haftzeit nicht in der 
Obhut der US-Army geblieben? Erinnerte die Bühne mit dem Gal- 
gen nicht sehr an das Hinrichtungsszenario von Nürnberg und 
Landsberg? 

Am 10. Januar 2007 erteilte George W. BusH den Empfehlungen der 
ISG (>Iraq Study Group<) seine Absage und gab bekannt, er würde 
»stay the course«, seinem bisherigen Kriegskurs folgen und 21500 zu- 
sätzliche Soldaten für den Einsatz im Irak anfordern. Immer häufi- 
ger äußern sich führende US-Generale gegen die Fortsetzung des 
Krieges und geben die Schuld für das Ausufern des Widerstandes 
den ideologisch motivierten Besatzungsoffizieren, Polit-Psychologen 
und Umerziehern, die nach dem siegreichen Einmarsch der US-Streit- 
kräfte im April 2003 darangegangen waren, den Irak zu >entbaathifi- 
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zieren<, indem sie Hunderttausende irakische Offiziere, Beamte, 
Polizisten fristlos entließen und samt ihren Waffen nach Hause 
schickten, Zehntausenden älteren Parteikadern die Rentenzahlun- 
gen verweigerten. Diese Verbannung zu Not und Elend eines staats- 
tragenden Teils der irakischen Mittelschicht, die gleichzeitig etwa 
anderthalb Million unbeteiligter Familienangehörigen betraf, trug 
wesentlich zur Ausbreitung des landesweiten und quer durch alle 
Volksgruppen und Konfessionen des Landes reichenden Widerstan- 
des bei. 

Für den irakischen Regierungschef Nuri AL MALIKI scheint sich zu 
bewahrheiten, was Henry KISSINGER einmal aussprach: »Es ist oft- 
mals gefährlich, ein Feind der USA, tödlich jedoch, ihr Freund zu 
sein.« Patrick BUCHANAN schrieb am 19. Januar 2007, MALIKI wisse, 
daß der Krieg im Irak von den USA nicht mehr zu gewinnen sei. 
Statt der von BUSH bisher zusammengekratzten 141000 Mann und 
der geplanten Aufstockung um 30000 wären mindestens 500- bis 
750 000 Mann nötig, um auch nur die wichtigsten Stützpunkte im 
Irak zu kontrollieren. Haß und Ablehnung gegen die Amerikaner 
breiten sich bei allen Bevölkerungsgruppen stetig aus. 

2,5 Millionen Iraker sind im Laufe der vergangenen zwei Jahre 
aus ihrer Heimat geflohen und leben meist mittellos in syrischen 
und jordanischen Notquartieren. 

Die Amerikaner erwarten von MALIKI, er möge mit Hilfe sunniti- 
scher Milizen und kurdischer Brigaden die Armee des schiitischen 
>Machdi< Muqtada AL SADR zerschlagen, der ihn bisher unterstützte. 
MALIKI weiß, daß er sich auf die USA nicht mehr verlassen kann: Das 
amerikanische Volk fordert den Abzug seiner Soldaten, weltweit 
wächst der Widerstand gegen diesen Krieg. Wird er sich dazu her- 
geben, die Folgen des von BUSH, CHENEY, RUMSFELD, RICE, den Neo- 
konservativen und dem Ölkartell angezettelten Krieges auszubaden? 

Die sogenannte >Sicherheits-Konferenz<, die am 10. März 2007 in 
Bagdad zusammentrat, um den kriegsüberdrüssigen Amerikanern, 
dem linken Flügel der US-Demokraten und den kriegsunwilligen 
EU-ropäern das Schauspiel amerikanischer Friedensbemühungen 
und Gesprächsbereitschaft vorzugaukeln, diente nur der Augenaus- 
wischerei und war deshalb nur zweitrangig besetzt. Als >Gastgeber< 
fungierte AL MALIKI, irakische Marionette der USA. Die fünf ständi- 
gen Mitglieder des Weltsicherheitsrates, die UNO, die Arabische Liga, 
einige arabische Staaten, die Türkei und der Iran entsandten Dele- 
gierte. Die USA wurden von David SATTERFIELD vertreten, dem Si- 
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cherheitsberater von Außenministerin Condoleezza RICE und frühe- 
ren Botschafter (Prokonsul) in Beirut, an den sich die Libanesen un- 
gern erinnern. Nicht anwesend war Elliot COHEN, ein weiterer >Polit- 
berater< der Frau RICE, den man ihr aufgedrängt hatte, damit sie stets 
linientreu die Politk der >Neocons< erfüllen möge. Weder waren bei 
dieser Konferenz konkrete Ergebnisse erwünscht, noch wurden sol- 
che erzielt. Die EU-Vasallen glänzten durch Abwesenheit. 


Radikalisierung des islamischen Fundamentalismus 


Es ist ein offenes Geheimnis, daß sowohl die USA als auch die EU 
die Herrschercliquen und Regierungen jener Nah- und Mitteloststaa- 
ten jährlich mit Milliarden Dollar und Euro finanzieren, die entge- 
gen der islamischen und radikal antizionistischen Politik des Iran, 
Syriens, des Irak, der libanesischen und palästinensischen Resistance 
diplomatische Beziehungen zu Israel aufgenommen haben oder mit 
dem Zionistenstaat in Handelsbeziehungen getreten sind. Zu ihnen 
gehören Ägypten, Jordanien, Bahrain, Qatar, Kuwait, der Oman, die 
Vereinigten Emirate, Pakistan, die auf dem besten Wege sind, den 
GAP zu verlassen, um ihre Länder mit dem CORE zu vernetzen, 
sich einem von den USA beherrschten >Greater Middle East< unter- 
zuordnen und ihre Rohstoffe den Globalisierern auszuliefern. Man 
hofft in Washington und Tel Aviv sehr darauf, dank dieser Milliar- 
den- >Investitionen< demnächst sowohl ein angepaßtes libanesisches 
als auch ein palästinensisches Bantustan in das New CORE einglie- 
dern zu können. 

Doch die Zeit arbeitet, langsam, aber ganz sicher für den Sieg der 
arabischen und islamischen Völker, deren Widerstand sich nicht nur 
gegen Zionisten und US-Besatzer, sondern vor allem gegen ihre ei- 
genen verfaulten, verkauften und fremdhörigen Paschas richtet, die 
ohne Leibwachen, Söldner und amerikanische Sicherheitsdienste 
keinen Schritt vor ihre Prunkpaläste wagen könnten und deshalb 
schon längst in den Ruf von Landesverrätern und Glaubensabtrünni- 
gen gekommen sind.Viele selbsternannte amerikanische und Euro- 
päische >Nahost-Experten< und sogenannte >Islam<- oder gar >Terro- 
rismus-Forscher< ignorieren, daß man religiöse Fundamentalisten 
und fanatisch patriotische Freiheitskämpfer, die zu jedem Selbstop- 
fer bereit sind, weder durch materiellen Anreiz noch durch politi- 
schen Druck zu Nachgiebigkeit und Einbahntoleranz in fundamen- 
talen Glaubensartikeln zwingen kann. Vom Atlasgebirge bis zu den 
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Gewürzinseln Indonesiens, vom Hindukusch bis an das Hörn von 
Afrika, überall sind islamistische, >integristische<, antikolonialistische 
regionale Befreiungsfronten im Vormarsch und beginnen, sich zu 
vernetzen. Und von Kabul, Kairo bis Kuwait, von Rabat, Riad bis 
Ramallah, überall schlottern laut hörbar die Knie der Ölscheiche und 
all der von den USA ausgehaltenen jämmerlichen Romuli Augustuli, 
vor Angst vor dem Fliehen ihrer Leibwachen und aus Furcht vor 
der Rache ihrer betrogenen Völker. 

Wie in den US-Satellitenstaaten EU-ropas, so ist auch in den Ame- 
rika hörigen Staaten der arabischen Welt die politische >Elite< von 
Washington und London völlig vereinnahmt worden. Die meisten 
heutigen Entscheidungsfragen im Libanon, in Ägypten, Jordanien, 
den Golfstaaten, und das gilt auch für zahlreiche andere Länder der 
Zweiten und Dritten Welt, haben in ihrer Jugendzeit an amerikani- 
schen, britischen oder französischen Universitäten studiert und sind 
dort nach westlich demokratischen Maßstäben und Vorgaben >um- 
erzogen< worden. Politik, Wirtschaftsordnung und Zeitgeschichte 
kennen sie nur aus westlicher Sicht. 

Als Mitglieder einer privilegierten Schicht fühlen sie sich ihren 
europäischen und amerikanischen Herren Kollegen und Logenbrü- 
dern, über alle kulturellen und konfessionellen Barrieren hinweg, in 
Sachen Politik und Globalisierung viel näher als ihren >primitiven< 
Landsleuten. Ganz anders das nichtprivilegierte Volk, das über die 
fetten Bakschische >made in USA< genau Bescheid weiß und deshalb 
im Verlauf der vergangenen sechzig Jahre schon einige seiner aus 
den USA finanzierten Könige, Minister, Politiker in die Wüste ge- 
schickt hat. 

Als es den Hohen Herren im Weißen Haus und Pentagon ein Jahr 
nach dem Beginn ihres >Weltkriegs gegen den Terror< langsam däm- 
merte, daß der Widerstand gegen die amerikanischen >Befreier< und 
Zwangsdemokratisierer nicht etwa abnahm, sondern beträchtlich 
wuchs, stellten sie sich die Frage: »Why they hate us« (Warum hassen 
die uns eigentlich?) und beschlossen - völlig im Einklang mit ameri- 
kanischer Denkweise und Auffassung von Völkerpsychologie - eine 
weltweite Werbe- und Public Relations-Kampagne in Auftrag zu 
geben. Mit dieser Aufgabe betraute die US-Regierung eine Ms. Char- 
lotte BEERS, Ex-Präsidentin der berühmten Werbeagentur >J. Walter 
Thompson Worldwide<, die bei ihrem früheren Arbeitgeber die Fir- 
ma >Uncle Ben's Rice< betreut hatte, und übertrug ihr ein Budget 
von 520 Millionen Dollar mit den Auftrag, vor allem in den islami- 
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sehen Ländern des Nahen Ostens dafür zu sorgen, daß das Erschei- 
nungsbild eines bösen >Uncle Sam< sich in ein liebreizendes >Image< 
verwandeln möge. Ms. BEERS gab nach fünf Monaten auf. Wahrschein- 
lich hatte sie erkannt, daß man uranabgereicherte Munition und 
Napalmbomben zwar rosa färben, George W. BUSH seinen Hund strei- 
chelnd und Ariel SCHARON babyküssend darstellen, damit aber weder 
die irakischen Mütter der 500000 durch US-Bomben und Granaten 
umgekommenen Kinder noch die Million der nach drei Generatio- 
nen immer noch in Flüchtlingslagern hausenden palästinensischen 
Vertriebenen beeindrucken kann. 

Qadura FARES, ein enttäuschter >Fatah<-Aktivist, hat die Zeichen 
der Neuen Zeit klar erkannt: »Weltweit, ob in Südamerika, in Europa, 
in Asien oder im Nahen Osten zeigt sich, daß die Gewährung ameri- 
kanischer Hilfe unweigerlich zur Schwächung der Begünstigten 
führt.« Nur unsere Politlemminge habe es noch nicht gemerkt. 


Religionskrieg um den Nahen Osten und das Heilige Land 


Sowohl der drohende, schmähliche Rückzug der Weltmacht USA 
aus dem Irak als auch der >Sieg< der libanesischen >Hisbollah< über 
den hochgerüsteten Zionistenstaat haben weltweit allen Befreiungs- 
fronten und Widerstandsbewegungen gegen amerikanische und is- 
raelische Besetzung, imperialistische Ausbeutung, koloniale Unter- 
drückung neuen Mut eingeflößt. Um ihr Ansehen als unbesiegbare 
Militärmächte wiederherzustellen und ihre Pannen und Pleiten zu 
kompensieren, sind Israel und Amerika zum Austeilen von massiven 
Vergeltungsschlägen und Strafexpeditionen geradezu gezwungen, 
wolle die eine ihren Ruf als unbestrittene Regionalmacht, die zweite 
als stärkste Weltmacht aller Zeiten nicht verlieren. Nach wohlbekann- 
tem Muster werden Israel und die USA ihre nächsten Angriffskriege 
der Weltöffentlichkeit als vorweggenommene Notwehr< (anticipa- 
tory self defense) gegen die Massenvernichtungswaffen von >Schurken- 
staaten< und als >Präventivschläge< (preemptive strikes) zur Befreiung 
der von Mullahs und finsteren Diktatoren unterdrückten Völker 
verkaufen. 

Der zunehmende politische und militärische Druck, den die USA 
bei der Umsetzung ihrer Weltherrschaftspläne, den Israel zur Wieder- 
herstellung seiner regionalen Hegemonie ausüben, führt zu einer 
immer stärkeren Solidarisierung der bedrohten Völker und der ver- 
unglimpften Muslime. Außer den feurigen Aufrufen von schiitischen 
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und sunnitischen Predigern, Warnungen des iranischen Präsiden- 
ten Mohamed AHMADINEDSCHAD , des Generalsekretärs der >Hisbol- 
lah< Hassan NASRALLAH, des Chefs der palästinensischen >Hamas< 
Ismail HANIJE, sowie von angeblichen Fatwas des hinter den sieben 
Bergen des Hindukusch meditierenden Osama BIN LADEN an alle 
Muslime und Freiheitskämpfer des Maschrek und des Maghreb, 
vernehmen die Völker der Zweiten und Dritten Welt immer lauter 
und eindringlicher die Parolen der sozialistisch-nationalen Revolu- 
tionäre aus Lateinamerika, die zur Selbstbefreiung vom Joch des ame- 
rikanischen Imperialismus und Kapitalismus drängen. 

Wie in diesem Kapitel zu lesen war, folgt die Außenpolitik der 
USA, Israels und der meisten arabischen Frontstaaten keinen ratio- 
nell faßbaren Gesetzen und international anerkannten Kriterien mehr, 
sondern nur noch radikalen nationalen und fundamental religiösen 
Glaubensartikeln, über die weder diskutiert noch verhandelt wer- 
den darf. Ob zionistische >Neocons< und christliche >Millenarians< 
in den USA, chassidische Fanatiker in Israel, fanatische Islamisten in 
arabischen Ländern, sie alle verbindet der Glaube, die Überzeugung, 
daß sie im Auftrag ihres Gottes handeln. In einem Religionskrieg 
werden weder Parlamentäre noch weiße Fahnen geduldet. Es wird 
bis zum bitteren Ende gefochten, das bedeutet: bis zur Auslöschung 
des feindlichen Glaubens. Wir, die EU-ropäischen Vasallenvölker, 
die weder gefragt werden noch mitreden dürfen, können von den 
Politlemmingen und NATO-Mitmarschierern, die im Nahen Osten 
weder europäische Interessen vertreten, noch nationale Belange ver- 
teidigen, noch irgend etwas im Morgenland verloren haben, nur er- 
hoffen, daß diese ein einziges Mal ihre heilige Pflicht erfüllen und 
ihre Völker aus dem >Pulverfaß Nahost< unter allen Umständen her- 
aushalten. Politiker, die gegen diese Pflicht verstoßen, sollten ge- 
teert und gefedert werden. 


Doch die Hoffnung stirbt zuletzt! 


Folgender Leserbrief erschien in American Free Press vom 25. Dezem- 
ber 2006: 

»Vielleicht kann doch noch etwas Gutes aus dem Schrecken im 
Irak erwachsen. Vielleicht, aber nur vielleicht, können wir in den 
Vereinigten Staaten einige bittere und beschämende Lehren aus der 
puren Gewalt und anmaßenden Einmischung ziehen, mit denen wir 
in die inneren Angelegenheiten dieses souveränen Staates eingegrif- 
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fen haben. Vielleicht, aber nur vielleicht, können wir aus unseren 
Fehlern lernen. Daß Macht nicht Recht bedeutet und daß wir be- 
scheiden eingestehen sollten, daß unser Weg nicht der einzige, ge- 
schweige denn notwendigerweise der beste ist. Vielleicht werden 
wir lernen, daß Völker und Gemeinwesen, die anderer Meinung sind 
als wir und die unsere Außenpolitik ablehnen, nicht unbedingt un- 
sere Feinde sein müssen. Vielleicht werden wir sogar lernen, mit 
unseren Feinden zu sprechen, um Meinungsverschiedenheiten und 
gegenseitige Probleme zu lösen. Vielleicht werden wir uns eingeste- 
hen müssen, daß die Schuld am Desaster im Irak nicht bei den Ira- 
kern liegt. Diese schreckliche Last haben wir zu schultern, ungeach- 
tet der Ausreden unserer Kriegstreiber.« 


15. Kapitel 
Lösungen, Auswege, 
Kurskorrekturen 


Meinungsumfragen in fünf Kontinenten ergaben, daß die Völker der 
Welt mehrheitlich der Überzeugung sind, Israel und die USA stellten 
die größte Gefahr für den Weltfrieden dar. Sind denn die befragten 
Völker gescheiter und besser informiert als ihre Politiker? Tatsache 
ist, daß die Regierungen der demokratisch-westlichen > Wertegemein- 
schaft < - entgegen dem Willen ihrer Völker - bedingungslos sowohl 
die israelische Hegemonialpolitik im Nahen Osten als auch die ame- 
rikanische Welteroberungspolitik unterstützen. Welchen europäischen 
Interessen dient denn die Erweiterung der EU bis ins wilde Kurdi- 
stan, die Ausdehnung der NATO bis vor die Tore Sankt Petersburgs, 
die Verteidigung des US-Imperialismus am Hindukusch? Welchen 
europäischen Interessen dient das sklavische Festhalten an der Dollar- 
Weltwährung, der Unterordnung unserer Volkswirtschaften unter 
das Diktat der Rohstoffbörsen und des Ölkartells,, unüberschaubarer 
Bankenkonsortien und unkontrolliertter Weltfinanzagenturen? Wel- 
chen europäischen Interessen dient die Entsendung deutscher, fran- 
zösischer, italienischer Soldaten in das >Pulverfaß Nahost<? Wessen 
Kastanien gilt es dort aus dem Feuer zu holen? 

Europäisches Interesse erfordert weder eine Parteinahme gegen 
Amerika noch gegen Israel, sondern das strikte Heraushalten aus 
Konflikten und Kriegen, die von den Völkern Europas weder pro- 
voziert, geschweige denn angezettelt worden sind. Sowohl dem 
amerikanischen als auch dem israelischen Volk wird durch europäi- 
sche Neutralität ein besserer Dienst erwiesen als durch eine militäri- 
sche Teilnahme an kriegerischen Abenteuern ihrer Regierungen. 

Europäisches Interesse erfordert, daß wir unseren amerikanischen 
und zionistischen Freunden eine klare Absage erteilen, wenn sie ver- 
suchen sollten, Europa in die Unternehmungen der von schweren 
Krisen und Katastrophen bedrohten USA und Israels mit hineinzu- 
ziehen. Die Globalisierer sehen das freilich ganz anders: Sie fordern 
die Teilnahme Europas an ihren Präventiv- und Eroberungskriegen 
in aller Welt. 
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Eine Achse Paris-Berlin-Moskau? 


Die von manchen politischen Kreisen in Frankreich und Deutsch- 
land schon seit langem und immer wieder erhobene Forderung nach 
der Schaffung eines französisch-deutschen Kerneuropas mit einer 
gemeinsamer Außen- und Wehrpolitik sowie der Verlängerung der 
Achse Paris-Berlin bis Moskau wurde erstmals im Frühjahr 2003 - 
wenn auch recht zaghaft - umgesetzt, als sich die französische und 
die deutsche Regierung weigerten, Hilfstruppen zur Unterstützung 
der USA in den Irak zu entsenden. War hier das allererste Anzei- 
chen für eine eigenständige europäische Außenpolitik seit 1956 zu 
erkennen? Dies wird von Henri DE GROSSOUVRE (Paris-Berlin-Moscou, 
2002) bejaht, der sich für die Emanzipation Kerneuropas vom Gän- 
gelband der Amerikaner ausspricht. 

Theoretisch wäre ein deutsch-französisch -russisches Bündnis die 
perfekte Lösung zur Befreiung Europas sowohl vom Würgegriff der 
Globalisierungsdiktatur als auch von der politisch-militärischen 
Kontrolle der USA durch die NATO, sofern Deutschland ein souve- 
räner Staat wäre. Bekanntlich kann auch die schönste Fassade ein- 
stürzen, wenn das Gebäude nicht auf festem Fundament steht. Frank- 
reich ist eine Siegermacht des Ersten und Zweiten Weltkriegs, wird 
zentral verwaltet, verfügt über eine eigenständige Wehr- und Au- 
Benpolitik sowie über eine modern und atomar gerüstete, autonom 
geführte Armee, die die Verteidigung des nationalen Territoriums 
gewährleistet. Deutschland hingegen hat beide Weltkriege und nach 
1945 ein Drittel seines Territoriums und seine Souveränität verlo- 
ren. Nachdem zwischen Deutschland und seinen ehemaligen Kriegs- 
gegnern noch immer kein Friedensvertrag geschlossen worden ist, 
unterliegt es als einziges UNO-Mitglied nach wie vor sogenannten 
»Feindstaatenklauseln«. Eine Verfassung besitzt Deutschland nicht, 
sondern ein sogenanntes Grundgesetz, das von den westlichen Be- 
satzungsmächten im Rahmen eines »Überleitungsvertrages« einge- 
führt wurde. Im Artikel 146 steht, daß »dieses Grundgesetz an dem 
Tag seine Gültigkeit verliert, an dem eine Verfassung in Kraft tritt, 
die von dem Deutschen Volk in freier Selbstbestimmung beschlos- 
sen worden ist«e. Wie könnten sich angesichts solcher politischen 
Defizite eine französische, eine russische Regierung, ja das französi- 
sche und russische Volk auf Vereinbarungen mit einer derart gefes- 
selten >deutschen Regierung< verlassen, die noch immer nach Inte- 
rimsgesetzen aus der Besatzungszeit agiert? Henri DE GROSSOUVRE 
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beantwortete im Januar 2004 die Fragen des Verfassers zu diesem 
Thema: 

RM: »Wäre es in einem Europa des 21. Jahrhunderts und ange- 
sichts eines auf die längst überholten Verträge von Jalta und Pots- 
dam zurückreichenden ungeklärten und rechtsfreien Zustandes nicht 
die zukunftsweisende und beispielgebende Aufgabe einer französi- 
schen Regierung, den ersten Schritt zu setzen und mit Deutschland 
einen Friedens- und Freundschaftsvertrag zu unterzeichnen? Wür- 
de denn eine deutsche Regierung - rebus sie stantibus - einen solchen 
Vertrag mit Frankreich überhaupt unterzeichnen dürfen?« 

HdG: »Nach dem Zweiten Weltkrieg war es zu früh, heute zu spät 
für die Umsetzung eines Friedensvertrages mit Deutschland. Ein 
solcher Schritt wäre ein Anachronismus aus einer Begriffsvorstel- 
lung des vergangenen Jahrhunderts, dem noch einige >Alte Kämp- 
fen anhängen mögen. General DE GAULLE, sicher ein Mann des ver- 
gangenen Jahrhunderts, der in zwei Weltkriegen gegen die Deutschen 
kämpfte, hat nicht gezögert, seine Politik auf der Grundlage der fran- 
zösisch-deutschen Freundschaft und Zusammenarbeit zu entfalten. 
Gewiß, das Deutschland, zu dem DE GAULLE nach 1945 Bindungen 
knüpfte, war eine besetzte >rheinische< Bundesrepublik, die von ei- 
ner Wiedervereinigung mit den mitteldeutschen Bundesländern nur 
träumen konnte. Jetzt, da die Wiedervereinigung Wirklichkeit ge- 
worden ist, kann die deutsch-französische Partnerschaft nur auf der 
Grundlage voller Gleichberechtigung funktionieren. Diese Partner- 
schaft ist auch die Voraussetzung für die Lösung der institutionel- 
len Krise, in der sich die Europäische Union gegenwärtig befindet.« 

RM: »Soll die deutsch-französische Kernallianz eine gemeinsame 
Regierungsform anstreben? Welche ideale Regierungsform wäre 
angesichts eines Europas der Nationen erstrebenswert?« 

HdG: »Frankreich und Deutschland müssen eine Confederation, 
einen Staatenbund gründen, an dem sich das übrige Europa aus- 
richten wird. Hoffen wir ferner, daß sich der Wunschtraum General 
DE GAULLES im Jahre 1943 erfüllen wird, der Vertrag von Verdun des 
Jahres 842 zur Aufteilung des Reiches KARLS DES GROSSEN möge revi- 
diert werden, auf daß endlich wieder die Franken des Westens mit 
den Franken des Ostens wiedervereinigt werden können. Nur ein 
französisch-deutscher harter Kern kann die EU aus der Krise her- 
ausführen, in die sie sich anläßlich der Erweiterungsverhandlungen 
hineinmanövriert hat. Nur dieser >harte Kern<, an den sich die Bene- 
luxländer, Österreich und einige weitere Staaten anschließen wür- 
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den, kann gewährleisten, daß aus Europa kein Wirtschaftsriese und 
kein politischer Zwerg unter amerikanischem Protektorat entsteht. 
Nicht nur aus der demokratischen Legitimation von 142 Millionen 
Bürgern, sondern auf Grund des Wirtschaftspotentials von fast 50 
Prozent des gesamten EU-Budgets und des politischen Gewichts in 
der Welt werden Deutschland und Frankreich in der EU stets mehr 
bedeuten als lediglich zwei von 25 oder mehr Mitgliedsstaaten.« 

RM: »Welche Bereiche sollten zentral vorgegeben und verwaltet, 
welche den einzelnen Mitgliedern überlassen werden?« 

HdG: »Die französisch-deutsche Confederation, in die sich ande- 
re europäische Nationen einbringen können, sollte eine gemeinsa- 
me Außen-, Wirtschafts-, Bildungs- und Sozialpolitik ausarbeiten. 
Bei der UNO und einigen wichtigen internationalen Organisationen 
müßte dieser Staatenbund mit einer einzigen Stimme vertreten sein. 
Erste konkrete Schritte in diese Richtung könnten im Bereich gemein- 
samer diplomatischer Vertretungen und einer gemeinsamen Wehr- 
und Sicherheitspolitik gesetzt werden. Die Kenntnis der deutschen 
Sprache in Frankreich, wie auch der französischen in Deutschland, 
müßte eine Voraussetzung für die Anstellung im öffentlichen Dienst 
beider Länder sein.« 

RM: »Wie müßte sich Kerneuropa gegen die exponentiell anwach- 
sende demographische Bedrohung durch Masseneinwanderung aus 
der Dritten Welt schützen?« 

HdG: »Die Lösung dieses Problems liegt in erster Linie bei uns 
selbst. Mit Ausnahme Schwedens in den achtziger Jahren und Frank- 
reichs während der Regierungszeit von DE GAULLE gab es in Europa 
keine Politik der großzügigen Förderung und Unterstützung von 
kinderreichen Familien. Im Gegenteil: Die Unumkehrbarkeit der 
derzeitigen demographischen Entwicklung gilt in den EU-Ländern 
als Tabuthema. Vor allem in Deutschland wird eine großzügige Ein- 
wanderungspolitik als >Lösung< des Geburtendefizits betrieben. Es 
ist an der Zeit zu erkennen, daß die Bedrohung durch die demogra- 
phische Entwicklung eine genau so große Gefahr ist wie der dro- 
hende Angriff einer Weltmacht.« 

RM: »Wird Religion eine tragende Komponente des Neuen Euro- 
pas sein? Wird es ein Bekenntnis zu abendländischen Werten geben, 
oder die liberale Gleichberechtigung aller Glaubensbekenntnisse und 
Sekten?« 

HdG: »Ohne Zweifel liegen die Wurzeln der europäischen Kultur 
in der christlichen Religion. Auf das Bekenntnis zu dieser gemeinsa- 
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men ethischen Grundlage aller Europäer kann nicht verzichtet wer- 
den.« 

RM: »Wie können die noch immer vorherrschenden, oft negati- 
ven Stereotypen in den Medien, in Schulbüchern, im Film und Fern- 
sehen, in zahlreichen Parteiprogrammen Europas überwunden wer- 
den?« 

HdG: »Hier werden die politischen Führungen in Frankreich, 
Deutschland und den konföderierten Staaten geeignete Schritte schon 
beim Schulunterricht setzen und vor allem bei den Medien Erzie- 
hungsarbeit leisten müssen.« 

RM: »Wo wären die Vorbehalte und Hindernisse auf dem Wege 
zu einer politischen Integration in Europa am größten: in Frankreich 
oder in Deutschland?« 

HdG: »Ein Staatenbund entsteht nicht aus Liebe zwischen Nach- 
barvölkern, sondern aus nationalen Interessen und Einsichten in 
spezifische Notwendigkeiten. In Deutschland hatte der Widerstand 
des Bundeskanzlers SCHRÖDER gegen Amerikas Kriegspläne im Irak 
die Mehrheit der deutschen Wähler auf seine Seite gezogen, damit 
ein politisches Tabu gebrochen und das Fundament der Legitimität 
der Bundesrepublik Deutschland zerstört. Sie hatte sich damit erst- 
mals von der politischen Bevormundung durch die USA befreit. Diese 
Entwicklung kam einer Revolution gleich und würde das deutsch- 
amerikanische Verhältnis in Zukunft belasten, auch dann, wenn die 
sehr transatlantisch gesinnte Frau MERKEL die nächsten Wahlen ge- 
winnen sollte. Es wird sich in Zukunft erweisen, ob es den einge- 
schworenen deutschen Transatlantikern und Nostalgikern einer an- 
geblichen >special relation between Germany and the USA< mit Hilfe ihrer 
amerikanischen Freunde gelingen wird, jede Regung eines souverä- 
nen und mündigen Europas im Keim zu ersticken.« 

RM: »Welche kerneuropäischen Vorbedingungen müßte Moskau 
erfüllen, bevor es der Achse Paris-Berlin angegliedert werden könn- 
te?« 

HdG: »Deutschland wäre das militärisch weitaus schwächste Glied 
in der Kette der >cooperation strategigque permanente< dieser Troika. 
Wenn es Frankreich und Deutschland gelingt, eine gemeinsame, 
glaubhafte und dauerhafte Außenpolitik zu definieren, die eine echte 
Alternative zur Hegemonialpolitik unserer amerikanischen Freun- 
de darstellt, dann könnte sich Rußland uns anschließen, wie es schon 
anläßlich des Irakkonflikts im Frühjahr 2003 getan hat. Kurzfristig 
ist an eine wirtschaftliche Integration Rußlands in die EU nicht zu 
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Die Achse Paris- 
Berlin-Moskau 
stand und sie stand 
erfreulich noch 
nach SCHRÖDERS 
aufklärendem 
>Tête-à-tête< mit 
Bush Anfang 2003. 
Unter den neuen 
pro-atlantisch 
ausgerichteten 
Regierungschefs 
MERKELUund SARKOZY 
sind neue Anstöße 
leider nicht zu 
erwarten. 


denken. Zunächst gilt es, strategische, politische und kulturelle Ge- 
meinsamkeiten hervorzuheben und herauszuarbeiten.« 

RM: »Was wären die Grundzüge einer künftigen europäischen 
Politik im Hinblick a) auf die weltweite strategisch-wirtschaftliche 
Hegemonialpolitik der USA, b) auf den Nahostkonflikt, c) auf Afri- 
ka und Südamerika?« 

HdG: »Weder das französisch-deutsche Kerneuropa, noch der 
europäische Staatenbund, noch die angedachte Achse Paris-Berlin- 
Moskau sind gegen die USA gerichtet. Die derzeitige von den Neo- 
konservativen beherrschte US-Regierung kontrolliert zwar die Poli- 
tik, die Geheimdienste, einen Großteil der Medien, vertritt jedoch 
nicht das wirkliche Amerika. Wir Europäer dürfen uns unter keinen 
Umständen in die globalen Kriegspläne Washingtons hineinziehen 
lassen, sondern die Grundzüge unserer eigenen außen- und wirt- 
schaftspolitischen Interessen vertreten. Im Nahostkonflikt muß sich 
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Europa als ein ehrlicher und glaubhafter Makler bewähren und seine 
strikte Neutralität unterstreichen. Die geographische Nachbarschaft 
unseres Kontinents zu Nord- und Schwarzafrika gebietet geradezu 
unsere enge Zusammenarbeit mit dessen Regierungen bei der Aus- 
arbeitung von Projekten zur Bewältigung ihrer vordringlichsten Pro- 
bleme vor Ort und zur Uhnterbindung der weiteren Zuwanderung 
nach Europa. Die Einbindung Spaniens in den europäischen Staaten- 
bund würde gewährleisten, daß sich eine enge kulturelle und wirt- 
schaftliche Zusammenarbeit zu den lateinamerikanischen Staaten 
entwickeln würde. Wer auf die Landkarte Europas blickt, wird fest- 
stellen, daß die geographische Verlängerung der Achse Moskau- 
Berlin-Paris zwangsweise nach Madrid führt.« 


Daß eine französisch-deutsche oder eine deutsch-russische Allianz 
außerhalb der von den USA kontrollierten militärischen, politischen, 
finanz- und weltwirtschaftlichen Blöcke von den Globalisierern mit 
allen Mitteln bekämpft wird, ist eine hinlänglich belegte Tatsache. 
Ebenso, daß sich Großbritannien trotz des Golfstroms seit Jahrzehn- 
ten mit einer Geschwindigkeit von einigen Knoten pro Jahr politisch 
von Europa entfernt, um mit seiner ehemaligen nordamerikanischen 
Kolonie zu verschmelzen. So, wie die Dinge stehen, ist weder von 
Seiten der Systempolitiker eines nichtsouveränen Deutschland noch 
von Seiten der Regierungsparteien der fünften französischen Repu- 
blik eine derart unabhängige Politik zu befürchten. Rußland wird 
inzwischen immer stärker, autarker und hat es nicht mehr nötig, zu 
warten, bis - und ob - sich Paris und Berlin zur Emanzipation von 
den USA aufraffen und Moskau eine ernst zu nehmende Alternative 
zu seiner asiatischen Ausrichtung bieten. Wenn sich das deutsche 
und französische Volk nicht sehr beeilen, einen heroischen Entschluß 
zu ihrer Selbstbefreiung zu fassen, würde ein zukünftiger DE GAULLE 
nicht mehr in der Lage sein, sich über eine Wiederzusammenfüh- 
rung der Franken beiderseits des Rhein zu freuen, sondern höch- 
stens über das Blühen und Gedeihen von Tausenden anatolischer 
und maghrebinischer Städte und Gemeinden auf dem Gebiet des 
ersten fränkischen Kaiserreiches. 


Eine Allianz mit der >SCO<? 


Mitte des Jahres 2004 entstand eine Interessengemeinschaft von Staa- 
ten, die drei Viertel der Weltbevölkerung umfaßt, über 80 Prozent 
der Bodenschätze verfügt und die Mehrheit aller Wissenschaftler und 
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Techniker auf Erden beherbergt. Sie ist keine Militärallianz, sondern 
eine lose Vereinigung von Staaten, die sich gegen jede Art von Ver- 
einnahmung durch imperialistische Mächte wehren wollen. Zu ihr 
gehörten anfangs China, Rußland, Indien und Brasilien. Nach dem 
fehlgeschlagenen Attentat auf den Präsidenten Hugo CHÄVEZ, das 
von der CIA angezettelt wurde, trat auch Venezuela dieser Allianz 
bei. Laut American Free Press vom 25. April 2005 bestellte CHÄVEZ in 
Rußland 50 moderne Kampfflugzeuge vom Typ MIG 29 SMT, be- 
waffnet mit je zwei Tonnen schweren Marschflugkörpern, die jeden 
Öltanker oder Flugzeugträger im Golf von Mexiko wegpusten kön- 
nen. Für Einsätze im Tiefflug über der Karibik wurden sie mit tief- 
blauem Tarnanstrich versehen. Die Einschulung der venezolanischen 
Piloten auf russisches Gerät stellen die Kubaner sicher, die zu die- 
sem Zweck von CHÄVEZ fünf Maschinen desselben Typs erhielten. 
»Es überrascht deshalb nicht«, so AFP, »daß auch der französische 
Präsident Jacques CHIRAC seine Beziehungen zu Venezuela, dem 
fünftgrößten Ölproduzenten der Welt, trotz amerikanischer Verstim- 
mung ausbauen will. Der französische Ölmulti Total ist in das Pro- 
jekt Sincor 2 eingestiegen, das mit Investitionen in Höhe von 6,7 Mil- 
liarden Dollar die venezolanische Ölproduktion verdoppeln soll.« 
Wetten, daß >deutsche< Politiker nicht einmal den Mut haben, in Wa- 
shington um Erlaubnis zu fragen, ob sie Caracas einen Besuch ab- 
statten dürfen? 

Ein Jahr später bestätigten russische, chinesische und andere un- 
abhängige Medien, daß den zwischen Rußland, China, Kasachstan, 
Tadschikistan und Usbekistan getroffenen Vereinbarungen im Rah- 
men der >Schanghai Cooperation Organisation (SCO) sich im Laufe 
des Jahres 2006 nun auch die Mongolei, der Iran, Indien und Paki- 
stan angeschlossen haben. Die SCO sieht sich inzwischen als Ab- 
wehrorganisation von Staaten, die ins Fadenkreuz der USA geraten 
sind, weil sie sich diesen weder unterwerfen, noch ihnen ihre Reser- 
ven an Erdöl, Erdgas und andere strategische Rohstoffe ausliefern 
wollen. Die meisten von ihnen sind dazu übergegangen, Erdöl und 
Erdgas sowohl zu Euro-Preisen, gegen Landeswährung, als auch - 
am Dollar vorbei - auf dem Tauschweg gegen andere Rohstoffe zu 
verkaufen. 

Am 13. April 2005 schrieb die Pekinger Volkszeitung, das Ziel der 
USA sei es, den Iran militärisch zu beherrschen, um sich den Besitz 
der Öl- und Gasreserven des Iran, der kaspischen Region und Zen- 
tralasiens zu sichern und diese - an Rußland und China vorbei - zu 
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amerikanisch kontrollierten Mittelmeerhäfen zu leiten. Die USA 
müssen langsam zur Kenntnis nehmen, daß ihre Bemühungen, zen- 
tralasiatische Staaten von der SCO loszueisen, um sie zu der von 
ihnen dominierten SAARC (>South Asian Association for Regional 
Cooperation<) hinzuführen, kläglich versagt haben. Ein einziger Staat 
hat sich den Amerikanern gefügt, und zwar Afghanistan, dessen 
Hauptstadt und Regierungsviertel freilich einer von Amerikanern 
und ihren europäischen Hiwis verteidigten Festung gleichen. Ein 
Blick auf die Landkarte genügt, um festzustellen, daß Afghanistan 
von Mitgliedsstaaten der SCO eingeschlossen ist. Wissen das auch 
die Befehlsempfänger in der Regierung des allertreuesten EU-ropäi- 
schen US-Vasallenstaates, nämlich Deutschlands, die noch immer 
NATO-ergeben behaupten, Deutschlands Interessen am Hindukusch 
verteidigen zu müssen? 

Sogar eine der bisher am engsten mit der Nomenklatura der ame- 
rikanischen Machtelite verfilzten Oligarchie wendet sich offensicht- 
lich von Washington ab: Im Sommer 2006 empfing die Saudi-arabi- 
sche Regierung eine hochrangige Delegation des russischen Öl- und 
Gaskonzerns Gasprom! Macht- und hilflos muß man in Washington 
tatenlos zusehen, wie im eigenen Hinterhof, wie schon zuvor in Kuba, 
nun in acht von zwölf südamerikanischen Staaten Antiimperialisten 
ans Ruder gelangten, die nicht von amerikanischen Konzernen ge- 
kauft sind, sondern die Interessen ihrer Völker vertreten. Sie versu- 
chen, sich von der zweihundertjährigen Bevormundung durch die 
USA zu emanzipieren und sich vom Joch der Weltbank sowie des 
Internationalen Währungsfonds zu befreien. Bei den mexikanischen 
Präsidentschaftswahlen, vor der amerikanischen Haustür, scheiterte 
der Kandidat des Volkes nur äußerst knapp am Kandidaten der pro- 
amerikanischen Wirtschaftslobby. 


Eine Ohrfeige für George W. Bush 


Als während der Kältewelle des Dezember 2005 die amerikanische 
Regierung in mehreren Bundesstaaten für Hunderttausende Haus- 
halte die Heizkostenzulage senkte, sprang die Ölgesellschaft CITGO 
ein und spendete Millionen Gallonen Heizöl für frierende Familien 
in Massachusetts, Pennsylvania, Maine, Vermont, Delaware und im 
New Yorker Stadtteil Bronx. Wem gehört CITGO? Sie ist ein ameri- 
kanischer Ableger der zu hundert Prozent im Staatsbesitz befindli- 
chen >Petröleos de Venezuelas die ein dichtes Tankstellennetz in den 
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USA betreibt. Lokalpolitiker der genannten Bundesstaaten, die von 
ihrer eigenen Regierung in Washington wegen ihrer Zusammenar- 
beit mit CHÄVEZ kritisiert wurden, antworteten ihr: »Wenn das Volk 
hungert und friert, fragt es nicht danach, woher das Essen und die 
Wärme kommen.« Das einfache amerikanische Volk hatte daher we- 
nig Verständnis dafür, daß Ende 2005 Verteidigungsminister Donald 
RUMSFELD Hugo CHÄVEZ mit Adolf HITLER verglich, und auch nicht 
dafür, daß das Massenblatt USA today schlagzeilte, »wenn CHÄVEZ seine 
Raffinerie schließt, könnte er die amerikanische Wirtschaft ruinieren«. 
Denn in einem Leserbrief an dieses Blatt erinnerte der venezolanische 
Botschafter daran, so American Free Press vom 27. Februar 2006, daß 
»auf dem Höhepunkt der Öl- und Gaspreise ein Dutzend Senatoren 
aus beiden Parteien die amerikanischen Ölgesellschaften um Solida- 
rität und Mitgefühl angefleht haben, damit die ärmsten Mitbürger den 
harten Winter überstehen können. CITGO hat seine Bürgerpflicht er- 
füllt, jedoch keine einzige amerikanische Ölgesellschaft!« 

Der Verdrängungskampf um die letzten Ölreserven hat in jüng- 
ster Zeit eine neue Dimension erreicht, seitdem die Chinesen es wa- 
gen, die USA vor ihrer eigenen Haustüre herauszufordern. Sie haben 
auf Kuba eine von den Russen stillgelegte Ölraffinerie in Betrieb 
genommen, die jetzt venezolanisches Erdöl teils für den kubanischen 
Bedarf, teils für den Export über den Hafen Freeport auf den Baha- 
mas verarbeitet, von wo aus die chinesisch kontrollierte Firma Hut- 
chison-Whampoa, die dort Lanklager und Infrastrukturen unterhält, 
für den Weitertransport nach China sorgt. Mit Fidel CASTRO haben 
die Chinesen einen Vertrag zur Erforschung der Erdöl- und Erdgas- 
lagerstätten in der Floridastraße unterzeichnet. Von Kuba aus wer- 
den chinesische Ölfirmen sehr bald damit beginnen, in Sichtweite 
des Luxusstrandes von Key West und der amerikanischen Küste er- 
ste Probebohrungen nach den auf fünf bis neun Milliarden Barrels 
geschätzten Reserven durchzuführen. Reserven, die von den USA, 
obwohl in internationalen Gewässern gelegen, als ihr Eigentum be- 
trachtet werden. Gemäß der selbstproklamierten »Monroe-Doktrin«, 
die jede politische, wirtschaftliche und militärische Intervention außer- 
amerikanischer Mächte auf oder nahe dem amerikanischen Konti 
nent verbietet, hätten frühere Regierungen nicht gezögert, einer der- 
artige Brüskierung amerikanischer Interessen sofort und mit 
schärfsten Mitteln entgegenzutreten. Dies würde Präsident BUSH ja 
auch gern tun, doch befinden sich die modernsten Flugzeugträger, 
Bomber- und Kampfgeschwader, über die Amerika verfügt, sowie 
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die wenigen zuverlässigen Infanterieregimenter, die es aufbieten 
kann, im fernen Morgenland, um dort OSAMA den Unsichtbaren und 
seine Vorderlader->Terroristen< zu jagen und um seit vier Jahren die 
Iraker zu >befreien.< 


Vorbildliche Nachbarschaftshilfe in Lateinamerika 


Die vor fünf Jahren totgesagte argentinische Wirtschaft gab ein kräf- 
tiges Lebenszeichen von sich, als die Regierung des Andenstaates 
laut American Free Press vom 16. Januar 2006 dem Internationalen 
Währungsfonds einen Kredit von 9,8 Milliarden zwei Jahre vor dem 
Fälligkeitsdatum zurückzahlte. Es gelang ihr damit, sich aus dem 
Würgegriff des IWF, der internationalen Großbanken und der pri 
vaten Verleiher zu befreien, die jahrzehntelang das Land gezwun- 
gen hatten, Mindestlöhne, Renten und Sozialleistungen zu kürzen 
und die Lebensmittelpreise zu erhöhen. Stolz verkündete Präsident 
Nestor KIRCHNER seinen Landsleuten, dadurch würde ihr Land bis 


In seinem neuen Buch Die westliche > Werte-Cemeinschaft< bezeichnet 
Jürgen SCHWAB die Weigerung mehrerer lateinamerikanischer Staaten, sich 
den Diktaten der US-Globalisierer zu fügen, als »südamerikanisches Wetter- 

leuchten«. Unter der Führung des venezolanischen Präsidenten CHÄVEZ 
entsteht dort eine Wirtschaftsgemeinschaft namens >Mercosur< als Gegen- 

gewicht zu der von Washington favorisierten Freihandelszone FTAA. 
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2008 die jährlichen Zinsenrückzahlungen in Höhe von 1,1 Milliar- 
den Dollar einsparen. Der Ausstieg der Argentinier aus der Schul- 
denfalle bedeutet freilich eine Katastrophe für die Verleiher, denn je 
höher der Schuldenstand, desto größer ihr jährlicher arbeits- und 
daher müheloser Zinssegen. 

Argentiniens Schritt erfolgte nur wenige Wochen nach dem Be- 
schluß der brasilianischen Regierung, den Geldverleihern des >Paris 
Club<, dem 19 kreditgebende Staaten angehören, die volle Schuld 
von 2,6 Milliarden Dollar, dem IWF gar die Gesamtschuld von 15,5 
Milliarden Dollar auf einen Schlag und ebenfalls zwei Jahre vor der 
Fälligkeit zur Gänze zu begleichen. Eine weitere Katastrophe für die 
Globalisierer und internationalen Zins- und Zinseszinshaie! 

Als der argentinische Präsident nicht nur seinem brasilianischen 
Amtskollegen Luiz Inäcio Lula DA SILVA, sondern auch dem vene- 
zolanischen Präsidenten Hugo CHÄVEZ für ihre finanzielle Hilfe öf- 
fentlich dankte, war für die globale Finanzmafia nicht mehr zu über- 
sehen, daß zumindest auf dem amerikanischen Kontinent gerade ein 
Wirtschaftsblock im Entstehen ist, der sich zum Rivalen der von den 
USA gesteuerten globalen Währungsdiktatur und Weltwirtschafts- 
ordnung entwickelt, dem sich inzwischen auch die Länder Bolivien, 
Ecuador, Peru und Chile angeschlossen haben. 

Wem verdanken die Argentinier und Brasilianer ihre Entschul- 
dung? Sie können sich bei Hugo CHÄVEZ bedanken, dem Präsiden- 
ten Venezuelas, dessen ausschließlich an den nationalen Interessen 
seines Volkes ausgerichtete Außen-, Wirtschafts- und Sozialpolitik 
dazu geführt haben, daß die Milliardengewinne aus dem Export von 
Erdöl im eigenen Lande verbleiben, anstatt auf den Konten des 
amerikanischen Ölkartells zu landen. Zum Schrecken der Wall Street 
verkaufte die Zentralbank Venezuelas im Jahre 2005 etwa zehn Milli- 
arden Dollar US-Obligationen und andere amerikanische Vermögens- 
werte. Kein Wunder, daß der US-Fernsehprediger und fanatische 
>Millenarian< Pat ROBERTSON die CIA öffentlich dazu aufrief, CHÄVEZ 
zu beseitigen! 


Präsident Chävez' Angebot an die Europäer 


Im Mai 2006 nahm Hugo CHÁVEZ an der vierten Konferenz der EU- 
LAC, der europäisch-lateinamerikanisch-karibischen Länder, in Wien 
teil, wo gleichzeitig auch die Gipfelkonferenz der G8-Staaten statt- 
fand. Er ergriff diese Gelegenheit, um die Weltmachtpolitik des 
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gleichzeitig in der Donaustadt anwesenden US-Präsidenten BUSH 
scharf zu verurteilen, was von den lokalen Systemmedien verschwie- 
gen wurde. Von Wien aus flog er nach London, wo er bei einer viel- 
beachteten Pressekonferenz sinngemäß ausführte: »Die Amerikaner 
behaupten nun, da ginge der Imperialist Hugo CHÄVEZ herum, wür- 
de ausländische Unternehmen enteignen, Monopole schaffen, um 
andere Staaten zu dominieren. Wie lächerlich! Wir betreiben eine 
Politik der Anerkennung souveräner Staaten und der besonderen 
Interessen anderer Völker. Wir bieten allen Staaten die Möglichkeit 
zu einer echten Zusammenarbeit auf der Grundlage von Solidarität, 
gegenseitigen Austausches, des Respekts vor internationalen Kon- 
ventionen und Gesetzen, ganz im Gegensatz zu den USA, die in der 
gesamten Welt als imperiale Macht auftreten. Dort befindet sich das 
Imperium, und nicht in Venezuela! Wir bekämpfen die Monopole, 
wir bekämpfen den Imperialismus! Wir wollen das Erdöl nicht mo- 
nopolisieren, wir planen nur, die Reserven Südamerikas genau so 
zu integrieren, wie es die Europäer anfangs mit ihrer Kohle und ih- 
rem Stahl getan haben. Wir wollen in diese Wirtschaftsgemeinschaft 
sowohl unsere ungeheuren Reserven von 150 000 Milliarden Kubik- 
meter Erdgas einbringen, wie auch unsere 300 Milliarden Barrels 
Erdöl. Nicht, damit eine kleine Elite von Imperialisten davon profi- 
tiert, sondern damit dieser Reichtum allen Völkern der Erde zugute 
kommt.« 

Der venezolanische Staatspräsident führte weiter aus: »Gemein- 
sam mit dem brasilianischen Präsidenten Luis Inäcia Lula DA SILVA, 
dem argentinischen Präsidenten Nestor KIRCHNER und dem bolivia- 
nischen Präsidenten Evo MORALES planen wir die gewaltige 8000 Ki- 
lometer lange Gasleitung >Gasoduct<, die von der Karibik bis Pata- 
gonien alle Länder Südamerikas mit sauberem und billigem Erdgas 
versorgen wird. Wir laden europäische Unternehmen ein, sich an 
diesem Jahrhundertprojekt zu beteiligen, das der Entwicklung Süd- 
amerikas dienen und die Armut seiner Völker beseitigen wird. 

Sie fragen mich nach dem Erdöl und dem drohenden Krieg gegen 
den Iran? Europa muß alles unternehmen, um den drohenden An- 
griff auf den Iran aufzuhalten. Europa, wenn es will, hätte die Macht 
dazu, denn die Auswirkungen eines weiteren Krieges im Nahen 
Osten wären für die ganze Welt unabsehbar. Viele Länder würden 
in ihn hineingezogen werden. Der Preis für das Barrel Öl steht jetzt 
bei 70 Dollar und könnte im Kriegsfall auf über 100 Dollar steigen. 
Wir haben bisher verantwortungsbewußt gehandelt. Trotz aller Be- 
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leidigungen, Provokationen und Angriffe der Amerikaner gegen 
unser Land liefern wir den Amerikanern täglich 1,5 Millionen Bar- 
rels. Unsere Ölgesellschaft CITGO betreibt in den USA 14 000 Tank- 
stellen und beschäftigt Tausende amerikanische Arbeitskräfte. Wir 
sind uns dieser Verantwortung für die amerikanische Wirtschaft 
bewußt und werden unsere Verpflichtungen erfüllen.« 

Im Rahmen dieser Pressekonferenz wurden Kooperationsmodelle 
und konkrete Projekte angesprochen, wie sich Europa am Auf- und 
Ausbau der Infrastruktur Südamerikas beteiligen könnte: Südame- 
rika brauche keine Kredite, es sei reich an Rohstoffen und Natur- 
reserven, könne bar oder mit Rohstoffen bezahlen, doch seine Völ- 
ker benötigten das Wissen und die Erfahrungen von Deutschen und 
Franzosen, Italienern und anderen Europäern, um Stahl- und Kraft- 
werke zu errichten, Brücken und mehrspurige Autobahnen zu bau- 
en, die Flußschiffahrt zu entwickeln, ein Schienennetz für Tausende 
Kilometer TGV- und ICE-Strecken, Öl- und Gasleitungen quer durch 
Amazonien und die Pampa, vom Atlantik über die Kordilleren zum 
Pazifik, von Feuerland bis zum Panamakanal zu legen. 

Wie reagierten die Brüsseler Spitzen, die deutsche und andere Re- 
gierungen der europäischen US-Vasallenstaaten? Trotz Massenar- 
beitslosigkeit und Konkurrenzkampfes gegen Billigstanbieter aus 
Fernost schwieg die EU, schwiegen unsere Regierungen, schwiegen 
und schweigen die Politiker und Systemmedien. Sicher meinte Kurt 
TUCHOLSKY genau diese Art von Gesinnunggsliliputanern, als er schrieb: 
»Wenn die Sonne tief steht, werfen auch Zwerge lange Schatten.« 

Im November 2006 wurde im Süden Venezuelas mit dem Bau ei- 
nes gewaltigen Stahlwerks begonnen, die erste Teilstrecke einer trans- 
kontinentalen Bahnverbindung eröffnet. Wer erhielt die Aufträge? 
Richtig! Inder und die Chinesen! Wann endlich erwachen auch wir 
Europäer, emanzipieren uns von der Cocacolonisierung unserer 
Politik, Wirtschaft und Kultur und jagen die (un-)verantwortlichen 
Politiker dorthin, wo der Pfeffer wächst? Die FAZ schlagzeilte am 6. 
Dezember 2006: »Rekordproduktion der deutschen Automobilindu- 
strie! Es drohen 15000 Entlassungen!« 

Worauf warten wir eigentlich noch? Warum ergreifen wir euro- 
päischen Völker nicht die Hände, die uns aus Freundschaft gereicht 
werden, anstatt immer nur solche zu küssen, die uns zum Kassieren 
entgegengestreckt werden? Wann endlich befreit sich Deutschland 
von politischer Gängelung, von seinen geistigen Umerziehern, von 
moralischer Erpressung, von finanzwirtschaftlicher Kontrolle, mit 
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denen die Hauptsiegermacht des Zweiten Weltkrieges es seit sechs 
Jahrzehnten am Nasenring vorführt? Wie lange wollen sich die Deut- 
schen noch als ein Volk von willen- und rückgratlosen Kriechern 
vorführen lassen? 

Bieten denn die Geschichte Deutschlands, >I'Histoire de France< und 
anderer Kulturnationen nicht immer wieder Beispiele der Aufleh- 
nung und des Widerstandes gegen Herrscher, die im Namen des 
Feindes regierten? 


Welche Auswege gibt es, welche Kurskorrekturen sind nötig? 


Am Abend des 14. Juli 1789, jenes Tages, an dem der Pariser Pöbel 
die Bastille erstürmt hatte, die alte Weltordnung Europas gerade ge- 
stürzt und das Neue Zeitalter des Liberalismus und Materialismus 
eingeläutet worden war, schrieb König LUDWIG XVI. in Versailles vor 
dem zu Bettegehen in sein privates Tagebuch ein einziges Wort: 
»rien« (heute nichts los. . .) 

Weder er noch seine Hofschranzen hatten den gerade eingetrete- 
nen welthistorischen GAU überhaupt bemerkt. 

Und wie wir es ja seit Jahren erleben, verhalten sich die politisch 
und wirtschaftlich verantwortlichen Volksvertreter unserer westli- 
chen Welt entweder aus Ahnungslosigkeit, oder aus Eigennutz, oder 
aus internationaler Solidarität nicht anders. Doch WIR sind das Volk, 
also haben wir das RECHT, aber auch die PFLICHT und VERANT- 
WORTUNG, eine politische Führerschaft zu erwählen, die weder 
Erfüllungsaehilfin fremder Wirtschaftslobbies noch Handlangerin 
utopischer Einheitsweltbeglückungstheoretiker, sondern allein ih- 
rem Souverän, dem Volk, das sie erwählt hat, gemäß ihrem geleiste- 
ten Eid verpflichtet ist. Vielleicht lassen sich in unserer sittlich und 
geistig verödeten Welt noch einige Männer und Frauen finden, in 
denen noch Spurenelemente althergebrachter Wertbegriffe brennen, 
die sich freudig zu Wahrheit, Ehre, Treue, Verantwortung, Opfer- 
mut und Sittlichkeit bekennen und fest in ihrem Glauben sind, daß 
Gott, der Herr, sie auf ihrem schweren Weg begleiten wird. Solchen 
Vorbildern wollten wir gern folgen. 

Erst wenn sich die Erkenntnis durchgesetzt haben wird, daß als 
einzige Meßlatte für den Erfolg oder Mißerfolg jeder Innen- und 
Außenpolitik ausschließlich das Wohlergehen der Nation zu gelten 
hat, wird diese politische Führung in der Lage sein, sowohl die rich- 
tigen Entscheidungen zu treffen und entsprechende Gesetze zu er- 
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lassen, als auch diese umzusetzen. Sie wird sich nach dem kategori- 
schen Imperativ zu richten wissen, daß Gemeinnutz stets vor Eigen- 
nutz geht, >die Wirtschaft daher niemals ein von sozialer und natio- 
naler Verantwortung befreiter und abgehobener Wertbegriff an sich 
sein kann, sondern nur nach ihren Leistungen und Erfolgen für die 
Gemeinschaft beurteilt werden darf. 

Eine solche politische Führung wird - in enger Zusammenarbeit 
mit befreundeten Regierungen anderer Nationalstaaten - als erstes 
Maßnahmen zur Bewahrung der nationalen Identität ergreifen, den 
Masseneinwanderungen aus der Dritten Welt einen Riegel vorschie- 
ben und alle globalistischen Fatwas zur Zwangsvermischung und 
Zwangsintegration rückgängig machen, damit der völkische Bestand 
erhalten bleibt. Als zweites den Wachstum- und Globalisierungs- 
fetischismus, dem sich visionäre Wirtschaftstheoretiker und ihre po- 
litischen Helfershelfer mit religiöser Inbrunst verschrieben haben und 
der nur auf Kosten unaufhörlich wachsender Zins- und Zinseszins- 
verschuldungen finanziert werden kann, als gefährliche Irrlehre ent- 
larven, sich von dieser abwenden und einem Währungssystem bei- 
treten, das von keinen privaten Zentralbanken kontrolliert und von 
internationalen Spekulanten ferngelenkt wird. Als drittes wird sie in 
allen Wirtschaftsbereichen sowohl zu einer Entschleunigung des glo- 
balen Raubbaus an den Reichtümern unserer Erde als auch zur Wie- 
dereinführung von natürlich gewachsenen, regional autarken Wirt- 
schaftsstrukturen schreiten, die allein Schutz vor weltweiten 
Versorgungskatastrophen bieten können. Sie wird den Auswüchsen 
einer ausschließlich an Profitmaximierung interessierten heutigen 
Waren- und Menschenwegwerfgesellschaft ein Ende bereiten müs- 
sen, damit Arbeit und Wohlstand vorrangig im Inland geschaffen 
werden und wir wieder lernen, mit unseren Erzeugnissen, Rohstof- 
fen und Naturreserven sparsam umzugehen. 

Optimisten behaupten, daß wir in der bestmöglichen aller Welten 
leben. Pessimisten befürchten, das könnte leider stimmen. Vielleicht 
könnten gerade der Entscheidungskampf der Völker gegen die Glo- 
balisierung, das Eintreten der >Peakoil<-Energiekatastrophe und der 
Verdrängungskampf um das Wasser den lange erwarteten auslö- 
senden Faktor für die Rückbesinnung auf unser Erbe und zur Wieder- 
entdeckung ewig bestehender Werte bewirken, die wir vor einigen 
Jahrzehnten vergessen und seither verleugnet haben. Der Sieg der 
Völker und die Überwindung der Energie- und Wasserversorgungs- 
krisen würden unweigerlich zur Selbstauflösung, zur Implosion der 
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Utopie einer globalen Einen Welt und zu einer Katharsis, das heißt 
zu einer Selbstreinigung der überlebenden Menschheit führen. 

Maria VON EBNER-ESCHENBACH behauptete zu Recht, daß niemand 
so heftig gegen seine Befreiung kämpft wie der glückliche Sklave. 
Die sich ankündigende Wolfszeit wird der Prüfstein sein, ob auch 
unser Volk noch fähig und willens ist, für sein Überleben und Wie- 
derauferstehen als endlich wieder freie und stolze Kulturnation zu 
kämpfen. 
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Richard Melisch 


Re Melisch ist 1934 in Paris geboren, wohin es seinen Va- 
ter, einen ehemaligen k. u. k. Offizier, nach dem Ersten Welt- 
krieg verschlagen und wo dieser eine Pariserin geheiratet hatte. 
Die Schulbänke hat er in Paris und Graz gedrückt. Einige Jahre 
verbrachte er in Brasilien, in Hamburg und in Nordamerika. 1963 
wird er von der Austrian Airlines nach Beirut entsendet, wo ihm 
die Vertretung für die arabischen Länder des Nahen Ostens über- 
tragen wird. Nach 12 Jahren machte er sich selbständig. 19 Jahre 
lang hat er von Beirut aus die umliegenden arabischen Länder 
bereist und 11 Jahre von Dubai und Kuwait aus die Golf Staaten. 


W: schon in seinem Buch Pulverfaß Nahost, in dem die Entste 
hungsgeschichte, die Entwicklung und Langzeitfolgen des 
Nahost-Konflikts schlüssig dargestellt werden, ist es dem Ver- 
fasser auch in seinem jüngsten Werk Der letzte Akt gelungen, den 
Roten Faden aufzuzeigen, der die Beweggründe, die Zwänge, 
die Kriegs- und Weltoberungspläne der Globalisierer miteinan- 
der verbindet. Nach der Lektüre dieses Buches wird niemand 
mehr sagen können, er hätte nicht Bescheid gewußt und sei nicht 
rechtzeitig gewarnt worden. 


Die -Westliche Werte-Gemeinschaft« 


Der Liberalkapitalismus und sein Wertesystem zerstören jegliche Identität 
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überall entgegen- 
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Jürgen Schwab 
Die Westliche Werte-Gemeinschaft« 
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Br: Abrechnung 
gepragt ist.« Alternativen 


Jürgen Schwab 

Der westliche 

Kapitalismus zeigt 

sich seit dem Niedergang 

von Sowjetunion und Ostblock, da er nun von jeder 
Systemkonkurrenz befreit ist, von seiner >besten< Seite: 
Um konkurrenzfähig zu bleiben, sind die Herstellungs- 
kosten zu senken und keine neuen Geschenke zu vertei- 
len. Die Kosten lassen sich senken durch ausländische 
Lohndrücker im Inland und durch Arbeitsplatz- 
verlagerung ins Ausland. Sozialabbau und Lohnsenkun- 
gen stehen auf dem Programm, während die Kapital- 
rendite weitersteigt und die Managergehälter eine 
schwindelerregende Höhe erreichen. Das Primat des 


Profits hat die Vorrangstellung der Politik längst abgelöst. 


Auf den Prüfstand, so lautet Schwabs Befund, sind 
sämtliche >westlichen Werte< zu stellen, die u. a. heißen: 
bürgerliche Aufklärung und Fortschrittsglaube, Individua- 
lismus und Privateigentum, Menschenrechte und multi- 
kulturelle Gesellschaft. Das Konzept, das der Autor 
entwickelt, sieht die Wiedergewinnung eines souveränen 
deutschen Nationalstaats vor, der in eine europäische 
Großraumordnung einzubinden ist, was den Sturz der 
Globalisierung zur Voraussetzung hat. 
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Alie wichtigen Fragen um den begehrten Rohstoff 


Öl - ein Schatz, mit dem sorgsam umzugehen ist! 


’ raturen immer wichti- 


»Die Notwendigkeit 
für eine Energiewen- 
de wird mit Blick auf 

die Erwärmung der 
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schwierigen Aufga- 
ben mit Mut angehen, 
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Der Kampf um das Öl 
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denn das Potential 
der Wissenschaft ist 


ES 

viel größer, als wir = 
tj 

glauben.« S 

Robert Motzkuhn ~ 


Nicht das Ende des Erdölzeitalters ist das eigentliche 
Problem unserer Zeit, sondern die Frage, ob die 
Erdölindustrie trotz geopolitischer Krisen jederzeit in der 
Lage sein wird, die Nachfrage zu befriedigen, und ob 
unsere Industriegesellschaften die Umgestaltung zu 
erneuerbaren Energien in Zukunft ernsthaft betreiben. 


Wie lange reichen die bekannten Ölvorräte noch bei 
ständig zunehmendem Bedarf? Mit welchen 
Neuentdeckungen ist in den nächsten Jahren zu rechnen? 
Was kostet die Ausbeutung weniger ergiebiger 
Ölvorkommen? An welchen Stellen der Erde liegen die 
begehrten Ölfelder? In welcher Hand lag und liegt das 
große Geschäft mit dem Öl? Welchen neuen Bedarf 
werden allein China und Indien aufweisen? Wird es 
schon bald weitere Kriege um den Zugang zu dieser 
Energie geben? Für die nächsten Jahrzehnte wird die 
wirtschaftliche und auch politische Entwicklung in den 
großen Industrienationen wesentlich von diesen Fragen 
um den begehrten Rohstoff bestimmt werden. Das Öl ist 
unser Schicksal. 
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Richard Melisch 


ie Globalisierer sind schon so überheblich und 
iegessicher, daß sie ihrem Chefstrategen Tho- 
mas Barnett erlaubten, ihre Pläne und Strate- 
gien zur Eroberung der Welt zu veröffentlichen. 
In Der Letzte Akt ist nachzulesen, wie die über- 
mächtige Allianz von Wall Street und Pentagon 
zustande kam, die mit der Umsetzung der Welt- 
eroberung durch Globalisierung beauftragt wur- 
de, welche Gebote sie erläßt, welche Endziele sie 
verfolgt. 


ie Globalisierer scheuen sich nicht, offen ein- 
gestehen, daß ihre Hausmacht USA ihre 
politische, militärische und wirtschaftliche 
Übermacht dem praktisch wertlosen US-Dollar 
verdankt, den sie den Völkern der Erde als Welt- 
währung aufzwang, daß sie zur Erzwingung neu- 
er Kriege nicht zögern wird, einen neuen »11. Sep- 
tember: zu inszenieren und amerikanische 
Einsatzgruppen zur Liquidierung mißliebiger Po- 
litiker zu entsenden. Sie räumen ein, daß der End- 
sieg der Globalisierung nur dann erreicht werden 
kann, wenn ausnahmslos alle Völker, Konfessio- 
nen, Kulturen gleichgeschaltet, alle nationalen 
Grenzen niedergerissen, alle sozialpolitisch und 
volkswirtschaftlich gebotenen Schranken und Ein- 
schränkungen beseitigt worden sind. 


e fordern die Vermischung aller Völker, da- 
mit die neu entstehenden Massen von Hu- 
manressourcen mobil, flexibel und vor allem 
widerstandslos den Befehlen ihrer globalen Her- 
ren folgen mögen. Sie streben nach einem einzi- 
gen Ideal, einem einzigen irdischen Lohn, näm- 


lich nach dem Erwirtschaften des maximalen Pro- 
fites. Sittliche Werte kennen sie nicht. 
rechnen mit dem Widerstand von »>Schurken- 
taaten: samt ihren unbelehrbaren, ewig- 
igen, nationalen politischen Führern, die 
noch an Werten und Traditionen hängen, und von 
glaubensfanatischen »Terroristen«, das sind all 
jene, die weder bereit sind, ihre Natur-, Kultur- 
und Bodenschätze dem »freien Spiel des Welt- 
marktes« auszuliefern, noch auf das Überleben 
ihrer Völker als freie und eigenständige Nationen 
zu verzichten. Solchen nationalen Widerstand 
wollen die Globalisierer mit allen Mitteln brechen. 


lisch beschreibt die Gefahren, die von den 
politischen und militärischen Krisenherden 
usgehen, wo fanatische Weltmachtbesesse- 
ne am Ruder sind, die unbedingt neue Kriege an- 
zetteln wollen, um die Entscheidungsschlacht Ar- 
mageddon zu erzwingen und dabei freudig in 
Kauf nehmen, daß sie sich selbst, ihr Land und 
unseren Planeten in die Luft jagen könnten. 


ie Globalisierer glauben, daß sie knapp vor 
Endziel stehen. Doch mit jeder weite- 


en Drehung der Globalisierungsdaumen- 
schraube wächst der Widerstand vieler Völker und 
ihrer nationalbewußten Führungspersönlich- 
keiten. Nicht so in den Mitgliedsstaaten der Euro- 
päischen Union, wo zwar die EU-Verdrossenheit 
der Bürger stark ansteigt, eine Bereitschaft zum 
Widerstand jedoch praktisch kaum erkennbar ist. 
Im letzten Kapitel verweist Melisch auf mögliche 
Lösungen und dringende Kurskorrekturen. 


